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TITEL I 

ZIELE UND ALLGEMEINE REGELUNGEN FÜR DIE 
UNTERSTÜTZUNG 

KAPITEL I 

Gegenstand, Begriffsbestimmungen und allgemeine Regelungen 

Artikel 1 

Gegenstand und Geltungsbereich 

(1) In der vorliegenden Verordnung ist Folgendes festgelegt: 

a) die Finanzregelung für den Europäischen Fonds für regionale 
Entwicklung (EFRE), den Europäischen Sozialfonds Plus (ESF+), 
den Kohäsionsfonds, den Fonds für einen gerechten 
Übergang (JFT), den Europäischen Meeres-, Fischerei- und 
Aquakulturfonds (EMFAF), den Asyl-, Migrations- und 
Integrationsfonds (AMIF), den Fonds für die innere 
Sicherheit (ISF) und das Instrument für finanzielle Hilfe im Bereich 
Grenzverwaltung und Visumpolitik (BMVI) (im Folgenden zusam­
men „Fonds“); 

b) die gemeinsamen Bestimmungen für den EFRE, den ESF+, den 
Kohäsionsfonds, den JTF und den EMFAF. 

(2) Diese Verordnung gilt nicht für die Komponente Beschäftigung 
und soziale Innovation des ESF+ oder für die Komponenten mit direkter 
oder indirekter Mittelverwaltung des EMFAF, des AMIF, des ISF und 
des BMVI, ausgenommen die technische Hilfe auf Initiative der Kom­
mission. 

(3) Die Artikel 5, 14, 19, 28 bis 34 und 108 bis 112 gelten nicht für 
den AMIF, den ISF oder das BMVI. 

(4) Die Artikel 108 bis 112 gelten nicht für den EMFAF. 

(5) Die Artikel 14, 15, 18,19, 21 bis 27, 37 bis 42, Artikel 43 
Absätze 1 bis 4, die Artikel 44 und 50, Artikel 55 Absatz 1 und die 
Artikel 73, 77, 80 und 83 bis 85 gelten nicht für Interreg-Programme. 

(6) In den nachstehend aufgeführten fondsspezifischen Verordnungen 
können Regelungen zur vorliegenden Verordnung ergänzend festgelegt 
werden, die der vorliegenden Verordnung nicht widersprechen dürfen: 

a) Verordnung (EU) 2021/1060 des Europäischen Parlaments und des 
Rates ( 1 ) (im Folgenden „EFRE-und-Kohäsionsfonds-Verordnung“); 

b) Verordnung (EU) 2021/1060 des Europäischen Parlaments und des 
Rates ( 2 ) (im Folgenden „ESF+-Verordnung“); 

c) Verordnung (EU) 2021/1060 des Europäischen Parlaments und des 
Rates ( 3 ) (im Folgenden „Interreg-Verordnung“); 

▼B 

( 1 ) Verordnung (EU) 2021/1060 (ABl. L 231 vom 30.6.2021, S. 159). 
( 2 ) Verordnung (EU) 2021/1060 (ABl. L 231 vom 30.6.2021, S. 159). 
( 3 ) Verordnung (EU) 2021/1060 (ABl. L 231 vom 30.6.2021, S. 159).
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d) Verordnung (EU) 2021/1060 des Europäischen Parlaments und des 
Rates ( 1 ) (im Folgenden „JTF-Verordnung); 

e) Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über den 
Europäischen Meeres-, Fischerei- und Aquakulturfonds und zur Än­
derung der Verordnung (EU) 2017/1004 (im Folgenden „EMFAF- 
Verordnung“); 

f) Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Einrich­
tung des Asyl-, Migrations- und Integrationsfonds (im Folgenden 
„AMIF-Verordnung“); 

g) Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Einrich­
tung des Fonds für die innere Sicherheit (im Folgenden „ISF-Ver­
ordnung“); 

h) Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Schaf­
fung eines Instruments für finanzielle Hilfe im Bereich Grenzver­
waltung und Visumpolitik im Rahmen des Fonds für integrierte 
Grenzverwaltung (im Folgenden „BMVI-Verordnung“). 

Bestehen Zweifel, ob die vorliegende Verordnung oder eine fondsspezi­
fische Verordnung angewendet werden soll, so hat die vorliegende Ver­
ordnung Vorrang. 

Artikel 2 

Begriffsbestimmungen 

Für die Zwecke dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck 

1. „relevante länderspezifische Empfehlungen“ die gemäß Artikel 121 
Absatz 2 und Artikel 148 Absatz 4 AEUV angenommenen Emp­
fehlungen des Rates in Bezug auf strukturelle Probleme und die 
gemäß Artikel 34 der Verordnung (EU) 2018/1999 ausgesproche­
nen ergänzenden Empfehlungen der Kommission, die durch geeig­
nete mehrjährige Investitionen anzugehen sind, welche — wie in 
den fondsspezifischen Verordnungen festgelegt — in den Interven­
tionsbereich der Fonds fallen; 

2. „grundlegende Voraussetzung“ eine Vorbedingung für die wirksame 
und effiziente Umsetzung der spezifischen Ziele; 

3. „anwendbares Recht“ das Unionsrecht und die nationalen Rechts­
vorschriften im Hinblick auf dessen Anwendung; 

4. „Vorhaben“ 

a) ein Projekt, einen Auftrag, eine Maßnahme oder ein Bündel von 
Projekten, ausgewählt im Rahmen der betreffenden Programme; 

b) im Zusammenhang mit Finanzinstrumenten einen Programmbei­
trag zu einem Finanzinstrument und die daraus folgende finan­
zielle Unterstützung, die Endempfänger durch dieses Finanz­
instrument erhalten; 

▼B 

( 1 ) Verordnung (EU) 2021/1060 (ABl. L 231 vom 30.6.2021, S. 159).
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5. „Vorhaben von strategischer Bedeutung“ ein Vorhaben, das einen 
wesentlichen Beitrag zum Erreichen der Ziele eines Programms 
leistet und für das besondere Begleitungs- und Kommunikations­
maßnahmen gelten; 

6. „Priorität“ im Zusammenhang mit dem AMIF, dem ISF und dem 
BMVI ein spezifisches Ziel; 

7. „Priorität“ im Zusammenhang mit dem EMFAF und nur für den 
Zweck des Titels VII ein spezifisches Ziel; 

8. „zwischengeschaltete Stelle“ eine öffentliche oder private Stelle, die 
unter der Verantwortung einer Verwaltungsbehörde tätig ist oder die 
in deren Auftrag Funktionen oder Aufgaben wahrnimmt; 

9. „Begünstigter“ 

a) eine öffentliche oder private Stelle, eine Einrichtung mit oder 
ohne Rechtspersönlichkeit oder eine natürliche Person, die mit 
der Einleitung oder mit der Einleitung und Durchführung von 
Vorhaben betraut ist; 

b) im Zusammenhang mit öffentlich-privaten Partnerschaften (im 
Folgenden „ÖPP“) die öffentliche Stelle, die ein ÖPP-Vorhaben 
einleitet, oder den privaten Partner, der für die Durchführung des 
ÖPP-Vorhabens ausgewählt wurde; 

c) im Zusammenhang mit Systemen staatlicher Beihilfen das Un­
ternehmen, das die Beihilfe erhält; 

d) im Zusammenhang mit gemäß der Verordnung (EU) 
Nr. 1407/2013 ( 1 ) oder (EU) Nr. 717/2014 ( 2 ) der Kommission 
gewährten „De-minimis“-Beihilfen die die Beihilfe gewährende 
Stelle, sofern der Mitgliedstaat dies für die Zwecke dieser Ver­
ordnung beschlossen hat und sie mit der Einleitung oder mit der 
Einleitung und Durchführung des Vorhabens betraut ist; 

e) im Zusammenhang mit Finanzinstrumenten die Stelle, die den 
Holdingfonds einsetzt, oder — falls es keine Holdingfondsstruk­
tur gibt — die Stelle, die den spezifischen Fonds einsetzt, 
oder — wenn das Finanzinstrument von der Verwaltungs­
behörde verwaltet wird — die Verwaltungsbehörde; 

10. „Kleinprojektefonds“ ein Vorhaben innerhalb eines Interreg-Pro­
gramms zur Auswahl und Durchführung von Projekten, einschließ­
lich Maßnahmen zur Förderung von Zusammenarbeit zwischen 
Bürgern, mit einem begrenzten Finanzvolumen; 

▼B 

( 1 ) Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 der Kommission vom 18. Dezember 2013 
über die Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeits­
weise der Europäischen Union auf De-minimis-Beihilfen (ABl. L 352 vom 
24.12.2013, S. 1). 

( 2 ) Verordnung (EU) Nr. 717/2014 der Kommission vom 27. Juni 2014 über die 
Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union auf De-minimis-Beihilfen im Fischerei- und Aquakultur­
sektor (ABl. L 190 vom 28.6.2014, S. 45).
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11. „Sollvorgabe“ einen im Voraus vereinbarten Wert, der am Ende des 
Förderzeitraums im Hinblick auf einen Indikator zu einem spezi­
fischen Ziel erreicht sein muss; 

12. „Etappenziel“ eine Zwischensollvorgabe, die zu einem bestimmten 
Zeitpunkt während des Förderzeitraums im Hinblick auf einen Out­
putindikator zu einem spezifischen Ziel erreicht sein muss; 

13. „Outputindikator“ einen Indikator, der die spezifischen Leistungen 
der Intervention misst; 

14. „Ergebnisindikator“ einen Indikator, der die Auswirkungen der ge­
förderten Interventionen misst und insbesondere die direkt Betrof­
fenen, die zu unterstützenden Zielgruppen oder die Nutzer der In­
frastruktur berücksichtigt; 

15. „ÖPP-Vorhaben“ ein Vorhaben, das im Rahmen einer Partnerschaft 
zwischen öffentlichen Stellen und der Privatwirtschaft im Einklang 
mit einer ÖPP-Vereinbarung durchgeführt wird und darauf abzielt, 
mittels Risikoteilung durch entweder Bündelung von Fachkom­
petenz der Privatwirtschaft oder Erschließung zusätzlicher Kapital­
quellen oder beides öffentliche Dienstleistungen zu erbringen; 

16. „Finanzinstrument“ eine Form der Unterstützung, die mittels einer 
Struktur geleistet wird, über die Finanzprodukte an Endempfänger 
bereitgestellt werden; 

17. „Finanzprodukt“ Beteiligungsinvestitionen oder beteiligungsähn­
liche Investitionen, Darlehen und Garantien, wie in Artikel 2 der 
Haushaltsordnung definiert; 

18. „Endempfänger“ eine juristische oder natürliche Person, die aus den 
Fonds über einen Begünstigten eines Kleinprojektefonds oder aus 
einem Finanzinstrument unterstützt wird; 

19. „Programmbeitrag“ die Unterstützung aus den Fonds und der na­
tionalen öffentlichen und gegebenenfalls privaten Kofinanzierung 
an ein Finanzinstrument; 

20. „Holdingfonds“ einen unter der Verantwortung einer Verwaltungs­
behörde für ein Programm oder mehrere Programme eingerichteten 
Fonds, der mindestens einen spezifischen Fonds durchführen soll; 

21. „spezifischer Fonds“ einen Fonds, durch den eine Verwaltungs­
behörde oder ein Holdingfonds Endempfängern Finanzprodukte 
bereitstellt; 

22. „das Finanzinstrument einsetzende Stelle“ eine Stelle, die unter 
öffentliches Recht oder Privatrecht fällt und Aufgaben eines Hol­
dingfonds oder eines spezifischen Fonds wahrnimmt; 

23. „Hebelwirkung“ den Quotienten aus dem erstattungsfähigen Finanz­
betrag für Endempfänger und dem Betrag des Beitrags aus den 
Fonds; 

▼B
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24. „Multiplikatorverhältnis“ im Zusammenhang mit Garantieinstru­
menten das auf der Grundlage einer umsichtigen Ex-ante-Risiko­
bewertung für jedes anzubietende Garantieprodukt festgelegte Ver­
hältnis zwischen dem Wert der zugrunde liegenden ausgezahlten 
neuen Darlehen, Beteiligungsinvestitionen oder beteiligungsähn­
lichen Investitionen und der Höhe des Programmbeitrags, der für 
Garantieverträge vorgehalten wird, um die erwarteten und unerwar­
teten Verluste aus diesen neuen Darlehen, Beteiligungsinvestitionen 
oder beteiligungsähnlichen Investitionen abzudecken; 

25. „Verwaltungskosten“ direkte oder indirekte Kosten, die gegen 
Nachweis für bei der Umsetzung von Finanzinstrumenten getätigte 
Ausgaben erstattet werden; 

26. „Verwaltungsgebühren“ den Preis für erbrachte Dienstleistungen, 
wie in der Finanzierungsvereinbarung zwischen der Verwaltungs­
behörde und der einen Holdingfonds oder einen spezifischen Fonds 
einsetzenden Stelle und gegebenenfalls zwischen der einen Holding­
fonds einsetzenden Stelle und der einen spezifischen Fonds einset­
zenden Stelle festgelegt; 

27. „Verlagerung“ die Übertragung derselben oder einer ähnlichen Tä­
tigkeit oder eines Teils davon im Sinne des Artikels 2 Nummer 61a 
der Verordnung (EU) Nr. 651/2014; 

28. „öffentlicher Beitrag“ jedweden Beitrag zur Finanzierung von Vor­
haben, der aus Mitteln der nationalen, regionalen oder lokalen Be­
hörden oder eines im Einklang mit der Verordnung (EG) 
Nr. 1082/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates ( 1 ) ein­
gerichteten Europäischen Verbunds für territoriale Zusammenarbeit 
(EVTZ), Mitteln der Union für die Fonds, Mitteln von Einrichtun­
gen des öffentlichen Rechts oder Mitteln von Behördenverbänden 
oder Verbänden von Einrichtungen des öffentlichen Rechts stammt 
und der zum Zweck der Festlegung des Kofinanzierungssatzes bei 
ESF+-Programmen oder -Prioritäten auch von Arbeitgebern und 
Arbeitnehmern gemeinsam aufgebrachte finanzielle Ressourcen um­
fassen kann; 

29. „Geschäftsjahr“ den Zeitraum vom 1. Juli bis zum 30. Juni des 
Folgejahres; eine Ausnahme bilden das erste Geschäftsjahr des Pro­
grammplanungszeitraums, für das der Begriff den Zeitraum vom 
Anfangsdatum der Förderfähigkeit der Ausgaben bis zum 30. Juni 
2022 bezeichnet, und das letzte Geschäftsjahr, für das der Begriff 
den Zeitraum vom 1. Juli 2029 bis zum 30. Juni 2030 bezeichnet; 

30. „Wirtschaftsteilnehmer“ jede natürliche oder juristische Person oder 
jede andere Einrichtung, die an der Durchführung der Fonds betei­
ligt ist; hiervon ausgenommen ist ein Mitgliedstaat, der seine Be­
fugnisse als Behörde ausübt; 

31. „Unregelmäßigkeit“ jeden Verstoß gegen anwendbares Recht als 
Folge einer Handlung oder Unterlassung eines Wirtschaftsteilneh­
mers, die einen Schaden für den Unionshaushalt in Form einer 
ungerechtfertigten Ausgabe bewirkt oder bewirken würde; 

▼B 

( 1 ) Verordnung (EG) Nr. 1082/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 5. Juli 2006 über den Europäischen Verbund für territoriale Zusammen­
arbeit (EVTZ) (ABl. L 210 vom 31.7.2006, S. 19).
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32. „gravierender Mangel“ einen Mangel in der effektiven Funktions­
weise des Verwaltungs- und Kontrollsystems eines Programms, der 
erhebliche Verbesserungen am Verwaltungs- und Kontrollsystem 
erforderlich macht und bei dem jedwede der Kernanforderungen 2, 
4, 5, 9, 12, 13 und 15 nach Anhang X oder mindestens zwei der 
anderen Kernanforderungen mit Kategorie 3 und 4 gemäß dem ge­
nannten Anhang bewertet werden; 

33. „systembedingte Unregelmäßigkeit“ jede Unregelmäßigkeit, die 
wiederholt auftreten kann und bei Vorhaben ähnlicher Art mit hoher 
Wahrscheinlichkeit auftritt und auf einen gravierenden Mangel zu­
rückzuführen ist; hierzu gehören auch die Fälle, in denen nicht die 
geeigneten Verfahren im Einklang mit der vorliegenden Verordnung 
und den fondsspezifischen Regelungen eingerichtet wurden; 

34. „Gesamtfehler“ die Summe der hochgerechneten Zufallsfehler und 
gegebenenfalls der eingegrenzten systembedingten Fehler und nicht 
korrigierten anomalen Fehler 

35. „Gesamtfehlerquote“ den Quotienten aus den Gesamtfehlern und 
der zu prüfenden Grundgesamtheit; 

36. „Restfehlerquote“ den Quotienten aus den Gesamtfehlern abzüglich 
der Finanzkorrekturen durch die Mitgliedstaaten zur Verringerung 
der von der Prüfbehörde ermittelten Risiken und den in der Rech­
nungslegung geltend zu machenden Ausgaben; 

37. „abgeschlossenes Vorhaben“ ein Vorhaben, das physisch abge­
schlossen ist oder vollständig durchgeführt wurde und bei dem 
alle damit in Verbindung stehenden Zahlungen von den Begüns­
tigten geleistet wurden und der entsprechende öffentliche Beitrag an 
die Begünstigten entrichtet wurde; 

38. „Stichprobeneinheit“ eine der Einheiten, wie ein Vorhaben, ein Pro­
jekt innerhalb eines Vorhabens oder ein Auszahlungsantrag eines 
Begünstigten, in die eine zu prüfende Grundgesamtheit zum Zwe­
cke einer Stichprobe unterteilt wird; 

39. „Treuhandkonto“ im Fall eines ÖPP-Vorhabens ein Bankkonto, für 
das eine schriftliche Vereinbarung zwischen einer öffentlichen 
Stelle als Begünstigtem und dem privaten Partner gilt, wie von 
der Verwaltungsbehörde oder einer zwischengeschalteten Stelle ge­
nehmigt, und das während des Förderzeitraums oder danach für 
Zahlungen verwendet wird; 

40. „Teilnehmer“ eine natürliche Person, die unmittelbar von einem 
Vorhaben profitiert, jedoch nicht für die Einleitung oder für die 
Einleitung und Durchführung des Vorhabens zuständig ist und im 
Zusammenhang mit dem EMFAF keine finanzielle Unterstützung 
erhält; 

41. „Grundsatz ‚Energieeffizienz an erster Stelle‘“ die größtmögliche 
Berücksichtigung alternativer kosteneffizienter Energieeffizienzmaß­
nahmen für eine effizientere Energienachfrage und Energieversor­
gung, insbesondere durch kosteneffiziente Einsparungen beim Ener­
gieendverbrauch, durch Initiativen für eine Laststeuerung und durch 
eine effizientere Umwandlung, Übertragung und Verteilung von 
Energie, bei allen Planungsentscheidungen im Energiebereich sowie 
bei Politik- und Investitionsentscheidungen, und gleichzeitig die 
Ziele dieser Entscheidungen zu erreichen; 

▼B
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42. „Sicherung der Klimaverträglichkeit“ ein Verfahren zur Verhin­
derung, dass Infrastrukturen durch potenzielle langfristige Auswir­
kungen des Klimawandels gefährdet werden, und zur Gewährleis­
tung, dass der Grundsatz „Energieeffizienz an erster Stelle“ beachtet 
wird und dass die von dem Projekt verursachten Treibhausgasemis­
sionen mit dem Ziel der Klimaneutralität bis 2050 in Einklang 
stehen; 

43. „Zuschüsse unter Bedingungen“ eine Art des Zuschusses, der Be­
dingungen in Verbindung mit der Rückzahlung der Unterstützung 
unterliegt; 

44. „EIB“ die Europäische Investitionsbank, den Europäischen Investi­
tionsfonds oder jedwede von der Europäischen Investitionsbank 
eingerichtete Tochtergesellschaft; 

45. „Exzellenzsiegel“ das Gütesiegel der Kommission zur Kennzeich­
nung, dass in Bezug auf einen Vorschlag, der bei einer Aufforde­
rung zur Einreichung von Vorschlägen im Rahmen eines Unions­
instruments bewertet wurde und bei dem die Mindestqualitätsanfor­
derungen des genannten Unionsinstruments als erfüllt gelten, aber 
aufgrund nicht ausreichender Haushaltsmittel für diese Aufforde­
rung nicht gefördert werden konnte und über andere auf Unions­
ebene oder nationaler Ebene verfügbare Finanzierungsquellen geför­
dert werden könnte. 

Artikel 3 

Berechnung von Fristen für Maßnahmen der Kommission 

Wird eine Frist für eine Maßnahme der Kommission gesetzt, so beginnt 
diese Frist, wenn der Mitgliedstaat alle Informationen gemäß den An­
forderungen, die im Rahmen der vorliegenden Verordnung oder der 
fondsspezifischen Verordnungen festgelegt wurden, übermittelt hat. 

Die Frist wird ausgesetzt ab dem Tag nach dem Datum, an dem die 
Kommission dem Mitgliedstaat ihre Anmerkungen übermittelt oder ihn 
um überarbeitete Unterlagen ersucht, bis zum Eingang einer Antwort 
des Mitgliedstaats an die Kommission. 

Artikel 4 

Verarbeitung und Schutz personenbezogener Daten 

Die Mitgliedstaaten und die Kommission sind nur dann zur Verarbei­
tung personenbezogener Daten befugt, wenn dies für die Erfüllung ihrer 
jeweiligen Verpflichtungen im Rahmen dieser Verordnung erforderlich 
ist, insbesondere in Bezug auf Begleitung, Berichterstattung, Kommuni­
kation, Veröffentlichung, Evaluierung, Finanzmanagement, Überprüfun­
gen und Prüfungen sowie gegebenenfalls auf die Feststellung der För­
derfähigkeit von Teilnehmern. Die personenbezogenen Daten müssen im 
Einklang mit der Verordnung (EU) 2016/679 oder der Verordnung (EU) 
2018/1725 des Europäischen Parlaments und des Rates ( 1 ) verarbeitet 
werden. 

▼B 

( 1 ) Verordnung (EU) 2018/1725 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 23. Oktober 2018 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung 
personenbezogener Daten durch die Organe, Einrichtungen und sonstigen 
Stellen der Union, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der 
Verordnung (EG) Nr. 45/2001 und des Beschlusses Nr. 1247/2002/EG 
(ABl. L 295 vom 21.11.2018, S. 39).
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KAPITEL II 

Politische Ziele und Grundsätze für eine Unterstützung aus den 
Fonds 

Artikel 5 

Politische Ziele 

(1) Aus dem EFRE, dem ESF+, dem Kohäsionsfonds und dem EM­
FAF werden die folgenden politischen Ziele unterstützt: 

a) ein wettbewerbsfähigeres und intelligenteres Europa durch die För­
derung eines innovativen und intelligenten wirtschaftlichen Wandels 
und der regionalen IKT-Konnektivität; 

b) ein grünerer, CO 2 -armer Übergang zu einer CO 2 -neutralen Wirt­
schaft und einem widerstandsfähigen Europa durch die Förderung 
von sauberen Energien und einer fairen Energiewende, von grünen 
und blauen Investitionen, der Kreislaufwirtschaft, des Klimaschutzes 
und der Anpassung an den Klimawandel, der Risikoprävention und 
des Risikomanagements sowie der nachhaltigen städtischen Mobili­
tät; 

c) ein stärker vernetztes Europa durch die Steigerung der Mobilität; 

d) ein sozialeres und inklusiveres Europa durch die Umsetzung der 
europäischen Säule sozialer Rechte; 

e) ein bürgernäheres Europa durch die Förderung einer nachhaltigen 
und integrierten Entwicklung aller Arten von Gebieten und lokalen 
Initiativen. 

Der JTF trägt zu dem spezifischen Ziel bei, Regionen und Menschen in 
die Lage zu versetzen, die sozialen, beschäftigungsspezifischen, wirt­
schaftlichen und ökologischen Auswirkungen des Übergangs zu den 
energie- und klimapolitischen Vorgaben der Union für 2030 und des 
Übergangs der Union zu einer klimaneutralen Wirtschaft bis 2050 unter 
Zugrundelegung des Übereinkommens von Paris zu bewältigen. 

Absatz 1 Unterabsatz 1 dieses Artikels findet keine Anwendung auf die 
EFRE- und die ESF+-Mittel, die gemäß Artikel 27 auf den JTF über­
tragen werden. 

(2) Der EFRE, der ESF+, der Kohäsionsfonds und der JTF tragen zu 
den Maßnahmen der Union bei und stärken ihren wirtschaftlichen, so­
zialen und territorialen Zusammenhalt im Einklang mit Artikel 174 
AEUV, indem die nachstehenden Ziele verfolgt werden: 

a) das Ziel „Investitionen in Beschäftigung und Wachstum“ in Mit­
gliedstaaten und Regionen, unterstützt aus dem EFRE, dem ESF+, 
dem Kohäsionsfonds und dem JTF; und 

b) das Ziel „Europäische territoriale Zusammenarbeit“ (Interreg), unter­
stützt aus dem EFRE. 

▼B
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(3) Die Mitgliedstaaten und die Kommission fördern die Koordinie­
rung, Komplementarität und Kohärenz zwischen den Fonds und sons­
tigen Instrumenten und Fonds der Union. Sie optimieren die Mecha­
nismen zur Koordinierung zwischen den jeweiligen Verantwortlichen, 
um Überschneidungen während der Programmplanung und der Durch­
führung zu vermeiden. Dementsprechend berücksichtigen die Mitglied­
staaten und die Kommission auch die relevanten länderspezifischen 
Empfehlungen bei der Programmplanung und Durchführung der Fonds. 

Artikel 6 

Klimaschutzziele und Mechanismus zur Anpassung an den 
Klimawandel 

(1) Die Mitgliedstaaten stellen für jeden der Fonds Informationen 
über die Unterstützung der Umwelt- und Klimaschutzziele unter Ver­
wendung einer Methodik auf der Grundlage der Arten der Intervention 
zur Verfügung. Diese Methodik besteht aus einer spezifischen Gewich­
tung der geleisteten Unterstützung auf einer Ebene, die wiedergibt, in 
welchem Maße die Unterstützung zu den Umwelt- und Klimaschutz­
zielen beiträgt. Im Falle des EFRE, des ESF+ und des Kohäsionsfonds 
wird die Gewichtung der Größenordnung und den Codes der Arten der 
Intervention gemäß Anhang I zugeordnet. Aus dem EFRE und dem 
Kohäsionsfonds wird ein Beitrag in Höhe von 30 % bzw. 37 % zu 
den Ausgaben des Unionsbeitrags geleistet, die für die Verwirklichung 
der im Unionshaushalt festgelegten Klimaschutzziele unterstützt werden. 

(2) Das Klimaschutzbeitragsziel jedes einzelnen Mitgliedstaats wird 
als Prozentsatz seiner Gesamtzuweisung aus dem EFRE und dem Ko­
häsionsfonds festgelegt und nach Maßgabe der Arten der Intervention 
und der indikativen finanziellen Aufschlüsselung gemäß Artikel 22 Ab­
satz 3 Buchstabe d Ziffer viii in die Programme einbezogen. Gemäß 
Artikel 11 Absatz 1 wird das vorläufige Klimaschutzbeitragsziel in der 
Partnerschaftsvereinbarung festgelegt. 

(3) Der Mitgliedstaat und die Kommission begleiten regelmäßig, ob 
die Klimaschutzbeitragsziele eingehalten werden; dabei stützen sie sich 
auf die von den Begünstigten bei der Verwaltungsbehörde geltend ge­
machten förderfähigen Gesamtausgaben, aufgeschlüsselt nach den Arten 
der Intervention gemäß Artikel 42, und auf die von dem Mitgliedstaat 
übermittelten Daten. Werden im Rahmen der Begleitung unzureichende 
Fortschritte im Hinblick auf das Erreichen des Klimaschutzbeitragsziels 
festgestellt, so vereinbaren der Mitgliedstaat und die Kommission in der 
jährlichen Überprüfungssitzung Abhilfemaßnahmen. 

(4) Werden bis zum 31. Dezember 2024 auf nationaler Ebene un­
zureichende Fortschritte im Hinblick auf das Erreichen des Klimaschutz­
beitragsziels festgestellt, so berücksichtigt der Mitgliedstaat dies gemäß 
Artikel 18 Absatz 1 in seiner Halbzeitüberprüfung. 

Artikel 7 

Geteilte Mittelverwaltung 

(1) Die Mitgliedstaaten und die Kommission führen den Teil des 
Unionshaushalts, der den Fonds zugewiesen wird, im Rahmen der ge­
teilten Mittelverwaltung im Einklang mit Artikel 63 der Haushaltsord­
nung aus. Die Mitgliedstaaten nehmen die Vorbereitung und Durchfüh­
rung der Programme auf der geeigneten territorialen Ebene gemäß ihrem 
institutionellen, rechtlichen und finanziellen Rahmen vor. 

▼B
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(2) Die Kommission führt den Betrag der Unterstützung, der aus dem 
Kohäsionsfonds auf die Fazilität „Connecting Europe“ (im Folgenden 
„CEF“) übertragen wird, die Europäische Stadtinitiative, interregionale 
Innovationsinvestitionen, den Betrag der Unterstützung, der aus dem 
ESF+ auf die transnationale Zusammenarbeit übertragen wird, die Bei­
träge für das Programm „InvestEU“ und die technische Hilfe auf Ini­
tiative der Kommission im Rahmen der direkten oder indirekten Mittel­
verwaltung im Einklang mit Artikel 62 Absatz 1 Unterabsatz 1 Buch­
staben a und c der Haushaltsordnung aus. 

(3) In Absprache mit dem betreffenden Mitgliedstaat und den betref­
fenden Regionen kann die Kommission die Zusammenarbeit mit den 
Gebieten in äußerster Randlage im Rahmen des Ziels „Europäische 
territoriale Zusammenarbeit“ (Interreg) im Rahmen der indirekten Mit­
telverwaltung umsetzen. 

Artikel 8 

Partnerschaft und Steuerung auf mehreren Ebenen 

(1) Jeder Mitgliedstaat organisiert und verwirklicht für die Partner­
schaftsvereinbarung und für jedes Programm eine umfassende Partner­
schaft gemäß seinem institutionellen und rechtlichen Rahmen und unter 
Berücksichtigung der Besonderheiten der Fonds. Diese Partnerschaft 
umfasst mindestens folgende Partner: 

a) regionale, lokale, städtische und andere Behörden; 

b) Wirtschafts- und Sozialpartner; 

c) relevante Stellen, die die Zivilgesellschaft vertreten, wie Partner des 
Umweltbereichs, Nichtregierungsorganisationen und Stellen, die für 
die Förderung der sozialen Inklusion, Grundrechte, Rechte von Men­
schen mit Behinderung, Gleichstellung der Geschlechter und Nicht­
diskriminierung zuständig sind; 

d) gegebenenfalls Forschungseinrichtungen und Hochschulen. 

(2) Die gemäß Absatz 1 des vorliegenden Artikels errichtete Part­
nerschaft funktioniert nach dem Grundsatz der Steuerung auf mehreren 
Ebenen und nach einem Bottom-up-Ansatz. Der Mitgliedstaat bindet die 
in Absatz 1 genannten Partner in die Ausarbeitung der Partnerschafts­
vereinbarung sowie während der gesamten Vorbereitung, Durchführung 
und Evaluierung der Programme ein, auch durch Teilnahme an den 
Begleitausschüssen gemäß Artikel 39. 

In diesem Zusammenhang stellen die Mitgliedstaaten gegebenenfalls 
einen angemessenen Prozentsatz der Ressourcen aus den Fonds für 
den Ausbau der administrativen Kapazitäten von Sozialpartnern und 
Organisationen der Zivilgesellschaft bereit. 

(3) Für Interreg-Programme umfasst die Partnerschaft Partner aus 
allen teilnehmenden Mitgliedstaaten. 

(4) Die Organisation und Umsetzung der Partnerschaft erfolgt im 
Einklang mit dem mit der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 240/2014 
eingerichteten Europäischen Verhaltenskodex für Partnerschaften. 
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(5) Mindestens einmal im Jahr hört die Kommission Organisationen, 
die Partner auf Unionsebene vertreten, zur Durchführung der Pro­
gramme an und erstattet dem Europäischen Parlament und dem Rat 
über das Ergebnis Bericht. 

Artikel 9 

Bereichsübergreifende Grundsätze 

(1) Die Mitgliedstaaten und die Kommission stellen die Achtung der 
Grundrechte und die Einhaltung der Charta der Grundrechte der Euro­
päischen Union beim Einsatz der Fonds sicher. 

(2) Die Mitgliedstaaten und die Kommission stellen sicher, dass die 
Gleichstellung von Männern und Frauen, die durchgängige Berücksich­
tigung der Geschlechtergleichstellung und die Einbeziehung einer Ge­
schlechterperspektive während der gesamten Vorbereitung, Durchfüh­
rung, Begleitung und Evaluierung der Programme sowie der Bericht­
erstattung darüber berücksichtigt und gefördert werden. 

(3) Die Mitgliedstaaten und die Kommission treffen die erforderli­
chen Maßnahmen gegen jede Form der Diskriminierung aus Gründen 
des Geschlechts, der Rasse, der ethnischen Herkunft, der Religion oder 
der Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen 
Ausrichtung während der Vorbereitung, Durchführung, Begleitung und 
Evaluierung der Programme und Berichterstattung darüber. Insbesondere 
die Zugänglichkeit für Menschen mit Behinderungen wird bei der ge­
samten Vorbereitung und Durchführung der Programme berücksichtigt. 

(4) Die Ziele der Fonds werden im Einklang mit dem in Artikel 11 
AEUV verankerten Ziel der Förderung einer nachhaltigen Entwicklung 
verfolgt, wobei den VN-Zielen für nachhaltige Entwicklung, dem Über­
einkommen von Paris und dem Grundsatz der „Vermeidung erheblicher 
Beeinträchtigungen“ Rechnung zu tragen ist. 

Die Ziele der Fonds werden unter uneingeschränkter Achtung des Um­
weltbesitzstands der Union verfolgt. 

TITEL II 

STRATEGISCHER ANSATZ 

KAPITEL I 

Partnerschaftsvereinbarung 

Artikel 10 

Ausarbeitung und Einreichung der Partnerschaftsvereinbarung 

(1) Jeder Mitgliedstaat arbeitet eine Partnerschaftsvereinbarung aus, 
in der die strategische Ausrichtung für die Programmplanung und die 
Vorkehrungen für einen wirksamen und effizienten Einsatz des EFRE, 
des ESF+, des Kohäsionsfonds, des JTF und des EMFAF für den Zeit­
raum vom 1. Januar 2021 bis zum 31. Dezember 2027 dargelegt sind. 

(2) Die Partnerschaftsvereinbarung wird im Einklang mit dem Euro­
päischen Verhaltenskodex für Partnerschaften ausgearbeitet. Sieht ein 
Mitgliedstaat bereits während der Vorbereitung seiner Programme eine 
umfassende Partnerschaft vor, so gilt diese Anforderung als erfüllt. 
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(3) Der Mitgliedstaat übermittelt der Kommission die Partnerschafts­
vereinbarung vor oder gleichzeitig mit der Einreichung des ersten Pro­
gramms. 

(4) Die Partnerschaftsvereinbarung kann zusammen mit dem relevan­
ten jährlichen nationalen Reformprogramm und dem integrierten natio­
nalen Energie- und Klimaplan eingereicht werden. 

(5) Die Partnerschaftsvereinbarung muss ein strategisches und kurz 
gefasstes Dokument sein. Sie darf nicht länger als 35 Seiten sein, es sei 
denn der Mitgliedstaat beschließt aus eigener Initiative, ein längeres 
Dokument zu erstellen. 

(6) Der Mitgliedstaat erstellt die Partnerschaftsvereinbarung gemäß 
dem Muster in Anhang II. Der Mitgliedstaat darf die Partnerschaftsver­
einbarung in eines seiner Programme aufnehmen. 

(7) Interreg-Programme können der Kommission vor Einreichung der 
Partnerschaftsvereinbarung übermittelt werden. 

(8) Die EIB kann sich auf Ersuchen des betreffenden Mitgliedstaats 
an der Ausarbeitung der Partnerschaftsvereinbarung sowie an Tätigkei­
ten im Zusammenhang mit der Ausarbeitung von Vorhaben, Finanz­
instrumenten und ÖPP beteiligen. 

Artikel 11 

Inhalt der Partnerschaftsvereinbarung 

(1) Die Partnerschaftsvereinbarung enthält folgende Elemente: 

a) die ausgewählten politischen Ziele und das spezifische Ziel des JTF 
mit Angabe, durch welche der in der Partnerschaftsvereinbarung 
erfassten Fonds und Programme diese Ziele verfolgt werden, mit 
entsprechender Begründung, und unter Berücksichtigung der relevan­
ten länderspezifischen Empfehlungen, des integrierten nationalen 
Energie- und Klimaplans, der Grundsätze der europäischen Säule 
sozialer Rechte sowie gegebenenfalls der regionalen Herausforderun­
gen; 

b) für jedes der ausgewählten politischen Ziele und das spezifische Ziel 
des JTF: 

i) eine Zusammenfassung der politischen Entscheidungen und der 
wichtigsten Ergebnisse, die für jeden der in der Partnerschafts­
vereinbarung erfassten Fonds erwartet werden; 

ii) Koordinierung, Abgrenzung und Komplementaritäten in Bezug 
auf die Fonds sowie gegebenenfalls Koordinierung zwischen na­
tionalen und regionalen Programmen; 
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iii) Komplementaritäten und Synergien zwischen den von der Part­
nerschaftsvereinbarung erfassten Fonds, dem AMIF, dem ISF, 
dem BMVI und anderen Unionsinstrumenten, einschließlich 
der strategischen integrierten Projekte und strategischen Natur­
schutzprojekte im Rahmen von LIFE sowie gegebenenfalls der 
im Rahmen von Horizont Europa finanzierten Projekte; 

c) die vorläufige Mittelzuweisung aus jedem der in der Partnerschafts­
vereinbarung erfassten Fonds, aufgeschlüsselt nach politischem Ziel 
auf nationaler und gegebenenfalls auf regionaler Ebene, unter Be­
achtung der fondsspezifischen Regelungen zur thematischen Konzen­
tration, sowie die vorläufige Mittelzuweisung für das spezifische Ziel 
des JTF, einschließlich etwaiger EFRE- und ESF+-Mittel, die gemäß 
Artikel 27 auf den JTF übertragen werden; 

d) das vorläufige Klimaschutzbeitragsziel gemäß Artikel 6 Absatz 2; 

e) gegebenenfalls die Aufschlüsselung der Mittel nach Regionenkatego­
rie gemäß Artikel 108 Absatz 2 und der Höhe der für eine Über­
tragung vorgeschlagenen Zuweisungen nach Artikel 26 und Arti­
kel 111, einschließlich einer Begründung einer solchen Übertragung; 

f) in Bezug auf technische Hilfe, welche Form von Unionsbeiträgen der 
Mitgliedstaat nach Artikel 36 Absatz 3 wählt und gegebenenfalls die 
vorläufige Mittelzuweisung aus jedem der in der Partnerschaftsver­
einbarung erfassten Fonds auf nationaler Ebene und die Aufschlüs­
selung der Mittel nach Programm und Regionenkategorie; 

g) die Beiträge an das Programm „InvestEU“ aufgeschlüsselt nach 
Fonds und gegebenenfalls nach Regionenkategorie; 

h) eine Auflistung der geplanten Programme im Rahmen der in der 
Partnerschaftsvereinbarung erfassten Fonds mit den jeweiligen vor­
läufigen Mittelzuweisungen aufgeschlüsselt nach Fonds und dem 
entsprechenden nationalen Beitrag gegebenenfalls aufgeschlüsselt 
nach Regionenkategorie; 

i) eine Zusammenfassung der Maßnahmen, die der betreffende Mit­
gliedstaat zur Stärkung seiner administrativen Kapazität beim Einsatz 
der in der Partnerschaftsvereinbarung erfassten Fonds zu ergreifen 
beabsichtigt; 

j) gegebenenfalls einen integrierten Ansatz, um die demografischen 
Herausforderungen von Regionen und Gebieten zu bewältigen oder 
den spezifischen Bedürfnissen von Regionen und Gebieten Rech­
nung zu tragen. 

In Bezug auf das Ziel „Europäische territoriale Zusammenarbeit“ (Inter­
reg) enthält die Partnerschaftsvereinbarung lediglich die Auflistung der 
geplanten Programme. 

(2) Die Partnerschaftsvereinbarung kann außerdem eine Zusammen­
fassung der Bewertung der Erfüllung der in Artikel 15 und in den 
Anhängen III und IV genannten jeweiligen grundlegenden Vorausset­
zungen enthalten. 
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Artikel 12 

Genehmigung der Partnerschaftsvereinbarung 

(1) Die Kommission bewertet die Partnerschaftsvereinbarung und de­
ren Übereinstimmung mit der vorliegenden Verordnung und den fonds­
spezifischen Regelungen; dabei achtet sie den Grundsatz der Verhält­
nismäßigkeit und trägt dem strategischen Charakter des Dokuments, der 
Zahl der erfassten Programme und dem Gesamtbetrag der dem betref­
fenden Mitgliedstaat zugewiesenen Mittel Rechnung. Insbesondere be­
achtet die Kommission bei ihrer Bewertung, wie der Mitgliedstaat be­
absichtigt, die relevanten länderspezifischen Empfehlungen, seinen inte­
grierten nationalen Energie- und Klimaplan sowie die europäische Säule 
sozialer Rechte anzugehen. 

(2) Die Kommission kann innerhalb von drei Monaten nach dem Tag 
der Einreichung der Partnerschaftsvereinbarung durch den Mitgliedstaat 
Anmerkungen vorbringen. 

(3) Der Mitgliedstaat überarbeitet die Partnerschaftsvereinbarung un­
ter Berücksichtigung der Anmerkungen der Kommission. 

(4) Die Kommission erlässt spätestens vier Monate nach dem Tag der 
ersten Einreichung der Partnerschaftsvereinbarung durch den betreffen­
den Mitgliedstaat mittels eines Durchführungsrechtsakts einen Beschluss 
zur Genehmigung dieser Partnerschaftsvereinbarung. 

(5) Ist die Partnerschaftsvereinbarung gemäß Artikel 10 Absatz 6 in 
einem Programm enthalten, so erlässt die Kommission spätestens sechs 
Monate nach dem Tag der ersten Einreichung des Programms durch den 
betreffenden Mitgliedstaat mittels eines Durchführungsrechtsakts einen 
einzigen Beschluss zur Genehmigung der Partnerschaftsvereinbarung 
und des betreffenden Programms. 

Artikel 13 

Änderung der Partnerschaftsvereinbarung 

(1) Ein Mitgliedstaat kann bis zum 31. März 2025 eine geänderte 
Partnerschaftsvereinbarung bei der Kommission einreichen, in der er 
den Ergebnissen der Halbzeitüberprüfung Rechnung trägt. 

(2) Die Kommission prüft die Änderung und kann innerhalb von drei 
Monaten nach Einreichung der geänderten Partnerschaftsvereinbarung 
Anmerkungen vorbringen. 

(3) Der Mitgliedstaat überarbeitet die geänderte Partnerschaftsverein­
barung unter Berücksichtigung der Anmerkungen der Kommission. 

(4) Die Kommission genehmigt die Änderung einer Partnerschafts­
vereinbarung spätestens sechs Monate nach ihrer ersten Einreichung 
durch den Mitgliedstaat. 
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Artikel 14 

Nutzung des EFRE, des ESF+, des Kohäsionsfonds und des EMFAF 
bei Einsatz über das Programm „InvestEU“ 

(1) Die Mitgliedstaaten dürfen in der Partnerschaftsvereinbarung ei­
nen Betrag von bis zu 2 % der ursprünglichen nationalen Mittelzuwei­
sung für den EFRE, den ESF+, den Kohäsionsfonds und den EMFAF, 
dem Programm „InvestEU“ zuweisen, der über die EU-Garantie und die 
InvestEU-Beratungsplattform gemäß Artikel 10 der InvestEU-Verord­
nung eingesetzt werden soll. Im Einvernehmen mit der betreffenden 
Verwaltungsbehörde dürfen die Mitgliedstaaten nach dem 1. Januar 
2023 zudem einen Betrag in Höhe von bis zu 3 % der ursprünglichen 
nationalen Mittelzuweisung jedes dieser Fonds über einen Programm­
änderungsantrag oder mehrere Programmänderungsanträge zuweisen. 

Durch diese Beträge wird zur Verwirklichung der in der Partnerschafts­
vereinbarung oder dem Programm ausgewählten politischen Ziele bei­
getragen, und mit ihnen werden in erster Linie Investitionen in der 
Kategorie der beitragenden Regionen unterstützt. 

Diese Beiträge werden entsprechend den in der InvestEU-Verordnung 
festgelegten Regeln eingesetzt und stellen keine Übertragungen von 
Mitteln gemäß Artikel 26 dar. 

(2) Die Mitgliedstaaten legen den beigetragenen Gesamtbetrag für 
jedes Jahr, aufgeschlüsselt nach Fonds und gegebenenfalls nach Regio­
nenkategorie, fest. Bei der Partnerschaftsvereinbarung dürfen Mittel des 
laufenden und künftiger Kalenderjahre zugewiesen werden. Beantragt 
ein Mitgliedstaat eine Änderung eines Programms, so dürfen nur Mittel 
künftiger Kalenderjahre zugewiesen werden. 

(3) Die Beträge gemäß Absatz 1 des vorliegenden Artikels werden 
bei Abschluss der Beitragsvereinbarung gemäß Artikel 10 Absatz 3 der 
InvestEU-Verordnung zur Dotierung des Teils der EU-Garantie im Rah­
men der Mitgliedstaaten-Komponente und für die InvestEU-Beratungs­
plattform verwendet. Die Mittelbindungen der Union in Bezug auf jede 
Beitragsvereinbarung dürfen im Zeitraum zwischen dem 1. Januar 2021 
und dem 31. Dezember 2027 von der Kommission in Jahrestranchen 
vorgenommen werden. 

(4) Wird — ungeachtet des Artikels 12 der Haushaltsordnung — 
innerhalb von vier Monaten ab dem Tag des Beschlusses der Kommis­
sion zur Genehmigung der Partnerschaftsvereinbarung keine Beitrags­
vereinbarung gemäß Artikel 10 Absatz 2 der InvestEU-Verordnung für 
einen Betrag nach Absatz 1 des vorliegenden Artikels geschlossen, der 
in der Partnerschaftsvereinbarung zugewiesen wurde, so wird der ent­
sprechende Betrag einem Programm oder mehreren Programmen inner­
halb des beitragenden Fonds und der Regionenkategorie zugewiesen, 
gegebenenfalls auf Antrag des Mitgliedstaats. 

Die Beitragsvereinbarung für die Beträge nach Absatz 1, die in einem 
Antrag auf Änderung eines Programms zugewiesen wurden, wird 
gleichzeitig mit der Annahme des Beschlusses zur Änderung des Pro­
gramms geschlossen. 

(5) Wird gemäß Artikel 10 Absatz 4 Unterabsatz 2 der InvestEU- 
Verordnung innerhalb von neun Monaten nach Abschluss der Beitrags­
vereinbarung keine Garantievereinbarung geschlossen, so wird die Bei­
tragsvereinbarung im gegenseitigen Einvernehmen beendet oder verlän­
gert. 
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Wird die Beteiligung eines Mitgliedstaats an dem Fonds „InvestEU“ 
eingestellt, so werden die betreffenden in den gemeinsamen Dotierungs­
fonds als Dotierung eingezahlten Beträge als interne zweckgebundene 
Einnahmen nach Artikel 21 Absatz 5 der Haushaltsordnung eingezogen. 
Der betreffende Mitgliedstaat übermittelt einen Antrag auf Änderung 
eines Programms oder mehrerer Programme, um die eingezogenen Be­
träge und die künftigen Kalenderjahren zugewiesenen Beträge gemäß 
Absatz 2 des vorliegenden Artikels zu verwenden. Die Beendigung oder 
Änderung der Beitragsvereinbarung wird gleichzeitig mit der Annahme 
der Beschlüsse zur Änderung des betreffenden Programms bzw. der 
betreffenden Programme abgeschlossen. 

(6) Wird gemäß Artikel 10 Absatz 4 Unterabsatz 3 der 
InvestEU-Verordnung eine Garantievereinbarung innerhalb von vier 
Jahren nach Abschluss der Garantievereinbarung nicht ordnungsgemäß 
umgesetzt, so wird die Beitragsvereinbarung geändert. Der Mitgliedstaat 
kann beantragen, dass gemäß Absatz 1 des vorliegenden Artikels zur 
EU-Garantie beigetragene und in der Garantievereinbarung gebundene 
Beträge, die keine zugrunde liegenden Darlehen, Beteiligungsinvestitio­
nen oder andere Risikoinstrumente betreffen, gemäß Absatz 5 des vor­
liegenden Artikels behandelt werden. 

(7) Mittel, die von den als Beitrag an die EU-Garantie geflossenen 
Beträgen erwirtschaftet oder diesen zuzuordnen sind, werden den Mit­
gliedstaaten gemäß Artikel 10 Absatz 5 der InvestEU-Verordnung zur 
Verfügung gestellt und zur Unterstützung im Rahmen desselben Ziels 
oder derselben Ziele in Form von Finanzinstrumenten oder Haushalts­
garantien eingesetzt. 

(8) Für Beträge, die gemäß den Absätzen 4, 5 und 6 des vorliegen­
den Artikels in einem Programm wiederzuverwenden sind, beginnt die 
Frist für die Aufhebung der Mittelbindung gemäß Artikel 105 Absatz 1 
in dem Jahr, in dem die entsprechenden Mittelbindungen vorgenommen 
werden. 

KAPITEL II 

Grundlegende Voraussetzungen und Leistungsrahmen 

Artikel 15 

Grundlegende Voraussetzungen 

(1) In der vorliegenden Verordnung sind grundlegende Voraussetzun­
gen der spezifischen Ziele festgelegt. 

Anhang III enthält die zielübergreifenden grundlegenden Voraussetzun­
gen, die für alle spezifischen Ziele gelten, und die Kriterien, die für die 
Bewertung ihrer Erfüllung erforderlich sind. 

Anhang IV enthält die thematischen grundlegenden Voraussetzungen für 
den EFRE, den ESF+ und den Kohäsionsfonds sowie die Kriterien, die 
für die Bewertung ihrer Erfüllung erforderlich sind. 

Die grundlegende Voraussetzung in Bezug auf die Instrumente und 
Kapazitäten zur wirksamen Anwendung der Vorschriften über staatliche 
Beihilfen gilt nicht für Programme, die aus dem AMIF, dem ISF oder 
dem BMVI unterstützt werden. 

▼B



 

02021R1060 — DE — 01.03.2023 — 002.001 — 27 

(2) Bei der Ausarbeitung eines Programms oder der Einführung eines 
neuen spezifischen Ziels im Rahmen der Änderung eines Programms 
bewertet der Mitgliedstaat, ob die grundlegenden Voraussetzungen für 
das ausgewählte spezifische Ziel erfüllt sind. Eine grundlegende Voraus­
setzung ist erfüllt, wenn alle entsprechenden Kriterien erfüllt sind. Der 
Mitgliedstaat gibt in jedem Programm oder in der Programmänderung 
die erfüllten und die nicht erfüllten grundlegenden Voraussetzungen an 
und legt eine entsprechende Begründung vor, sofern er eine grund­
legende Voraussetzung als erfüllt ansieht. 

(3) Ist eine grundlegende Voraussetzung zum Zeitpunkt der Geneh­
migung des Programms oder der Programmänderung nicht erfüllt, so 
informiert der Mitgliedstaat die Kommission mit entsprechender Be­
gründung, sobald er die grundlegende Voraussetzung als erfüllt ansieht. 

(4) Die Kommission nimmt so schnell wie möglich und spätestens 
drei Monate nach Eingang der Informationen gemäß Absatz 3 eine 
Bewertung vor und teilt dem Mitgliedstaat mit, ob auch sie die grund­
legende Voraussetzung als erfüllt ansieht. 

Widerspricht die Kommission dem Mitgliedstaat in Bezug auf die Er­
füllung der grundlegenden Voraussetzung, so setzt sie den Mitgliedstaat 
darüber in Kenntnis und legt ihre Bewertung dar. 

Widerspricht der Mitgliedstaat der Bewertung der Kommission, so legt 
er innerhalb von einem Monat seine Anmerkungen vor, und die Kom­
mission verfährt nach Unterabsatz 1. 

Akzeptiert der Mitgliedstaat die Bewertung der Kommission, so verfährt 
er nach Absatz 3. 

(5) Unbeschadet des Artikels 105 können Ausgaben im Zusammen­
hang mit Vorhaben, die mit dem spezifischen Ziel verbunden sind, in 
Zahlungsanträge aufgenommen werden, aber sie werden von der Kom­
mission solange nicht erstattet, bis die Kommission dem Mitgliedstaat 
gemäß Absatz 4 Unterabsatz 1 des vorliegenden Artikels mitgeteilt hat, 
dass die grundlegende Voraussetzung erfüllt ist. 

Unterabsatz 1 gilt nicht für Vorhaben, die zur Erfüllung der entspre­
chenden grundlegenden Voraussetzung beitragen. 

(6) Der Mitgliedstaat stellt sicher, dass die grundlegenden Voraus­
setzungen während des gesamten Programmplanungszeitraums erfüllt 
und geachtet bleiben. Er unterrichtet die Kommission über jedwede 
Änderung, die Einfluss auf die Erfüllung von grundlegenden Voraus­
setzungen hat. 

Ist die Kommission der Ansicht, eine grundlegende Voraussetzung sei 
nicht mehr erfüllt, so setzt sie den Mitgliedstaat unter Darlegung ihrer 
Bewertung in Kenntnis. Anschließend wird das Verfahren nach Absatz 4 
Unterabsätze 2 und 3 befolgt. 

Kommt die Kommission anhand der Anmerkungen des Mitgliedstaats 
zu dem Schluss, dass die grundlegende Voraussetzung weiterhin nicht 
erfüllt ist, und unbeschadet des Artikels 105, können Ausgaben im 
Zusammenhang mit dem betreffenden spezifischen Ziel in Zahlungs­
anträge aufgenommen werden, aber sie werden von der Kommission 
solange nicht erstattet, bis die Kommission dem Mitgliedstaat gemäß 
Absatz 4 Unterabsatz 1 des vorliegenden Artikels mitgeteilt hat, dass die 
grundlegende Voraussetzung erfüllt ist. 
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(7) Anhang IV gilt nicht für die aus dem JTF unterstützten Prioritä­
ten oder für die EFRE- und die ESF+-Mittel, die gemäß Artikel 27 auf 
den JTF übertragen werden. 

Artikel 16 

Leistungsrahmen 

(1) Jeder Mitgliedstaat erstellt einen Leistungsrahmen, der es erlaubt, 
die Leistung des Programms während dessen Durchführung zu begleiten 
und zu evaluieren und darüber Bericht zu erstatten, und der zur Mes­
sung der Gesamtleistung der Fonds beiträgt. 

Der Leistungsrahmen umfasst 

a) Output- und Ergebnisindikatoren zu den für das Programm aus­
gewählten spezifischen Zielen wie in den fondsspezifischen Verord­
nungen festgelegt, 

b) Etappenziele, die bis Ende des Jahres 2024 für die Outputindikatoren 
zu erreichen sind, sowie 

c) Sollvorgaben, die bis Ende des Jahres 2029 für die Output- und die 
Ergebnisindikatoren zu erreichen sind. 

(2) Etappenziele und Sollvorgaben werden in Bezug auf jedes spezi­
fische Ziel innerhalb eines Programms festgelegt, mit Ausnahme der 
technischen Hilfe und des spezifischen Ziels zu materieller Deprivation 
gemäß Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe m der ESF+-Verordnung. 

(3) Anhand der Etappenziele und Sollvorgaben können die Kommis­
sion und der Mitgliedstaat die Fortschritte beim Erreichen der spezi­
fischen Ziele bemessen. Sie müssen den Anforderungen gemäß Arti­
kel 33 Absatz 3 der Haushaltsordnung entsprechen. 

Artikel 17 

Methodik für die Erstellung des Leistungsrahmens 

(1) Die Methodik zur Erstellung des Leistungsrahmens enthält: 

a) die vom Mitgliedstaat bei der Auswahl der Indikatoren herangezo­
genen Kriterien; 

b) die verwendeten Daten oder Nachweise, die Sicherung der Daten­
qualität und die Berechnungsmethode; 

c) Faktoren, die das Erreichen der Etappenziele und Sollvorgaben be­
einflussen können, und Art der Berücksichtigung dieser Faktoren. 

(2) Der Mitgliedstaat stellt die Methodik zur Erstellung des Leis­
tungsrahmens auf Anfrage der Kommission zur Verfügung. 
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Artikel 18 

Halbzeitüberprüfung und Flexibilitätsbetrag 

(1) Bei den aus dem EFRE, dem ESF+, dem Kohäsionsfonds und 
dem JTF unterstützten Programmen überprüft der Mitgliedstaat jedes 
Programm und berücksichtigt dabei folgende Faktoren: 

a) die neuen Herausforderungen, die in den im Jahr 2024 angenom­
menen relevanten länderspezifischen Empfehlungen ermittelt 
wurden; 

b) falls relevant, die Fortschritte bei der Umsetzung des integrierten 
nationalen Energie- und Klimaplans; 

c) die Fortschritte bei der Umsetzung der Grundsätze der europäischen 
Säule sozialer Rechte; 

d) die sozioökonomische Lage des betreffenden Mitgliedstaats bzw. der 
betreffenden Region, mit besonderem Schwerpunkt auf territorialem 
Bedarf, unter Berücksichtigung etwaiger wichtiger negativer finan­
zieller, wirtschaftlicher oder sozialer Entwicklungen; 

e) die wichtigsten Ergebnisse einschlägiger Evaluierungen; 

f) die Fortschritte beim Erreichen der Etappenziele, unter Berücksich­
tigung wesentlicher Schwierigkeiten bei der Durchführung des Pro­
gramms; 

g) für aus dem JTF unterstützte Programme die Bewertung durch die 
Kommission gemäß Artikel 29 Absatz 1 Buchstabe b der Verord­
nung (EU) 2018/1999. 

(2) Der Mitgliedstaat übermittelt der Kommission bis zum 31. März 
2025 für jedes Programm eine Bewertung der Ergebnisse der Halbzeit­
überprüfung, einschließlich eines Vorschlags für die endgültige Zuwei­
sung des Flexibilitätsbetrags gemäß Artikel 86 Absatz 1 Unterabsatz 2. 

(3) Falls dies im Anschluss an die Halbzeitüberprüfung des Pro­
gramms oder aufgrund der Ermittlung neuer Herausforderungen gemäß 
Absatz 1 Buchstabe a für erforderlich gehalten wird, übermittelt der 
Mitgliedstaat der Kommission die in Absatz 2 genannte Bewertung zu­
sammen mit dem geänderten Programm. 

Die Überarbeitungen umfassen 

a) die Zuweisungen der Finanzmittel aufgeschlüsselt nach Priorität; 

b) überarbeitete oder neue Sollvorgaben; 

c) die Beiträge an das Programm „InvestEU“, aufgeschlüsselt nach 
Fonds und gegebenenfalls nach Regionenkategorie. 

Die Kommission genehmigt das überarbeitete Programm gemäß Arti­
kel 24, einschließlich einer endgültigen Zuweisung des Flexibilitäts­
betrags. 

▼B
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(4) Ist der Mitgliedstaat aufgrund der Halbzeitüberprüfung der An­
sicht, dass das Programm nicht geändert werden muss, so wird die 
Kommission entweder 

a) innerhalb von drei Monaten nach Vorlage der in Absatz 2 genannten 
Bewertung einen Beschluss annehmen, mit dem die endgültige Zu­
weisung des Flexibilitätsbetrags bestätigt wird, oder 

b) den Mitgliedstaat innerhalb von zwei Monaten nach Vorlage der in 
Absatz 2 dieses Artikels genannten Bewertung auffordern, ein geän­
dertes Programm gemäß Artikel 24 vorzulegen. 

(5) Bis zur Annahme des Beschlusses der Kommission zur Bestäti­
gung der endgültigen Zuweisung des Flexibilitätsbetrags steht dieser 
Betrag nicht für die Auswahl von Vorhaben zur Verfügung. 

(6) Die Kommission erstellt bis Ende 2026 einen Bericht über die 
Ergebnisse der Halbzeitüberprüfung und übermittelt ihn dem Europäi­
schen Parlament und dem Rat. 

KAPITEL III 

Maßnahmen in Verbindung mit der ordnungsgemäßen 
wirtschaftlichen Steuerung und außergewöhnlichen oder 

ungewöhnlichen Umständen 

Artikel 19 

Maßnahmen zur Schaffung einer Verbindung zwischen der 
Wirksamkeit der Fonds und der ordnungsgemäßen 

wirtschaftspolitischen Steuerung 

(1) Die Kommission kann einen Mitgliedstaat auffordern, relevante 
Programme zu überarbeiten und Änderungen vorzuschlagen, wenn dies 
erforderlich ist, um die Umsetzung entsprechender Empfehlungen des 
Rates zu unterstützen. 

Eine solche Aufforderung kann zu folgenden Zwecken erfolgen: 

a) zur Unterstützung der Umsetzung einer gemäß Artikel 121 Absatz 2 
AEUV angenommenen relevanten länderspezifischen Empfehlung 
bzw. einer entsprechenden gemäß Artikel 148 Absatz 4 AEUV an­
genommenen Empfehlung des Rates, die an den betreffenden Mit­
gliedstaat gerichtet ist; 

b) zur Unterstützung der Umsetzung relevanter Empfehlungen des Ra­
tes, die an den betreffenden Mitgliedstaat gerichtet sind und gemäß 
Artikel 7 Absatz 2 oder Artikel 8 Absatz 2 der Verordnung (EU) 
Nr. 1176/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates ( 1 ) an­
genommen wurden, unter der Voraussetzung, dass diese Änderungen 
als für die Korrektur makroökonomischer Ungleichgewichte erforder­
lich angesehen werden. 

▼B 

( 1 ) Verordnung (EU) Nr. 1176/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 16. November 2011 über die Vermeidung und Korrektur makroöko­
nomischer Ungleichgewichte (ABl. L 306 vom 23.11.2011, S. 25).
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(2) Eine Aufforderung der Kommission an den Mitgliedstaat gemäß 
Absatz 1 muss eine Begründung enthalten, mit Verweis darauf, dass die 
Umsetzung der entsprechenden Empfehlungen unterstützt werden muss, 
sowie die nach Auffassung der Kommission betroffenen Programme 
oder Prioritäten und die Art der erwarteten Änderungen. Eine solche 
Aufforderung wird weder vor 2023 noch nach 2026 und auch nicht in 
zwei aufeinanderfolgenden Jahren zu ein und demselben Programm 
vorgenommen. 

(3) Der Mitgliedstaat antwortet innerhalb von zwei Monaten nach 
Erhalt auf die in Absatz 1 genannte Aufforderung, wobei er die von 
ihm für notwendig erachteten Änderungen der entsprechenden Pro­
gramme und die Gründe für diese Änderungen aufführt, die betroffenen 
Programme benennt sowie die Art der vorgeschlagenen Änderungen 
und ihre erwarteten Auswirkungen auf die Umsetzung der Empfehlun­
gen und den Einsatz der Fonds umreißt. Soweit erforderlich, legt die 
Kommission innerhalb von einem Monat nach Erhalt dieser Antwort 
Anmerkungen vor. 

(4) Der Mitgliedstaat unterbreitet innerhalb von zwei Monaten nach 
der Übermittlung der in Absatz 3 genannten Antwort einen Vorschlag 
für die Änderung der jeweiligen Programme. 

(5) Übermittelt die Kommission keine Anmerkungen oder ist sie der 
Ansicht, dass ihren übermittelten Anmerkungen angemessen Rechnung 
getragen wurde, so nimmt sie spätestens vier Monate nach der Über­
mittlung durch den Mitgliedstaat einen Beschluss zur Genehmigung der 
Änderungen an den jeweiligen Programmen an. 

(6) Ergreift ein Mitgliedstaat innerhalb der in den Absätzen 3 und 4 
genannten Fristen keine wirksamen Maßnahmen als Reaktion auf eine 
gemäß Absatz 1 gestellte Aufforderung, kann die Kommission innerhalb 
von drei Monaten nach ihren Anmerkungen gemäß Absatz 3 oder nach 
der Übermittlung des Vorschlags des Mitgliedstaats gemäß Absatz 4 
dem Rat vorschlagen, die Zahlungen für die betreffenden Programme 
oder Prioritäten teilweise oder vollständig auszusetzen. In ihrem Vor­
schlag begründet die Kommission ihre Schlussfolgerung, der zufolge 
der Mitgliedstaat keine wirksamen Maßnahmen ergriffen hat. Bei der 
Ausarbeitung ihres Vorschlags berücksichtigt die Kommission alle ein­
schlägigen Informationen und alle im Rahmen des in Absatz 14 genann­
ten strukturierten Dialogs vorgebrachten Anliegen bzw. Stellungnahmen 
in angemessener Weise. 

Der Rat erlässt im Wege eines Durchführungsrechtsakts einen Beschluss 
zu diesem Vorschlag. Dieser Durchführungsrechtsakt gilt nur für Zah­
lungsanträge, die nach dem Datum der Annahme des genannten Durch­
führungsrechtsakts eingereicht werden. 

(7) Die Kommission schlägt dem Rat vor, die Mittelbindungen oder 
Zahlungen für ein Programm oder mehrere Programme eines Mitglied­
staats vollständig oder teilweise auszusetzen, wenn der Rat im Einklang 
mit Artikel 126 Absatz 8 oder Absatz 11 AEUV zu dem Schluss 
kommt, dass ein Mitgliedstaat keine wirksamen Maßnahmen zur Kor­
rektur seines übermäßigen Defizits ergriffen hat; es sei denn, der Rat hat 
festgestellt, dass ein schwerer Wirtschaftsabschwung im 
Euro-Währungsgebiet oder in der Union insgesamt im Sinne von Ar­
tikel 3 Absatz 5 und Artikel 5 Absatz 2 der Verordnung (EG) 
Nr. 1467/97 des Rates ( 1 ) vorliegt. 

▼B 

( 1 ) Verordnung (EG) Nr. 1467/97 des Rates vom 7. Juli 1997 über die Beschleu­
nigung und Klärung des Verfahrens bei einem übermäßigen Defizit 
(ABl. L 209 vom 2.8.1997, S. 6).
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(8) Die Kommission kann dem Rat in folgenden Fällen vorschlagen, 
die Mittelbindungen oder Zahlungen für ein Programm oder mehrere 
Programme eines Mitgliedstaats in einem der folgenden Fälle vollstän­
dig oder teilweise auszusetzen: 

a) wenn der Rat im Einklang mit Artikel 8 Absatz 3 der Verord­
nung (EU) Nr. 1176/2011 des Europäischen Parlaments und des 
Rates zwei aufeinanderfolgende Empfehlungen zu ein und demsel­
ben Verfahren bei einem übermäßigen Ungleichgewicht annimmt, 
weil der Mitgliedstaat einen unzureichenden Korrekturmaßnahmen­
plan eingereicht hat; 

b) wenn der Rat im Einklang mit Artikel 10 Absatz 4 der Verord­
nung (EU) Nr. 1176/2011 zwei aufeinanderfolgende Beschlüsse zu 
ein und demselben Verfahren bei einem übermäßigen Ungleichge­
wicht annimmt, mit denen er die Nichteinhaltung durch einen Mit­
gliedstaat feststellt, weil die empfohlenen Korrekturmaßnahmen nicht 
ergriffen wurden; 

c) wenn die Kommission zu dem Schluss kommt, dass ein Mitgliedstaat 
keine Maßnahmen gemäß der Verordnung (EG) Nr. 332/2002 des 
Rates ( 1 ) ergriffen hat, und daher beschließt, die Auszahlung des 
diesem Mitgliedstaat gewährten finanziellen Unterstützung nicht zu 
genehmigen; 

d) wenn der Rat beschließt, dass der Mitgliedstaat das in Artikel 7 der 
Verordnung (EU) Nr. 472/2013 des Europäischen Parlaments und 
des Rates ( 2 ) genannte makroökonomische Anpassungsprogramm 
bzw. die vom Rat im Wege eines gemäß Artikel 136 Absatz 1 
AEUV angenommenen Beschlusses geforderten Maßnahmen nicht 
befolgt. 

(9) Die Aussetzung von Mittelbindungen wird vorrangig behandelt. 
Die Zahlungen werden nur ausgesetzt, wenn unmittelbare Maßnahmen 
erforderlich sind und im Falle erheblicher Verstöße. Die Aussetzung 
von Zahlungen wird auf Zahlungsanträge angewendet, die nach dem 
Datum des Beschlusses über die Aussetzung für die betreffenden Pro­
gramme eingereicht wurden. 

(10) Ein Vorschlag der Kommission für einen Beschluss über die 
Aussetzung von Mittelbindungen gilt als vom Rat angenommen, sofern 
der Rat nicht im Wege eines Durchführungsrechtsakts beschließt, den 
Vorschlag binnen eines Monats nach Übermittlung durch die Kommis­
sion mit qualifizierter Mehrheit abzulehnen. 

Die Aussetzung der Mittelbindungen wird für den betreffenden Mit­
gliedstaat ab dem 1. Januar des auf die Annahme des Aussetzungs­
beschlusses folgenden Jahres auf die Mittelbindungen aus den Fonds 
angewandt. 

Der Rat nimmt auf Vorschlag der Kommission für die Aussetzung der 
Zahlungen gemäß den Absätzen 7 und 8 einen Beschluss im Wege 
eines Durchführungsrechtsakts an. 

▼B 

( 1 ) Verordnung (EG) Nr. 332/2002 des Rates vom 18. Februar 2002 zur Einfüh­
rung einer Fazilität des mittelfristigen finanziellen Beistands zur Stützung der 
Zahlungsbilanzen der Mitgliedstaaten (ABl. L 53 vom 23.2.2002, S. 1). 

( 2 ) Verordnung (EU) Nr. 472/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 21. Mai 2013 über den Ausbau der wirtschafts- und haushaltspolitischen 
Überwachung von Mitgliedstaaten im Euro-Währungsgebiet, die von gravie­
renden Schwierigkeiten in Bezug auf ihre finanzielle Stabilität betroffen oder 
bedroht sind (ABl. L 140 vom 27.5.2013, S. 1).
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(11) Der Anwendungsbereich und die Höhe der Aussetzung der Mit­
telbindungen oder Zahlungen müssen verhältnismäßig sein, der Gleich­
behandlung der Mitgliedstaaten Rechnung tragen und die wirtschaftli­
chen und sozialen Gegebenheiten des betreffenden Mitgliedstaats, ins­
besondere das Ausmaß der Arbeitslosigkeit, der Armut und der sozialen 
Ausgrenzung in dem betreffenden Mitgliedstaat im Vergleich zum Uni­
onsdurchschnitt und die Auswirkungen der Aussetzung auf die Wirt­
schaft des betreffenden Mitgliedstaats, berücksichtigen. Die Auswirkun­
gen der Aussetzungen auf Programme, die von entscheidender Bedeu­
tung für die Bewältigung wirtschaftlicher oder sozialer Herausforderun­
gen sind, werden als spezifischer Faktor berücksichtigt. 

(12) Die Aussetzung der Mittelbindungen beträgt in allen nachste­
hend aufgeführten Fällen höchstens 25 % der Mittelbindungen für das 
nächste Kalenderjahr für die Fonds bzw. 0,25 % des nominalen BIP, je 
nachdem, welcher Wert niedriger ist: 

a) beim ersten Fall der Nichteinhaltung eines Verfahrens bei einem 
übermäßigen Defizit gemäß Absatz 7; 

b) beim ersten Fall der Nichteinhaltung in Bezug auf einen Korrektur­
maßnahmenplan im Rahmen eines Verfahrens bei einem übermäßi­
gen Ungleichgewicht gemäß Absatz 8 Buchstabe a; 

c) beim Fall der Nichteinhaltung einer empfohlenen Korrekturmaß­
nahme im Rahmen eines Verfahrens bei einem übermäßigen Un­
gleichgewicht gemäß Absatz 8 Buchstabe b; 

d) beim ersten Fall der Nichteinhaltung gemäß Absatz 8 Buchstaben c 
und d. 

Dauert die Nichteinhaltung an, so kann die Aussetzung der Mittelbin­
dungen die in Unterabsatz 1 angegebenen maximalen Prozentsätze über­
steigen. 

(13) Der Rat hebt die Aussetzung der Mittelbindung auf Vorschlag 
der Kommission in den folgenden Fällen auf: 

a) wenn das Verfahren bei einem übermäßigen Defizit im Einklang mit 
Artikel 9 der Verordnung (EG) Nr. 1467/97 ruht oder der Rat be­
schließt, im Einklang mit Artikel 126 Absatz 12 AEUV, den Be­
schluss über das Bestehen eines übermäßigen Defizits aufzuheben; 

b) wenn der Rat den vom betreffenden Mitgliedstaat gemäß Artikel 8 
Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 1176/2011 eingereichten Korrek­
turmaßnahmenplan billigt oder das Verfahren bei einem übermäßigen 
Ungleichgewicht gemäß Artikel 10 Absatz 5 jener Verordnung ruhen 
gelassen wird oder der Rat das Verfahren bei einem übermäßigen 
Ungleichgewicht gemäß Artikel 11 jener Verordnung einstellt; 

c) wenn die Kommission zu dem Schluss kommt, dass der betreffende 
Mitgliedstaat angemessene Maßnahmen gemäß der Verordnung (EG) 
Nr. 332/2002 ergriffen hat; 

d) wenn die Kommission zu dem Schluss kommt, dass der betreffende 
Mitgliedstaat geeignete Maßnahmen zur Durchführung des makro­
ökonomischen Anpassungsprogramms gemäß Artikel 7 der Verord­
nung (EU) Nr. 472/2013 oder die aufgrund eines gemäß Artikel 136 
Absatz 1 AEUV angenommenen Beschlusses des Rates erforderli­
chen Maßnahmen ergriffen hat. 

▼B
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Nachdem die Aussetzung der Mittelbindungen vom Rat aufgehoben 
wurde, setzt die Kommission gemäß Artikel 6 der Verordnung (EU, 
Euratom) 2020/2093 die ausgesetzten Mittelbindungen wieder in den 
Haushaltsplan ein. 

Ausgesetzte Mittelbindungen dürfen nach Ablauf des Jahres 2027 nicht 
wieder in den Haushaltsplan eingesetzt werden. 

Die Frist für die Aufhebung der Mittelbindung für den wieder in den 
Haushaltsplan eingesetzten Betrag gemäß Artikel 105 beginnt ab dem 
Jahr, in dem die ausgesetzte Mittelbindung wieder in den Haushaltsplan 
eingesetzt wird. 

Ein Beschluss über die Aufhebung der Aussetzung von Zahlungen ist 
vom Rat auf Vorschlag der Kommission zu fassen, wenn die entspre­
chenden Bedingungen gemäß Unterabsatz 1 erfüllt sind. Ein Vorschlag 
der Kommission für einen Beschluss über die Aufhebung der Ausset­
zung von Mittelbindungen gilt als vom Rat gebilligt, sofern der Rat 
nicht im Wege eines Durchführungsrechtsakts beschließt, den Vorschlag 
innerhalb von einem Monat nach Übermittlung durch die Kommission 
mit qualifizierter Mehrheit abzulehnen. 

(14) Die Kommission hält das Europäische Parlament über die 
Durchführung dieses Artikels auf dem Laufenden. Insbesondere setzt 
die Kommission, wenn eine der Bedingungen nach Absatz 6, 7 oder 
8 für einen Mitgliedstaat erfüllt ist, das Europäische Parlament unver­
züglich in Kenntnis und macht Angaben zu den Fonds und Program­
men, die von einer Aussetzung betroffen sein könnten. 

Das Europäische Parlament kann die Kommission zu einem strukturier­
ten Dialog über die Anwendung dieses Artikels unter Berücksichtigung 
der Übermittlung der in Unterabsatz 1 genannten Informationen 
einladen. 

Die Kommission übermittelt dem Europäischen Parlament und dem Rat 
unverzüglich nach seiner Verabschiedung den Vorschlag für eine Aus­
setzung oder den Vorschlag für die Aufhebung einer solchen Ausset­
zung. Das Europäische Parlament kann die Kommission ersuchen, die 
Gründe für ihren Vorschlag zu erläutern. 

(15) Bis zum 31. Dezember 2025 nimmt die Kommission eine Über­
prüfung der Anwendung dieses Artikels vor. Dazu erstellt die Kommis­
sion einen Bericht, den sie dem Europäischen Parlament und dem Rat 
übermittelt und dem sie bei Bedarf einen Gesetzgebungsvorschlag bei­
fügt. 

(16) Ändert sich die soziale und wirtschaftliche Lage in der Union 
beträchtlich, so kann die Kommission einen Vorschlag zur Überprüfung 
der Anwendung dieses Artikels vorlegen, bzw. das Europäische Par­
lament oder der Rat können gemäß Artikel 225 bzw. 241 AEUV die 
Kommission ersuchen, einen derartigen Vorschlag vorzulegen. 

(17) Der vorliegende Artikel gilt nicht für den ESF+, den AMIF, den 
ISF, das BMVI oder Interreg-Programme. 

▼B
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Artikel 20 

Befristete Maßnahmen zum Einsatz der Fonds als Reaktion auf 
außergewöhnliche oder ungewöhnliche Umstände 

(1) Hat der Rat nach dem 1. Juli 2021 das Eintreten eines außerge­
wöhnlichen Ereignisses, das sich der Kontrolle eines Mitgliedstaats oder 
mehrerer Mitgliedstaaten entzieht und die Lage der öffentlichen Finan­
zen erheblich beeinträchtigt, oder einen schweren Konjunkturabschwung 
im Euro-Währungsgebiet oder in der Union insgesamt im Sinne von 
Artikel 5 Absatz 1 Unterabsatz 10, Artikel 6 Absatz 3 Unterabsatz 4, 
Artikel 9 Absatz 1 Unterabsatz 10 und Artikel 10 Absatz 3 Unter­
absatz 4 der Verordnung (EG) Nr. 1466/97 ( 1 ), oder das Eintreten un­
erwarteter nachteiliger wirtschaftlicher Ereignisse mit sehr ungünstigen 
Auswirkungen auf die öffentlichen Finanzen im Sinne von Artikel 3 
Absatz 5 und Artikel 5 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1467/97 
festgestellt, so kann die Kommission im Wege eines Durchführungs­
beschlusses und für einen Zeitraum von höchstens 18 Monaten eine 
oder mehrere der folgenden Maßnahmen beschließen, sofern diese für 
die Reaktion auf diese außergewöhnlichen und ungewöhnlichen Um­
stände zwingend erforderlich sind: 

a) auf Antrag eines betroffenen Mitgliedstaats oder mehrerer betroffener 
Mitgliedstaaten abweichend von Artikel 112 Absätze 3 und 4 der 
vorliegenden Verordnung sowie von Artikel 40 der 
EMFAF-Verordnung, Artikel 15 der AMIF-Verordnung, Artikel 12 
der ISF-Verordnung und Artikel 12 der BMVI-Verordnung die Zwi­
schenzahlungen um 10 Prozentpunkte über den geltenden Kofinan­
zierungssatz anheben, wobei 100 % nicht überschritten werden; 

b) den Behörden eines Mitgliedstaats erlauben, abweichend von Arti­
kel 63 Absatz 6 Vorhaben für eine Unterstützung auszuwählen, die 
physisch abgeschlossen oder vollständig durchgeführt wurden, und 
zwar bevor bei der Verwaltungsbehörde der Antrag auf Förderung 
im Rahmen des Programms ordnungsgemäß eingereicht wurde, so­
fern mit dem Vorhaben auf die außergewöhnlichen Umstände rea­
giert wird; 

c) abweichend von Artikel 63 Absatz 7 vorsehen, dass die Ausgaben 
für Vorhaben, mit denen auf solche Umstände reagiert wird, ab dem 
Datum förderfähig sein können, an dem der Rat das Vorliegen dieser 
Umstände bestätigt; 

d) abweichend von Artikel 41 Absatz 6, Artikel 42 Absatz 1, Artikel 44 
Absatz 2 und Artikel 49 Absatz 3 Unterabsatz 1 die Fristen für die 
Übermittlung von Unterlagen und Daten an die Kommission um bis 
zu 3 Monate verlängern. 

(2) Die Kommission hält das Europäische Parlament und den Rat über 
die Durchführung dieses Artikels auf dem Laufenden. Ist eine der Be­
dingungen gemäß Absatz 1 erfüllt, so unterrichtet die Kommission un­
verzüglich das Europäische Parlament und den Rat über ihre Bewertung 
der Lage und ihre in Aussicht genommenen Folgemaßnahmen. 

(3) Das Europäische Parlament oder der Rat kann die Kommission 
zu einem strukturierten Dialog über die Anwendung des vorliegenden 
Artikels auffordern. Bei der Bewertung der Lage und der Planung von 
Folgemaßnahmen trägt die Kommission den im Rahmen des strukturier­
ten Dialogs vertretenen Standpunkten und geäußerten Ansichten gebüh­
rend Rechnung. 

▼B 

( 1 ) Verordnung (EG) Nr. 1466/97 des Rates vom 7. Juli 1997 über den Ausbau 
der haushaltspolitischen Überwachung und der Überwachung und Koordinie­
rung der Wirtschaftspolitiken (ABl. L 209 vom 2.8.1997, S. 1).
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(4) Wenn die besonderen Umstände, die zur Annahme dieser befris­
teten Maßnahmen geführt haben, nach dem Zeitraum von höchstens 
18 Monaten gemäß Absatz 1 weiterhin bestehen, bewertet die Kommis­
sion die Lage erneut und legt gegebenenfalls einen Gesetzgebungsvor­
schlag zur Änderung dieser Verordnung vor, um für die erforderliche 
Flexibilität zur Bewältigung dieser Umstände zu sorgen. 

(5) Die Kommission unterrichtet das Europäische Parlament und den 
Rat unverzüglich über den von ihr gemäß Absatz 1 erlassenen Durch­
führungsbeschluss, spätestens jedoch innerhalb von zwei Arbeitstagen 
nach dessen Erlass. 

TITEL III 

PROGRAMMPLANUNG 

KAPITEL I 

Allgemeine Bestimmungen zu den Fonds 

Artikel 21 

Ausarbeitung und Einreichung von Programmen 

(1) Die Mitgliedstaaten arbeiten in Zusammenarbeit mit den in Ar­
tikel 8 Absatz 1 genannten Partnern Programme zum Einsatz der Fonds 
für den Zeitraum vom 1. Januar 2021 bis zum 31. Dezember 2027 aus. 

(2) Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission die Programme 
spätestens drei Monate nach Einreichung der Partnerschaftsverein­
barung. Für den AMIF, den ISF und das BMVI übermitteln die Mit­
gliedstaaten der Kommission die Programme spätestens drei Monate 
nach dem Inkrafttreten der vorliegenden Verordnung oder der entspre­
chenden fondsspezifischen Verordnung, je nachdem, welcher Zeitpunkt 
der spätere ist. 

(3) Die Mitgliedstaaten arbeiten die Programme nach Maßgabe des 
Programmmusters in Anhang V aus. 

Für den AMIF, den ISF und das BMVI arbeiten die Mitgliedstaaten die 
Programme nach Maßgabe des Programmmusters in Anhang VI aus. 

(4) Wird ein Umweltbericht im Einklang mit der Richtlinie 
2001/42/EG des Europäischen Parlaments und des Rates ( 1 ) erstellt, so 
wird dieser auf der Programm-Website nach Artikel 49 Absatz 1 der 
vorliegenden Verordnung veröffentlicht. 

Artikel 22 

Inhalt der Programme 

(1) In jedem Programm wird eine Strategie für den Beitrag des Pro­
gramms zu den politischen Zielen bzw. dem spezifischen Ziel des JTF 
und die Kommunikation seiner Ergebnisse dargelegt. 

▼B 

( 1 ) Richtlinie 2001/42/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
27. Juni 2001 über die Prüfung der Umweltauswirkungen bestimmter Pläne 
und Programme (ABl. L 197 vom 21.7.2001, S. 30).
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(2) Ein Programm beinhaltet mindestens eine Priorität. Jede Priorität 
entspricht einem einzigen politischen Ziel, dem spezifischen Ziel des 
JTF oder der gemäß Artikel 36 Absatz 4 oder Artikel 37 durchgeführten 
technischen Hilfe. Eine Priorität kann aus einem oder mehreren Fonds 
unterstützt werden, sofern sie nicht Unterstützung aus dem JTF erhält 
oder die gemäß Artikel 36 Absatz 4 oder Artikel 37 durchgeführte 
technische Hilfe betrifft. Eine einem politischen Ziel entsprechende 
Priorität beinhaltet ein spezifisches Ziel oder mehrere spezifische Ziele. 
Demselben politischen Ziel bzw. dem spezifischen Ziel des JTF kann 
mehr als eine Priorität zugeordnet werden. 

Für aus dem AMIF, dem ISF und dem BMVI unterstützte Programme 
nimmt jedes Programm Unterstützung aus einem Fonds in Anspruch 
und beinhaltet spezifische Ziele und spezifische Ziele für die technische 
Hilfe. 

(3) In jedem Programm wird Folgendes dargelegt: 

a) eine Zusammenfassung der wichtigsten Herausforderungen unter Be­
rücksichtigung 

i) der wirtschaftlichen, sozialen und territorialen Unterschiede so­
wie Ungleichheiten, außer bei aus dem EMFAF unterstützten 
Programmen; 

ii) des Auftretens von Marktversagen; 

iii) des Investitionsbedarfs und der Komplementarität und Syner­
gien mit anderen Formen der Unterstützung; 

iv) der in den relevanten länderspezifischen Empfehlungen, den 
einschlägigen nationalen oder regionalen Strategien dieses Mit­
gliedstaats, einschließlich seines integrierten nationalen 
Energie- und Klimaplans im Zusammenhang mit den Grund­
sätzen der europäischen Säule sozialer Rechte, und — für den 
AMIF, den ISF und das BMVI — anderen relevanten Unions­
empfehlungen an den Mitgliedstaat ermittelten Herausforderun­
gen; 

v) der Herausforderungen bei der administrativen Kapazität und 
Governance sowie Vereinfachungsmaßnahmen; 

vi) gegebenenfalls eines integrierten Ansatzes, um demografische 
Herausforderungen zu bewältigen; 

vii) der aus bisherigen Erfahrungen gewonnenen Erkenntnisse; 

viii) der makroregionalen und Meeresbeckenstrategien, sofern die 
Mitgliedstaaten und Regionen an solchen Strategien beteiligt 
sind; 

ix) für aus dem AMIF, dem ISF und dem BMVI unterstützte Pro­
gramme — der Fortschritte bei der Umsetzung des entsprechen­
den Besitzstands der Union und von Aktionsplänen sowie einer 
Begründung für die Auswahl der spezifischen Ziele; 

▼B
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x) für aus dem JTF unterstützte Programme — der Herausforde­
rungen des Übergangs, die in den territorialen Plänen für einen 
gerechten Übergang benannt werden; 

Ziffern i, ii und viii gelten nicht für aus dem AMIF, dem ISF oder 
dem BMVI unterstützte Programme; 

b) eine Begründung für die ausgewählten politischen Ziele, entspre­
chenden Prioritäten, spezifischen Ziele und Formen der Unterstüt­
zung; 

c) für jede Priorität — ausgenommen technische Hilfe — spezifische 
Ziele; 

d) für jedes spezifische Ziel: 

i) die entsprechenden Maßnahmenarten und deren erwarteter Bei­
trag zu diesen spezifischen Zielen, den makroregionalen Strate­
gien, den Meeresbeckenstrategien und, falls zutreffend, zu den 
aus dem JTF unterstützten territorialen Plänen für einen gerech­
ten Übergang; 

ii) Output- und Ergebnisindikatoren mit den entsprechenden Etap­
penzielen und Sollvorgaben; 

iii) die wichtigsten Zielgruppen; 

iv) Maßnahmen zur Gewährleistung der Gleichberechtigung, Inklu­
sion und Nichtdiskriminierung; 

v) die gezielt zu unterstützenden Gebiete, einschließlich des ge­
planten Einsatzes von integrierten territorialen Investitionen, 
von der örtlichen Bevölkerung betriebener lokaler Entwicklung 
oder anderer territorialer Instrumente; 

vi) die interregionalen, grenzüberschreitenden und transnationalen 
Maßnahmen mit Begünstigten, die in mindestens einem wei­
teren Mitgliedstaat oder gegebenenfalls außerhalb der Union 
ansässig sind; 

vii) die geplante Nutzung von Finanzinstrumenten; 

viii) die Arten der Intervention und eine indikative Aufschlüsselung 
der geplanten Mittel nach Art der Intervention; 

ix) für das spezifische Ziel des JTF — die Begründung jeglicher 
gemäß Artikel 27 aus EFRE- und ESF+-Mitteln übertragenen 
Beträge sowie deren Aufschlüsselung nach Regionenkategorie, 
unter Widerspiegelung der Arten der Interventionen, die im 
Einklang mit den territorialen Plänen für einen gerechten Über­
gang geplant sind; 

e) für jede Priorität zu gemäß Artikel 36 Absatz 4 durchgeführter tech­
nischer Hilfe: 

i) die entsprechenden Maßnahmenarten; 

▼B



 

02021R1060 — DE — 01.03.2023 — 002.001 — 39 

ii) Outputindikatoren mit den entsprechenden Etappenzielen und 
Sollvorgaben; 

iii) die wichtigsten Zielgruppen; 

iv) die Arten der Intervention und eine indikative Aufschlüsselung 
der geplanten Mittel nach Art der Intervention; 

f) die geplante Nutzung der technischen Hilfe gemäß Artikel 37, falls 
zutreffend, und relevanter Arten der Intervention; 

g) ein Finanzierungsplan mit 

▼M2 
i) einer Tabelle, in der die Gesamtmittelzuweisungen für jeden Fonds 

und gegebenenfalls für jede Regionenkategorie für den gesamten 
Programmplanungszeitraum aufgeschlüsselt nach Jahr angegeben 
sind, einschließlich aller gemäß Artikel 26 oder Artikel 27 über­
tragenen Beträge sowie des Antrags des Mitgliedstaats auf Unter­
stützung von Maßnahmen, die zu den in Artikel 21c Absatz 3 der 
Verordnung (EU) 2021/241 des Europäischen Parlaments und des 
Rates ( 1 ) festgelegten Zielen beitragen; 

▼B 
ii) für aus dem EFRE, dem ESF+, dem Kohäsionsfonds und dem 

JTF unterstützte Programme — einer Tabelle, die die Gesamt­
mittelzuweisungen für jede Priorität aufgeschlüsselt nach Fonds 
und gegebenenfalls nach Regionenkategorie sowie den nationa­
len Beitrag und dessen Zusammensetzung aus öffentlichem oder 
privatem Beitrag — oder aus Beiträgen von beiden — anzeigt; 

iii) — für aus dem EMFAF unterstützte Programme — einer Ta­
belle, die für jedes spezifische Ziel die Höhe der Gesamtmittel­
zuweisungen der Unterstützung aus dem Fonds und den natio­
nalen Beitrag anzeigt; 

iv) — für aus dem AMIF, dem ISF und dem BMVI unterstützte Pro­
gramme — einer Tabelle, die für jedes spezifische Ziel die Gesamt­
mittelzuweisungen aufgeschlüsselt nach Maßnahmenart, den natio­
nalen Beitrag und die Zusammensetzung aus öffentlichem oder 
privatem Beitrag — oder aus Beiträgen von beiden — anzeigt; 

h) die Maßnahmen zur Einbindung der in Artikel 8 Absatz 1 genannten 
einschlägigen Partner in die Ausarbeitung der Programme und die Rolle 
dieser Partner bei Durchführung, Begleitung und Evaluierung der Pro­
gramme; 

i) für jede grundlegende Voraussetzung in Verbindung mit dem aus­
gewählten spezifischen Ziel nach Maßgabe von Artikel 15 und An­
hang III und Anhang IV eine Bewertung, ob diese grundlegende 
Voraussetzung am Tag der Einreichung des Programms erfüllt ist; 

j) der vorgesehene Ansatz für Kommunikations- und Sichtbarkeitsmaß­
nahmen in Bezug auf das Programm mittels Festlegung der Ziele, 
Zielgruppen, Kommunikationswege, einschließlich Öffentlichkeits­
arbeit über die sozialen Medien, falls zutreffend, des geplanten Bud­
gets und der relevanten Indikatoren für Begleitung und Evaluierung; 

k) die Programmbehörden und die Stelle oder — im Falle technischer 
Hilfe gemäß Artikel 36 Absatz 5 — gegebenenfalls die Stellen, an 
die die Kommission Zahlungen entrichtet. 

▼B 

( 1 ) Verordnung (EU) 2021/241 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
12. Februar 2021 zur Einrichtung der Aufbau- und Resilienzfazilität 
(ABl. L 57 vom 18.2.2021, S. 17).
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Buchstabe a Ziffern i, ii und viii dieses Absatzes gelten nicht für Pro­
gramme, die auf die Unterstützung des spezifischen Ziels gemäß Arti­
kel 4 Absatz 1 Buchstabe m der ESF+-Verordnung beschränkt sind. 
Buchstabe d dieses Absatzes gilt nicht für das spezifische Ziel gemäß 
Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe m der ESF+-Verordnung. 

Bei dem EFRE, dem Kohäsionsfonds, dem ESF+, dem JTF und dem 
EMFAF wird dem Programm informationshalber eine Auflistung der 
geplanten Vorhaben von strategischer Bedeutung sowie ein Zeitplan 
beigefügt. 

Wird gemäß Buchstabe k mehr als eine Stelle angegeben, an die die 
Kommission Zahlungen entrichtet, so muss der Mitgliedstaat den Anteil 
der erstatteten Beträge für die einzelnen Stellen darlegen. 

(4) Abweichend von Absatz 3 Buchstaben b bis e ist bei Program­
men, die aus dem AMIF, dem ISF und dem BMVI unterstützt werden, 
für jedes spezifische Ziel des Programms Folgendes bereitzustellen: 

a) eine Beschreibung der Ausgangslage, der Herausforderungen und der 
aus Fondsmitteln unterstützten Reaktion; 

b) Angabe der Durchführungsmaßnahmen; 

c) eine indikative Auflistung der Maßnahmen und deren erwarteter 
Beitrag zu den spezifischen Zielen; 

d) gegebenenfalls eine Begründung für die Betriebskostenunterstützung, 
spezifische Maßnahmen, Soforthilfe und Maßnahmen nach den Ar­
tikeln 19 und 20 der AMIF-Verordnung; 

e) Output- und Ergebnisindikatoren mit den entsprechenden Etappen­
zielen und Sollvorgaben; 

f) eine indikative Aufschlüsselung der geplanten Mittel nach Art der 
Intervention. 

(5) Die Arten der Intervention basieren auf der Nomenklatur in An­
hang I. Für aus dem EMFAF, dem AMIF, dem ISF bzw. dem BMVI 
unterstützte Programme basieren die Arten der Intervention auf der 
Nomenklatur in den fondsspezifischen Verordnungen. 

(6) Bei EFRE-, ESF+-, Kohäsionsfonds- und JTF-Programmen ent­
hält die Tabelle nach Absatz 3 Buchstabe g Ziffer ii die Beträge für die 
Jahre 2021 bis 2027, einschließlich des Flexibilitätsbetrags. 

(7) Der Mitgliedstaat teilt der Kommission jede Änderung bei den in 
Absatz 3 Unterabsatz 1 Buchstabe k genannten Angaben mit, für die 
keine Programmänderung erforderlich ist. 

(8) Für aus dem JTF unterstützte Programme übermitteln die Mit­
gliedstaaten der Kommission die territorialen Pläne für einen gerechten 
Übergang als Bestandteil des Programms bzw. der Programme oder des 
Antrags auf dessen bzw. deren Änderung. 

▼B
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Artikel 23 

Genehmigung von Programmen 

(1) Die Kommission bewertet das Programm und dessen Überein­
stimmung mit der vorliegenden Verordnung und den fondsspezifischen 
Verordnungen wie auch — für den EFRE, den ESF+, den Kohäsions­
fonds, den JTF und den EMFAF — mit der entsprechenden Partner­
schaftsvereinbarung. Insbesondere beachtet die Kommission bei ihrer 
Bewertung relevante länderspezifische Empfehlungen, relevante Heraus­
forderungen, die in dem integrierten nationalen Energie- und Klimaplan 
ermittelt wurden, sowie die Grundsätze der europäischen Säule sozialer 
Rechte und wie darauf eingegangen wird. 

(2) Die Kommission kann innerhalb von drei Monaten nach dem Tag 
der Einreichung des Programms durch den Mitgliedstaat Anmerkungen 
vorbringen. 

(3) Der Mitgliedstaat überarbeitet das Programm unter Berücksichti­
gung der Anmerkungen der Kommission. 

(4) Die Kommission erlässt spätestens fünf Monate nach dem Tag 
der ersten Einreichung des Programms durch den Mitgliedstaat im Wege 
eines Durchführungsrechtsakts einen Beschluss zur Genehmigung des 
Programms. 

Artikel 24 

Änderung von Programmen 

(1) Der Mitgliedstaat kann zusammen mit dem geänderten Programm 
einen begründeten Antrag auf Änderung eines Programms einreichen 
und erläutert dabei die erwarteten Auswirkungen dieser Änderung auf 
das Erreichen der Ziele. 

(2) Die Kommission bewertet die Änderung und deren Übereinstim­
mung mit der vorliegenden Verordnung und den fondsspezifischen Ver­
ordnungen, einschließlich der nationalen Anforderungen, und kann in­
nerhalb von zwei Monaten nach der Einreichung des geänderten Pro­
gramms Anmerkungen vorbringen. 

(3) Der Mitgliedstaat überarbeitet das geänderte Programm unter Be­
rücksichtigung der Anmerkungen der Kommission. 

(4) Die Kommission erlässt einen Beschluss, der die Änderung eines 
Programms spätestens vier Monate nach dessen Einreichung durch den 
Mitgliedstaat genehmigt. 

(5) Für aus dem EFRE, dem ESF+, dem Kohäsionsfonds und dem 
JTF unterstützte Programme kann der Mitgliedstaat während des Pro­
grammplanungszeitraums einen Betrag von bis zu 8 % der ursprüng­
lichen Zuweisung einer Priorität, höchstens jedoch 4 % des Programm­
budgets, auf eine andere Priorität desselben Fonds desselben Programms 
übertragen. Für aus dem EFRE, dem ESF+ und dem JTF unterstützte 
Programme betrifft die Übertragung lediglich Zuweisungen für dieselbe 
Regionenkategorie. 

Für aus dem EMFAF unterstützte Programme kann der Mitgliedstaat 
während des Programmplanungszeitraums einen Betrag von bis zu 8 % 
der ursprünglichen Zuweisung eines spezifischen Ziels auf ein anderes 
spezifisches Ziel, einschließlich gemäß Artikel 36 Absatz 4 durch­
geführter technischer Hilfe, übertragen. 

▼B
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Für aus dem AMIF, dem ISF und dem BMVI unterstützte Programme 
kann der Mitgliedstaat während des Programmplanungszeitraums Zu­
weisungen zwischen Maßnahmenarten innerhalb derselben Priorität 
und zusätzlich einen Betrag von bis zu 15 % der ursprünglichen Zu­
weisung einer Priorität auf eine andere Priorität desselben Fonds über­
tragen. 

Solche Übertragungen wirken sich nicht auf die Vorjahre aus. Die Über­
tragungen und die damit verbundenen Änderungen gelten als nicht sub­
stanziell und erfordern keinen Kommissionsbeschluss zur Genehmigung 
der Änderung des Programms. Allerdings müssen sie allen regulatori­
schen Anforderungen entsprechen und gemäß Artikel 40 Absatz 2 
Buchstabe d vom Begleitausschuss vorab genehmigt werden. Der Mit­
gliedstaat übermittelt der Kommission die geänderte Tabelle nach Ar­
tikel 22 Absatz 3 Buchstabe g Ziffern ii, iii bzw. iv zusammen mit 
jeglichen damit verbundenen Änderungen im Programm. 

(6) Für Korrekturen rein schreibtechnischer oder redaktioneller Art, 
die sich nicht auf die Durchführung des Programms auswirken, ist keine 
Genehmigung durch die Kommission erforderlich. Die Mitgliedstaaten 
setzen die Kommission von solchen Korrekturen in Kenntnis. 

(7) Für aus dem EMFAF unterstützte Programme ist für Änderungen 
an Programmen in Bezug auf die Einführung von Indikatoren keine 
Genehmigung der Kommission erforderlich. 

▼M2 
(8) Für aus dem EFRE, dem ESF+ oder dem Kohäsionsfonds unter­
stützte Programme kann der Mitgliedstaat im Einklang mit diesem Ar­
tikel einen Antrag auf Änderung eines Programms einreichen, in dem er 
darum ersucht, dass Maßnahmen, die den in Artikel 21c Absatz 3 der 
Verordnung (EU) 2021/241 festgelegten Zielen beitragen, in ein Pro­
gramm aufgenommen werden, wenn die entsprechende Unterstützung zu 
den in fondsspezifischen Verordnungen festgelegten spezifischen Zielen 
des betreffenden Fonds beiträgt. Die für solche Maßnahmen beantragten 
Beträge werden im Einklang mit den fondsspezifischen Verordnungen 
im Rahmen eines gesonderten Ziels zugewiesen und in eine Priorität 
aufgenommen. Diese Beträge dürfen die Obergrenze von 7,5 % der 
ursprünglichen nationalen Zuweisung für den jeweiligen Fonds nicht 
überschreiten. 

▼B 

Artikel 25 

Gemeinsame Unterstützung aus dem EFRE, dem ESF+, dem 
Kohäsionsfonds und dem JTF 

(1) Für Programme im Rahmen des Ziels „Investitionen in Beschäf­
tigung und Wachstum“ kann Unterstützung aus dem EFRE, dem ESF+, 
dem Kohäsionsfonds und dem JTF gleichzeitig bereitgestellt werden. 

(2) Aus dem EFRE und dem ESF+ kann — ergänzend und in Höhe 
von höchstens 15 % der Unterstützung aus diesen Fonds für jede Prio­
rität eines Programms — ein Vorhaben teilweise oder vollständig finan­
ziert werden, für dessen Kosten eine Unterstützung aus dem anderen 
Fonds auf der Grundlage der für diesen Fonds geltenden Regeln für die 
Förderfähigkeit in Frage kommt, sofern diese Kosten für die Durch­
führung erforderlich sind. Diese Möglichkeit gilt nicht für die EFRE- 
und die ESF+-Mittel, die gemäß Artikel 27 auf den JTF übertragen 
werden. 

▼B
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Artikel 26 

Übertragung von Mitteln 

(1) Die Mitgliedstaaten können in der Partnerschaftsvereinbarung 
oder — sofern der Begleitausschuss eines Programms gemäß Artikel 40 
Absatz 2 Buchstabe d zugestimmt hat — in einem Antrag auf Änderung 
eines Programms eine Übertragung von bis zu 5 % der ursprünglichen 
nationalen Mittelzuweisung eines jeden Fonds auf jedwedes andere In­
strument mit direkter oder indirekter Mittelverwaltung beantragen, wenn 
diese Möglichkeit in dem Basisrechtsakt dieses Instruments vorgesehen 
ist. 

Die Summe der Übertragungen nach Unterabsatz 1 des vorliegenden 
Absatzes und der Beiträge gemäß Artikel 14 Absatz 1 Unterabsatz 1 
darf 5 % der ursprünglichen nationalen Mittelzuweisung eines jeden 
Fonds nicht überschreiten. 

Die Mitgliedstaaten können in der Partnerschaftsvereinbarung oder im 
Antrag auf Änderung eines Programms ferner eine Übertragung von bis 
zu 5 % der ursprünglichen nationalen Mittelzuweisung eines jeden 
Fonds auf einen oder mehrere andere Fonds beantragen; hiervon aus­
genommen sind Übertragungen gemäß Unterabsatz 4. 

Die Mitgliedstaaten können in der Partnerschaftsvereinbarung oder im 
Antrag auf Änderung eines Programms ferner eine zusätzliche Über­
tragung von bis zu 20 % der ursprünglichen nationalen Mittelzuweisung 
je Fonds zwischen dem EFRE, dem ESF+ oder dem Kohäsionsfonds im 
Rahmen der Gesamtmittel des Mitgliedstaats im Rahmen des Ziels „In­
vestitionen in Beschäftigung und Wachstum“ beantragen. Die Mitglied­
staaten, deren durchschnittliche Gesamtarbeitslosenquote für den Zeit­
raum 2017-2019 unter 3 % liegt, können eine zusätzliche Übertragung 
von bis zu 25 % der ursprünglichen nationalen Mittelzuweisung 
beantragen. 

(2) Die übertragenen Mittel werden im Einklang mit den Regelungen 
des Fonds oder des Instruments, auf den bzw. das sie übertragen wer­
den, und — bei Übertragungen auf Instrumente mit direkter oder indi­
rekter Mittelverwaltung — zugunsten des betroffenen Mitgliedstaats 
eingesetzt. 

(3) Anträge auf Änderung eines Programms nennen den übertragenen 
Gesamtbetrag für jedes Jahr, aufgeschlüsselt nach Fonds und gegebe­
nenfalls nach Regionenkategorie, falls zutreffend, sind im Hinblick auf 
die Komplementaritäten und die zu erzielende Wirkung ordnungsgemäß 
zu begründen und enthalten gemäß Artikel 24 das geänderte Programm 
bzw. die geänderten Programme. 

(4) Nach Absprache mit dem betroffenen Mitgliedstaat lehnt die 
Kommission einen Antrag auf Übertragung in der zugehörigen Pro­
grammänderung ab, wenn durch diese Übertragung das Erreichen der 
Ziele des Programms, von dem die Mittel übertragen werden sollen, 
gefährdet wird. 

Die Kommission lehnt den Antrag ferner ab, wenn sie der Auffassung 
ist, dass der Mitgliedstaat die Übertragung im Hinblick auf die zu 
erzielenden Ergebnisse oder den Beitrag, der für die Ziele des begüns­
tigten Fonds oder Instruments mit direkter oder indirekter Mittelverwal­
tung zu leisten ist, nicht hinreichend begründet hat. 

(5) Betrifft der Antrag auf Übertragung eine Änderung eines Pro­
gramms, so dürfen nur Mittel künftiger Kalenderjahre übertragen 
werden. 

▼B
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(6) JTF-Mittel, einschließlich jeglicher gemäß Artikel 27 aus dem 
EFRE und dem ESF+ übertragenen Mittel, dürfen nicht gemäß den 
Absätzen 1 bis 5 des vorliegenden Artikels auf andere Fonds oder 
Instrumente übertragen werden. 

Der JTF erhält keine Übertragungen gemäß den Absätzen 1 bis 5. 

(7) Ist die Kommission keine rechtliche Verpflichtung in direkter 
oder indirekter Mittelverwaltung für gemäß Absatz 1 übertragene Mittel 
eingegangen, so können die entsprechenden nicht gebundenen Mittel 
wieder auf den Fonds rückübertragen werden, von dem sie ursprünglich 
übertragen wurden, und einem Programm oder mehreren Programmen 
zugewiesen werden. 

Zu diesem Zweck übermittelt der Mitgliedstaat spätestens vier Monate 
vor der Frist für Mittelbindungen gemäß Artikel 114 Absatz 2 Unter­
absatz 1 der Haushaltsordnung einen Antrag auf Änderung eines Pro­
gramms gemäß Artikel 24 Absatz 1. 

(8) Mittel, die auf den Fonds rückübertragen werden, von dem sie 
ursprünglich übertragen wurden, und einem Programm oder mehreren 
Programmen zugewiesen werden, werden im Einklang mit den Rege­
lungen dieser Verordnung und der fondsspezifischen Verordnungen ab 
dem Tag der Einreichung des Antrags auf Änderung eines Programms 
eingesetzt. 

(9) Für Mittel, die gemäß Absatz 7 des vorliegenden Artikels auf den 
Fonds rückübertragen werden, von dem sie ursprünglich übertragen 
wurden, und einem Programm zugewiesen werden, beginnt die Frist 
für die Aufhebung der Mittelbindung gemäß Artikel 105 Absatz 1 in 
dem Jahr, in dem die entsprechenden Mittelbindungen vorgenommen 
werden. 

▼M2 

Artikel 26a 

Unterstützung der Ziele gemäß Artikel 21c Absatz 3 der 
Verordnung (EU) 2021/241 

(1) Mitgliedstaaten, die der Kommission gemäß der Verord­
nung (EU) 2021/241 Aufbau- und Resilienzpläne mit einem 
REPowerEU-Kapitel vorlegen, können, indem sie gemäß Artikel 24 
eine Änderung des Programms beantragen, darum ersuchen, dass bis 
zu 7,5 % ihrer ursprünglichen nationalen Zuweisung im Rahmen des 
EFRE, des ESF+ und des Kohäsionsfonds in Prioritäten aufgenommen 
werden, die zu den in Artikel 21c Absatz 3 der Verord­
nung (EU) 2021/241 festgelegten Zielen beitragen, vorausgesetzt die 
betreffende Unterstützung trägt zu den in den fondsspezifischen Ver­
ordnungen festgelegten spezifischen Zielen des betreffenden Fonds bei. 
Die Möglichkeit, einen solchen Antrag zu stellen, besteht unbeschadet 
der in Artikel 26 der vorliegenden Verordnung vorgesehenen Möglich­
keit der Mittelübertragung. 

(2) Die von den Mitgliedstaaten gemäß diesem Artikel beantragten 
Mittel werden im Einklang mit der vorliegenden Verordnung und den 
fondsspezifischen Verordnungen ausgeführt. 

▼B



 

02021R1060 — DE — 01.03.2023 — 002.001 — 45 

(3) In Anträgen auf Änderung eines Programms ist der Gesamtbetrag 
der Mittel, die zu den in Artikel 21c Absatz 3 der Verord­
nung (EU) 2021/241 festgelegten Zielen beitragen, für jedes Jahr auf­
geschlüsselt nach Fonds und gegebenenfalls nach Regionenkategorie 
anzugeben. 

▼B 

Artikel 27 

Übertragung von Mitteln aus dem EFRE und dem ESF+ auf den 
JTF 

(1) Die Mitgliedstaaten können freiwillig beantragen, dass die Mittel, 
die für den JTF im Rahmen des Ziels „Investitionen in Beschäftigung 
und Wachstum“ gemäß Artikel 3 der JTF-Verordnung zur Verfügung 
stehen, durch Mittel aus dem EFRE, dem ESF+ oder einer Kombination 
aus beiden, von der Regionenkategorie, in der das betreffende Gebiet 
liegt, ergänzt werden. Der Gesamtbetrag der auf den JTF übertragenen 
Mittel aus dem EFRE und dem ESF+ darf das Dreifache des in Arti­
kel 110 Absatz 1 Buchstabe g genannten Betrags der JTF-Zuweisung 
nicht übersteigen. Die aus dem EFRE oder dem ESF+ übertragenen 
Mittel dürfen 15 % der jeweiligen EFRE- bzw. ESF+-Zuweisung für 
den betroffenen Mitgliedstaat nicht übersteigen. Die Mitgliedstaaten 
nennen in diesen Anträgen den übertragenen Gesamtbetrag für jedes 
Jahr, aufgeschlüsselt nach Regionenkategorie. 

(2) Die jeweiligen Übertragungen von EFRE- und ESF+-Mitteln auf 
die aus dem JTF unterstützte Priorität bzw. die aus dem JTF unterstütz­
ten Prioritäten spiegeln gemäß Artikel 22 Absatz 3 Buchstabe d Ziffer ix 
die Arten der Intervention entsprechend den Angaben im Programm 
wider. Derartige Übertragungen gelten als endgültig. 

(3) Die JTF-Mittel, einschließlich der aus dem EFRE und dem ESF+ 
übertragenen Mittel, werden im Einklang mit den Regelungen dieser 
Verordnung und der JTF-Verordnung eingesetzt. Die Regelungen der 
EFRE- und Kohäsionsfondsverordnung und der ESF+-Verordnung gel­
ten nicht für die gemäß Absatz 1 übertragenen EFRE- und ESF+-Mittel. 

KAPITEL II 

Territoriale Entwicklung 

Artikel 28 

Integrierte territoriale Entwicklung 

Unterstützt ein Mitgliedstaat die integrierte territoriale Entwicklung, so 
erfolgt dies mittels territorialer Strategien oder Strategien für lokale 
Entwicklung in einer der nachfolgenden Formen: 

a) integrierte territoriale Investitionen; 

b) von der örtlichen Bevölkerung betriebene lokale Entwicklung; oder 

c) ein sonstiges territoriales Instrument zur Förderung von Initiativen, 
die der Mitgliedstaat konzipiert hat. 

▼M2
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Werden territoriale Strategien oder Strategien für lokale Entwicklung im 
Rahmen von mehr als einem Fonds umgesetzt, sorgen die Mitgliedstaa­
ten für Kohärenz und Koordinierung zwischen den betreffenden Fonds. 

Artikel 29 

Territoriale Strategien 

(1) Territoriale Strategien, die gemäß Artikel 28 Buchstabe a oder c 
durchgeführt werden, beinhalten folgende Elemente: 

a) das von der Strategie abgedeckte geografische Gebiet; 

b) eine Analyse des Entwicklungsbedarfs und des Potenzials des Ge­
biets, einschließlich wirtschaftlicher, sozialer und ökologischer Ver­
knüpfungen; 

c) eine Beschreibung eines integrierten Ansatzes zur Thematisierung 
des ermittelten Entwicklungsbedarfs und des Potenzials des Gebiets; 

d) eine Beschreibung der Einbindung von Partnern gemäß Artikel 8 in 
die Ausarbeitung und Durchführung der Strategie. 

Ebenso kann eine Auflistung der zu unterstützenden Vorhaben enthalten 
sein. 

(2) Die territorialen Strategien fallen in die Zuständigkeit der ein­
schlägigen territorialen Behörden oder Stellen. Bereits vorhandene stra­
tegische Dokumente zu den abgedeckten Gebieten können für territo­
riale Strategien verwendet werden. 

(3) Enthält die territoriale Strategie keine Auflistung der zu unter­
stützenden Vorhaben, so wählen die einschlägigen territorialen Behör­
den oder Stellen die Vorhaben aus oder sind an der Auswahl der Vor­
haben beteiligt. 

(4) Bei der Ausarbeitung territorialer Strategien kooperieren die in 
Absatz 2 genannten Behörden oder Stellen mit den betreffenden Ver­
waltungsbehörden, um den Umfang der Vorhaben zu bestimmen, die im 
Rahmen des einschlägigen Programms unterstützt werden sollen. 

Die ausgewählten Vorhaben müssen mit der territorialen Strategie in 
Einklang stehen. 

(5) Übernimmt eine territoriale Behörde oder Stelle Aufgaben, die in 
die Zuständigkeit der Verwaltungsbehörde fallen — mit Ausnahme der 
Auswahl der Vorhaben —, so wird diese Behörde von der Verwaltungs­
behörde als zwischengeschaltete Stelle angegeben. 

(6) Für die Ausarbeitung und die Konzipierung der territorialen Stra­
tegien kann Unterstützung bereitgestellt werden. 

▼B
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Artikel 30 

Integrierte territoriale Investitionen 

Beinhaltet eine territoriale Strategie gemäß Artikel 29 Investitionen, die 
aus einem oder mehreren Fonds, aus mehr als einem Programm oder 
durch mehr als eine Priorität desselben Programms unterstützt werden, 
so können die Maßnahmen als integrierte territoriale Investition durch­
geführt werden. 

Artikel 31 

Von der örtlichen Bevölkerung betriebene lokale Entwicklung 

(1) Hält ein Mitgliedstaat es gemäß Artikel 28 für angemessen, so 
kann die von der örtlichen Bevölkerung betriebene lokale Entwicklung 
aus dem EFRE, dem ESF+, dem JTF und dem EMFAF unterstützt 
werden. 

(2) Der Mitgliedstaat gewährleistet, dass die von der örtlichen Bevöl­
kerung betriebene lokale Entwicklung 

a) sich auf subregionale Gebiete konzentriert; 

b) durch lokale Aktionsgruppen betrieben wird, die sich aus Vertretern 
öffentlicher und privater lokaler sozioökonomischer Interessen zu­
sammensetzen und in denen nicht eine einzelne Interessengruppe 
die Entscheidungsfindung kontrolliert; 

c) mittels Strategien gemäß Artikel 32 umgesetzt wird; 

d) Vernetzung, Zugänglichkeit, innovative Merkmale — nach lokalen 
Verhältnissen — und gegebenenfalls die Zusammenarbeit mit ande­
ren territorialen Akteuren unterstützt. 

(3) Steht eine Unterstützung der in Absatz 2 Buchstabe c genannten 
Strategien aus mehr als einem Fonds zur Verfügung, so organisieren die 
betreffenden Verwaltungsbehörden eine gemeinsame Aufforderung zur 
Auswahl dieser Strategien und richten einen gemeinsamen Ausschuss 
für alle betroffenen Fonds zur Begleitung der Durchführung dieser Stra­
tegien ein. Die betreffenden Verwaltungsbehörden können einen der 
betroffenen Fonds auswählen, aus dessen Mitteln alle Vorbereitungs-, 
Verwaltungs- und Sensibilisierungskosten nach Artikel 34 Absatz 1 
Buchstaben a und c im Zusammenhang mit diesen Strategien unterstützt 
werden. 
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(4) Umfasst die Durchführung einer solchen Strategie Unterstützung 
aus mehr als einem Fonds, so können die betreffenden Verwaltungs­
behörden einen der betroffenen Fonds als federführenden Fonds aus­
wählen. 

(5) Für diese Strategie gelten die Regelungen des federführenden 
Fonds, jedoch sind der Geltungsbereich und die Förderfähigkeitsregeln 
jedes Fonds, der in die Unterstützung der Strategie eingebunden ist, zu 
achten. Die Behörden der anderen Fonds verlassen sich auf die Be­
schlüsse und Verwaltungsüberprüfungen der zuständigen Behörde des 
federführenden Fonds. 

(6) Die Behörde des federführenden Fonds stellt den Behörden der 
anderen Fonds die Informationen zur Verfügung, die zur Begleitung und 
Tätigung von Zahlungen im Einklang mit den Regelungen der fonds­
spezifischen Verordnungen notwendig sind. 

Artikel 32 

Strategien für die von der örtlichen Bevölkerung betriebene lokale 
Entwicklung 

(1) Die betreffenden Verwaltungsbehörden gewährleisten, dass für 
jede Strategie nach Artikel 31 Absatz 2 Buchstabe c die folgenden 
Elemente dargelegt werden: 

a) das geografische Gebiet und die Bevölkerung, die von der Strategie 
abgedeckt werden; 

b) die Einbindung der örtlichen Gemeinschaft in die Entwicklung der 
Strategie; 

c) eine Analyse des Entwicklungsbedarfs und des Potenzials des Ge­
biets; 

d) die Ziele der Strategie, einschließlich messbarer Sollvorgaben für 
Ergebnisse, und zugehörige geplante Maßnahmen; 

e) die Vorkehrungen für Verwaltung, Begleitung und Evaluierung mit 
Verdeutlichung der Kapazität der lokalen Aktionsgruppe bei der 
Durchführung der Strategie; 

f) ein Finanzplan, einschließlich der geplanten Zuweisung aus jedem 
betroffenen Fonds — gegebenenfalls auch der geplanten Zuweisung 
aus dem ELER — und aus jedem betroffenen Programm. 

Außerdem können sie Arten von Maßnahmen und Vorhaben beinhalten, 
die aus jedem betroffenen Fonds gefördert werden. 

(2) Die betreffenden Verwaltungsbehörden legen Kriterien für die 
Auswahl dieser Strategien fest, richten einen Ausschuss zur Durchfüh­
rung dieser Auswahl ein und genehmigen die von diesem Ausschuss 
ausgewählten Strategien. 

▼B
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(3) Innerhalb von 12 Monaten ab dem Datum des Beschlusses zur 
Genehmigung des Programms oder — bei aus mehr als einem Fonds 
unterstützten Strategien — innerhalb von 12 Monaten ab dem Datum 
des Beschlusses zur Genehmigung des letzten in Rede stehenden Pro­
gramms schließen die betreffenden Verwaltungsbehörden die erste 
Runde der Auswahl der Strategien ab und stellen sicher, dass die aus­
gewählten lokalen Aktionsgruppen ihre Aufgaben nach Artikel 33 Ab­
satz 3 erfüllen können. 

(4) Im Beschluss zur Genehmigung einer Strategie ist die Zuweisung 
von jedem betroffenen Fonds und jedem in Rede stehenden Programm 
dargelegt, wie auch die Zuständigkeiten für die Verwaltungs- und Kon­
trollaufgaben im Rahmen des Programms bzw. der Programme. 

Artikel 33 

Lokale Aktionsgruppen 

(1) Lokale Aktionsgruppen konzipieren die Strategien nach Artikel 31 
Absatz 2 Buchstabe c und führen sie durch. 

(2) Die Verwaltungsbehörden stellen sicher, dass die lokalen Akti­
onsgruppen inklusiv sind und entweder einen Partner aus der Gruppe als 
federführenden Partner in administrativen und finanziellen Belangen 
auswählen oder in einer rechtlich konstituierten gemeinsamen Organisa­
tionsform zusammenkommen. 

(3) Die folgenden Aufgaben werden ausschließlich von lokalen Ak­
tionsgruppen wahrgenommen: 

a) Aufbau von Kapazitäten der lokalen Akteure zur Entwicklung und 
Durchführung von Vorhaben; 

b) Konzipierung eines nichtdiskriminierenden und transparenten Aus­
wahlverfahrens und ebensolcher Kriterien, sodass Interessenkonflikte 
vermieden werden und sichergestellt wird, dass nicht einzelne Inte­
ressengruppen die Auswahlbeschlüsse kontrollieren; 

c) Ausarbeitung und Veröffentlichung von Aufrufen zur Einreichung 
von Vorschlägen; 

d) Auswahl der Vorhaben und Festlegung der Höhe der Unterstützung 
sowie Vorstellung der Vorschläge bei der für die abschließende 
Überprüfung der Förderfähigkeit zuständigen Stelle vor der Geneh­
migung; 

e) Begleitung der Fortschritte beim Erreichen der Ziele der Strategie; 

f) Evaluierung der Durchführung der Strategie. 

(4) Nehmen lokale Aktionsgruppen Aufgaben wahr, die nicht von 
Absatz 3 erfasst werden, aber in die Zuständigkeit der Verwaltungs­
behörde oder — wenn der ELER als federführender Fonds ausgewählt 
wird — der Zahlstelle fallen, so werden diese lokalen Aktionsgruppen 
im Einklang mit den fondsspezifischen Regelungen von der Verwal­
tungsbehörde als zwischengeschaltete Stellen angegeben. 
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(5) Bei der lokalen Aktionsgruppe kann es sich um einen Begüns­
tigten handeln, und sie kann Vorhaben im Einklang mit der Strategie 
durchführen, sofern die lokale Aktionsgruppe gewährleistet, dass der 
Grundsatz der funktionellen Unabhängigkeit geachtet wird. 

Artikel 34 

Unterstützung der von der örtlichen Bevölkerung betriebenen 
lokalen Entwicklung aus den Fonds 

(1) Der Mitgliedstaat stellt sicher, dass die Unterstützung aus den 
Fonds für von der örtlichen Bevölkerung betriebene lokale Entwicklung 
Folgendes umfasst: 

a) Aufbau von Kapazitäten und vorbereitende Maßnahmen zur Unter­
stützung der Konzipierung und späteren Durchführung der Strategie; 

b) Durchführung von Vorhaben, einschließlich Kooperationsaktivitäten 
und deren Vorbereitung, ausgewählt im Rahmen der Strategie; 

c) Verwaltung, Begleitung und Evaluierung der Strategie und deren 
Sensibilisierung, einschließlich der Erleichterung des Austauschs 
zwischen Interessenträgern. 

(2) Die Unterstützung nach Maßgabe von Absatz 1 Buchstabe a ist 
förderfähig, unabhängig davon, ob die Strategie später für eine För­
derung ausgewählt wird. 

Die Unterstützung nach Absatz 1 Buchstabe c darf 25 % des gesamten 
öffentlichen Beitrags für die Strategie nicht überschreiten. 

KAPITEL III 

Technische Hilfe 

Artikel 35 

Technische Hilfe auf Initiative der Kommission 

(1) Auf Initiative der Kommission können aus den Fonds Vorberei­
tung, Begleitung, Kontrolle, Prüfung, Evaluierung, Kommunikation — 
einschließlich institutioneller Kommunikation zu den politischen Priori­
täten der Union —, Sichtbarkeit und alle Maßnahmen der administrati­
ven und technischen Hilfe unterstützt werden, die für die Durchführung 
der vorliegenden Verordnung notwendig sind, gegebenenfalls auch mit 
Drittländern. 

(2) Die Maßnahmen gemäß Absatz 1 können insbesondere Folgendes 
umfassen: 

a) Unterstützung bei der Ausarbeitung und Bewertung von Projekten; 

b) Unterstützung für die Stärkung der Institutionen und den Ausbau 
administrativer Kapazitäten für eine effektive Verwaltung der Fonds; 
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c) Studien im Zusammenhang mit der Berichterstattung der Kommis­
sion über die Fonds und dem Kohäsionsbericht; 

d) Maßnahmen im Zusammenhang mit der Analyse, der Verwaltung, 
der Begleitung, dem Informationsaustausch und dem Einsatz der 
Fonds sowie Maßnahmen im Zusammenhang mit dem Einsatz der 
Kontrollsysteme und technischer und administrativer Hilfe; 

e) Evaluierungen, Expertengutachten, Statistiken und Studien, auch sol­
che allgemeiner Art, die sich auf die derzeitige und künftige Tätig­
keit der Fonds beziehen; 

f) Maßnahmen zur Verbreitung von Informationen, gegebenenfalls zur 
Unterstützung der Vernetzung, zur Durchführung von Kommunika­
tionsmaßnahmen insbesondere über die mit der Unterstützung durch 
die Fonds erzielten Ergebnisse und den so erzielten Mehrwert sowie 
zur Sensibilisierung und zur Förderung der Zusammenarbeit und des 
Erfahrungsaustauschs, auch mit Drittländern; 

g) die Einrichtung, den Betrieb und die Verknüpfung von computer­
gestützten Verwaltungs-, Begleitungs-, Prüf-, Kontroll- und Evaluie­
rungssystemen; 

h) Maßnahmen zur Verbesserung der Evaluierungsmethoden und zum 
Austausch von Informationen zu Evaluierungspraktiken; 

i) Maßnahmen im Zusammenhang mit der Prüfung; 

j) die Stärkung der nationalen und regionalen Leistungsfähigkeit in 
Bezug auf Investitionsplanung, Finanzierungsbedarf, Ausarbeitung 
und Gestaltung und Umsetzung von Finanzinstrumenten, gemein­
samen Aktionsplänen und Großprojekten; 

k) die Verbreitung bewährter Verfahren, um die Mitgliedstaaten dabei 
zu unterstützen, die Leistungsfähigkeit der relevanten in Artikel 8 
Absatz 1 benannten Partner und ihrer Dachorganisationen zu stärken. 

(3) Die Kommission setzt mindestens 15 % der Mittel für technische 
Hilfe auf Initiative der Kommission ein, um die Effizienz der Kom­
munikation mit der Öffentlichkeit zu steigern und die Synergien zwi­
schen den auf Initiative der Kommission ergriffenen Kommunikations­
maßnahmen zu verstärken, indem die Wissensbasis über die Ergebnisse 
ausgebaut wird, und zwar insbesondere durch eine effektivere Erhebung 
und Verbreitung von Daten und durch eine effektivere Evaluierung und 
Berichterstattung sowie insbesondere durch die Hervorhebung des Bei­
trags der Fonds zur Verbesserung der Lebensumstände der Bürger und 
durch eine größere Sichtbarkeit der Unterstützung durch die Fonds so­
wie durch Sensibilisierung für die Ergebnisse und den Mehrwert dieser 
Unterstützung. Informations-, Kommunikations- und Sichtbarkeitsmaß­
nahmen in Bezug auf die Ergebnisse und den Mehrwert der Unterstüt­
zung durch die Fonds, die sich insbesondere auf Vorhaben konzentrie­
ren, werden, falls zutreffend, nach Abschluss der Programme fortgesetzt. 
Solche Maßnahmen tragen auch zur institutionellen Kommunikation 
über die politischen Prioritäten der Union bei, soweit sie mit den allge­
meinen Zielen dieser Verordnung in Zusammenhang stehen. 

(4) Die in Absatz 1 genannten Maßnahmen können auch voran­
gegangene und nachfolgende Programmplanungszeiträume abdecken. 

▼B
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(5) Im Einklang mit Artikel 110 der Haushaltsordnung legt die Kom­
mission ihre Pläne dar, wenn ein Beitrag aus den Fonds vorgesehen ist. 

(6) Je nach ihrem Zweck können die in diesem Artikel genannten 
Maßnahmen entweder als operative oder als Verwaltungsausgaben fi­
nanziert werden. 

(7) Gemäß Artikel 193 Absatz 2 Unterabsatz 2 Buchstabe a der 
Haushaltsordnung können im Rahmen dieser Verordnung unterstützte 
Maßnahmen der technischen Hilfe mit direkter Mittelverwaltung auf 
Initiative der Kommission und die zugrunde liegenden Kosten in hin­
reichend begründeten, im Finanzierungsbeschluss genannten Fällen und 
für einen befristeten Zeitraum ab dem 1. Januar 2021 als förderfähig 
betrachtet werden, auch wenn diese Maßnahmen bereits vor dem Zeit­
punkt der Finanzhilfeantragstellung durchgeführt wurden bzw. entstan­
den sind. 

Artikel 36 

Technische Hilfe der Mitgliedstaaten 

(1) Auf Initiative eines Mitgliedstaats können aus den Fonds Maß­
nahmen unterstützt werden, die vorangegangene und nachfolgende Pro­
grammplanungszeiträume betreffen können und für die wirksame Ver­
waltung und den wirksamen Einsatz der Fonds notwendig sind, auch 
um die Kapazität der Partner gemäß Artikel 8 Absatz 1 aufzubauen und 
Finanzmittel für die Wahrnehmung von unter anderem Aufgaben wie 
Vorbereitung, Schulung, Verwaltung, Begleitung, Evaluierung, Sichtbar­
keit und Kommunikation bereitzustellen. 

Die Beträge für technische Hilfe gemäß dem vorliegenden Artikel und 
Artikel 37 werden für die Zwecke der thematischen Konzentration im 
Einklang mit den fondsspezifischen Regelungen nicht berücksichtigt. 

(2) Aus jedem der Fonds können Maßnahmen der technischen Hilfe 
gefördert werden, die im Rahmen eines der anderen Fonds förderfähig 
sind. 

(3) Der Unionsbeitrag für technische Hilfe in einem Mitgliedstaat 
erfolgt entweder gemäß Artikel 51 Buchstabe b oder e. 

Der Mitgliedstaat gibt in der Partnerschaftsvereinbarung gemäß An­
hang II an, in welcher Form der Unionsbeitrag für die technische Hilfe 
geleistet werden soll. Diese Wahl gilt für alle Programme in dem betref­
fenden Mitgliedstaat für den gesamten Programmplanungszeitraum und 
kann nachfolgend nicht geändert werden. 

Für aus dem AMIF, dem ISF und dem BMVI unterstützte Programme 
und für Interreg-Programme erfolgt der Unionsbeitrag für technische 
Hilfe ausschließlich gemäß Artikel 51 Buchstabe e. 

(4) Wird der Unionsbeitrag für technische Hilfe in einem Mitglied­
staat gemäß Artikel 51 Buchstabe b erstattet, so gelten die folgenden 
Elemente: 
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a) die technische Hilfe erfolgt in Form einer Priorität für einen einzigen 
Fonds in einem oder mehreren Programmen oder eines spezifischen 
Programms oder einer Kombination davon; 

b) der Betrag der Fondsmittel, die für technische Hilfe zugewiesen 
werden, ist auf folgende Sätze beschränkt: 

i) für Unterstützung aus dem EFRE im Rahmen des Ziels „Inves­
titionen in Beschäftigung und Wachstum“: 3,5 %; 

ii) für Unterstützung aus dem Kohäsionsfonds: 2,5 %; 

iii) für Unterstützung aus dem ESF+: 4 % und für Programme nach 
Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe m der ESF+-Verordnung: 5 %; 

iv) für Unterstützung aus dem JTF: 4 %; 

v) für den EFRE, den ESF+ und den Kohäsionsfonds, wenn der 
Gesamtbetrag, der einem Mitgliedstaat im Rahmen des Ziels 
„Investitionen in Beschäftigung und Wachstum“ zugewiesen 
wird, 1 Mrd. EUR nicht übersteigt: 6 %; 

vi) für Unterstützung aus dem EMFAF: 6 %; 

vii) für Programme im Rahmen des Ziels „Investitionen in Beschäf­
tigung und Wachstum“, die nur die Gebiete in äußerster Rand­
lage betreffen, wird der Prozentsatz um einen Prozentpunkt 
angehoben. 

(5) Wird der Unionsbeitrag für technische Hilfe gemäß Artikel 51 
Buchstabe e erstattet, so gelten die folgenden Elemente: 

a) der Betrag der Fondsmittel, die für technische Hilfe zugewiesen 
werden, wird als Teil der Mittelzuweisungen für jede Priorität des 
Programms gemäß Artikel 22 Absatz 3 Buchstabe g Ziffer ii und für 
den EMFAF für jedes spezifische Ziel gemäß Artikel 22 Absatz 3 
Buchstabe g Ziffer iii ausgewiesen; er hat nicht die Form einer 
gesonderten Priorität oder eines spezifischen Programms, ausgenom­
men die aus dem AMIF, dem ISF oder dem BMVI unterstützten 
Programme, für die er die Form eines spezifischen Ziels hat; 

b) die Erstattung erfolgt, indem die Prozentsätze gemäß den Ziffern i 
bis vii auf die förderfähigen Ausgaben angewendet werden, die in 
jedem Zahlungsantrag gemäß Artikel 91 Absatz 3 Buchstabe a oder 
c entsprechend angegeben sind, und aus demselben Fonds, an den 
die förderfähigen Ausgaben erstattet werden, an eine oder mehrere 
Stellen, an die die Kommission Zahlungen entrichtet, gemäß Arti­
kel 22 Absatz 3 Buchstabe k; 

i) für Unterstützung aus dem EFRE im Rahmen des Ziels „Inves­
titionen in Beschäftigung und Wachstum“: 3,5 %; 

ii) für Unterstützung aus dem Kohäsionsfonds: 2,5 %; 
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iii) für Unterstützung aus dem ESF+: 4 % und für Programme nach 
Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe m der ESF+-Verordnung: 5 %; 

iv) für Unterstützung aus dem JTF: 4 %; 

v) für den EFRE, den ESF+ und den Kohäsionsfonds, wenn der 
Gesamtbetrag, der einem Mitgliedstaat im Rahmen des Ziels 
„Investitionen in Beschäftigung und Wachstum“ zugewiesen 
wird, 1 Mrd. EUR nicht übersteigt, der für technische Hilfe 
erstattete Prozentsatz: 6 %; 

vi) für Unterstützung aus dem EMFAF, dem AMIF, dem ISF und 
dem BMVI: 6 %; 

vii) für Programme im Rahmen des Ziels „Investitionen in Beschäf­
tigung und Wachstum“, die nur die Gebiete in äußerster Rand­
lage betreffen, wird der Prozentsatz um einen Prozentpunkt 
angehoben; 

c) die für in dem Programm ermittelte technische Hilfe zugewiesenen 
Beträge entsprechen den Prozentsätzen in Buchstabe b Ziffern i bis 
vi für jede Priorität und jeden Fonds. 

(6) Spezifische Regelungen für technische Hilfe für Interreg-Pro­
gramme werden in der Interreg-Verordnung festgelegt. 

Artikel 37 

Nicht mit Kosten verknüpfte Finanzierungen für technische Hilfe 
der Mitgliedstaaten 

Ergänzend zu Artikel 36 kann der Mitgliedstaat vorschlagen, weitere 
Maßnahmen der technischen Hilfe zur Stärkung der Kapazität und der 
Effizienz der Behörden und öffentlichen Stellen, der Begünstigten und 
einschlägiger Partner zu ergreifen, die für eine wirksame Verwaltung 
und einen wirksamen Einsatz der Fonds notwendig sind. 

Die Unterstützung für derartige Maßnahmen erfolgt über nicht mit Kos­
ten verknüpfte Finanzierungen nach Maßgabe des Artikels 95. Diese 
Unterstützung kann auch die Form eines spezifischen Programms 
annehmen. 

TITEL IV 

BEGLEITUNG, EVALUIERUNG, KOMMUNIKATION UND 
SICHTBARKEIT 

KAPITEL I 

Begleitung 

Artikel 38 

Begleitausschuss 

(1) Jeder Mitgliedstaat richtet — nach Konsultation der Verwaltungs­
behörde — binnen drei Monaten nach dem Datum der Benachrichtigung 
des betroffenen Mitgliedstaats über den Beschluss zur Genehmigung des 
Programms einen Ausschuss zur Begleitung der Durchführung des Pro­
gramms ein (im Folgenden „Begleitausschuss“). 

▼B
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Der Mitgliedstaat kann für mehr als ein Programm einen einzigen Be­
gleitausschuss einrichten. 

(2) Jeder Begleitausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung, ein­
schließlich Bestimmungen über die Vermeidung jeglicher Interessenkon­
flikte sowie über die Anwendung des Grundsatzes der Transparenz. 

(3) Der Begleitausschuss tritt mindestens einmal im Jahr zusammen 
und prüft alle Faktoren, die die Fortschritte beim Erreichen der Ziele des 
Programms beeinträchtigen. 

(4) Unbeschadet des Artikels 69 Absatz 5 werden die Geschäftsord­
nung des Begleitausschusses sowie die Daten und Informationen, die 
dem Begleitausschuss zugeleitet werden, auf der in Artikel 49 Absatz 1 
genannten Website veröffentlicht. 

(5) Die Absätze 1 bis 4 dieses Artikels gelten nicht für Programme, 
mit denen einzig das in Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe m der ESF+- 
Verordnung genannte spezifische Ziel unterstützt wird, und für die dies­
bezügliche technische Hilfe. 

Artikel 39 

Zusammensetzung des Begleitausschusses 

▼C3 
(1) Jeder Mitgliedstaat legt im Wege eines transparenten Verfahrens 
die Zusammensetzung des Begleitausschusses fest und stellt eine aus­
gewogene Vertretung der einschlägigen Behörden und zwischengeschal­
teten Stellen des Mitgliedstaats sowie der Vertreter der Partner nach 
Artikel 8 Absatz 1 sicher. 

▼B 
Jedes Mitglied des Begleitausschusses ist stimmberechtigt. In der Ge­
schäftsordnung werden die Ausübung der Stimmrechte sowie die Ein­
zelheiten des Verfahrens im Begleitausschuss im Einklang mit dem 
institutionellen, rechtlichen und finanziellen Rahmen des betreffenden 
Mitgliedstaats geregelt. 

Gemäß der Geschäftsordnung kann es zulässig sein, dass 
Nicht-Mitglieder einschließlich der EIB an der Arbeit des Begleitaus­
schusses teilnehmen. 

Den Vorsitz im Begleitausschuss führt ein Vertreter des Mitgliedstaats 
oder der Verwaltungsbehörde. 

Die Liste der Mitglieder des Begleitausschusses wird auf der in Arti­
kel 49 Absatz 1 genannten Website veröffentlicht. 

(2) Vertreter der Kommission nehmen in begleitender und beratender 
Funktion an der Arbeit des Begleitausschusses teil. 

(3) Für den AMIF, den ISF und das BMVI können die relevanten 
dezentralen Agenturen an der Arbeit des Begleitausschusses teilnehmen. 

▼B
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Artikel 40 

Aufgaben des Begleitausschusses 

(1) Der Begleitausschuss untersucht 

a) die Fortschritte bei der Programmdurchführung und beim Erreichen 
der Etappenziele und Sollvorgaben; 

b) jedwede Aspekte, die die Leistung des Programms beeinflussen, und 
alle diesbezüglichen Abhilfemaßnahmen, die in dieser Hinsicht er­
griffen werden; 

c) den Beitrag des Programms zur Bewältigung der Herausforderungen, 
die in den mit der Durchführung des Programms zusammenhängen­
den relevanten länderspezifischen Empfehlungen ermittelt wurden; 

d) die in Artikel 58 Absatz 3 aufgeführten Elemente der Ex-ante-Be­
wertung und das Strategiedokument nach Artikel 59 Absatz 1; 

e) die Fortschritte bei der Durchführung von Evaluierungen, Zusam­
menfassungen von Evaluierungen und etwaige aufgrund der Feststel­
lungen getroffene Folgemaßnahmen; 

f) die Durchführung von Kommunikations- und Sichtbarkeitsmaßnah­
men; 

g) die Fortschritte bei der Durchführung von Vorhaben von strategi­
scher Bedeutung, falls zutreffend; 

h) die Erfüllung der grundlegenden Voraussetzungen und deren Anwen­
dung während des gesamten Programmplanungszeitraums; 

i) die Fortschritte beim Aufbau administrativer Kapazitäten für öffent­
liche Einrichtungen, Partner und Begünstigte, falls zutreffend; 

j) Informationen bezüglich der Umsetzung des Beitrags des Programms 
zu dem Programm „InvestEU“ gemäß Artikel 14 oder der im Ein­
klang mit Artikel 26 übertragenen Mittel, falls zutreffend. 

Was die aus dem EMFAF unterstützten Programme betrifft, so wird der 
Begleitausschuss zu etwaigen von der Verwaltungsbehörde vorgeschla­
genen Änderungen des Programms konsultiert und nimmt dazu Stellung, 
sofern er dies für erforderlich hält. 

(2) Der Begleitausschuss genehmigt 

a) die Methodik und die Kriterien für die Auswahl der Vorhaben, ein­
schließlich etwaiger diesbezüglicher Änderungen, unbeschadet des 
Artikels 33 Absatz 3 Buchstaben b, c und d; die Methodik und 
die Kriterien für die Auswahl der Vorhaben sowie etwaige diesbe­
zügliche Änderungen werden der Kommission auf deren Ersuchen 
hin mindestens 15 Arbeitstage vor der Vorlage an den Begleitaus­
schuss vorgelegt; 

▼B
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b) die jährlichen Leistungsberichte für aus dem AMIF, dem ISF und 
dem BMVI unterstützte Programme sowie die abschließenden Leis­
tungsberichte für aus dem EFRE, dem ESF+, dem Kohäsionsfonds, 
dem JTF und dem EMFAF unterstützte Programme; 

c) den Evaluierungsplan und jedwede Änderung dieses Plans; 

d) jedwede Vorschläge der Verwaltungsbehörde für eine Programm­
änderung einschließlich für Übertragungen gemäß Artikel 24 Ab­
satz 5 und Artikel 26; hiervon ausgenommen sind die aus dem 
EMFAF unterstützten Programme. 

(3) Der Begleitausschuss kann Empfehlungen, unter anderem auch in 
Bezug auf Maßnahmen zur Verringerung des Verwaltungsaufwands für 
die Begünstigten, an die Verwaltungsbehörde richten. 

Artikel 41 

Jährliche Leistungsüberprüfung 

(1) Einmal pro Jahr werden Überprüfungssitzungen mit der Kommis­
sion und jedem Mitgliedstaat organisiert, um die Leistung jedes Pro­
gramms zu untersuchen. Die betreffenden Verwaltungsbehörden nehmen 
an den Überprüfungssitzungen teil. 

Die Überprüfungssitzung kann mehr als ein Programm abdecken. 

Den Vorsitz bei der Überprüfungssitzung führt die Kommission oder, 
falls der Mitgliedstaat dies wünscht, der Mitgliedstaat gemeinsam mit 
der Kommission. 

(2) Abweichend von Absatz 1 Unterabsatz 1 ist für Programme, die 
aus dem AMIF, dem ISF und dem BMVI unterstützt werden, mindes­
tens zweimal während des Programmplanungszeitraums eine Überprü­
fungssitzung abzuhalten. 

(3) Für Programme, die aus dem EFRE, dem ESF+, dem Kohäsions­
fonds, dem JTF und dem EMFAF unterstützt werden, stellt der Mit­
gliedstaat der Kommission spätestens einen Monat vor der Überprü­
fungssitzung kurze Informationen zu den in Artikel 40 Absatz 1 auf­
gelisteten Elementen zur Verfügung. Diese Informationen stützen sich 
auf die dem Mitgliedstaat verfügbaren neuesten Daten. 

Für Programme, mit denen einzig das in Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe m 
der ESF+-Verordnung genannte spezifische Ziel unterstützt wird, sind 
lediglich auf die neuesten verfügbaren Daten gestützte Informationen 
gemäß Artikel 40 Absatz 1 Buchstaben a, b, e, f und h der vorliegenden 
Verordnung zu übermitteln. 

(4) Der Mitgliedstaat und die Kommission können vereinbaren, keine 
Überprüfungssitzung abzuhalten. In einem derartigen Fall kann die 
Überprüfung schriftlich durchgeführt werden. 

▼B



 

02021R1060 — DE — 01.03.2023 — 002.001 — 58 

(5) Das Ergebnis der Überprüfungssitzung wird in einem genehmig­
ten Protokoll festgehalten. 

(6) Der Mitgliedstaat ergreift Folgemaßnahmen zu den in der Über­
prüfungssitzung beanstandeten Faktoren, die die Durchführung des Pro­
gramms beeinträchtigen, und informiert die Kommission binnen drei 
Monaten über die ergriffenen Maßnahmen. 

(7) Für aus dem AMIF, dem ISF und dem BMVI unterstützte Pro­
gramme übermittelt der Mitgliedstaat einen jährlichen Leistungsbericht 
im Einklang mit den fondsspezifischen Verordnungen. 

Artikel 42 

Übermittlung von Daten 

(1) Der Mitgliedstaat oder die Verwaltungsbehörde übermittelt der 
Kommission elektronisch bis zum 31. Januar, 30. April, 31. Juli, 
30. September und 30. November jeden Jahres kumulative Daten für 
jedes Programm nach Maßgabe des Musters in Anhang VII, mit Aus­
nahme der in Absatz 2 Buchstabe b und in Absatz 3 geforderten Daten, 
die bis zum 31. Januar und 31. Juli jeden Jahres elektronisch zu über­
mitteln sind. 

Die erste Übermittlung erfolgt bis zum 31. Januar 2022, die letzte bis 
zum 31. Januar 2030. 

Für Prioritäten zur Unterstützung des in Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe m 
der ESF+-Verordnung genannten spezifischen Ziels werden die Daten 
jährlich bis zum 31. Januar übermittelt. 

In der ESF+-Verordnung können spezifische Vorschriften für die Häu­
figkeit der Erhebung und Übermittlung von Indikatoren für längerfris­
tige Ergebnisse festgelegt werden. 

(2) Die Daten werden für jede Priorität nach spezifischem Ziel und 
gegebenenfalls nach Regionenkategorie aufgeschlüsselt und beziehen 
sich auf 

a) die Anzahl der ausgewählten Vorhaben, ihre förderfähigen Gesamt­
kosten, den Beitrag aus den Fonds und die von den Begünstigten bei 
der Verwaltungsbehörde geltend gemachten förderfähigen Gesamt­
ausgaben, jeweils aufgeschlüsselt nach Art der Intervention; 

b) die Werte der Output- und Ergebnisindikatoren für die ausgewählten 
Vorhaben sowie die mit den Vorhaben erreichten Werte. 

(3) Für Finanzinstrumente werden darüber hinaus Daten zu folgenden 
Punkten bereitgestellt: 

a) förderfähige Ausgaben aufgeschlüsselt nach Finanzprodukt; 

b) Höhe der Verwaltungskosten und -gebühren, die als förderfähige 
Ausgaben geltend gemacht werden; 

▼B



 

02021R1060 — DE — 01.03.2023 — 002.001 — 59 

c) Höhe — aufgeschlüsselt nach Finanzprodukt — der privaten und 
öffentlichen Mittel, die zusätzlich zu den Fondsmitteln mobilisiert 
werden; 

d) Zinsen und sonstige durch die Unterstützung aus den Fonds für 
Finanzinstrumente erwirtschaftete Erträge nach Artikel 60 sowie zu­
rückgeflossene Mittel, die auf die Unterstützung aus den Fonds zu­
rückzuführen sind, nach Artikel 62; 

e) Gesamtwert der Darlehen, Beteiligungsinvestitionen oder betei­
ligungsähnlichen Investitionen für Endempfänger, die mit Programm­
ressourcen garantiert waren und tatsächlich an die Endempfänger 
ausgezahlt wurden. 

(4) Die nach Maßgabe dieses Artikels übermittelten Daten müssen 
verlässlich sein und den elektronisch gespeicherten Daten nach Arti­
kel 72 Absatz 1 Buchstabe e zum Ende des Monats vor dem Monat 
der Einreichung entsprechen. 

(5) Der Mitgliedstaat oder die Verwaltungsbehörde veröffentlicht alle 
der Kommission übermittelten Daten auf dem in Artikel 46 Buchstabe b 
genannten Webportal oder auf der in Artikel 49 Absatz 1 genannten 
Website oder stellt einen Link dazu bereit. 

Artikel 43 

Abschließender Leistungsbericht 

(1) Jede Verwaltungsbehörde übermittelt der Kommission für aus 
dem EFRE, dem ESF+, dem Kohäsionsfonds, dem JTF und dem EM­
FAF unterstützte Programme bis zum 15. Februar 2031 einen abschlie­
ßenden Leistungsbericht zum Programm. 

(2) Im abschließenden Leistungsbericht wird anhand der in Artikel 40 
Absatz 1 aufgeführten Elemente — mit Ausnahme der Informationen 
nach Buchstabe d des genannten Absatzes — bewertet, ob die Pro­
grammziele erreicht wurden. 

(3) Die Kommission prüft den abschließenden Leistungsbericht und 
informiert die Verwaltungsbehörde binnen fünf Monaten nach dem Da­
tum des Eingangs des abschließenden Leistungsberichts über etwaige 
Anmerkungen. Im Falle solcher Anmerkungen stellt die Verwaltungs­
behörde alle diesbezüglich erforderlichen Informationen zur Verfügung 
und informiert gegebenenfalls die Kommission binnen drei Monaten 
über die ergriffenen Maßnahmen. Die Kommission unterrichtet die Ver­
waltungsbehörde binnen zwei Monaten nach Erhalt sämtlicher erforder­
licher Informationen über die Annahme des Berichts. Unterrichtet die 
Kommission die Verwaltungsbehörde nicht innerhalb dieser Fristen, so 
gilt der Bericht als angenommen. 

(4) Die Verwaltungsbehörde veröffentlicht alle abschließenden Leis­
tungsberichte auf der in Artikel 49 Absatz 1 genannten Website. 

(5) Um einheitliche Bedingungen für die Umsetzung dieses Artikels 
zu gewährleisten, erlässt die Kommission einen Durchführungsrechtsakt 
mit dem Muster für den abschließenden Leistungsbericht. Dieser Durch­
führungsrechtsakt wird nach dem in Artikel 115 Absatz 2 genannten 
Beratungsverfahren erlassen. 

▼B
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KAPITEL II 

Evaluierung 

Artikel 44 

Vom Mitgliedstaat vorgenommene Evaluierungen 

(1) Der Mitgliedstaat oder die Verwaltungsbehörde evaluiert die Pro­
gramme anhand eines oder mehrerer der folgenden Kriterien: Wirksam­
keit, Effizienz, Relevanz, Kohärenz und Unionsmehrwert, um Konzept 
und Durchführung der Programme qualitativ zu verbessern. Die Evalu­
ierungen können auch andere relevante Kriterien wie Inklusion, Nicht­
diskriminierung und Sichtbarkeit abdecken und sich auf mehr als ein 
Programm erstrecken. 

(2) Darüber hinaus wird bis zum 30. Juni 2029 für jedes Programm 
eine Evaluierung zur Bewertung von dessen Auswirkungen durch­
geführt. 

(3) Mit den Evaluierungen werden funktional unabhängige interne 
oder externe Sachverständige beauftragt. 

(4) Der Mitgliedstaat oder die Verwaltungsbehörde stellt sicher, dass 
die entsprechenden Verfahren zur Erstellung und Erhebung der für die 
Evaluierungen notwendigen Daten eingerichtet sind. 

(5) Der Mitgliedstaat oder die Verwaltungsbehörde erstellt einen 
Evaluierungsplan, der mehr als ein Programm abdecken kann. Für den 
AMIF, den ISF und das BMVI enthält der Plan eine Halbzeitevaluie­
rung, die bis zum 31. März 2024 abzuschließen ist. 

(6) Der Mitgliedstaat oder die Verwaltungsbehörde übermittelt dem 
Begleitausschuss den Evaluierungsplan spätestens ein Jahr nach dem 
Beschluss zur Genehmigung des Programms. 

(7) Alle Evaluierungen werden auf der in Artikel 49 Absatz 1 ge­
nannten Website veröffentlicht. 

Artikel 45 

Von der Kommission vorgenommene Evaluierung 

(1) Die Kommission nimmt bis Ende 2024 eine Halbzeitevaluierung 
zur Untersuchung von Wirksamkeit, Effizienz, Relevanz, Kohärenz und 
Unionsmehrwert jedes Fonds vor. Die Kommission kann alle bereits 
verfügbaren relevanten Informationen gemäß Artikel 128 der Haushalts­
ordnung verwenden. 

(2) Die Kommission nimmt bis zum 31. Dezember 2031 eine rück­
blickende Evaluierung zur Untersuchung von Wirksamkeit, Effizienz, 
Relevanz, Kohärenz und Unionsmehrwert jedes Fonds vor. Bei dem 
EFRE, dem ESF+, dem Kohäsionsfonds und dem EMFAF stehen bei 
dieser Evaluierung insbesondere die sozialen, wirtschaftlichen und ter­
ritorialen Auswirkungen der genannten Fonds in Bezug auf die in Ar­
tikel 5 Absatz 1 genannten politischen Ziele im Mittelpunkt. 

(3) Die Kommission veröffentlicht die Ergebnisse der rückblickenden 
Evaluierung auf ihrer Website und übermittelt sie dem Europäischen 
Parlament, dem Rat, dem Europäischen Wirtschafts- und Sozialaus­
schuss und dem Ausschuss der Regionen. 

▼B
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KAPITEL III 

Sichtbarkeit, Transparenz und Kommunikation 

A b s c h n i t t I 

S i c h t b a r k e i t d e r U n t e r s t ü t z u n g a u s d e n F o n d s 

Artikel 46 

Sichtbarkeit 

Jeder Mitgliedstaat stellt Folgendes sicher: 

a) Die Unterstützung wird bei allen Tätigkeiten in Bezug auf aus den 
Fonds unterstützte Vorhaben sichtbar gemacht, insbesondere bei 
Vorhaben von strategischer Bedeutung; 

b) den Bürgern der Union werden die Rolle und die Errungenschaften 
der Fonds über ein einziges Webportal kommuniziert, das Zugang zu 
allen Programmen, an denen der Mitgliedstaat teilnimmt, gewährt. 

Artikel 47 

Emblem der Union 

Bei Sichtbarkeits-, Transparenz- und Kommunikationstätigkeiten ver­
wenden die Mitgliedstaaten, Verwaltungsbehörden und Begünstigten 
das Emblem der Union gemäß Anhang IX. 

Artikel 48 

Kommunikationsbeauftragte und -netzwerke 

(1) Jeder Mitgliedstaat benennt einen Kommunikationskoordinator 
für Sichtbarkeits-, Transparenz- und Kommunikationstätigkeiten in Be­
zug auf die Unterstützung aus den Fonds, einschließlich Programmen im 
Rahmen des Ziels „Europäische territoriale Zusammenarbeit“ (Interreg), 
bei denen die Verwaltungsbehörde in dem genannten Mitgliedstaat an­
gesiedelt ist. Der Kommunikationskoordinator kann auf der Ebene der 
gemäß Artikel 71 Absatz 6 eingerichteten Stelle ernannt werden und 
koordiniert programmübergreifend die Kommunikations- und Sichtbar­
keitsmaßnahmen. 

Der Kommunikationskoordinator bindet die folgenden Stellen in die 
Sichtbarkeits-, Transparenz- und Kommunikationstätigkeiten ein: 

a) Vertretungen der Europäischen Kommission und Verbindungsbüros 
des Europäischen Parlaments in den Mitgliedstaaten sowie 
Europe-Direct-Informationszentren und sonstige relevante Netze, 
Bildungs- und Forschungseinrichtungen; 

b) die in Artikel 8 Absatz 1 genannten sonstigen relevanten Partner. 

(2) Jede Verwaltungsbehörde benennt für jedes Programm einen 
Kommunikationsbeauftragten. Ein Kommunikationsbeauftragter kann 
für mehr als ein Programm zuständig sein. 

▼B
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(3) Die Kommission unterhält das Netzwerk aus Kommunikations­
koordinatoren, Kommunikationsbeauftragten und Vertretern der Kom­
mission, damit Informationen zu Sichtbarkeits-, Transparenz- und Kom­
munikationstätigkeiten ausgetauscht werden können. 

A b s c h n i t t I I 

T r a n s p a r e n z b e i E i n s a t z d e r F o n d s u n d 
K o m m u n i k a t i o n z u P r o g r a m m e n 

Artikel 49 

Zuständigkeiten der Verwaltungsbehörde 

(1) Die Verwaltungsbehörde stellt sicher, dass binnen sechs Monaten 
nach dem Beschluss zur Genehmigung des Programms eine Website 
besteht, auf der zu Programmen, für die sie zuständig ist, Informationen 
zu den Zielen, Tätigkeiten, verfügbaren Fördermöglichkeiten und Er­
folge des Programms bereitgestellt werden. 

(2) Die Verwaltungsbehörde stellt sicher, dass auf der in Absatz 1 ge­
nannten Website oder auf dem in Artikel 46 Buchstabe b genannten 
einzigen Webportal ein Zeitplan der geplanten Aufforderungen zur Ein­
reichung von Vorschlägen veröffentlicht wird, der mindestens dreimal 
jährlich mit vorläufigen Angaben zu Folgendem aktualisiert wird: 

a) von dem Aufruf zur Einreichung von Anträgen abgedecktes geogra­
fisches Gebiet; 

b) betroffenes politisches oder spezifisches Ziel; 

c) Art der förderfähigen Antragsteller; 

d) Gesamtbetrag der Unterstützung für den Aufruf; 

e) Anfangs- und Enddatum des Aufrufs. 

(3) Die Verwaltungsbehörde veröffentlicht die Liste der für eine Un­
terstützung aus den Fonds ausgewählten Vorhaben auf der Website in 
mindestens einer der Amtssprachen der Organe der Union und aktuali­
siert die Liste mindestens alle vier Monate. Jedes Vorhaben hat einen 
eigenen Code. Die Liste enthält folgende Daten: 

a) bei juristischen Personen Name des Begünstigten; bei einer öffent­
lichen Auftragsvergabe Name des Auftragnehmers; 

b) bei natürlichen Personen Vor- und Nachname des Begünstigten; 

c) bei EMFAF-Vorhaben zu Fischereifahrzeugen die Kennnummer im 
Fischereiflottenregister der Union gemäß der Durchführungsverord­
nung (EU) 2017/218 der Kommission ( 1 ); 

d) Bezeichnung des Vorhabens; 

▼B 

( 1 ) Durchführungsverordnung (EU) 2017/218 der Kommission vom 6. Februar 
2017 über das Fischereiflottenregister der Union (ABl. L 34 vom 9.2.2017, 
S. 9).
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e) Zweck und erwartete oder tatsächliche Errungenschaften des Vor­
habens; 

f) Datum des Beginns des Vorhabens; 

g) voraussichtliches oder tatsächliches Datum des Abschlusses des 
Vorhabens; 

h) Gesamtkosten des Vorhabens; 

i) betroffener Fonds; 

j) betroffenes spezifisches Ziel; 

k) Kofinanzierungssatz der Union; 

l) Standortindikator oder Geolokalisierung für das Vorhaben und das 
betroffene Land; 

m) bei Vorhaben ohne festen Standort oder Vorhaben mit mehreren 
Standorten den Standort des Begünstigten, wenn der Begünstigte 
eine juristische Person ist, bzw. die Region auf NUTS-2-Ebene, 
wenn der Begünstigte eine natürliche Person ist; 

n) Art der Intervention für das Vorhaben gemäß Artikel 73 Absatz 2 
Buchstabe g. 

Die Daten nach Unterabsatz 1 Buchstaben b und c werden zwei Jahre 
nach dem Datum der erstmaligen Veröffentlichung auf der Website 
entfernt. 

(4) Die Daten nach den Absätzen 2 und 3 dieses Artikels werden auf 
der in Absatz 1 genannten Website oder auf dem in Artikel 46 Buch­
stabe b der vorliegenden Verordnung genannten einzigen Webportal in 
offenem, maschinenlesbarem Format gemäß Artikel 5 Absatz 1 der 
Richtlinie (EU) 2019/1024 des Europäischen Parlaments und des Ra­
tes ( 1 ) veröffentlicht, wodurch das Sortieren, Suchen, Extrahieren, Ver­
gleichen und Weiterverwenden von Daten ermöglicht wird. 

(5) Die Verwaltungsbehörde informiert die Begünstigten vor der Ver­
öffentlichung gemäß diesem Artikel, dass die Daten veröffentlicht 
werden. 

(6) Die Verwaltungsbehörde stellt sicher, dass Kommunikations- und 
Sichtbarkeitsmaterial, auch auf Ebene der Begünstigten, den Organen, 
Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union auf Ersuchen zur Ver­
fügung gestellt wird und der Union eine unentgeltliche, nichtausschließ­
liche und unwiderrufliche Lizenz zur Nutzung solchen Materials und 
jedweder damit zusammenhängender bereits bestehender Rechte gemäß 
Anhang IX erteilt wird. Dies darf weder für die Begünstigten noch für 
die Verwaltungsbehörde zu erheblichen Zusatzkosten oder erheblichem 
Verwaltungsaufwand führen. 

▼B 

( 1 ) Richtlinie (EU) 2019/1024 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
20. Juni 2019 über offene Daten und die Weiterverwendung von Informatio­
nen des öffentlichen Sektors (ABl. L 172 vom 26.6.2019, S. 56).
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Artikel 50 

Zuständigkeiten der Begünstigten 

(1) Die Begünstigten und die Finanzinstrumente einsetzenden Stellen 
erkennen die Unterstützung aus den Fonds — einschließlich wiederver­
wendeter Mittel gemäß Artikel 62 — für das Vorhaben an, indem sie 

a) auf der offiziellen Website des Begünstigten, sofern eine solche 
besteht, und den Social-Media-Sites des Begünstigten das Vorhaben 
kurz beschreiben — verhältnismäßig zur Höhe der Unterstützung —, 
einschließlich der Ziele und Ergebnisse, und die finanzielle Unter­
stützung der Union hervorheben; 

b) die Unterstützung der Union auf Unterlagen und Kommunikations­
material zur Durchführung des Vorhabens, die für die Öffentlichkeit 
oder für Teilnehmer bestimmt sind, in Form einer Erklärung sichtbar 
hervorheben; 

c) für die Öffentlichkeit deutlich sichtbare langlebige Tafeln oder Schil­
der mit dem Emblem der Union entsprechend den technischen Merk­
malen gemäß Anhang IX anbringen, sobald die konkrete Durchfüh­
rung von Vorhaben mit Sachinvestitionen angelaufen ist oder be­
schaffte Ausrüstung installiert ist, in Bezug auf 

i) aus dem EFRE und dem Kohäsionsfonds unterstützte Vorhaben, 
deren Gesamtkosten 500 000 EUR übersteigen; 

ii) aus dem ESF+, dem JTF, dem EMFAF, dem AMIF, dem ISF 
oder dem BMVI unterstützte Vorhaben, deren Gesamtkosten 
100 000 EUR übersteigen; 

d) bei Vorhaben, auf die Buchstabe c nicht zutrifft, an einer für die 
Öffentlichkeit deutlich sichtbaren Stelle mindestens einen Anschlag 
in A3 oder größer oder eine gleichwertige elektronische Anzeige mit 
Informationen zum Vorhaben unter Hervorhebung der Unterstützung 
aus den Fonds anbringen; handelt es sich bei dem Begünstigen um 
eine natürliche Person, so sorgt der Begünstigte so weit wie möglich 
dafür, dass an einer öffentlich sichtbaren Stelle oder durch eine 
elektronische Anzeige geeignete Informationen verfügbar sind, in 
denen die Unterstützung aus den Fonds hervorgehoben wird; 

e) bei Vorhaben von strategischer Bedeutung und bei Vorhaben, deren 
Gesamtkosten 10 000 000 EUR übersteigen, je nach Bedarf eine 
Kommunikationsveranstaltung oder -maßnahme organisieren und 
die Kommission und die zuständige Verwaltungsbehörde zeitnah 
einbinden. 

Handelt es sich bei einem Begünstigten des ESF+ um eine natürliche 
Person oder um Vorhaben, die im Rahmen des spezifischen Ziels gemäß 
Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe m der ESF+-Verordnung unterstützt wer­
den, so gilt die unter Unterabsatz 1 Buchstabe d festgelegte Anforde­
rung nicht. 

Abweichend von Unterabsatz 1 Buchstaben c und d können bei aus dem 
AMIF, dem ISF und dem BMVI unterstützten Vorhaben in dem Doku­
ment, das die Bedingungen für die Unterstützung enthält, spezifische 
Anforderungen für die öffentliche Darstellung von Informationen über 
die Unterstützung aus den Fonds festgelegt werden, wenn dies gemäß 
Artikel 69 Absatz 5 aus Gründen der Sicherheit und der öffentlichen 
Ordnung gerechtfertigt ist. 

▼B
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(2) Bei Kleinprojektefonds muss der Begünstigte die Verpflichtungen 
gemäß Artikel 36 Absatz 5 der Interreg-Verordnung erfüllen. 

Bei Finanzinstrumenten gewährleistet der Begünstigte mittels der Ver­
tragsbedingungen, dass die Endempfänger die Anforderungen gemäß 
Absatz 1 Buchstabe c erfüllen. 

(3) Kommt der Begünstigte seinen Verpflichtungen gemäß Artikel 47 
oder den Absätzen 1 und 2 des vorliegenden Artikels nicht nach und 
wurden keinerlei Abhilfemaßnahmen getroffen, so wendet die Verwal­
tungsbehörde unter Berücksichtigung des Grundsatzes der Verhältnis­
mäßigkeit Maßnahmen an und streicht bis zu 3 % der Unterstützung 
aus den Fonds für das betroffene Vorhaben. 

TITEL V 

FINANZIELLE UNTERSTÜTZUNG AUS DEN FONDS 

KAPITEL I 

Formen von Unionsbeiträgen 

Artikel 51 

Formen von Unionsbeiträgen zu Programmen 

Die Unionsbeiträge können in folgender Form gewährt werden: 

a) nicht mit Kosten der betreffenden Vorhaben verknüpfte Finanzierun­
gen gemäß Artikel 95, die sich auf einen der beiden folgenden 
Faktoren stützen: 

i) die Erfüllung von Bedingungen; 

ii) die Erzielung von Ergebnissen; 

b) Erstattung der den Begünstigten gemäß den Kapiteln II und III die­
ses Titels geleisteten Unterstützung; 

c) Kosten je Einheit gemäß Artikel 94, bei denen für alle oder be­
stimmte, vorab festgelegte Kategorien förderfähiger Kosten ein Be­
trag pro Einheit gilt; 

d) Pauschalbeträge gemäß Artikel 94, bei denen für alle oder be­
stimmte, vorab festgelegte Kategorien förderfähiger Kosten pauschal 
ein bestimmter Betrag gewährt wird; 

e) Pauschalfinanzierungen gemäß Artikel 94 oder Artikel 36 Absatz 5, 
bei denen für bestimmte, vorab festgelegte Kategorien förderfähiger 
Kosten ein Prozentsatz angewandt wird; 

f) als Kombination der unter den Buchstaben a bis e genannten For­
men. 

▼B
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KAPITEL II 

Formen der Unterstützung durch Mitgliedstaaten 

Artikel 52 

Formen der Unterstützung 

Die Mitgliedstaaten verwenden die Beiträge aus den Fonds, um Begüns­
tigte in Form von Zuschüssen, Finanzinstrumenten oder Preisgeldern 
oder einer Kombination daraus zu unterstützen. 

A b s c h n i t t I 

F o r m e n d e r Z u s c h ü s s e 

Artikel 53 

Formen der Zuschüsse 

(1) Den Begünstigten von den Mitgliedstaaten bereitgestellte Zu­
schüsse können in folgender Form gewährt werden: 

a) Erstattung tatsächlich beim Begünstigen oder dem privaten Partner 
eines ÖPP-Vorhabens entstandener und bei der Durchführung von 
Vorhaben entrichteter förderfähiger Kosten sowie von Sachleistun­
gen und Abschreibungen; 

b) Kosten je Einheit; 

c) Pauschalbeträge; 

d) Pauschalfinanzierungen; 

e) Kombination der unter den Buchstaben a bis d genannten Formen, 
sofern die einzelnen Formen unterschiedliche Kostenkategorien ab­
decken oder wenn sie für verschiedene Projekte im Rahmen eines 
Vorhabens oder für aufeinanderfolgende Phasen eines Vorhabens 
genutzt werden; 

f) nicht mit Kosten verknüpfte Finanzierungen, sofern solche Zu­
schüsse von einer Erstattung des Unionsbeitrags gemäß Artikel 95 
gedeckt sind. 

(2) Betragen die Gesamtkosten eines Vorhabens nicht mehr als 
200 000 EUR, so wird der Beitrag dem Begünstigten aus dem EFRE, 
dem ESF+, dem JTF, dem AMIF, dem ISF und dem BMVI in Form 
von Kosten je Einheit, Pauschalbeträgen oder Pauschalfinanzierungen 
gewährt; hiervon ausgenommen sind Vorhaben, für die die Unterstüt­
zung staatliche Beihilfe darstellt. Bei einer Pauschalfinanzierung können 
lediglich die Kostenkategorien, auf die der Pauschalsatz anwendbar ist, 
gemäß Absatz 1 Buchstabe a erstattet werden. 

Abweichend von Unterabsatz 1 dieses Absatzes kann die Verwaltungs­
behörde zustimmen, einige Vorhaben in den Bereichen Forschung und 
Innovation von der in jenem Unterabsatz festgelegten Anforderung aus­
zunehmen, sofern der Begleitausschuss eine solche Ausnahme zuvor 
genehmigt hat. Darüber hinaus können Unterstützungsgelder und Gehäl­
ter/Löhne, die an Teilnehmer gezahlt werden, gemäß Absatz 1 Buch­
stabe a erstattet werden. 

▼B
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(3) Die Beträge für die Formen der Zuschüsse nach Absatz 1 Buch­
staben b, c und d werden nach einer der folgenden Methoden festgelegt: 

a) anhand einer fairen, ausgewogenen und überprüfbaren Berechnungs­
methode basierend auf 

i) statistischen Daten, anderen objektiven Informationen oder einer 
Experteneinschätzung; 

ii) den überprüften Daten aus der bisherigen Tätigkeit einzelner 
Begünstigter; 

iii) der Anwendung der üblichen Kostenrechnungspraxis einzelner 
Begünstigter; 

b) in einem Haushaltsplanentwurf, der von Fall zu Fall erstellt und 
vorab von der das Vorhaben auswählenden Stelle genehmigt wird, 
sofern die Gesamtkosten des Vorhabens 200 000 EUR nicht über­
steigen; 

c) im Einklang mit den Vorschriften für die Anwendung entsprechender 
Kosten je Einheit, Pauschalbeträge und Pauschalfinanzierungen, die 
in den Politikbereichen der Union für eine ähnliche Art von Vor­
haben gelten; 

d) im Einklang mit den Vorschriften für die Anwendung entsprechender 
Kosten je Einheit, Pauschalbeträge und Pauschalfinanzierungen, die 
im Rahmen von vollständig vom Mitgliedstaat finanzierten Förder­
programmen für eine ähnliche Art von Vorhaben gelten; 

e) anhand in dieser Verordnung oder den fondsspezifischen Verordnun­
gen bzw. auf Grundlage der genannten Verordnungen Pauschalfinan­
zierungen und spezifischer Methoden. 

Artikel 54 

Pauschalsätze für indirekte Kosten in Bezug auf Zuschüsse 

Werden die indirekten Kosten eines Vorhabens mit einer Pauschalfinan­
zierung gedeckt, so kann diese auf einem der folgenden Sätze basieren: 

a) bis zu 7 % der förderfähigen direkten Kosten, ohne dass der Mit­
gliedstaat eine Berechnung des anzuwendenden Satzes anstellen 
muss; 

b) bis zu 15 % der förderfähigen direkten Personalkosten, ohne dass der 
Mitgliedstaat eine Berechnung des anzuwendenden Satzes anstellen 
muss; 

c) bis zu 25 % der förderfähigen direkten Kosten, sofern der Satz 
gemäß Artikel 53 Absatz 3 Buchstabe a berechnet wird. 

Hat der Mitgliedstaat einen Pauschalsatz gemäß Artikel 67 Absatz 5 
Buchstabe a der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 berechnet, so kann 
dieser Satz darüber hinaus für die Zwecke von Buchstabe c dieses 
Artikels für ähnliche Vorhaben verwendet werden. 

▼B
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Artikel 55 

Direkte Personalkosten in Bezug auf Zuschüsse 

(1) Direkte Personalkosten eines Vorhabens können in Form eines 
Pauschalsatzes von bis zu 20 % der direkten Kosten dieses Vor­
habens — abzüglich der direkten Personalkosten — berechnet werden, 
ohne dass der Mitgliedstaat eine Berechnung des anzuwendenden Satzes 
anstellen muss, vorausgesetzt, die direkten Kosten des Vorhabens be­
inhalten keine öffentlichen Bau-, Liefer- oder Dienstleistungsaufträge, 
deren Wert die in Artikel 4 der Richtlinie 2014/24/EU des Europäischen 
Parlaments und des Rates ( 1 ) bzw. in Artikel 15 der Richtlinie 
2014/25/EU des Europäischen Parlaments und des Rates ( 2 ) festgelegten 
Schwellenwerte überschreitet. 

Kommt im Zusammenhang mit dem AMIF, dem ISF und dem BMVI 
ein Pauschalsatz gemäß Unterabsatz 1 zur Anwendung, so wird dieser 
nur auf die direkten Kosten des Vorhabens angewandt, das keiner öf­
fentlichen Auftragsvergabe unterliegt. 

(2) Zur Bestimmung der direkten Personalkosten kann nach einer der 
folgenden Methoden ein Stundensatz berechnet werden: 

a) Die zuletzt dokumentierten jährlichen Bruttopersonalkosten werden 
durch 1 720 Stunden für Vollzeitkräfte bzw. durch den entsprechen­
den Anteil an 1 720 Stunden für Teilzeitkräfte dividiert; 

b) die zuletzt dokumentierten monatlichen Bruttopersonalkosten werden 
durch die durchschnittliche monatliche Arbeitszeit der in Rede ste­
henden Personen nach Maßgabe der geltenden nationalen Vorschrif­
ten, die im Beschäftigungs- oder Arbeitsvertrag bzw. einem Ernen­
nungsbeschluss (im Folgenden zusammen „Beschäftigungsdoku­
ment“) genannt werden, dividiert. 

(3) Wird der gemäß Absatz 2 berechnete Stundensatz zugrunde ge­
legt, so darf die Gesamtzahl der pro Person für ein bestimmtes Jahr oder 
einen bestimmten Monat geltend gemachten Stunden die Anzahl der für 
die Berechnung dieses Stundensatzes herangezogenen Stunden nicht 
überschreiten. 

(4) Liegen keine Angaben zu den jährlichen Bruttopersonalkosten 
vor, so können sie aus den verfügbaren dokumentierten Bruttopersonal­
kosten oder aus dem Beschäftigungsdokument mit entsprechender An­
passung an einen Zwölfmonatszeitraum abgeleitet werden. 

(5) Personalkosten für Personen, die teilzeitig für das Vorhaben abge­
stellt sind, können als fester Prozentsatz der Bruttopersonalkosten be­
rechnet werden, der einem festen Prozentsatz der für das Vorhaben 
aufgewendeten Arbeitszeit pro Monat entspricht; die Einführung eines 
gesonderten Arbeitszeiterfassungssystems ist nicht erforderlich. Der Ar­
beitgeber stellt für die Beschäftigten ein Dokument aus, in dem dieser 
feste Prozentsatz angegeben ist. 

▼B 

( 1 ) Richtlinie 2014/24/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
26. Februar 2014 über die öffentliche Auftragsvergabe und zur Aufhebung 
der Richtlinie 2004/18/EG (ABl. L 94 vom 28.3.2014, S. 65). 

( 2 ) Richtlinie 2014/25/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
26. Februar 2014 über die Vergabe von Aufträgen durch Auftraggeber im 
Bereich der Wasser-, Energie- und Verkehrsversorgung sowie der Postdienste 
und zur Aufhebung der Richtlinie 2004/17/EG (ABl. L 94 vom 28.3.2014, 
S. 243).
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Artikel 56 

Pauschalfinanzierungen für andere förderfähige Kosten als direkte 
Personalkosten in Bezug auf Zuschüsse 

(1) Ein Pauschalsatz von bis zu 40 % der direkten förderfähigen 
Personalkosten kann genutzt werden, um die förderfähigen Restkosten 
eines Vorhabens abzudecken. Der Mitgliedstaat muss keine Berechnung 
des anzuwendenden Satzes vornehmen. 

(2) Bei aus dem EFRE, dem ESF+, dem JTF dem AMIF, dem ISF 
und dem BMVI unterstützten Vorhaben werden Gehälter/Löhne und 
Unterstützungsgelder, die an Teilnehmer gezahlt werden, als zusätzliche 
förderfähige Kosten betrachtet, die nicht im Pauschalsatz enthalten sind. 

(3) Der in Absatz 1 dieses Artikels genannte Pauschalsatz wird nicht 
auf Personalkosten angewendet, die auf der Grundlage eines Pauschal­
satzes nach Artikel 55 Absatz 1 berechnet wurden. 

Artikel 57 

Zuschüsse unter Bedingungen 

(1) Die Mitgliedstaaten können Begünstigten Zuschüsse unter Bedin­
gungen gewähren, die gemäß dem Dokument, in dem die Bedingungen 
für die Unterstützung festgelegt werden, vollständig oder teilweise rück­
zahlbar sind. 

(2) Die Rückzahlungen durch den Begünstigten erfolgen gemäß den von 
der Verwaltungsbehörde und dem Begünstigten vereinbarten Bedingungen. 

(3) Die Mitgliedstaaten verwenden die vom Begünstigten zurück­
gezahlten Mittel für denselben Zweck oder gemäß den Zielen des betref­
fenden Programms bis zum 31. Dezember 2030 wieder, in Form von 
Zuschüssen unter Bedingungen oder eines Finanzinstruments oder in 
einer anderen Form der Unterstützung. Die zurückgezahlten Beträge 
und Informationen über ihre Wiederverwendung werden in den ab­
schließenden Leistungsbericht aufgenommen. 

(4) Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maßnahmen, um 
sicherzustellen, dass die Mittel auf separaten Konten oder unter geeig­
neten Rechnungsführungscodes verbucht werden. 

(5) Unionsmittel, die von den Begünstigten zu einem beliebigen Zeit­
punkt zurückgezahlt, jedoch bis zum 31. Dezember 2030 nicht wieder­
verwendet wurden, werden gemäß Artikel 88 wieder dem Unionshaus­
halt zugeführt. 

A b s c h n i t t I I 

F i n a n z i n s t r u m e n t e 

Artikel 58 

Finanzinstrumente 

(1) Die Verwaltungsbehörden können aus einem oder mehreren Pro­
grammen einen Programmbeitrag zu bestehenden oder neu geschaffenen 
Finanzinstrumenten leisten, die auf nationaler, regionaler, transnationaler 
oder grenzüberschreitender Ebene eingerichtet sind, direkt von oder in 
Zuständigkeit der Verwaltungsbehörde eingesetzt werden und zum Er­
reichen spezifischer Ziele beitragen. 

▼B
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(2) Die Endempfänger werden aus Finanzinstrumenten nur bei Inves­
titionen in materielle und immaterielle Vermögenswerte sowie in Be­
triebskapital unterstützt, bei denen davon ausgegangen wird, dass sie 
finanziell tragfähig sind, und die nicht genügend Finanzmittel aus 
Marktquellen erhalten. Diese Unterstützung muss mit den geltenden 
Unionsvorschriften für staatliche Beihilfen in Einklang stehen. 

Eine derartige Unterstützung wird nur für die Bestandteile der Investi­
tionen gewährt, die zum Zeitpunkt der Investitionsentscheidung weder 
konkret abgeschlossen noch vollständig durchgeführt sind. 

(3) Die angemessene Unterstützung aus den Fonds durch Finanz­
instrumente basiert auf einer Ex-ante-Bewertung, die in Zuständigkeit 
der Verwaltungsbehörde erstellt wird. Die Ex-ante-Bewertung muss ab­
geschlossen sein, bevor die Verwaltungsbehörden Programmbeiträge zu 
Finanzinstrumenten leisten. 

Die Ex-ante-Bewertung umfasst mindestens Folgendes: 

a) die vorgeschlagene Höhe des Programmbeitrags zu einem Finanz­
instrument und die geschätzte Hebelwirkung, versehen mit einer 
kurzen Begründung; 

b) die vorgeschlagenen Finanzprodukte, die angeboten werden sollen, 
einschließlich des möglichen Bedarfs an einer differenzierten Be­
handlung der Investoren; 

c) die vorgeschlagene Zielgruppe der Endempfänger; 

d) den erwarteten Beitrag des Finanzinstruments zum Erreichen der 
spezifischen Ziele. 

Die Ex-ante-Bewertung kann überprüft oder aktualisiert werden, das 
Hoheitsgebiet des Mitgliedstaats ganz oder teilweise abdecken und auf 
bestehenden oder aktualisierten Ex-ante-Bewertungen basieren. 

(4) Die Unterstützung für Endempfänger kann mit Unterstützung aus 
jedem Fonds oder von einem anderen Unionsinstrument kombiniert 
werden, auch aus demselben Fonds, und darf denselben Ausgabenposten 
betreffen. In einem derartigen Fall wird die Unterstützung aus dem 
Fonds über das Finanzinstrument im Rahmen eines Finanzinstrument­
vorhabens bei der Kommission nicht in anderer Form, aus einem ande­
ren Fonds oder aus einem anderen Unionsinstrument als Unterstützung 
geltend gemacht. 

(5) Finanzinstrumente dürfen — innerhalb einer einzigen Finanzie­
rungsvereinbarung — mit Programmunterstützung in Form von Zu­
schüssen zu einem einzigen Finanzinstrumentvorhaben kombiniert wer­
den, wenn beide gesonderten Unterstützungsformen durch die das Fi­
nanzinstrument einsetzende Stelle bereitgestellt werden. In einem derar­
tigen Fall gelten die Regelungen für Finanzinstrumente für dieses ein­
zige Finanzinstrumentvorhaben. Die Programmunterstützung in Form 
von Zuschüssen muss direkt mit dem Finanzinstrument verbunden und 
notwendig für dieses sein und darf den Wert der durch das Finanzpro­
dukt unterstützten Investitionen nicht übersteigen. 

(6) Erfolgt eine kombinierte Unterstützung gemäß den Absätzen 4 
und 5, so werden für jede Unterstützungsquelle separate Bücher geführt. 

▼B
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(7) Die Summe aller Formen der kombinierten Unterstützung darf 
den Gesamtbetrag des in Rede stehenden Ausgabenpostens nicht über­
steigen. Zuschüsse dürfen nicht zur Erstattung der Unterstützung aus 
Finanzinstrumenten verwendet werden. Finanzinstrumente dürfen nicht 
zur Vorfinanzierung von Zuschüssen verwendet werden. 

Artikel 59 

Umsetzung von Finanzinstrumenten 

(1) Von der Verwaltungsbehörde direkt eingesetzte Finanzinstru­
mente dürfen nur Darlehen oder Garantien gewähren. Die Verwaltungs­
behörde legt in einem Strategiedokument, das alle in Anhang X genann­
ten Elemente enthält, die Bedingungen des Programmbeitrags zum Fi­
nanzinstrument fest. 

(2) Die in Zuständigkeit der Verwaltungsbehörde eingesetzten Fi­
nanzinstrumente können eine der folgenden Formen annehmen: 

a) Investition von Programmmitteln in das Kapital einer juristischen 
Person; 

b) separate Verwaltungsblöcke oder Treuhandkonten. 

Die Verwaltungsbehörde wählt die das Finanzinstrument einsetzende 
Stelle aus. 

(3) Die Verwaltungsbehörde kann einen Vertrag über den Einsatz 
eines Finanzinstruments an folgende Stellen direkt vergeben: 

a) die EIB; 

b) internationale Finanzinstitutionen, an denen ein Mitgliedstaat betei­
ligt ist; 

c) eine als juristische Person gegründete öffentliche Bank oder Institu­
tion, die im Rahmen ihrer gewerblichen Tätigkeit Finanzierungstätig­
keiten ausübt und alle nachstehenden Bedingungen erfüllt: 

i) Es besteht keine direkte private Kapitalbeteiligung, mit Aus­
nahme nicht beherrschender Formen der privaten Kapitalbetei­
ligung und Formen der privaten Kapitalbeteiligung ohne Sperr­
minorität, die in Übereinstimmung mit den Verträgen durch na­
tionale gesetzliche Bestimmungen vorgeschrieben sind und die 
keinen ausschlaggebenden Einfluss auf die betreffende Bank 
oder Institution vermitteln, und mit Ausnahme von Formen der 
privaten Kapitalbeteiligung, durch die kein Einfluss auf Be­
schlüsse betreffend die laufende Verwaltung des durch die Fonds 
unterstützten Finanzinstruments übertragen wird; 

ii) sie handelt im öffentlich-rechtlichen Auftrag, der von der ein­
schlägigen Behörde eines Mitgliedstaats auf nationaler oder re­
gionaler Ebene erteilt wurde, was beinhaltet, dass sie — als Teil 
ihrer Tätigkeiten oder ausschließlich — Maßnahmen zur wirt­
schaftlichen Entwicklung durchführt, die einen Beitrag zum Er­
reichen der Ziele der Fonds leisten; 

▼B
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iii) sie führt — als Teil ihrer Tätigkeiten oder ausschließlich — 
Maßnahmen zur wirtschaftlichen Entwicklung, die einen Beitrag 
zum Erreichen der Ziele der Fonds leisten, in Regionen, Politik­
bereichen oder Sektoren durch, für die an den Finanzmärkten in 
der Regel kein oder kein ausreichender Zugang zu Finanzmitteln 
besteht; 

iv) sie handelt nicht in erster Linie mit dem Ziel der Gewinnmaxi­
mierung, sondern sie gewährleistet eine langfristige finanzielle 
Tragfähigkeit ihrer Tätigkeiten; 

v) sie gewährleistet durch geeignete Maßnahmen im Einklang mit 
dem anwendbaren Recht, dass die unter Buchstabe b genannte 
Direktvergabe eines Vertrags geschäftliche Tätigkeiten weder di­
rekt noch indirekt begünstigt; 

vi) sie unterliegt der Aufsicht durch eine unabhängige Behörde im 
Einklang mit dem anwendbaren Recht; 

d) sonstige Stellen, die ebenfalls in den Anwendungsbereich von Ar­
tikel 12 der Richtlinie 2014/24/EU fallen. 

(4) Setzt die von der Verwaltungsbehörde ausgewählte Stelle einen 
Holdingfonds ein, so kann diese Stelle auch weitere Stellen zum Einsatz 
spezifischer Fonds auswählen. 

(5) Die Bedingungen der Programmbeiträge zu gemäß Absatz 2 ein­
gesetzten Finanzinstrumenten werden in Finanzierungsvereinbarungen 
festgelegt, und zwar 

a) zwischen den mit einem ordnungsgemäßen Mandat ausgestatteten 
Vertretern der Verwaltungsbehörde und der den Holdingfonds ein­
setzenden Stelle, falls zutreffend; 

b) zwischen den mit einem ordnungsgemäßen Mandat ausgestatteten 
Vertretern der Verwaltungsbehörde oder gegebenenfalls der den Hol­
dingfonds einsetzenden Stelle und der einen spezifischen Fonds ein­
setzenden Stelle. 

Diese Finanzierungsvereinbarungen enthalten alle in Anhang X genann­
ten Elemente. 

(6) Die finanzielle Verbindlichkeit der Verwaltungsbehörde geht 
nicht über den von der Verwaltungsbehörde für das Finanzinstrument 
im Rahmen der relevanten Finanzierungsvereinbarungen gebundenen 
Betrag hinaus. 

(7) Die in Rede stehenden die Finanzinstrumente einsetzenden Stel­
len bzw. bei Garantien die das zugrunde liegende Darlehen bereitstel­
lende Stelle unterstützen bzw. unterstützt die Endempfänger und beach­
ten bzw. beachtet dabei die Programmziele und das Potenzial für eine 
finanzielle Tragfähigkeit der Investitionen, wie im Geschäftsplan oder 
einem gleichwertigen Dokument begründet. Die Auswahl der Endemp­
fänger erfolgt auf transparente Weise und darf nicht zu einem Interes­
senskonflikt führen. 

▼B



 

02021R1060 — DE — 01.03.2023 — 002.001 — 73 

(8) Die nationale Kofinanzierung eines Programms kann gemäß den 
fondsspezifischen Regelungen entweder von der Verwaltungsbehörde 
oder auf Ebene der Holdingfonds oder auf Ebene der spezifischen Fonds 
oder auf Ebene der Investitionen in Endempfänger bereitgestellt werden. 
Wird die nationale Kofinanzierung auf Ebene der Investitionen in End­
empfänger bereitgestellt, so dokumentiert die Finanzinstrumente einset­
zende Stelle die Förderfähigkeit der zugrunde liegenden Ausgaben. 

(9) Die das Finanzinstrument gemäß Absatz 1 des vorliegenden Ar­
tikels direkt einsetzende Verwaltungsbehörde bzw. die das Finanzinstru­
ment gemäß Absatz 2 des vorliegenden Artikels einsetzende Stelle führt 
separate Konten oder verwendet einen Rechnungsführungscode für jede 
Priorität — bzw. im Zusammenhang mit dem EMFAF für jedes spezi­
fische Ziel — und gegebenenfalls jede Regionenkategorie für jeden 
Programmbeitrag und separat für Mittel nach Artikel 60 bzw. 62. 

Artikel 60 

Zinsen und sonstige durch die Unterstützung aus den Fonds für 
Finanzinstrumente erwirtschaftete Erträge 

(1) Die aus den Fonds an Finanzinstrumente gezahlte Unterstützung 
fließt auf Konten bei in den Mitgliedstaaten ansässigen Finanzinstitutio­
nen und wird entsprechend der aktiven Mittelverwaltung und im Ein­
klang mit dem Grundsatz der Wirtschaftlichkeit der Haushaltsführung 
verwaltet. 

(2) Zinsen oder sonstige Erträge, die auf die Unterstützung der Fonds 
für Finanzinstrumente zurückzuführen sind, werden im Rahmen dessel­
ben Ziels oder derselben Ziele wie die ursprüngliche Unterstützung aus 
den Fonds bis zum Ende des Förderzeitraums verwendet — einschließ­
lich für Zahlungen von Verwaltungsgebühren und für die Erstattung von 
Verwaltungskosten, die bei den das Finanzinstrument einsetzenden Stel­
len angefallen sind, gemäß Artikel 68 Absatz 1 Buchstabe d —, ent­
weder innerhalb desselben Finanzinstruments oder nach Abwicklung des 
Finanzinstruments in anderen Finanzinstrumenten oder anderen Formen 
der Unterstützung für weitere Investitionen in Endempfänger. 

(3) Zinsen und sonstige Erträge nach Absatz 2, die nicht gemäß der 
genannten Bestimmung verwendet werden, werden von der für das ab­
schließende Geschäftsjahr vorgelegten Rechnungslegung abgezogen. 

Artikel 61 

Differenzierte Behandlung der Investoren 

(1) Unterstützung aus den Fonds für Finanzinstrumente, die in End­
empfänger investiert wird, sowie jegliche Einkünfte, die durch diese 
Investitionen erwirtschaftet werden, einschließlich zurückgezahlter Mit­
tel, und die auf die Unterstützung aus den Fonds zurückzuführen sind, 
können gemäß dem Grundsatz der Marktwirtschaft durch eine angemes­
sene Risiko- und Gewinnteilung für die differenzierte Behandlung der 
Investoren verwendet werden, wobei dem Grundsatz der Wirtschaftlich­
keit der Haushaltsführung Rechnung getragen wird. 

(2) Eine solche differenzierte Behandlung darf nicht über das not­
wendige Maß zur Schaffung von Anreizen für private Investitionen 
hinausgehen, das entweder durch ein wettbewerbliches Verfahren oder 
eine unabhängige Bewertung festgelegt wird. 
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Artikel 62 

Wiederverwendung von Mitteln, die auf die Unterstützung aus den 
Fonds zurückzuführen sind 

(1) Mittel, die vor Ablauf des Förderzeitraums an Finanzinstrumente 
zurückgezahlt werden und aus Investitionen in Endempfänger oder aus 
der Freigabe von Mitteln, die für Garantieverträge vorgehalten wurden, 
stammen — einschließlich Kapitalrückzahlungen und jeglicher erwirt­
schafteter Einnahmen, die auf die Unterstützung aus den Fonds zurück­
zuführen sind —, werden in demselben oder in anderen Finanzinstru­
menten für weitere Investitionen in Endempfänger, zur Deckung von 
Verlusten beim Nennbetrag des Fondsbeitrags zum Finanzinstrument 
aufgrund von Negativzinsen, sofern solche Verluste trotz aktiver Mittel­
verwaltung auftreten, oder für etwaige Verwaltungskosten und -gebüh­
ren im Zusammenhang mit solchen weiteren Investitionen wiederver­
wendet, wobei dem Grundsatz der Wirtschaftlichkeit der Haushaltsfüh­
rung Rechnung getragen wird. 

(2) Die Mitgliedstaaten ergreifen die notwendigen Maßnahmen, um 
sicherzustellen, dass die in Absatz 1 genannten Mittel, die binnen min­
destens acht Jahren nach Ablauf des Förderzeitraums an Finanzinstru­
mente zurückgezahlt werden, gemäß den politischen Zielen des Pro­
gramms oder der Programme, in deren Rahmen sie eingerichtet wurden, 
entweder innerhalb desselben Finanzinstruments oder, nach Abzug die­
ser Mittel aus dem Finanzinstrument, in anderen Finanzinstrumenten 
oder in anderen Formen der Unterstützung wiederverwendet werden. 

KAPITEL III 

Förderfähigkeitsregelungen 

Artikel 63 

Förderfähigkeit 

(1) Die Förderfähigkeit der Ausgaben wird auf der Grundlage natio­
naler Regelungen festgelegt, es sei denn, in dieser Verordnung oder den 
fondsspezifischen Verordnungen bzw. basierend darauf werden spezi­
fische Regelungen festgesetzt. 

(2) Für einen Beitrag aus den Fonds kommen nur Ausgaben infrage, 
die bei einem Begünstigten oder dem privaten Partner eines ÖPP-Vor­
habens angefallen sind und bei der Durchführung von Vorhaben zwi­
schen dem Tag der Einreichung des Programms bei der Kommission 
oder zwischen dem 1. Januar 2021 — je nachdem, welches der frühere 
Zeitpunkt ist — und dem 31. Dezember 2029 getätigt wurden. 

Bei gemäß Artikel 53 Absatz 1 Buchstaben b, c und f erstatteten Kosten 
werden die Maßnahmen, die die Grundlage für die Erstattung bilden, 
zwischen dem Tag der Einreichung des Programms bei der Kommission 
oder zwischen dem 1. Januar 2021 — je nachdem, welches der frühere 
Zeitpunkt ist — und dem 31. Dezember 2029 durchgeführt. 

(3) Beim EFRE werden Ausgaben im Zusammenhang mit Vorhaben, 
die mehr als eine Regionenkategorie nach Artikel 108 Absatz 2 inner­
halb eines Mitgliedstaats abdecken, basierend auf objektiven Kriterien 
anteilig den betroffenen Regionenkategorien zugewiesen. 

Beim ESF+ können Ausgaben im Zusammenhang mit Vorhaben einer 
beliebigen Regionenkategorie des Programms zugewiesen werden, so­
fern das Vorhaben zum Erreichen der spezifischen Ziele des Programms 
beiträgt. 
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Beim JTF tragen Ausgaben im Zusammenhang mit Vorhaben zur Um­
setzung des relevanten territorialen Plans für einen gerechten Übergang 
bei. 

(4) Ein Vorhaben kann ganz oder teilweise außerhalb eines Mitglied­
staats, auch außerhalb der Union, durchgeführt werden, sofern das Vor­
haben zu den Zielen des Programms beiträgt. 

(5) Für Zuschüsse nach Artikel 53 Absatz 1 Buchstaben b, c und d 
entsprechen die Ausgaben, die für einen Beitrag aus den Fonds infrage 
kommen, den gemäß Artikel 53 Absatz 3 berechneten Beträgen. 

(6) Vorhaben werden nicht für eine Unterstützung aus den Fonds 
ausgewählt, wenn sie konkret abgeschlossen oder vollständig durch­
geführt wurden, bevor der Antrag auf Förderung im Rahmen des Pro­
gramms eingereicht wurde, unabhängig davon, ob alle damit verbunde­
nen Zahlungen bereits getätigt wurden. Dieser Absatz gilt nicht für den 
aus dem EMFAF gewährten Ausgleich für zusätzliche Kosten in den 
Gebieten in äußerster Randlage gemäß Artikel 24 der 
EMFAF-Verordnung und für die Unterstützung aus der zusätzlichen 
Förderung für die Gebiete in äußerster Randlage gemäß Artikel 110 
Absatz 1 Buchstabe e der vorliegenden Verordnung. 

(7) Ausgaben, die infolge einer Programmänderung förderfähig wer­
den, sind ab dem Tag der Einreichung des entsprechenden Antrags bei 
der Kommission förderfähig. 

Für den EFRE, den Kohäsionsfonds und den JTF werden Ausgaben 
infolge einer Programmänderung förderfähig, wenn eine neue Art der 
Intervention nach Anhang I Tabelle 1 dem Programm hinzugefügt wird, 
für den EMFAF, den AMIF, den ISF und das BMVI, wenn dies in den 
fondsspezifischen Verordnungen erfolgt. 

Wird ein Programm geändert, um auf Naturkatastrophen zu reagieren, 
so kann im Programm vorgesehen werden, dass die Ausgaben in Bezug 
auf diese Änderung ab dem Tag förderfähig sind, an dem die Natur­
katastrophe eintrat. 

(8) Wird ein neues Programm genehmigt, so sind die Ausgaben ab 
dem Tag der Einreichung des entsprechenden Antrags bei der Kommis­
sion förderfähig. 

(9) Ein Vorhaben kann aus einem oder mehreren Fonds oder aus 
einem oder mehreren Programmen und aus anderen Unionsinstrumenten 
unterstützt werden. In diesen Fällen dürfen Ausgaben, die in einem 
Zahlungsantrag für einen der Fonds geltend gemacht wurden, nicht 
für Folgendes geltend gemacht werden: 

a) Unterstützung aus einem anderen Fonds oder Unionsinstrument; 

b) Unterstützung aus demselben Fonds im Rahmen eines anderen Pro­
gramms. 

Der in einen Zahlungsantrag für einen Fonds einzutragende Ausgaben­
betrag kann für jeden Fonds und für das betreffende Programm bzw. die 
betreffenden Programme anteilig gemäß dem Dokument, das die Bedin­
gungen für die Unterstützung enthält, berechnet werden. 
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Artikel 64 

Nicht förderfähige Kosten 

(1) Für folgende Kosten kommt ein Beitrag aus den Fonds nicht 
infrage: 

a) Schuldzinsen, außer in Bezug auf Zuschüsse in Form von Zins­
zuschüssen oder Garantieentgeltbeiträgen; 

b) Grunderwerb für einen Betrag von mehr als 10 % der förderfähigen 
Gesamtausgaben des betreffenden Vorhabens; für Brachflächen und 
ehemals industriell genutzte Flächen mit Gebäuden erhöht sich dieser 
Grenzwert auf 15 %; für Finanzinstrumente beziehen sich diese Pro­
zentsätze auf den an den Endempfänger ausgezahlten Programmbei­
trag oder, im Falle von Garantien, auf den Betrag des zugrunde 
liegenden Darlehens; 

c) Mehrwertsteuer („MwSt.“), mit Ausnahme von 

i) Vorhaben, deren Gesamtkosten unter 5 000 000 EUR (inkl. 
MwSt.) liegen; 

ii) Vorhaben, deren Gesamtkosten mindestens 5 000 000 EUR (inkl. 
MwSt.) betragen, sofern die MwSt. nach den nationalen Mehr­
wertsteuervorschriften nicht erstattungsfähig ist; 

iii) Investitionen, die von den Endempfängern im Kontext von Fi­
nanzinstrumenten getätigt werden; werden diese Investitionen 
durch Finanzinstrumente in Kombination mit einer Programmun­
terstützung in Form eines Zuschusses gemäß Artikel 58 Absatz 5 
unterstützt, so ist die MwSt. für den Teil der Investitionskosten, 
der der Programmunterstützung in Form eines Zuschusses ent­
spricht, nicht förderfähig, es sei denn, die für die Investitions­
kosten zu entrichtende MwSt. ist nach den nationalen Mehrwert­
steuervorschriften nicht erstattungsfähig oder der Teil der Inves­
titionskosten, der der Programmunterstützung in Form des Zu­
schusses entspricht, beläuft sich auf weniger als 5 000 000 EUR 
(inkl. MwSt.); 

iv) Kleinprojektefonds sowie Investitionen, die von Endempfängern 
im Kontext von Kleinprojektefonds im Rahmen von Interreg 
getätigt werden. 

Unterabsatz 1 Buchstabe b gilt nicht für Umweltschutzvorhaben. 

(2) In den fondsspezifischen Verordnungen können zusätzliche Kos­
ten festgelegt werden, die für einen Beitrag aus dem jeweiligen Fonds 
nicht infrage kommen. 

Artikel 65 

Dauerhaftigkeit der Vorhaben 

(1) Der Mitgliedstaat zahlt den Beitrag aus den Fonds für ein Vor­
haben mit Infrastrukturinvestitionen oder produktiven Investitionen zu­
rück, wenn binnen fünf Jahren nach der Abschlusszahlung an den Be­
günstigten oder gegebenenfalls innerhalb der Frist gemäß den Vorschrif­
ten über staatliche Beihilfen auf dieses Vorhaben eines der folgenden 
Szenarien zutrifft: 
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a) Aufgabe oder Verlagerung einer Produktionstätigkeit an einen Stand­
ort außerhalb der Region der NUTS-Ebene-2, in der die Tätigkeit 
Unterstützung erhielt; 

b) Änderung der Eigentumsverhältnisse bei einer Infrastruktur, wodurch 
einer Firma oder einer öffentlichen Einrichtung ein ungerechtfertigter 
Vorteil entsteht; 

c) erhebliche Veränderung der Art, der Ziele oder der Durchführungs­
bedingungen des Vorhabens, die seine ursprünglichen Ziele unter­
graben würde. 

Der Mitgliedstaat kann den in Unterabsatz 1 festgelegten Zeitraum in 
Fällen, die die Aufrechterhaltung von Investitionen durch KMU oder die 
Erhaltung von durch KMU geschaffenen Arbeitsplätzen betreffen, auf 
drei Jahre verkürzen. 

Die Rückzahlung durch den Mitgliedstaat aufgrund der Nichteinhaltung 
dieses Artikels erfolgt im Verhältnis zum Zeitraum der Nichteinhaltung. 

(2) Bei aus dem ESF+ unterstützten Vorhaben oder bei aus dem JTF 
gemäß Artikel 8 Absatz 2 Buchstaben k, l und m der JTF-Verordnung 
unterstützten Vorhaben wird die Unterstützung zurückgezahlt, wenn für 
sie eine Verpflichtung zur Aufrechterhaltung einer Investition gemäß 
den Vorschriften über staatliche Beihilfen gilt. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für Programmbeiträge an oder 
durch Finanzinstrumente oder zu jedweden Vorhaben, bei denen eine 
Produktionstätigkeit infolge einer nicht betrugsbedingten Insolvenz auf­
gegeben wird. 

Artikel 66 

Verlagerung 

(1) Ausgaben für Verlagerung kommen nicht für einen Beitrag aus 
den Fonds infrage. 

(2) Stellt ein Beitrag aus den Fonds eine staatliche Beihilfe dar, so 
vergewissert sich die Verwaltungsbehörde, dass mit dem Beitrag keine 
Verlagerung gemäß Artikel 14 Absatz 16 der Verordnung (EU) 
Nr. 651/2014 unterstützt wird. 

Artikel 67 

Spezifische Förderfähigkeitsregeln für Zuschüsse 

(1) Sachleistungen in Form einer Erbringung bzw. Bereitstellung von 
Arbeitsleistungen, Waren, Dienstleistungen, Grundstücken und Immobi­
lien, für die keine durch Rechnungen oder gleichwertige Belege nach­
gewiesene Zahlung erfolgt ist, können unter den folgenden Bedingungen 
förderfähig sein: 

a) Die öffentliche Unterstützung für das Vorhaben, die auch Sachleis­
tungen umfasst, liegt bei Abschluss des Vorhabens nicht über den 
förderfähigen Gesamtausgaben abzüglich der Sachleistungen; 

b) der den Sachleistungen zugeschriebene Wert liegt nicht über den 
marktüblichen Kosten; 
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c) der Wert und die Erbringung der Sachleistung können unabhängig 
bewertet und überprüft werden; 

d) bei der Bereitstellung von Grundstücken oder Immobilien kann eine 
Zahlung für die Zwecke einer Mietvereinbarung erfolgen, deren jähr­
licher Nennbetrag eine einzige Währungseinheit des Mitgliedstaats 
nicht übersteigt; 

e) bei Sachleistungen in Form von unbezahlter Arbeit wird der Wert 
dieser Arbeit unter Berücksichtigung des überprüften Zeitaufwands 
und des Vergütungssatzes für gleichwertige Arbeit bestimmt. 

Der Wert der Grundstücke oder Immobilien nach Unterabsatz 1 Buch­
stabe d dieses Absatzes muss von einem unabhängigen qualifizierten 
Sachverständigen oder einer ordnungsgemäß zugelassenen amtlichen 
Stelle bescheinigt werden und darf nicht über dem Höchstbetrag nach 
Artikel 64 Absatz 1 Buchstabe b liegen. 

(2) Abschreibungskosten, für die keine mit Rechnungen belegte Zah­
lung erfolgt ist, können als förderfähig betrachtet werden, wenn die 
folgenden Bedingungen erfüllt sind: 

a) Die Förderfähigkeitsregeln des Programms sehen dies vor; 

b) der Betrag der Ausgaben wird durch Rechnungen gleichwertige Be­
lege für förderfähige Kosten ordnungsgemäß nachgewiesen, sofern 
diese Kosten in der in Artikel 53 Absatz 1 Buchstabe a genannten 
Form erstattet wurden; 

c) die Kosten beziehen sich ausschließlich auf den Unterstützungszeit­
raum für das Vorhaben; 

d) zum Erwerb der abgeschriebenen Aktiva wurden keine öffentlichen 
Zuschüsse herangezogen. 

Artikel 68 

Spezifische Förderfähigkeitsregeln für Finanzinstrumente 

(1) Die förderfähigen Ausgaben eines Finanzinstruments sind der 
Gesamtbetrag des Programmbeitrags, der innerhalb des Förderzeitraums 
an das Finanzinstrument gezahlt bzw. — im Falle von Garantien — 
vom Finanzinstrument für Garantieverträge zurückgestellt wurde, vo­
rausgesetzt, dieser Betrag entspricht 

a) im Falle von Darlehen, Beteiligungsinvestitionen und beteiligungs­
ähnlichen Investitionen den Zahlungen an Endempfänger; 

b) den — noch ausstehenden oder bereits fälligen — Mitteln, die für 
Garantieverträge vorgehalten wurden, um potenziellen Abrufen der 
Garantien für Verluste nachzukommen, berechnet auf der Grundlage 
eines gemäß dem für die zugrunde liegenden ausgezahlten neuen 
Darlehen, Beteiligungsinvestitionen oder beteiligungsähnlichen In­
vestitionen in Endempfänger festgelegten Multiplikatorverhältnis; 

c) den Zahlungen an Endempfänger oder zu deren Gunsten, wenn die 
Finanzinstrumente gemäß Artikel 58 Absatz 5 mit einem anderen 
Unionsbeitrag zu einem einzigen Finanzinstrumentvorhaben kom­
biniert werden; 
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d) den Zahlungen von Verwaltungsgebühren und den Erstattungen von 
Verwaltungskosten, die bei den das Finanzinstrument einsetzenden 
Stellen angefallen sind. 

(2) Wird ein Finanzinstrument über aufeinanderfolgende Programm­
planungszeiträume hinweg eingesetzt, so kann auf der Grundlage von 
Vereinbarungen, die im vorangegangenen Programmplanungszeitraum 
getroffen wurden, Unterstützung an Endempfänger oder zu deren Guns­
ten, einschließlich für Verwaltungskosten und -gebühren, gewährt wer­
den, sofern diese Unterstützung den Förderfähigkeitsregeln des nach­
folgenden Programmplanungszeitraums entspricht. In diesem Fall wird 
die Förderfähigkeit der in den Zahlungsanträgen angegebenen Ausgaben 
gemäß den Regeln des jeweiligen Programmplanungszeitraums ermittelt. 

(3) Hat die Stelle, für die die Garantien bestehen, den geplanten 
Betrag der neuen Darlehen, Beteiligungsinvestitionen oder beteiligungs­
ähnlichen Investitionen nach Absatz 1 Buchstabe b nicht gemäß dem 
Multiplikatorverhältnis an die Endempfänger ausgezahlt, so werden die 
förderfähigen Ausgaben im entsprechenden Verhältnis gekürzt. Das 
Multiplikatorverhältnis kann überprüft werden, wenn dies aufgrund 
nachfolgender Veränderungen der Marktbedingungen gerechtfertigt ist. 
Eine solche Überprüfung darf nicht rückwirkend gelten. 

(4) Für die Zwecke von Absatz 1 Buchstabe d sind die Verwaltungs­
gebühren leistungsbasiert. 

Werden einen Holdingfonds einsetzende Stellen über eine Direktvergabe 
eines Vertrags gemäß Artikel 59 Absatz 3 ausgewählt, so gilt für den 
diesen Stellen gezahlten Betrag der Verwaltungskosten und -gebühren, 
der als förderfähige Ausgabe geltend gemacht werden kann, ein Schwel­
lenwert von bis zu 5 % des Gesamtbetrags der an die Endempfänger in 
Darlehen ausgezahlten oder für Garantieverträge vorgesehen Programm­
beiträge und von bis zu 7 % des Gesamtbetrags der an die Endemp­
fänger im Zusammenhang mit Beteiligungsinvestitionen oder betei­
ligungsähnlichen Investitionen ausgezahlten Programmbeiträge. 

Werden einen spezifischen Fonds einsetzende Stellen über eine Direkt­
vergabe eines Vertrags gemäß Artikel 59 Absatz 3 ausgewählt, so gilt 
für den diesen Stellen gezahlten Betrag der Verwaltungskosten und 
-gebühren, der als förderfähige Ausgabe geltend gemacht werden kann, 
ein Schwellenwert von bis zu 7 % des Gesamtbetrags der an die End­
empfänger in Darlehen ausgezahlten oder für Garantieverträge vorgese­
hen Programmbeiträge und von bis zu 15 % des Gesamtbetrags der an 
die Endempfänger im Zusammenhang mit Beteiligungsinvestitionen 
oder beteiligungsähnlichen Investitionen ausgezahlten Programmbei­
träge. 

Werden einen Holdingfonds, spezifische Fonds oder beides einsetzende 
Stellen über eine Ausschreibung im Einklang mit dem anwendbaren 
Recht ausgewählt, so wird der Betrag der Verwaltungskosten und -ge­
bühren in der Finanzierungsvereinbarung festgelegt und spiegelt das 
Ergebnis der Ausschreibung wider. 

(5) Werden Vermittlungsgebühren ganz oder teilweise den Endemp­
fängern in Rechnung gestellt, so dürfen sie nicht als förderfähige Aus­
gaben geltend gemacht werden. 

(6) Die gemäß Absatz 1 geltend gemachten förderfähigen Ausgaben 
dürfen die Summe des Gesamtbetrags der für die Zwecke dieses Ab­
satzes gezahlten Unterstützung aus den Fonds und der entsprechenden 
nationalen Kofinanzierung nicht übersteigen. 
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TITEL VI 

VERWALTUNG UND KONTROLLE 

KAPITEL I 

Allgemeine Regeln zu Verwaltung und Kontrolle 

Artikel 69 

Zuständigkeiten der Mitgliedstaaten 

(1) Die Mitgliedstaaten verfügen über Verwaltungs- und Kontrollsys­
teme für ihre Programme gemäß diesem Titel und stellen deren Funk­
tionieren im Einklang mit dem Grundsatz der Wirtschaftlichkeit der 
Haushaltsführung und den in Anhang XI aufgeführten Kernanforderun­
gen sicher. 

(2) Die Mitgliedstaaten stellen die Rechtmäßigkeit und Ordnungs­
mäßigkeit der Ausgaben in der bei der Kommission eingereichten Rech­
nungslegung sicher und ergreifen alle notwendigen Maßnahmen, um 
Unregelmäßigkeiten, einschließlich Betrug, zu verhüten, aufzudecken 
und zu korrigieren und darüber Bericht zu erstatten. Diese Maßnahmen 
umfassen die Erhebung von Informationen über die wirtschaftlichen 
Eigentümer der Empfänger von Finanzmitteln der Union im Einklang 
mit Anhang XVII. Die Vorschriften für die Erhebung und Verarbeitung 
solcher Daten müssen den geltenden Datenschutzvorschriften genügen. 
Die Kommission, das Europäische Amt für Betrugsbekämpfung und der 
Europäische Rechnungshof verfügen über den erforderlichen Zugang zu 
diesen Informationen. 

Für aus dem AMIF, dem ISF und dem BMVI unterstützte Programme 
gelten die Pflichten gemäß Absatz 2 hinsichtlich der Erhebung von 
Informationen über die wirtschaftlichen Eigentümer der Empfänger 
von Finanzmitteln der Union im Einklang mit Anhang XXVI ab dem 
1. Januar 2023. 

(3) Die Mitgliedstaten ergreifen auf Ersuchen der Kommission die 
notwendigen Maßnahmen, um die effektive Funktionsweise ihrer 
Verwaltungs- und Kontrollsysteme und die Rechtmäßigkeit und Ord­
nungsmäßigkeit der bei der Kommission eingereichten Ausgaben zu 
gewährleisten. Handelt es sich bei einer solchen Maßnahme um eine 
Prüfung, so dürfen die Kommissionsbediensteten oder ihre bevollmäch­
tigten Vertreter daran teilnehmen. 

(4) Die Mitgliedstaaten stellen die Qualität, Genauigkeit und Zuver­
lässigkeit des Begleitungssystems und der Daten zu Indikatoren sicher. 

(5) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Informationen gemäß den 
in der vorliegenden Verordnung und in den fondsspezifischen Verord­
nungen festgelegten Anforderungen veröffentlicht werden, es sei denn, 
das Unionsrecht oder das nationale Recht schließt eine solche Veröffent­
lichung aus Gründen der Sicherheit, der öffentlichen Ordnung, straf­
rechtlicher Ermittlungen oder des Schutzes personenbezogener Daten 
gemäß der Verordnung (EU) 2016/679 aus. 

(6) Die Mitgliedstaaten verfügen über Systeme und Verfahren, mit 
denen gewährleistet wird, dass alle für den in Anhang XIII festgelegten 
Prüfpfad erforderlichen Unterlagen gemäß den in Artikel 82 festgelegten 
Anforderungen aufbewahrt werden. 

▼B
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(7) Die Mitgliedstaaten treffen Vorkehrungen, um die wirksame Un­
tersuchung von Beschwerden in Bezug auf die Fonds sicherzustellen. 
Der Geltungsbereich, die Vorschriften und die Verfahren bezüglich die­
ser Vorkehrungen fallen in die Zuständigkeit der Mitgliedstaaten gemäß 
ihrem institutionellen und rechtlichen Rahmen. Dies gilt unbeschadet 
der allgemeinen Möglichkeit für Bürger und Interessenträger, Beschwer­
den an die Kommission zu richten. Auf Ersuchen der Kommission 
untersuchen die Mitgliedstaaten bei der Kommission eingereichte Be­
schwerden im Rahmen des Geltungsbereichs ihrer Programme und un­
terrichten die Kommission über die Ergebnisse dieser Untersuchungen. 

Für die Zwecke dieses Artikels umfassen Beschwerden jedwede Streitig­
keit zwischen potenziellen und ausgewählten Begünstigten im Hinblick 
auf vorgeschlagene oder ausgewählte Vorhaben sowie Streitigkeiten mit 
Dritten über die Durchführung des Programms oder dessen Vorhaben, 
unabhängig davon, wie dieser Rechtsbehelf nach nationalem Recht zu 
qualifizieren ist. 

(8) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass der gesamte Informations­
austausch zwischen Begünstigten und Programmbehörden über elektro­
nische Datenaustauschsysteme gemäß Anhang XIV erfolgt. 

Die Mitgliedstaaten machen auf die Vorteile des elektronischen Daten­
austauschs aufmerksam und leisten den Begünstigten in dieser Hinsicht 
jede erforderliche Unterstützung. 

Abweichend von Unterabsatz 1 kann die Verwaltungsbehörde auf aus­
drücklichen Antrag eines Begünstigten den Informationsaustausch in 
Papierform ausnahmsweise akzeptieren; dies gilt unbeschadet ihrer Ver­
pflichtung zur Aufzeichnung und Speicherung von Daten gemäß Arti­
kel 72 Absatz 1 Buchstabe e. 

Für aus dem EMFAF, dem AMIF, dem ISF und dem BMVI unterstützte 
Programme gilt Unterabsatz 1 ab dem 1. Januar 2023. 

Unterabsatz 1 gilt nicht für Programme oder Prioritäten gemäß Artikel 4 
Absatz 1 Buchstabe m der ESF+-Verordnung. 

(9) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass der gesamte offizielle 
Informationsaustausch mit der Kommission über ein elektronisches Da­
tenaustauschsystem gemäß Anhang XV erfolgt. 

(10) Der Mitgliedstaat stellt gemäß Anhang VIII zum 31. Januar und 
zum 31. Juli Vorausschätzungen des Betrags, für den im laufenden und 
im nachfolgenden Kalenderjahr Zahlungsanträge eingereicht werden, zur 
Verfügung oder stellt sicher, dass die Verwaltungsbehörden diese zur 
Verfügung stellen. 

(11) Jeder Mitgliedstaat verfügt spätestens zur Einreichung des ab­
schließenden Zahlungsantrags für das erste Geschäftsjahr und vor dem 
30. Juni 2023 über eine Beschreibung des Verwaltungs- und Kontroll­
systems gemäß dem Muster in Anhang XVI. Er hält diese Beschreibung 
auf aktuellem Stand, um etwaigen späteren Änderungen Rechnung zu 
tragen. 

(12) Die Mitgliedstaaten erstatten gemäß den Kriterien für die Ermitt­
lung der zu meldenden Fälle von Unregelmäßigkeiten, der zu übermit­
telnden Daten und des für die Berichterstattung zu verwendenden For­
mats, die in Anhang XII festgelegt werden, über Unregelmäßigkeiten 
Bericht. 

▼B
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Artikel 70 

Befugnisse und Zuständigkeiten der Kommission 

(1) Die Kommission vergewissert sich, dass die Mitgliedstaaten über 
Verwaltungs- und Kontrollsysteme verfügen, die der vorliegenden Ver­
ordnung entsprechen, und dass diese Systeme während der Durchfüh­
rung der Programme wirksam und effizient funktionieren. Die Kommis­
sion erstellt für die Zwecke ihrer eigenen Prüfungstätigkeit eine Prüf­
strategie und einen Prüfplan, die auf einer Risikobewertung basieren. 

Die Kommission und die Prüfbehörden koordinieren ihre Prüfpläne. 

(2) Die Kommission führt Prüfungen bis zu drei Kalenderjahre nach 
der Rechnungsannahme in Bezug auf die betroffenen Ausgaben durch. 
Dieser Zeitraum gilt nicht für Vorhaben, bei denen der Verdacht auf 
Betrug besteht. 

(3) Für die Zwecke ihrer Prüfungen haben die Kommissionsbediens­
teten oder ihre bevollmächtigten Vertreter in Bezug auf aus den Fonds 
unterstützte Vorhaben oder auf Verwaltungs- und Kontrollsysteme Zu­
gang zu allen notwendigen Aufzeichnungen, Unterlagen und Metadaten, 
ungeachtet dessen, in welchem Medium sie aufbewahrt werden, und 
erhalten Kopien im spezifischen angeforderten Format. 

(4) Für Vor-Ort-Prüfungen gilt außerdem Folgendes: 

a) Die Kommission kündigt — außer in dringenden Fällen — die 
Prüfung mindestens 15 Arbeitstage vorher bei der zuständigen Pro­
grammbehörde an; Bedienstete oder bevollmächtigte Vertreter des 
Mitgliedstaats können an solchen Prüfungen teilnehmen; 

b) sind bestimmte Amtshandlungen bei Anwendung nationaler Bestim­
mungen Bediensteten vorbehalten, die nach nationalen Rechtsvor­
schriften hierzu eigens benannt sind, so haben die Bediensteten der 
Kommission und deren bevollmächtigte Vertreter Zugang zu den 
dabei gewonnenen Erkenntnissen, unbeschadet der Zuständigkeiten 
der nationalen Gerichte und unter voller Einhaltung der Grundrechte 
der betroffenen Rechtssubjekte; 

c) die Kommission übermittelt der zuständigen Behörde des Mitglied­
staats die vorläufigen Feststellungen aus der Prüfung spätestens drei 
Monate nach dem letzten Tag der Prüfung; 

d) die Kommission übermittelt den Prüfbericht spätestens drei Monate 
nach dem Tag, an dem sie eine vollständige Antwort der zuständigen 
Behörde des Mitgliedstaats auf die vorläufigen Feststellungen aus 
der Prüfung erhalten hat; die Antwort des Mitgliedstaats gilt als 
vollständig, wenn die Kommission nicht innerhalb von zwei Mona­
ten nach Eingang der Antwort des Mitgliedstaats um weitere Infor­
mationen oder ein überarbeitetes Dokument ersucht. 

Um die Fristen nach Unterabsatz 1 Buchstaben c und d dieses Absatzes 
einzuhalten, stellt die Kommission die vorläufigen Feststellungen aus 
der Prüfung und den Prüfbericht in mindestens einer der Amtssprachen 
der Organe der Union zur Verfügung. 

Die Fristen nach Unterabsatz 1 Buchstaben c und d dieses Absatzes 
können verlängert werden, wenn dies für notwendig erachtet und zwi­
schen der Kommission und der zuständigen Behörde des Mitgliedstaats 
vereinbart wird. 

▼B
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Wird für eine Antwort des Mitgliedstaats auf die vorläufigen Feststel­
lungen aus der Prüfung oder den Prüfbericht nach Unterabsatz 1 Buch­
staben c und d dieses Absatzes eine Frist gesetzt, so beginnt diese Frist 
zum Zeitpunkt des Eingangs des Dokuments bei der zuständigen Be­
hörde des Mitgliedstaats in mindestens einer der Amtssprachen des 
betreffenden Mitgliedstaats. 

Artikel 71 

Programmbehörden 

(1) Für die Zwecke von Artikel 63 Absatz 3 der Haushaltsordnung 
gibt der Mitgliedstaat für jedes Programm eine Verwaltungsbehörde und 
eine Prüfbehörde an. Überträgt ein Mitgliedstaat den Aufgabenbereich 
„Rechnungsführung“ gemäß Artikel 72 Absatz 2 der vorliegenden Ver­
ordnung einer anderen Stelle als der Verwaltungsbehörde, so wird die 
betreffende Stelle ebenfalls als Programmbehörde angegeben. Dieselben 
Behörden können für mehr als ein Programm zuständig sein. 

(2) Die Prüfbehörde ist eine Behörde. Prüfungstätigkeiten können 
von einer anderen öffentlichen oder privaten Stelle als der Prüfbehörde 
unter ihrer Verantwortung durchgeführt werden. Die Prüfbehörde und 
alle derartigen Stellen, die unter der Verantwortung der Prüfbehörde 
Prüfungstätigkeiten durchführen, sind von den zu prüfenden Stellen 
funktional unabhängig. 

(3) Die Verwaltungsbehörde kann eine oder mehrere zwischen­
geschaltete Stellen angeben, die bestimmte Aufgaben unter ihrer Ver­
antwortung übernimmt bzw. übernehmen. Vereinbarungen zwischen der 
Verwaltungsbehörde und den zwischengeschalteten Stellen werden 
schriftlich festgehalten. 

(4) Die Mitgliedstaaten gewährleisten, dass der Grundsatz der funk­
tionellen Unabhängigkeit zwischen und innerhalb der Programmbehör­
den eingehalten wird. 

(5) Sieht ein Programm im Einklang mit seinen Zielen eine Unter­
stützung aus dem EFRE oder dem ESF+ für ein durch Horizont Europa 
kofinanziertes Programm gemäß Artikel 10 Absatz 1 Buchstabe b der 
Horizont-Europa-Verordnung vor, so wird die Stelle, die das durch 
Horizont Europa kofinanzierte Programm durchführt, von der Verwal­
tungsbehörde des betreffenden Programms gemäß Absatz 3 dieses Ar­
tikels als zwischengeschaltete Stelle angegeben. 

(6) Der Mitgliedstaat kann auf eigene Initiative eine Koordinierungs­
stelle einrichten, die für die Kommission als Ansprechpartner fungiert 
und sie informiert und die Tätigkeiten der Programmbehörden in diesem 
Mitgliedstaat koordiniert. 

KAPITEL II 

Standardverwaltungs- und -kontrollsysteme 

Artikel 72 

Aufgaben der Verwaltungsbehörde 

(1) Die Verwaltungsbehörde ist für die Verwaltung des Programms 
im Hinblick auf das Erreichen der Ziele des Programms zuständig. Ins­
besondere hat sie die folgenden Aufgaben: 

▼B
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a) Auswahl der Vorhaben gemäß Artikel 73, mit Ausnahme von Vor­
haben nach Artikel 33 Absatz 3 Buchstabe d; 

b) Durchführung der Programmverwaltungsaufgaben gemäß Artikel 74; 

c) Unterstützung der Arbeit des Begleitausschusses gemäß Artikel 75; 

d) Aufsicht über die zwischengeschalteten Stellen; 

e) elektronische Aufzeichnung und Speicherung der Daten zu jedem 
Vorhaben, die für die Begleitung, die Evaluierung, das Finanzmana­
gement, die Überprüfungen und die Prüfungen gemäß Anhang XVII 
notwendig sind, sowie Gewährleistung der Sicherheit, Integrität und 
Vertraulichkeit der Daten und der Authentifizierung der Nutzer. 

(2) Der Mitgliedstaat kann die Verwaltungsbehörde oder eine andere 
Stelle mit dem Aufgabenbereich „Rechnungsführung“ nach Artikel 76 
betrauen. 

(3) Für aus dem AMIF, dem ISF und dem BMVI unterstützte Pro­
gramme wird der Aufgabenbereich „Rechnungsführung“ von der Ver­
waltungsbehörde oder unter ihrer Verantwortung wahrgenommen. 

Artikel 73 

Auswahl der Vorhaben durch die Verwaltungsbehörde 

(1) Für die Auswahl der Vorhaben legt die Verwaltungsbehörde 
nichtdiskriminierende und transparente Kriterien und Verfahren fest, 
die die Zugänglichkeit für Menschen mit Behinderungen und die 
Gleichstellung der Geschlechter sicherstellen sowie der Charta der 
Grundrechte der Europäischen Union, dem Grundsatz der nachhaltigen 
Entwicklung und der Umweltpolitik der Union gemäß Artikel 11 und 
Artikel 191 Absatz 1 AEUV Rechnung tragen, und wendet diese an. 

Die Kriterien und Verfahren gewährleisten, dass den auszuwählenden 
Vorhaben im Hinblick auf die Maximierung des Beitrags der Unions­
förderung zum Erreichen der Ziele des Programms Vorrang eingeräumt 
wird. 

(2) Bei der Auswahl der Vorhaben obliegt es der Verwaltungs­
behörde, 

a) sicherzustellen, dass die ausgewählten Vorhaben mit dem Programm, 
darunter auch mit den diesem Programm zugrunde liegenden rele­
vanten Strategien, in Einklang stehen und einen wirksamen Beitrag 
zum Erreichen der spezifischen Ziele des Programms leisten; 

b) sicherzustellen, dass die ausgewählten Vorhaben, die unter eine 
grundlegende Voraussetzung fallen, mit den entsprechenden Strate­
gien und Planungsdokumenten in Einklang stehen, die für die Er­
füllung der grundlegenden Voraussetzung festgelegt wurden; 

▼B
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c) sicherzustellen, dass die ausgewählten Vorhaben ein optimales Ver­
hältnis zwischen der Höhe der Unterstützung, den unternommenen 
Aktivitäten und dem Erreichen der Ziele herstellen; 

d) sich zu vergewissern, dass der Begünstigte über die notwendigen 
finanziellen Mittel und Mechanismen verfügt, um Betriebs- und In­
standhaltungskosten von Vorhaben mit Infrastrukturinvestitionen 
oder produktiven Investitionen abzudecken, damit ihre finanzielle 
Tragfähigkeit gewährleistet ist; 

e) sicherzustellen, dass für die ausgewählten Vorhaben, die in den Gel­
tungsbereich der Richtlinie 2011/92/EU des Europäischen Parlaments 
und des Rates ( 1 ) fallen, eine Umweltverträglichkeitsprüfung oder ein 
Screening-Verfahren auf Grundlage der Anforderungen der genann­
ten Richtlinie durchgeführt wird und auf derselben Grundlage auch 
die Bewertung alternativer Lösungen gebührend berücksichtigt 
wurde; 

f) sich zu vergewissern, dass bei den Vorhaben, die bereits vor der 
Einreichung eines Antrags auf Förderung bei der Verwaltungs­
behörde angelaufen sind, anwendbares Recht eingehalten wurde; 

g) sicherzustellen, dass die ausgewählten Vorhaben in den Geltungs­
bereich des betroffenen Fonds fallen und einer Art der Intervention 
zugeordnet werden; 

h) sicherzustellen, dass die Vorhaben keine Tätigkeiten umfassen, die 
Teil eines Vorhabens mit Verlagerung gemäß Artikel 66 waren oder 
eine Verlagerung einer Produktionstätigkeit gemäß Artikel 65 Ab­
satz 1 Buchstabe a darstellen würden; 

i) sicherzustellen, dass die ausgewählten Vorhaben nicht unmittelbar 
von einer mit Gründen versehenen Stellungnahme der Kommission 
in Bezug auf eine Vertragsverletzung nach Artikel 258 AEUV be­
troffen sind, die ein Risiko für die Rechtmäßigkeit und Ordnungs­
mäßigkeit der Ausgaben oder die Leistung der Vorhaben begründet; 

j) sicherzustellen, dass die Infrastrukturinvestitionen, die eine erwartete 
Lebensdauer von mindestens fünf Jahren haben, klimaverträglich 
sind. 

In Bezug auf Buchstabe b dieses Absatzes müssen im Falle des politi­
schen Ziels 1 nach Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe a der EFRE-und- 
Kohäsionsfonds-Verordnung nur Vorhaben, die mit den spezifischen 
Zielen nach den Ziffern i und iv des genannten Buchstaben im Zusam­
menhang stehen, mit den entsprechenden Strategien für intelligente Spe­
zialisierung im Einklang stehen. 

(3) Die Verwaltungsbehörde gewährleistet, dass der Begünstigte ein 
Dokument erhält, in dem alle Bedingungen für die Unterstützung für 
jedes Vorhaben, einschließlich der spezifischen Anforderungen an be­
reitzustellende Produkte oder Dienstleistungen, der Finanzierungsplan, 
die Frist für die Umsetzung sowie gegebenenfalls die anzuwendende 
Methode für die Feststellung der Kosten des Vorhabens und die Bedin­
gungen für die Auszahlung der Unterstützung dargelegt sind. 

▼B 

( 1 ) Richtlinie 2011/92/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
13. Dezember 2011 über die Umweltverträglichkeitsprüfung bei bestimmten 
öffentlichen und privaten Projekten (ABl. L 26 vom 28.1.2012, S. 1).
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(4) Bei Vorhaben, die ein Exzellenzsiegel tragen oder die im Rahmen 
eines durch Horizont Europa kofinanzierten Programms ausgewählt 
wurden, kann die Verwaltungsbehörde beschließen, die Unterstützung 
aus dem EFRE oder dem ESF+ direkt zu gewähren, sofern diese Vor­
haben den in Absatz 2 Buchstaben a, b und g festgelegten Anforderun­
gen genügen. 

Darüber hinaus können die Verwaltungsbehörden auf die in Unter­
absatz 1 genannten Vorhaben die Kategorien, Höchstbeträge und Me­
thoden zur Berechnung der förderfähigen Kosten anwenden, die im 
Rahmen des betreffenden Unionsinstruments festgelegt wurden. Diese 
Elemente werden in dem in Absatz 3 genannten Dokument angegeben. 

(5) Wählt die Verwaltungsbehörde ein Vorhaben von strategischer 
Bedeutung aus, so setzt sie die Kommission binnen eines Monats in 
Kenntnis und stellt ihr alle relevanten Informationen zu diesem Vor­
haben zur Verfügung. 

Artikel 74 

Programmverwaltung durch die Verwaltungsbehörde 

(1) Die Verwaltungsbehörde 

a) führt Verwaltungsüberprüfungen durch, um zu überprüfen, ob die 
kofinanzierten Produkte und Dienstleistungen bereitgestellt wurden, 
das Vorhaben mit dem anwendbaren Recht, dem Programm und den 
Bedingungen für die Unterstützung des Vorhabens in Einklang steht 
und 

i) bei nach Artikel 53 Absatz 1 Buchstabe a zu erstattenden Kosten 
der Betrag, der von den Begünstigten in Bezug auf diese Kosten 
geltend gemacht wurde, gezahlt wurde und ob die Begünstigten 
durchgängig eine separate Rechnungsführung oder geeignete 
Rechnungsführungscodes für alle Transaktionen zu dem Vor­
haben verwenden; 

ii) bei nach Artikel 53 Absatz 1 Buchstaben b, c und d zu erstat­
tenden Kosten die Bedingungen für eine Erstattung der Ausgaben 
an den Begünstigten erfüllt sind; 

b) stellt — vorbehaltlich der Verfügbarkeit der Förderung — sicher, 
dass ein Begünstigter den fälligen Betrag in voller Höhe spätestens 
80 Tage nach dem Tag der Einreichung des Auszahlungsantrags 
durch den Begünstigten erhält; die Frist kann unterbrochen werden, 
wenn die Verwaltungsbehörde aufgrund der vom Begünstigten ein­
gereichten Informationen nicht feststellen kann, ob der Betrag fällig 
ist; 

c) betreibt wirksame und angemessene Betrugsbekämpfungsmaßnah­
men und -verfahren und berücksichtigt dabei die ermittelten Risiken; 

d) verhütet Unregelmäßigkeiten, deckt sie auf und korrigiert sie; 

e) bestätigt, dass die verbuchten Ausgaben rechtmäßig und ordnungs­
mäßig sind; 

f) erstellt eine Verwaltungserklärung gemäß dem Muster in An­
hang XVIII. 

▼B
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Für Unterabsatz 1 Buchstabe b wird kein Betrag abgezogen oder ein­
behalten und keine spezifische Gebühr oder andere Abgabe gleicher 
Wirkung erhoben, die die den Begünstigten zustehenden Beträge min­
dern würde. 

Für ÖPP-Vorhaben nimmt die Verwaltungsbehörde Zahlungen an ein 
Treuhandkonto vor, das zu diesem Zweck im Namen des Begünstigten 
zur Verwendung gemäß der ÖPP-Vereinbarung eingerichtet wird. 

(2) Die in Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe a genannten Verwal­
tungsüberprüfungen sind risikobasiert und den vorab schriftlich fest­
gestellten Risiken angemessen. 

Verwaltungsüberprüfungen umfassen auch Verwaltungsprüfungen in 
Bezug auf Auszahlungsanträge der Begünstigten und Vor-Ort-Überprü­
fungen der Vorhaben. Diese Prüfungen werden vor der Einreichung der 
Rechnungslegung gemäß Artikel 98 durchgeführt. 

(3) Ist die Verwaltungsbehörde auch ein Begünstigter im Rahmen des 
Programms, so gewährleisten Vorkehrungen für die Verwaltungsüber­
prüfungen eine funktionelle Unabhängigkeit. 

Unbeschadet des Absatzes 2 können in der Interreg-Verordnung spezi­
fische Regelungen für die Verwaltungsüberprüfungen in Bezug auf 
Interreg-Programme festgelegt werden. In der AMIF-, der ISF- und 
der BMVI-Verordnung können spezifische Regelungen für die Verwal­
tungsüberprüfungen festgelegt werden, die anwendbar sind, wenn es 
sich bei dem Begünstigten um eine internationale Organisation handelt. 

Artikel 75 

Unterstützung der Arbeit des Begleitausschusses durch die 
Verwaltungsbehörde 

Die Verwaltungsbehörde 

a) stellt dem Begleitausschuss rechtzeitig alle Informationen zur Ver­
fügung, die er zur Durchführung seiner Aufgaben benötigt; 

b) gewährleistet das Follow-up der Beschlüsse und Empfehlungen des 
Begleitausschusses. 

Artikel 76 

Der Aufgabenbereich „Rechnungsführung“ 

(1) Der Aufgabenbereich „Rechnungsführung“ umfasst die folgenden 
Aufgaben: 

a) Erstellung und Einreichung von Zahlungsanträgen bei der Kommis­
sion gemäß den Artikeln 91 und 92; 

b) Erstellung und Einreichung der Rechnungslegung und Bestätigung 
der Vollständigkeit, Genauigkeit und sachlichen Richtigkeit der 
Rechnungslegung gemäß Artikel 98 sowie Führung elektronischer 
Aufzeichnungen über alle Elemente der Rechnungslegung, ein­
schließlich der Zahlungsanträge; 

▼B
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c) Umrechnung der in anderen Währungen getätigten Ausgaben in Euro 
anhand des monatlichen Buchungskurses der Kommission in dem 
Monat, in dessen Verlauf die Ausgaben in den Rechnungsführungs­
systemen der Stelle, die für die Durchführung der in diesem Artikel 
dargelegten Aufgaben zuständig ist, verbucht wurden. 

(2) Der Aufgabenbereich „Rechnungsführung“ umfasst nicht Über­
prüfungen auf Ebene der Begünstigten. 

(3) Abweichend von Absatz 1 Buchstabe c kann in der 
Interreg-Verordnung eine andere Methode zur Umrechnung der in an­
deren Währungen getätigten Ausgaben in Euro festgelegt werden. 

Artikel 77 

Aufgaben der Prüfbehörde 

(1) Die Prüfbehörde ist für die Durchführung von Systemprüfungen, 
Vorhabenprüfungen und Prüfungen der Rechnungslegung zuständig, um 
der Kommission unabhängige Gewähr dafür zu leisten, dass die 
Verwaltungs- und Kontrollsysteme in effektiver Weise funktionieren 
und die Ausgaben in der bei der Kommission eingereichten Rechnungs­
legung rechtmäßig und ordnungsgemäß sind. 

(2) Die Prüfungstätigkeit wird gemäß international anerkannten Prü­
fungsstandards durchgeführt. 

(3) Die Prüfbehörde erstellt folgende Unterlagen und reicht sie bei 
der Kommission ein: 

a) einen jährlichen Bestätigungsvermerk gemäß Artikel 63 Absatz 7 der 
Haushaltsordnung, unter Verwendung des Musters in Anhang XIX 
der vorliegenden Verordnung, auf Grundlage aller durchgeführten 
Prüfungstätigkeiten und unter Einbezug der folgenden gesonderten 
Elemente: 

i) Vollständigkeit, Genauigkeit und sachliche Richtigkeit der Rech­
nungslegung; 

ii) Rechtmäßigkeit und Ordnungsmäßigkeit der Ausgaben in der bei 
der Kommission eingereichten Rechnungslegung; 

iii) effektive Funktionsweise des Verwaltungs- und Kontrollsystems; 

b) einen jährlichen Kontrollbericht, der die in Artikel 63 Absatz 5 
Buchstabe b der Haushaltsordnung genannten Anforderungen erfüllt, 
in Einklang mit dem Muster in Anhang XX der vorliegenden Ver­
ordnung steht, den jährlichen Bestätigungsvermerk nach Buchstabe a 
dieses Absatzes stützt und eine Zusammenfassung der Feststellungen 
enthält, einschließlich einer Analyse der Art und des Ausmaßes der 
Fehler und Mängel in den Systemen sowie die vorgeschlagenen und 
durchgeführten Korrekturmaßnahmen und die daraus resultierende 
Gesamt- und Restfehlerquote für Ausgaben, die in der bei der Kom­
mission eingereichten Rechnungslegung verbucht sind. 

(4) Werden Programme zum Zweck der Vorhabenprüfung gemäß 
Artikel 79 Absatz 2 Unterabsatz 2 zu Gruppen zusammengefasst, so 
können die nach Absatz 3 Buchstabe b dieses Artikels erforderlichen 
Informationen in einem einzigen Bericht zusammengeführt werden. 

▼B
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(5) Die Prüfbehörde übermittelt der Kommission Systemprüfungs­
berichte, sobald das kontradiktorische Verfahren mit den entsprechenden 
zu prüfenden Stellen abgeschlossen ist. 

(6) Die Kommission und die Prüfbehörden treffen regelmäßig — 
mindestens einmal im Jahr, sofern nicht anders vereinbart — zusammen, 
um die Prüfstrategie, den jährlichen Kontrollbericht und den Bestäti­
gungsvermerk zu analysieren, ihre Prüfpläne und Methoden zu koor­
dinieren und Meinungen zu Fragen im Zusammenhang mit der Verbes­
serung der Verwaltungs- und Kontrollsysteme auszutauschen. 

Artikel 78 

Prüfstrategie 

(1) Die Prüfbehörde arbeitet nach Konsultation der Verwaltungs­
behörde auf der Grundlage einer Risikobewertung eine Prüfstrategie 
aus, berücksichtigt dabei die Beschreibung des Verwaltungs- und Kon­
trollsystems nach Artikel 69 Absatz 11 und deckt darin System- und 
Vorhabenprüfungen ab. Die Prüfstrategie umfasst Systemprüfungen bei 
neu angegebenen Verwaltungsbehörden und mit dem Aufgabenbereich 
„Rechnungsführung“ betrauten Behörden. Diese Prüfungen werden bin­
nen 21 Monaten nach dem Beschluss zur Genehmigung des Programms 
oder nach der Änderung des Programms zur Angabe der Behörde durch­
geführt. Die Prüfstrategie wird gemäß dem Muster in Anhang XXII 
ausgearbeitet und wird jährlich aktualisiert, nachdem der Kommission 
der erste jährliche Kontrollbericht und Bestätigungsvermerk übermittelt 
wurden. Sie kann ein oder mehrere Programme abdecken. 

(2) Die Prüfstrategie wird der Kommission auf Anfrage übermittelt. 

Artikel 79 

Vorhabenprüfungen 

(1) Die Vorhabenprüfungen decken die bei der Kommission im Ge­
schäftsjahr geltend gemachten Ausgaben auf Grundlage einer Stichprobe 
ab. Diese Stichprobe ist repräsentativ und basiert auf statistischen Stich­
probenverfahren. 

(2) Besteht die Grundgesamtheit aus weniger als 300 Stichproben­
einheiten, so kann ein nichtstatistisches Stichprobenverfahren nach 
pflichtgemäßem Ermessen der Prüfbehörde angewandt werden. In die­
sen Fällen muss die Stichprobe groß genug sein, damit die Prüfbehörde 
einen gültigen Bestätigungsvermerk erstellen kann. Das nichtstatistische 
Stichprobenverfahren deckt mindestens 10 % der Stichprobeneinheiten 
in der Grundgesamtheit des Geschäftsjahres ab, wobei die Auswahl 
zufällig erfolgt. 

Die statistische Stichprobe kann nach pflichtgemäßem Ermessen der 
Prüfbehörde ein oder mehrere Programme abdecken, die aus dem EFRE, 
dem ESF+, dem Kohäsionsfonds und dem JTF unterstützt werden, so­
wie — gegebenenfalls unter Schichtung — einen oder mehrere Pro­
grammplanungszeiträume. 

Die Stichprobe von aus dem EMFAF, dem AMIF, dem ISF und dem 
BMVI unterstützten Vorhaben deckt aus den einzelnen Fonds unter­
stützte Vorhaben separat ab. 

▼B
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(3) Bei Vorhabenprüfungen werden Vor-Ort-Überprüfungen der kon­
kreten Durchführung des Vorhabens nur in Fällen vorgenommen, in 
denen dies aufgrund der Art des betroffenen Vorhabens erforderlich ist. 

In der ESF+-Verordnung können spezifische Bestimmungen für Pro­
gramme oder Prioritäten gemäß Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe m jener 
Verordnung festgelegt werden. In der AMIF-, der ISF- und der 
BMVI-Verordnung können spezifische Bestimmungen für Vorhabenprü­
fungen festgelegt werden, die anwendbar sind, wenn es sich bei dem 
Begünstigten um eine internationale Organisation handelt. In der 
Interreg-Verordnung können spezifische Vorschriften für auf 
Interreg-Programme anwendbare Vorhabenprüfungen festlegt werden. 

Die Prüfungen erfolgen auf der Grundlage der Vorschriften, die zum 
Zeitpunkt der Durchführung der zum Vorhaben gehörenden Tätigkeiten 
in Kraft waren. 

(4) Der Kommission wird die Befugnis übertragen, gemäß Arti­
kel 114 einen delegierten Rechtsakt zu erlassen, um diesen Artikel 
durch die Festlegung standardisierter gebrauchsfertiger Stichproben­
methoden sowie von Modalitäten zur Abdeckung eines oder mehrerer 
Programmplanungszeiträume zu ergänzen. 

Artikel 80 

Vorkehrungen für die Einzige Prüfung 

(1) Bei der Durchführung der Prüfungen berücksichtigen die Kom­
mission und die Prüfbehörden gebührend die Grundsätze der Einzigen 
Prüfung und der Verhältnismäßigkeit in Bezug auf den Umfang des 
Risikos für den Unionshaushalt. Dadurch soll insbesondere die doppelte 
Prüfung und Verwaltungsüberprüfung derselben bei der Kommission 
geltend gemachten Ausgaben vermieden werden, um die Kosten der 
Verwaltungsüberprüfungen und Prüfungen sowie den Verwaltungsauf­
wand bei den Begünstigten so gering wie möglich zu halten. 

Die Kommission und die Prüfbehörden nutzen zunächst alle Informa­
tionen und Aufzeichnungen nach Artikel 72 Absatz 1 Buchstabe e, 
einschließlich der Ergebnisse der Verwaltungsüberprüfungen, und for­
dern zusätzliche Unterlagen und Prüfnachweise von den betroffenen 
Begünstigten nur an bzw. holen diese nur ein, wenn dies nach ihrem 
pflichtgemäßen Ermessen zur Unterstützung belastbarer Prüfschlussfol­
gerungen notwendig ist. 

(2) Für Programme, bei denen die Kommission zu dem Schluss 
kommt, dass der Vermerk der Prüfbehörde verlässlich ist, und der be­
troffene Mitgliedstaat an der verstärkten Zusammenarbeit zur Errichtung 
der Europäischen Staatsanwaltschaft teilnimmt, beschränken sich die 
Prüfungen der Kommission auf die Prüfung der Tätigkeiten der Prüfbe­
hörde. 

(3) Vor Einreichung der Rechnungslegung für das Geschäftsjahr, in 
dem das Vorhaben abgeschlossen wird, führt die Kommission oder die 
Prüfbehörde maximal eine Prüfung von Vorhaben, bei denen die för­
derfähigen Gesamtausgaben 400 000 EUR für den EFRE oder den Ko­
häsionsfonds, 350 000 EUR für den JTF, 300 000 EUR für den ESF+ 
bzw. 200 000 EUR für den EMFAF, den AMIF, den ISF oder das 
BMVI nicht übersteigen, durch. 

▼B
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Andere Vorhaben werden vor Einreichung der Rechnungslegung für das 
Geschäftsjahr, in dem das Vorhaben abgeschlossen wird, maximal einer 
Prüfung pro Geschäftsjahr unterzogen, die entweder von der Prüfbe­
hörde oder von der Kommission durchgeführt wird. Vorhaben werden 
in einem Jahr, in dem der Rechnungshof bereits eine Prüfung derselben 
durchgeführt hat, weder von der Kommission noch von der Prüfbehörde 
einer Prüfung unterzogen, sofern die Ergebnisse der vom Rechnungshof 
durchgeführten Prüfung von der Prüfbehörde oder der Kommission zur 
Erfüllung ihrer jeweiligen Aufgaben genutzt werden können. 

(4) Ungeachtet des Absatzes 3 kann ein Vorhaben mehr als einmal 
geprüft werden, wenn die Prüfbehörde nach ihrem pflichtgemäßen Er­
messen zu dem Schluss kommt, dass die Erstellung eines gültigen Be­
stätigungsvermerks nicht möglich ist. 

(5) Die Absätze 2 und 3 gelten nicht, wenn 

a) ein spezifisches Risiko für eine Unregelmäßigkeit oder ein Betrugs­
verdacht besteht; 

b) die Tätigkeit der Prüfbehörde wiederholt werden muss, um eine 
Gewähr hinsichtlich ihrer effektiven Funktionsweise zu erlangen; 

c) ein gravierender Mangel in der Tätigkeit der Prüfbehörde nachgewie­
sen werden kann. 

Artikel 81 

Verwaltungsüberprüfungen und Prüfungen der Finanzinstrumente 

(1) Die Verwaltungsbehörde führt Vor-Ort-Verwaltungsüberprüfun­
gen gemäß Artikel 74 Absatz 1 nur auf Ebene der das Finanzinstrument 
einsetzenden Stellen und — bei Garantiefonds — auf Ebene der Stellen, 
die die zugrunde liegenden neuen Darlehen bereitstellen, durch. Die 
Verwaltungsbehörde kann sich auf Überprüfungen durch externe Stellen 
stützen und keine Vor-Ort-Verwaltungsprüfungen durchführen, sofern 
sie über ausreichende Nachweise für die Kompetenz dieser externen 
Stellen verfügt. 

(2) Die Verwaltungsbehörde führt keine Vor-Ort-Überprüfungen auf 
Ebene der EIB oder anderer internationaler Finanzinstitutionen, an de­
nen ein Mitgliedstaat beteiligt ist, durch. 

Jedoch stellen die EIB oder andere internationale Finanzinstitutionen, an 
denen ein Mitgliedstaat beteiligt ist, der Verwaltungsbehörde Kontroll­
berichte zur Unterstützung der Auszahlungsanträge zur Verfügung. 

(3) Die Prüfbehörde führt System- und Vorhabenprüfungen gemäß 
Artikel 77, 79 oder 83 auf Ebene der das Finanzinstrument einsetzenden 
Stellen und — bei Garantiefonds — auf Ebene der Stellen, die die 
zugrunde liegenden neuen Darlehen bereitstellen, durch. Die Prüfungs­
ergebnisse externer Rechnungsprüfer der das Finanzinstrument einset­
zenden Stellen können von der Prüfbehörde für die Zwecke der Fest­
stellung der allgemeinen Zuverlässigkeit berücksichtigt werden und auf 
dieser Grundlage kann die Prüfbehörde beschließen, ihre eigene Prü­
fungstätigkeit zu beschränken. 
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(4) Bei Garantiefonds dürfen die für die Prüfung der Programme 
zuständigen Stellen Prüfungen der Stellen, die neue zugrunde liegende 
Darlehen bereitstellen, nur dann durchführen, wenn eine oder mehrere 
der folgenden Situationen eintreten: 

a) Belege für die Unterstützung von Endempfängern durch das Finanz­
instrument sind weder auf Ebene der Verwaltungsbehörde noch auf 
Ebene der das Finanzinstrument einsetzenden Stellen verfügbar; 

b) es gibt Hinweise darauf, dass die auf Ebene der Verwaltungsbehörde 
oder der das Finanzinstrument einsetzenden Stellen verfügbaren Un­
terlagen keine wahrheitsgemäßen und genauen Aufzeichnungen der 
geleisteten Unterstützung darstellen. 

(5) Die Prüfbehörde führt keine Prüfungen auf Ebene der EIB oder 
anderer internationaler Finanzinstitutionen, an denen ein Mitgliedstaat 
beteiligt ist, in Bezug auf von diesen eingesetzte Finanzinstrumente 
durch. 

Jedoch stellen die EIB oder andere internationale Finanzinstitutionen, an 
denen ein Mitgliedstaat beteiligt ist, der Kommission und der Prüfbe­
hörde einen jährlichen Prüfbericht zur Verfügung, den ihre externen 
Rechnungsprüfer bis Ende eines jeden Kalenderjahres erstellen. Dieser 
Bericht deckt die in Anhang XXI aufgeführten Elemente ab und bildet 
die Grundlage für die Tätigkeit der Prüfbehörde. 

(6) Die EIB oder andere internationale Finanzinstitutionen stellen den 
Programmbehörden alle Unterlagen zur Verfügung, die diese zur Erfül­
lung ihrer Verpflichtungen benötigen. 

Artikel 82 

Verfügbarkeit von Unterlagen 

(1) Unbeschadet der Vorschriften für staatliche Beihilfen stellt die 
Verwaltungsbehörde sicher, dass alle Belege in Bezug auf ein aus den 
Fonds unterstütztes Vorhaben auf der angemessenen Ebene für einen 
Zeitraum von fünf Jahren ab dem 31. Dezember des Jahres, in dem die 
Verwaltungsbehörde die letzte Zahlung an den Begünstigten entrichtet, 
aufbewahrt werden. 

(2) Die in Absatz 1 genannte Frist wird im Falle von Gerichtsver­
fahren oder auf Ersuchen der Kommission unterbrochen. 

KAPITEL III 

Berücksichtigung nationaler Verwaltungssysteme 

Artikel 83 

Verbesserte angemessene Regelungen 

Die Mitgliedstaaten können die folgenden verbesserten angemessenen 
Regelungen für das Verwaltungs- und Kontrollsystem eines Programms 
anwenden, sofern die in Artikel 84 festgelegten Bedingungen erfüllt 
sind: 

a) Abweichend von Artikel 74 Absatz 1 Buchstabe a und Artikel 74 
Absatz 2 kann die Verwaltungsbehörde bei Verwaltungsüberprüfun­
gen ausschließlich auf nationale Verfahren zurückgreifen; 
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b) abweichend von Artikel 77 Absatz 1 zu Systemprüfungen und von 
Artikel 79 Absätze 1 und 3 zu Vorhabenprüfungen kann die Prüf­
behörde ihre Prüfungstätigkeit für das betroffene Programm oder die 
betroffene Programmgruppe auf Vorhabenprüfungen, die eine Stich­
probe auf der Grundlage einer statistischen Auswahl von 30 Stich­
probeneinheiten abdecken, beschränken. 

Für die Zwecke von Verwaltungsüberprüfungen nach Unterabsatz 1 
Buchstabe a kann sich die Verwaltungsbehörde auf Überprüfungen 
durch externe Stellen stützen, sofern sie über ausreichende Nachweise 
für die Kompetenz dieser Stellen verfügt. 

Für die Zwecke von Unterabsatz 1 Buchstabe b kann die Prüfbehörde 
ein nichtstatistisches Stichprobenverfahren gemäß Artikel 79 Absatz 2 
anwenden, wenn die Grundgesamtheit aus weniger als 300 Stichproben­
einheiten besteht. 

Die Kommission beschränkt ihre eigenen Prüfungen auf eine Überprü­
fung der Tätigkeit der Prüfbehörde mittels erneuter Durchführung der 
Prüfung ausschließlich auf ihrer Ebene, es sei denn, die vorhandenen 
Informationen lassen einen gravierenden Mangel bei der Tätigkeit der 
Prüfbehörde vermuten. 

Artikel 84 

Bedingungen für die Anwendung der verbesserten angemessenen 
Regelungen 

(1) Der Mitgliedstaat kann die verbesserten angemessenen Regelun­
gen nach Artikel 83 jederzeit während des Programmplanungszeitraums 
anwenden, falls die Kommission in ihren veröffentlichten jährlichen 
Tätigkeitsberichten für die letzten beiden Jahre vor einer derartigen Ent­
scheidung des Mitgliedstaats bestätigt hat, dass das Verwaltungs- und 
Kontrollsystem des Programms in effektiver Weise funktioniert und die 
Gesamtfehlerquote für jedes Jahr 2 % oder weniger beträgt. Bei der 
Bewertung, ob das Verwaltungs- und Kontrollsystem des Programms 
wirksam funktioniert, berücksichtigt die Kommission die Teilnahme 
des betroffenen Mitgliedstaats an der verstärkten Zusammenarbeit zur 
Errichtung der Europäischen Staatsanwaltschaft. 

Entscheidet sich ein Mitgliedstaat die verbesserten angemessenen Rege­
lungen nach Artikel 83 anzuwenden, so setzt er die Kommission über 
die Anwendung dieser Regelungen in Kenntnis. In einem derartigen Fall 
gelten die Regelungen ab Beginn des nachfolgenden Geschäftsjahres. 

(2) Zu Beginn des Programmplanungszeitraums kann der Mitglied­
staat die verbesserten angemessenen Regelungen nach Artikel 83 an­
wenden, sofern die in Absatz 1 des vorliegenden Artikels festgelegten 
Bedingungen im Hinblick auf ein ähnliches, im Zeitraum 2014-2020 
durchgeführtes Programm erfüllt werden und die für das Programm 
des Zeitraums 2021-2027 festgelegten Regelungen für Verwaltung und 
Kontrolle weitgehend auf denen des vorherigen Programms aufbauen. In 
einem derartigen Fall gelten die Regelungen ab Beginn des Programms. 

(3) Der Mitgliedstaat erstellt oder aktualisiert entsprechend die Be­
schreibung des Verwaltungs- und Kontrollsystems und der Prüfstrategie 
wie in Artikel 69 Absatz 11 und Artikel 78 festgelegt. 

▼B
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Artikel 85 

Anpassung während des Programmplanungszeitraums 

(1) Kommt die Kommission oder die Prüfbehörde auf der Grundlage 
der durchgeführten Prüfungen und des jährlichen Kontrollberichts zu 
dem Schluss, dass die in Artikel 84 festgelegten Bedingungen nicht 
mehr erfüllt sind, so fordert die Kommission die Prüfbehörde auf, zu­
sätzliche Prüfungstätigkeiten gemäß Artikel 69 Absatz 3 durchzuführen 
und sich zu vergewissern, dass Abhilfemaßnahmen ergriffen werden. 

(2) Bestätigt der nachfolgende jährliche Kontrollbericht, dass die Be­
dingungen weiterhin nicht erfüllt sind und die der Kommission gebotene 
Gewähr über die effektive Funktionsweise der Verwaltungs- und Kon­
trollsysteme und der Rechtmäßigkeit und Ordnungsmäßigkeit der Aus­
gaben somit eingeschränkt wird, so fordert die Kommission die Prüfbe­
hörde auf, Systemprüfungen durchzuführen. 

(3) Nachdem die Kommission dem Mitgliedstaat die Möglichkeit 
gegeben hat, Anmerkungen vorzubringen, kann sie diesen davon in 
Kenntnis setzen, dass die verbesserten angemessenen Regelungen nach 
Artikel 83 ab Beginn des nachfolgenden Geschäftsjahres nicht mehr 
gelten. 

TITEL VII 

FINANZMANAGEMENT, EINREICHUNG DER RECHNUNGSLEGUNG, 
RECHNUNGSPRÜFUNG UND FINANZKORREKTUREN 

KAPITEL I 

Finanzmanagement 

A b s c h n i t t I 

A l l g e m e i n e R e c h n u n g s f ü h r u n g s v o r s c h r i f t e n 

Artikel 86 

Mittelbindungen 

(1) Der Beschluss zur Genehmigung des Programms gemäß Arti­
kel 23 stellt einen Finanzierungsbeschluss im Sinne von Artikel 110 
Absatz 1 der Haushaltsordnung dar, und die entsprechende Benachrich­
tigung des Mitgliedstaats stellt eine rechtliche Verpflichtung dar. 

Der genannte Beschluss enthält den Gesamtbeitrag der Union pro Fonds 
und pro Jahr. Bei Programmen im Rahmen des Ziels „Investitionen in 
Beschäftigung und Wachstum“ wird jedoch ein Betrag in Höhe von 
50 % des Beitrags für die Jahre 2026 und 2027 („Flexibilitätsbetrag“) 
pro Programm in jedem Mitgliedstaat zurückgehalten und erst nach 
Annahme des Kommissionsbeschlusses im Anschluss an die Halbzeit­
überprüfung im Einklang mit Artikel 18 dem Programm endgültig 
zugewiesen. 

(2) Die Mittelbindungen der Union in Bezug auf jedes Programm 
werden im Zeitraum zwischen dem 1. Januar 2021 und dem 31. Dezem­
ber 2027 von der Kommission in Jahrestranchen für jeden Fonds 
vorgenommen. 

(3) Abweichend von Artikel 111 Absatz 2 der Haushaltsordnung 
folgt die Mittelbindung für die erste Tranche auf die Annahme des 
Programms durch die Kommission. 

▼B
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Artikel 87 

Verwendung des Euro 

Alle Beträge, die in Programmen festgelegt sind, der Kommission von 
den Mitgliedstaaten gemeldet oder von diesen bei ihr geltend gemacht 
werden, werden in Euro angegeben. 

Artikel 88 

Rückzahlung 

(1) Jede fällige Rückzahlung an den Unionshaushalt erfolgt vor dem 
Fälligkeitsdatum, das in der gemäß Artikel 98 der Haushaltsordnung 
ausgestellten Einziehungsanordnung angegeben ist. Das Fälligkeits­
datum ist der letzte Tag des zweiten Monats nach Ausstellung der 
Einziehungsanordnung. 

(2) Wird die Rückzahlung verspätet geleistet, so fallen für die Zeit 
zwischen dem Fälligkeitsdatum und dem Tag der tatsächlichen Zahlung 
Verzugszinsen an. Der entsprechende Zinssatz liegt eineinhalb Prozent­
punkte über dem Satz, den die Europäische Zentralbank am ersten 
Werktag des Monats, in den das Fälligkeitsdatum fällt, für ihre Haupt­
refinanzierungsgeschäfte anwendet. 

A b s c h n i t t I I 

R e g e l u n g e n f ü r Z a h l u n g e n a n M i t g l i e d s t a a t e n 

Artikel 89 

Zahlungsarten 

Zahlungen können als Vorfinanzierung, Zwischenzahlungen oder Zah­
lungen des Restbetrags der Rechnungslegung für das Geschäftsjahr ge­
leistet werden. 

Artikel 90 

Vorfinanzierung 

(1) Die Kommission entrichtet die Vorfinanzierung auf der Grund­
lage der Gesamtunterstützung aus den Fonds gemäß dem Beschluss zur 
Genehmigung des Programms. 

(2) Die Vorfinanzierung für jeden Fonds wird vorbehaltlich der Ver­
fügbarkeit der Mittel in Jahrestranchen vor dem 1. Juli eines jeden 
Jahres entrichtet, und zwar wie folgt: 

a) 2021: 0,5 %; 

b) 2022: 0,5 %; 

c) 2023: 0,5 %; 

d) 2024: 0,5 %; 

e) 2025: 0,5 %; 

f) 2026: 0,5 %. 
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Wird ein Programm nach dem 1. Juli 2021 angenommen, so werden die 
vorangehenden Tranchen im Jahr der Annahme gezahlt. 

▼M1 
Für Programme, die aus dem EFRE, dem ESF+ oder dem Kohäsions­
fonds im Rahmen des Ziels ‚Investitionen in Beschäftigung und Wachs­
tum‘ unterstützt werden, wird 2022 unmittelbar nach Inkrafttreten dieser 
Verordnung eine zusätzliche Vorfinanzierung in Höhe von 0,5 % 
und 2023 eine weitere zusätzliche Vorfinanzierung in Höhe von 0,5 % 
gezahlt. Wird ein Programm nach dem 31. Dezember 2022 angenom­
men, so wird die Tranche für das Jahr 2022 im Jahr der Annahme 
gezahlt. 

▼B 
(3) Abweichend von Absatz 2 werden in der Interreg-Verordnung 
spezifische Regelungen zur Vorfinanzierung für Interreg-Programme 
festgelegt. 

(4) Abweichend von Absatz 2 werden in den fondsspezifischen Ver­
ordnungen spezifische Regelungen zur Vorfinanzierung für aus dem 
AMIF, dem ISF und dem BMVI unterstützte Programme festgelegt. 

▼M1 
(5) Der als Vorfinanzierung gezahlte Betrag für die Jahre 2021 
und 2022 mit Ausnahme der in Absatz 2 Unterabsatz 3 des vorliegen­
den Artikels genannten zusätzlichen Vorfinanzierung wird jedes Jahr in 
der Rechnungslegung der Kommission verbucht. Alle anderen als Vor­
finanzierung gezahlten Beträge werden gemäß Artikel 100 spätestens 
mit dem abschließenden Geschäftsjahr in der Rechnungslegung der 
Kommission verbucht. 

▼B 
Für aus dem AMIF, dem ISF und dem BMVI unterstützte Programme 
wird der als Vorfinanzierung gezahlte Betrag spätestens mit dem ab­
schließenden Geschäftsjahr in der Rechnungslegung der Kommission 
verbucht. 

(6) Jegliche durch die Vorfinanzierung erwirtschaftete Zinsen werden 
für das betreffende Programm auf dieselbe Art verwendet wie die 
Fondsmittel und fließen in die Rechnungslegung für das abschließende 
Geschäftsjahr ein. 

Artikel 91 

Zahlungsanträge 

(1) Der Mitgliedstaat reicht höchstens sechs Zahlungsanträge pro 
Programm, pro Fonds und pro Geschäftsjahr ein. Jedes Jahr darf inner­
halb jedes Zeitraums zwischen den folgenden Daten zu einem beliebi­
gen Zeitpunkt ein einziger Zahlungsantrag eingereicht werden: 28. Feb­
ruar, 31. Mai, 31. Juli, 31. Oktober, 30. November und 31. Dezember. 

Der letzte bis zum 31. Juli eingereichte Zahlungsantrag gilt als abschlie­
ßender Zahlungsantrag für das am 30. Juni beendete Geschäftsjahr. 

Unterabsatz 1 gilt nicht für Interreg-Programme. 

(2) Zahlungsanträge sind nur zulässig, wenn das neueste fällige Ge­
währpaket nach Artikel 98 übermittelt wurde. 

(3) Zahlungsanträge werden bei der Kommission gemäß dem Muster 
in Anhang XXIII eingereicht und umfassen, für jede Priorität und ge­
gebenenfalls aufgeschlüsselt nach Regionenkategorie, 

▼B
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a) den Gesamtbetrag der förderfähigen Ausgaben, die den Begünstigten 
entstanden sind und für die Durchführung der Vorhaben im Zusam­
menhang mit den spezifischen Zielen gezahlt wurden, für die die 
grundlegenden Voraussetzungen erfüllt sind, sowie der Vorhaben 
im Zusammenhang mit den spezifischen Zielen, für die die grund­
legenden Voraussetzungen nicht erfüllt sind, die jedoch zur Erfüllung 
der grundlegenden Voraussetzungen beitragen, wie im System der 
für den Aufgabenbereich „Rechnungsführung“ zuständigen Stelle 
verbucht; 

b) gegebenenfalls den gemäß Artikel 36 Absatz 5 Buchstabe b berech­
neten Betrag der technischen Hilfe; 

c) den Gesamtbetrag des gezahlten oder zu zahlenden öffentlichen Bei­
trags im Zusammenhang mit den spezifischen Zielen, für die die 
grundlegenden Voraussetzungen erfüllt sind, sowie der Vorhaben 
im Zusammenhang mit den spezifischen Zielen, für die die grund­
legenden Voraussetzungen nicht erfüllt sind, die jedoch zur Erfüllung 
der grundlegenden Voraussetzungen beitragen, wie im System der 
für den Aufgabenbereich „Rechnungsführung“ zuständigen Stelle 
verbucht; 

d) den Gesamtbetrag der förderfähigen Ausgaben, die den Begünstigten 
entstanden sind und für die Durchführung der Vorhaben im Zusam­
menhang mit den spezifischen Zielen gezahlt wurden, für die die 
grundlegenden Voraussetzungen nicht erfüllt sind, mit Ausnahme 
der Vorhaben, die zur Erfüllung der grundlegenden Voraussetzungen 
beitragen, wie im System der für den Aufgabenbereich „Rechnungs­
führung“ zuständigen Stelle verbucht. 

(4) Abweichend von Absatz 3 Buchstabe a gilt Folgendes: 

a) Wird der Unionsbeitrag gemäß Artikel 51 Buchstabe a geleistet, so 
entsprechen die in einem Zahlungsantrag angegebenen Beträge den 
Beträgen, die durch den Fortschritt bei der Erfüllung von Bedingun­
gen oder der Erzielung von Ergebnissen gemäß dem Beschluss nach 
Artikel 95 Absatz 2 oder dem delegierten Rechtsakt nach Artikel 95 
Absatz 4 gerechtfertigt sind; 

b) wird der Unionsbeitrag gemäß Artikel 51 Buchstaben c, d und e 
geleistet, so entsprechen die in einem Zahlungsantrag angegebenen 
Beträge den Beträgen, die gemäß dem Beschluss nach Artikel 94 
Absatz 3 oder dem delegierten Rechtsakt nach Artikel 94 Absatz 4 
festgelegt wurden; 

c) bei den in Artikel 53 Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstaben b, c und d 
aufgeführten Formen der Zuschüsse entsprechen die in einem Zah­
lungsantrag angegebenen Beträge den auf der anzuwendenden 
Grundlage berechneten Kosten. 

(5) Abweichend von Absatz 3 kann im Fall von staatlichen Beihilfen 
der Zahlungsantrag Vorschüsse beinhalten, die von der die Beihilfe 
gewährenden Stelle an den Begünstigten gezahlt werden; hierfür gelten 
die folgenden kumulativen Bedingungen: 

a) Diese Vorschüsse sind Gegenstand einer Garantie, die von einer in 
dem Mitgliedstaat niedergelassenen Bank oder einem in dem Mit­
gliedstaat niedergelassenen Finanzinstitut ausgestellt wird, oder sie 
sind durch ein Instrument gedeckt, das von einer öffentlichen Ein­
richtung oder dem Mitgliedstaat als Garantie bereitgestellt wird; 

b) diese Vorschüsse überschreiten nicht 40 % des Gesamtbetrags der 
Beihilfe, die einem Begünstigten für ein bestimmtes Vorhaben ge­
währt wird; 

▼B
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c) diese Vorschüsse werden durch Ausgaben gedeckt, die von den 
Begünstigten bei der Durchführung des Vorhabens gezahlt werden, 
und die Vorschüsse werden durch quittierte Rechnungen oder gleich­
wertige Buchungsbelege nachgewiesen, und zwar spätestens inner­
halb von drei Jahren nach dem Jahr der Zahlung des Vorschusses 
oder zum 31. Dezember 2029 — je nachdem, welches der frühere 
Zeitpunkt ist —, wobei im Fall der Nichteinhaltung der nächste 
Zahlungsantrag entsprechend zu berichtigen ist. 

Jeder Zahlungsantrag, der Vorschüsse dieser Art beinhaltet, muss fol­
gende Beträge gesondert ausweisen: den Gesamtbetrag der Vorschuss­
zahlungen im Rahmen des Programms, den durch Ausgaben des Be­
günstigten binnen drei Jahren nach Zahlung des Vorschusses gemäß 
Buchstabe c gedeckten Betrag sowie den nicht durch Ausgaben des 
Begünstigten gedeckten Betrag, für den der Dreijahreszeitraum noch 
nicht abgelaufen ist. 

(6) Abweichend von Absatz 3 Buchstabe c dieses Artikels muss im 
Fall von Beihilferegelungen gemäß Artikel 107 AEUV der öffentliche 
Beitrag, der den in einem Zahlungsantrag angegebenen Ausgaben ent­
spricht, durch die die Beihilfe gewährende Stelle an die Begünstigten 
gezahlt worden sein. 

Artikel 92 

Spezifische Elemente für Finanzinstrumente in Zahlungsanträgen 

(1) Werden Finanzinstrumente gemäß Artikel 59 Absatz 1 eingesetzt, 
so enthalten die gemäß Anhang XXIII eingereichten Zahlungsanträge 
die von der Verwaltungsbehörde an die Endempfänger ausbezahlten 
Gesamtbeträge bzw. — bei Garantien — die von der Verwaltungs­
behörde für Garantieverträge vorgesehenen Beträge nach Artikel 68 Ab­
satz 1 Buchstaben a, b und c. 

(2) Werden Finanzinstrumente gemäß Artikel 59 Absatz 2 eingesetzt, 
so werden die Zahlungsanträge, die Ausgaben für Finanzinstrumente 
enthalten, gemäß den folgenden Bedingungen eingereicht: 

a) Der im ersten Zahlungsantrag angegebene Betrag wird an die Fi­
nanzinstrumente gezahlt und kann bis zu 30 % der Gesamthöhe 
der für die Finanzinstrumente im Rahmen der entsprechenden Finan­
zierungsvereinbarung gebundenen Programmbeiträge betragen, im 
Einklang mit der entsprechenden Priorität und gegebenenfalls der 
Regionenkategorie; 

b) der in den nachfolgenden, während des Förderzeitraums eingereich­
ten Zahlungsanträgen angegebene Betrag enthält die förderfähigen 
Ausgaben, wie in Artikel 68 Absatz 1 dargelegt. 

(3) Der im ersten Zahlungsantrag angegebene Betrag nach Absatz 2 
Buchstabe a wird spätestens mit dem abschließenden Geschäftsjahr in 
der Rechnungslegung der Kommission verbucht. 

Er wird in Zahlungsanträgen separat angegeben. 

▼B
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Artikel 93 

Gemeinsame Regelungen für Zahlungen 

(1) Unbeschadet von Artikel 15 Absätze 5 und 6 und vorbehaltlich 
verfügbarer Mittel nimmt die Kommission Zwischenzahlungen inner­
halb von 60 Tagen nach dem Datum vor, an dem der Zahlungsantrag 
bei ihr eingeht. 

(2) Jede Zahlung wird der jeweils ältesten offenen Mittelbindung des 
betreffenden Fonds und der betreffenden Regionenkategorie zugeordnet. 
Die Kommission erstattet in Form von Zwischenzahlungen 95 % der im 
Zahlungsantrag angegebenen Beträge, die sich aus der Anwendung des 
Kofinanzierungssatzes für jede Priorität auf die förderfähigen Gesamt­
ausgaben oder den öffentlichen Beitrag ergeben. Die Kommission be­
stimmt bei der Berechnung des Restbetrags der Rechnungslegung ge­
mäß Artikel 100 die noch zu erstattenden oder einzuziehenden Beträge. 

(3) Die Unterstützung aus den Fonds für eine Priorität in Form von 
Zwischenzahlungen darf nicht höher als der Betrag der Unterstützung 
aus den Fonds für die Priorität gemäß dem Beschluss zur Genehmigung 
des Programms sein. 

(4) Nimmt der Unionsbeitrag eine der in Artikel 51 aufgelisteten 
Formen an, so zahlt die Kommission nicht mehr als den vom Mitglied­
staat beantragten Betrag. 

(5) Die Unterstützung aus den Fonds für eine Priorität bei der Zah­
lung des Restbetrags des abschließenden Geschäftsjahres liegt über kei­
nem der folgenden Beträge: 

a) dem in Zahlungsanträgen geltend gemachten öffentlichen Beitrag; 

b) der an die Begünstigten ausgezahlten oder auszuzahlenden Unterstüt­
zung aus den Fonds; 

c) dem vom Mitgliedstaat beantragten Betrag. 

Gemäß Artikel 36 Absatz 5 erstattete Beträge werden für die Zwecke 
der Berechnung der Obergrenze nach Unterabsatz 1 Buchstabe b des 
vorliegenden Artikels nicht berücksichtigt. 

(6) Auf Antrag eines Mitgliedstaats können für die Fonds die Zwi­
schenzahlungen um 10 % über den für jede Priorität geltenden Kofinan­
zierungssatz angehoben werden, wenn ein Mitgliedstaat nach dem 1. Juli 
2021 eine der folgenden Bedingungen erfüllt: 

a) Der Mitgliedstaat erhält gemäß der Verordnung (EU) Nr. 407/2010 
des Rates ( 1 ) ein Darlehen von der Union; 

b) der Mitgliedstaat erhält im Rahmen des Europäischen Stabilitäts­
mechanismus mittelfristigen finanziellen Beistand gemäß dem Ver­
trag zur Einrichtung des Europäischen Stabilitätsmechanismus vom 
2. Februar 2012 oder gemäß der Verordnung (EG) Nr. 332/2002, der 
von der Durchführung eines makroökonomischen Anpassungspro­
gramms abhängig ist; 

▼B 

( 1 ) Verordnung (EU) Nr. 407/2010 des Rates vom 11. Mai 2010 zur Einführung 
eines Europäischen Stabilitätsmechanismus (ABl. L 118 vom 12.5.2010, 
S. 1).
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c) dem Mitgliedstaat wird nach Maßgabe der Verordnung (EU) 
Nr. 472/2013 finanzieller Beistand zur Verfügung gestellt, der von 
der Durchführung eines makroökonomischen Anpassungsprogramms 
abhängig ist. 

Der angehobene Satz darf 100 % nicht übersteigen und gilt für Anträge 
auf Zahlungen bis zum Ende des Kalenderjahres, in dem der entspre­
chende finanzielle Beistand ausläuft. 

(7) Absatz 6 gilt nicht für Interreg-Programme. 

Artikel 94 

Unionsbeitrag basierend auf Kosten je Einheit, Pauschalbeträgen 
und Pauschalfinanzierungen 

(1) Die Kommission kann den Unionsbeitrag zu einem Programm 
gemäß Artikel 51 basierend auf Kosten je Einheit, Pauschalbeträgen 
und Pauschalfinanzierungen erstatten, entweder auf Grundlage von 
durch einen Beschluss genehmigten Beträgen und Sätzen nach Absatz 3 
dieses Artikels oder auf Grundlage von in einem delegierten Rechtsakt 
nach Absatz 4 dieses Artikels festgelegten Beträgen und Sätzen. 

(2) Um einen Unionsbeitrag zu dem Programm basierend auf Kosten 
je Einheit, Pauschalbeträgen und Pauschalfinanzierungen zu nutzen, rei­
chen die Mitgliedstaaten als Teil der Einreichung des Programms oder 
eines Antrags auf dessen Änderung bei der Kommission einen Vor­
schlag gemäß den Mustern in den Anhängen V und VI ein. 

Die vom Mitgliedstaat vorgeschlagenen Beträge und Sätze werden auf 
Grundlage der folgenden Elemente ermittelt und von der Prüfbehörde 
bewertet: 

a) einer fairen, ausgewogenen und überprüfbaren Berechnungsmethode, 
die sich auf einen der folgenden Punkte stützt: 

i) statistischen Daten, anderen objektiven Informationen oder einer 
Experteneinschätzung; 

ii) überprüfte Daten aus bisherigen Tätigkeiten; 

iii) die Anwendung üblicher Kostenrechnungsverfahren; 

b) der Haushaltsentwürfe; 

c) der Vorschriften zu entsprechenden Kosten je Einheit, Pauschalbeträ­
gen und Pauschalfinanzierungen, die in den Politikbereichen der 
Union für eine ähnliche Art von Vorhaben gelten; 

d) der Vorschriften zu entsprechenden Kosten je Einheit, Pauschalbeträ­
gen und Pauschalfinanzierungen, die im Rahmen von vollständig 
vom Mitgliedstaat finanzierten Förderprogrammen für eine ähnliche 
Art von Vorhaben gelten. 

(3) Der Beschluss zur Genehmigung des Programms oder dessen 
Änderung enthält die Arten von Vorhaben, auf die sich die Erstattung 
basierend auf Kosten je Einheit, Pauschalbeträgen und Pauschalfinan­
zierungen erstreckt, die Definition und die Beträge, für die diese Kosten 
je Einheit, Pauschalbeträge und Pauschalfinanzierungen gelten, sowie 
die Methoden für die Anpassung der Beträge. 

▼B
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Die Mitgliedstaaten nehmen für die Zwecke dieses Artikels Erstattungen 
an Begünstigte vor. Eine solche Erstattung kann in jeder Form von 
Unterstützung erfolgen. 

Bei Prüfungen der Kommission und der Mitgliedstaaten und bei von 
den Mitgliedstaaten durchgeführten Verwaltungsüberprüfungen wird 
ausschließlich überprüft, ob die Bedingungen für eine Erstattung durch 
die Kommission erfüllt sind. 

(4) Der Kommission wird die Befugnis übertragen, gemäß Arti­
kel 114 einen delegierten Rechtsakt zu erlassen, um diesen Artikel zu 
ergänzen, indem auf Unionsebene Kosten je Einheit, Pauschalbeträge, 
Pauschalfinanzierungen, deren Beträge und die Anpassungsmethoden 
auf die in Absatz 2 Unterabsatz 2 Buchstaben a bis d dieses Artikels 
genannte Weise festgelegt werden. 

(5) Dieser Artikel gilt nicht für den Unionsbeitrag für technische 
Hilfe, der gemäß Artikel 51 Buchstabe e erstattet wird. 

Artikel 95 

Unionsbeitrag basierend auf nicht mit Kosten verknüpften 
Finanzierungen 

(1) Die Kommission kann den Unionsbeitrag zu einer gesamten oder 
Teilen einer Priorität von Programmen gemäß Artikel 51 basierend auf 
nicht mit Kosten verknüpften Finanzierungen erstatten, entweder auf 
Grundlage von durch einen Beschluss genehmigten Beträgen nach Ab­
satz 2 dieses Artikels oder auf Grundlage von in einem delegierten 
Rechtsakt nach Absatz 4 dieses Artikels festgelegten Beträgen. Um 
einen Unionsbeitrag zu dem Programm basierend auf einer nicht mit 
Kosten verknüpften Finanzierung zu nutzen, reichen die Mitgliedstaaten 
als Teil des Programms oder eines Antrags auf dessen Änderung bei der 
Kommission einen Vorschlag gemäß den Mustern in den Anhängen V 
und VI ein. Der Vorschlag enthält die folgenden Informationen: 

a) Angabe der betroffenen Priorität und des von der nicht mit Kosten 
verknüpften Finanzierung abgedeckten Gesamtbetrags; 

b) eine Beschreibung des Teils des Programms und der Art von Vor­
haben, die Gegenstand der nicht mit Kosten verknüpften Finanzie­
rung sind; 

c) eine Beschreibung der zu erfüllenden Bedingungen oder der zu er­
zielenden Ergebnisse und einen Zeitplan; 

d) Zwischenleistungen, die eine Erstattung durch die Kommission nach 
sich ziehen; 

e) Einheiten für die Messung; 

f) den Zeitplan für die Erstattung durch die Kommission und entspre­
chende, mit dem Fortschritt bei der Erfüllung von Bedingungen oder 
der Erzielung von Ergebnissen verbundene Beträge; 

g) die Vorkehrungen für die Überprüfung der Zwischenleistungen und 
der Erfüllung von Bedingungen oder der Erzielung von Ergebnissen; 

h) gegebenenfalls die Methoden für die Anpassung der Beträge; 

▼B
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i) die Vorkehrungen zur Gewährleistung des Prüfpfads gemäß An­
hang XIII zum Nachweis der Erfüllung von Bedingungen oder der 
Erzielung von Ergebnissen; 

j) die vorgesehene Art der Erstattungsmethode, die für die Erstattung 
an den oder die Begünstigten im Rahmen der Priorität oder der Teile 
einer Priorität von Programmen, die von diesem Artikel betroffen 
sind, verwendet wird. 

(2) Der Beschluss zur Genehmigung des Programms oder des An­
trags auf dessen Änderung enthält alle in Absatz 1 aufgeführten Ele­
mente. 

(3) Die Mitgliedstaaten nehmen für die Zwecke dieses Artikels Er­
stattungen an Begünstigte vor. Eine solche Erstattung kann in jeder 
Form von Unterstützung erfolgen. 

Bei Prüfungen der Kommission und der Mitgliedstaaten und bei von 
den Mitgliedstaaten durchgeführten Verwaltungsüberprüfungen wird 
ausschließlich überprüft, ob die Bedingungen für eine Erstattung durch 
die Kommission erfüllt sind oder ob die Ergebnisse erzielt wurden. 

(4) Der Kommission wird die Befugnis übertragen, gemäß Arti­
kel 114 einen delegierten Rechtsakt zu erlassen, um diesen Artikel zu 
ergänzen, indem die Beträge der nicht mit Kosten verknüpften Finan­
zierung auf Unionsebene — aufgeschlüsselt nach Art des Vorhabens —, 
die Methoden für die Anpassung der Beträge und die zu erfüllenden 
Bedingungen oder zu erzielenden Ergebnisse festgelegt werden. 

A b s c h n i t t I I I 

U n t e r b r e c h u n g e n u n d A u s s e t z u n g e n 

Artikel 96 

Unterbrechung der Zahlungsfrist 

(1) Die Kommission kann die Frist für Zahlungen, die keine Vor­
finanzierung darstellen, für höchstens sechs Monate unterbrechen, wenn 
eine der folgenden Bedingungen zutrifft: 

a) Es liegen Nachweise vor, die auf einen gravierenden Mangel hin­
deuten, für den keine Korrekturmaßnahmen ergriffen wurden; 

b) die Kommission muss zusätzliche Überprüfungen durchführen, nach­
dem sie Information darüber erhalten hat, dass Ausgaben in einem 
Zahlungsantrag mit einer Unregelmäßigkeit in Verbindung stehen 
könnten. 

(2) Der Mitgliedstaat kann einer Verlängerung des Unterbrechungs­
zeitraums um weitere drei Monate zustimmen. 

(3) Die Kommission beschränkt die Unterbrechung auf den Teil der 
Ausgaben, die von den in Absatz 1 genannten Elementen betroffen sind, 
es sei denn, eine Bestimmung des betroffenen Teils der Ausgaben ist 
nicht möglich. Die Kommission informiert den Mitgliedstaat und die 
Verwaltungsbehörde schriftlich über den Grund der Unterbrechung 
und fordert sie auf, die Situation zu bereinigen. Die Kommission be­
endet die Unterbrechung, sobald die Maßnahmen zur Behebung der in 
Absatz 1 genannten Elemente ergriffen wurden. 

▼B
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(4) In den fondsspezifischen Regelungen für den EMFAF können 
spezifische Grundlagen für Unterbrechungen von Zahlungen festgelegt 
werden, die sich auf die Nichteinhaltung der Regelungen der Gemein­
samen Fischereipolitik beziehen. 

Artikel 97 

Aussetzung von Zahlungen 

(1) Nachdem die Kommission dem Mitgliedstaat die Möglichkeit 
gegeben hat, Anmerkungen vorzubringen, kann sie Zahlungen, die keine 
Vorfinanzierung darstellen, ganz oder zum Teil aussetzen, sofern eine 
der folgenden Bedingungen erfüllt ist: 

a) Der Mitgliedstaat hat es versäumt, die erforderlichen Maßnahmen 
zur Bereinigung einer Situation zu ergreifen, die zu einer Unterbre­
chung gemäß Artikel 96 geführt hat; 

b) es liegt ein gravierender Mangel vor; 

c) die in Zahlungsanträgen angegebenen Ausgaben stehen mit einer 
Unregelmäßigkeit in Verbindung, die nicht korrigiert wurde; 

d) es liegt eine mit Gründen versehene Stellungnahme der Kommission 
zu einem Verfahren über eine Vertragsverletzung nach Artikel 258 
AEUV bezüglich eines Sachverhalts vor, der ein Risiko für die 
Rechtmäßigkeit und Ordnungsmäßigkeit der Ausgaben begründet. 

(2) Die Kommission hebt die Aussetzung aller oder eines Teils der 
Zahlungen auf, wenn der Mitgliedstaat die Maßnahmen zur Behebung 
der in Absatz 1 genannten Elemente ergriffen hat. 

(3) In den fondsspezifischen Regelungen für den EMFAF können 
spezifische Grundlagen für eine Aussetzung von Zahlungen festgelegt 
werden, die sich auf die Nichteinhaltung der Regelungen der Gemein­
samen Fischereipolitik beziehen. 

KAPITEL II 

Einreichung der Rechnungslegung und Rechnungsprüfung 

Artikel 98 

Inhalt und Einreichung der Rechnungslegung 

(1) Für jedes Geschäftsjahr, für das Zahlungsanträge eingereicht wur­
den, reicht der Mitgliedstaat bei der Kommission bis zum 15. Februar 
die folgenden Unterlagen (im Folgenden „Gewährpaket“) für das voran­
gegangene Geschäftsjahr ein: 

a) die Rechnungslegung gemäß dem Muster in Anhang XXIV; 

b) die Verwaltungserklärung nach Artikel 74 Absatz 1 Buchstabe f 
gemäß dem Muster in Anhang XVIII; 

c) den jährlichen Bestätigungsvermerk nach Artikel 77 Absatz 3 Buch­
stabe a gemäß dem Muster in Anhang XIX; 

d) den jährlichen Kontrollbericht nach Artikel 77 Absatz 3 Buchstabe b 
gemäß dem Muster in Anhang XX. 

▼B
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(2) Die Frist nach Absatz 1 kann von der Kommission auf Mitteilung 
des betreffenden Mitgliedstaats ausnahmsweise bis zum 1. März ver­
längert werden. 

(3) Die Rechnungslegung beinhaltet auf Ebene jeder Priorität und 
gegebenenfalls jedes Fonds und jeder Regionenkategorie Folgendes: 

a) den im Rechnungsführungssystem der für den Aufgabenbereich 
„Rechnungsführung“ zuständigen Stelle verbuchten Gesamtbetrag 
der förderfähigen Ausgaben, der im abschließenden Zahlungsantrag 
für das Geschäftsjahr enthalten ist, und den Gesamtbetrag des ent­
sprechenden gezahlten oder zu zahlenden öffentlichen Beitrags im 
Zusammenhang mit den spezifischen Zielen, für die die grundlegen­
den Voraussetzungen erfüllt sind, sowie der Vorhaben im Zusam­
menhang mit den spezifischen Zielen, für die die grundlegenden 
Voraussetzungen nicht erfüllt sind, die jedoch zur Erfüllung der 
grundlegenden Voraussetzungen beitragen; 

b) die während des Geschäftsjahres herausgenommenen Beträge; 

c) die an Finanzinstrumente gezahlten Beträge des öffentlichen Bei­
trags; 

d) für jede Priorität eine Erläuterung zu etwaigen Unterschieden zwi­
schen den gemäß Buchstabe a geltend gemachten Beträgen und den 
in Zahlungsanträgen für dasselbe Geschäftsjahr geltend gemachten 
Beträgen. 

(4) Das Gewährpaket betrifft nicht den Gesamtbetrag der förderfähi­
gen Ausgaben, die den Begünstigten entstanden sind und für die Durch­
führung der Vorhaben getätigt wurden, oder den entsprechenden gezahl­
ten oder zu zahlenden öffentlichen Beitrag im Zusammenhang mit den 
spezifischen Zielen, für die die grundlegenden Voraussetzungen nicht 
erfüllt sind, mit Ausnahme der Vorhaben, die zur Erfüllung der grund­
legenden Voraussetzungen beitragen. 

(5) Die Rechnungslegung ist nicht zulässig, wenn Mitgliedstaaten 
nicht die notwendigen Korrekturen vorgenommen haben, um die Rest­
fehlerquote in Bezug auf die Rechtmäßigkeit und Ordnungsmäßigkeit 
der Ausgaben in der Rechnungslegung auf 2 % oder weniger zu senken. 

(6) Die Mitgliedstaaten ziehen insbesondere Folgendes aus der Rech­
nungslegung ab: 

a) die unregelmäßigen Ausgaben, für die Finanzkorrekturen gemäß Ar­
tikel 103 vorgenommen wurden; 

b) die Ausgaben, deren Rechtmäßigkeit und Ordnungsmäßigkeit Ge­
genstand einer laufenden Bewertung sind; 

c) sonstige Beträge, die notwendig sind, um die Restfehlerquote der in 
der Rechnungslegung geltend gemachten Ausgaben auf 2 % oder 
weniger zu senken. 

Der Mitgliedstaat kann Ausgaben gemäß Unterabsatz 1 Buchstabe b in 
einen Zahlungsantrag in nachfolgenden Geschäftsjahren aufnehmen, so­
bald die Rechtmäßigkeit und Ordnungsmäßigkeit bestätigt ist. 
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(7) Unbeschadet des Artikels 104 kann der Mitgliedstaat unregel­
mäßige Beträge, die von ihm nach Übermittlung der diese Beträge ent­
haltenden Rechnungslegung entdeckt wurden, durch entsprechende An­
passungen für das Geschäftsjahr, in dem die Unregelmäßigkeit entdeckt 
wurde, korrigieren. 

(8) Als Teil des Gewährpakets übermittelt der Mitgliedstaat für das 
letzte Geschäftsjahr den abschließenden Leistungsbericht nach Artikel 43 
bzw. für den AMIF, den ISF oder das BMVI den letzten jährlichen 
Leistungsbericht. 

Artikel 99 

Rechnungsprüfung 

Die Kommission vergewissert sich bis zum 31. Mai des auf das Ende 
des Geschäftsjahres folgenden Jahres, dass die Rechnungslegung voll­
ständig, genau und sachlich richtig ist, soweit nicht Artikel 102 gilt. 

Artikel 100 

Berechnung des Restbetrags 

(1) Die Kommission berücksichtigt bei der Bestimmung des Betrags 
zulasten der Fonds für das Geschäftsjahr und der entsprechenden An­
passungen der Zahlungen an den Mitgliedstaat Folgendes: 

a) die Beträge in der Rechnungslegung nach Artikel 98 Absatz 3 Buch­
stabe a, auf die der Kofinanzierungssatz der einzelnen Prioritäten 
anzuwenden ist; 

b) den Gesamtbetrag der von der Kommission während dieses Ge­
schäftsjahres getätigten Zwischenzahlungen; 

c) für den EFRE, den ESF+, den Kohäsionsfonds, den JTF und den 
EMFAF für die Jahre 2021 und 2022 den Betrag der Vorfinanzie­
rung. 

(2) Ist ein Betrag von dem Mitgliedstaat einzuziehen, so stellt die 
Kommission hierfür eine Einziehungsanordnung aus, die — sofern mög­
lich — mittels einer Verrechnung mit Beträgen, die dem Mitgliedstaat 
im Rahmen späterer Zahlungen für dasselbe Programm noch geschuldet 
werden, durchgeführt wird. Eine solche Einziehung stellt keine Finanz­
korrektur dar und mindert nicht die Unterstützung aus den Fonds für das 
Programm. Der eingezogene Betrag gilt als zweckgebundene Einnahme 
gemäß Artikel 21 Absatz 3 der Haushaltsordnung. 

Artikel 101 

Verfahren bei der Rechnungsprüfung 

(1) Das Verfahren nach Artikel 102 gilt in folgenden Fällen: 

a) Die Prüfbehörde hat aus Gründen, die mit der Vollständigkeit, Ge­
nauigkeit und sachlichen Richtigkeit der Rechnungslegung zusam­
menhängen, einen eingeschränkten oder negativen Bestätigungsver­
merk ausgestellt; 
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b) der Kommission liegen Nachweise vor, die die Zuverlässigkeit eines 
uneingeschränkten Bestätigungsvermerks infrage stellen. 

(2) In allen anderen Fällen berechnet die Kommission die Beträge 
zulasten der Fonds gemäß Artikel 100 und nimmt vor dem 1. Juli die 
entsprechenden Zahlungen oder Einziehungen vor. Diese Zahlung bzw. 
Einziehung gilt als Rechnungsannahme. 

Artikel 102 

Kontradiktorisches Verfahren für die Rechnungsprüfung 

(1) Stellt die Prüfbehörde aus Gründen, die mit der Vollständigkeit, 
Genauigkeit und sachlichen Richtigkeit der Rechnungslegung zusam­
menhängen, einen eingeschränkten oder negativen Bestätigungsvermerk 
aus, so fordert die Kommission den Mitgliedstaat auf, diese Rechnungs­
legung zu überarbeiten und die in Artikel 98 Absatz 1 genannten Un­
terlagen binnen eines Monats erneut zu übermitteln. 

Ist bei Ablauf der Frist nach Unterabsatz 1 

a) der Bestätigungsvermerk uneingeschränkt, so gilt Artikel 100 und 
die Kommission zahlt binnen zwei Monaten etwaige weitere ge­
schuldete Beträge oder nimmt eine Einziehung vor; 

b) der Bestätigungsvermerk weiterhin eingeschränkt oder hat der Mit­
gliedstaat die Unterlagen nicht erneut übermittelt, so gelten die Ab­
sätze 2, 3 und 4. 

(2) Ist der Bestätigungsvermerk aus Gründen, die mit der Vollstän­
digkeit, Genauigkeit und sachlichen Richtigkeit der Rechnungslegung 
zusammenhängen, weiterhin eingeschränkt oder ist er weiterhin un­
zuverlässig, so informiert die Kommission den Mitgliedstaat über den 
Betrag zulasten der Fonds für das Geschäftsjahr. 

(3) Erklärt sich der Mitgliedstaat mit dem in Absatz 2 des vorliegen­
den Artikels genannten Betrag binnen eines Monats einverstanden, so 
zahlt die Kommission gemäß Artikel 100 binnen zwei Monaten alle 
weiteren geschuldeten Beträge oder nimmt eine Einziehung vor. 

(4) Erklärt sich der Mitgliedstaat mit dem Betrag nach Absatz 2 des 
vorliegenden Artikels nicht einverstanden, so legt die Kommission den 
Betrag zulasten der Fonds für das Geschäftsjahr fest. Dies stellt keine 
Finanzkorrektur dar und mindert nicht die Unterstützung aus den Fonds 
für das Programm. Die Kommission zahlt gemäß Artikel 100 binnen 
zwei Monaten alle weiteren geschuldeten Beträge oder nimmt eine Ein­
ziehung vor. 

(5) In Bezug auf das abschließende Geschäftsjahr nimmt die Kom­
mission für aus dem EFRE, dem ESF+, dem Kohäsionsfonds, dem JTF 
und dem EMFAF unterstützte Programme spätestens zwei Monate nach 
dem Tag der Annahme des abschließenden Leistungsberichts nach Ar­
tikel 43 eine Zahlung bzw. eine Einziehung des jährlichen Restbetrags 
der Rechnungslegung vor. 
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KAPITEL III 

Finanzkorrekturen 

Artikel 103 

Finanzkorrekturen durch die Mitgliedstaaten 

(1) Die Mitgliedstaaten schützen den Unionshaushalt und wenden 
Finanzkorrekturen an, indem sie die Unterstützung aus den Fonds für 
ein Vorhaben oder ein Programm ganz oder teilweise annullieren, sofern 
festgestellt wird, dass bei der Kommission geltend gemachte Ausgaben 
unregelmäßig sind. 

(2) Finanzkorrekturen werden in der Rechnungslegung für das Ge­
schäftsjahr, in dem die Streichung beschlossen wird, verbucht. 

(3) Der Mitgliedstaat darf die annullierte Unterstützung aus den 
Fonds innerhalb des betroffenen Programms wiederverwenden, aller­
dings weder für ein Vorhaben, das Gegenstand der Korrektur war, 
noch — im Falle einer Finanzkorrektur aufgrund einer systembedingten 
Unregelmäßigkeit — für ein Vorhaben, das von der systembedingten 
Unregelmäßigkeit betroffen ist. 

(4) In den fondsspezifischen Regelungen für den EMFAF können 
spezifische Grundlagen für Finanzkorrekturen durch die Mitgliedstaaten 
festgelegt werden, die sich auf die Nichteinhaltung der Regelungen der 
Gemeinsamen Fischereipolitik beziehen. 

(5) Abweichend von den Absätzen 1, 2 und 3 kann bei Vorhaben, 
die Finanzinstrumente umfassen, ein Beitrag, der gemäß diesem Artikel 
wegen einer einzelnen Unregelmäßigkeit annulliert wird, unter folgen­
den Bedingungen innerhalb desselben Vorhabens wiederverwendet wer­
den: 

a) wenn die Unregelmäßigkeit, aufgrund derer der Beitrag annulliert 
wird, auf Ebene des Endempfängers festgestellt wird, nur für andere 
Endempfänger innerhalb desselben Finanzinstruments; 

b) wenn die Unregelmäßigkeit, aufgrund derer der Beitrag annulliert 
wird, auf Ebene der den spezifischen Fonds einsetzenden Stelle fest­
gestellt wird und das Finanzinstrument über eine Struktur mit einem 
Holdingfonds eingesetzt wird, nur für andere spezifische Fonds ein­
setzende Stellen. 

Wird die Unregelmäßigkeit, aufgrund derer der Beitrag annulliert wird, 
auf Ebene der den Holdingfonds einsetzenden Stelle festgestellt, oder 
wird sie auf Ebene der den spezifischen Fonds einsetzenden Stelle fest­
gestellt und das Finanzinstrument wird über eine Struktur ohne Holding­
fonds eingesetzt, so darf der annullierte Beitrag nicht innerhalb dessel­
ben Vorhabens wiederverwendet werden. 

Im Falle einer Finanzkorrektur aufgrund einer systembedingten Unregel­
mäßigkeit darf der annullierte Beitrag nicht für ein Vorhaben, das von 
der systembedingten Unregelmäßigkeit betroffen ist, wiederverwendet 
werden. 

(6) Die Finanzinstrumente einsetzenden Stellen erstatten den Mit­
gliedstaaten die von den Unregelmäßigkeiten betroffenen Programmbei­
träge zurück, einschließlich Zinsen und etwaiger sonstiger mit diesen 
Beiträgen erwirtschafteter Erträge. 
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Die Finanzinstrumente einsetzenden Stellen erstatten den Mitgliedstaa­
ten die in Unterabsatz 1 genannten Beträge nicht zurück, sofern diese 
Stellen für eine bestimmte Unregelmäßigkeit nachweisen, dass die fol­
genden kumulativen Bedingungen erfüllt sind: 

a) Die Unregelmäßigkeit ist auf Ebene der Endempfänger oder, bei 
einem Holdingfonds, auf Ebene der die spezifischen Fonds einset­
zenden Stellen oder der Endempfänger aufgetreten; 

b) die Finanzinstrumente einsetzenden Stellen sind ihren Verpflichtun­
gen in Bezug auf die von der Unregelmäßigkeit betroffenen Pro­
grammbeiträge im Einklang mit dem anwendbaren Recht nach­
gekommen und sind so professionell, transparent und sorgfältig vor­
gegangen wie von einer fachkundigen Stelle mit Erfahrung beim 
Einsatz von Finanzinstrumenten erwartet; 

c) die von der Unregelmäßigkeit betroffenen Beträge konnten nicht 
eingezogen werden, obwohl die Finanzinstrumente einsetzenden 
Stellen mit gebührender Sorgfalt alle einschlägigen Maßnahmen ver­
traglicher und rechtlicher Art ergriffen haben. 

Artikel 104 

Finanzkorrekturen durch die Kommission 

(1) Die Kommission nimmt Finanzkorrekturen vor, indem sie die 
Unterstützung aus den Fonds für ein Programm kürzt, wenn sie zu 
dem Schluss kommt, dass 

a) ein gravierender Mangel vorliegt, der die bereits an das Programm 
gezahlte Unterstützung aus den Fonds gefährdet; 

b) die in der akzeptierten Rechnungslegung enthaltenen Ausgaben un­
regelmäßig sind, ohne dass der Mitgliedstaat dies festgestellt und 
gemeldet hat; 

c) der Mitgliedstaat vor Einleitung des Finanzkorrekturverfahrens durch 
die Kommission seinen Verpflichtungen gemäß Artikel 97 nicht 
nachgekommen ist. 

Nimmt die Kommission Korrekturen auf der Grundlage von Pauschal­
sätzen oder Hochrechnungen vor, so erfolgt dies gemäß Anhang XXV. 

(2) Vor der Entscheidung über eine Finanzkorrektur informiert die 
Kommission den Mitgliedstaat über ihre Schlussfolgerungen und gibt 
dem Mitgliedstaat die Möglichkeit, binnen zwei Monaten Anmerkungen 
vorzubringen und nachzuweisen, dass das tatsächliche Ausmaß der Un­
regelmäßigkeit geringer ist als von der Kommission bewertet. Die Frist 
kann im gegenseitigen Einvernehmen verlängert werden. 

(3) Akzeptiert der Mitgliedstaat die Schlussfolgerungen der Kommis­
sion nicht, so wird er von der Kommission zu einer Anhörung einge­
laden, damit gewährleistet ist, dass alle relevanten Informationen und 
Anmerkungen vorliegen, die die Grundlage für die Schlussfolgerungen 
der Kommission bezüglich der Vornahme der Finanzkorrektur bilden. 
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(4) Die Kommission entscheidet über eine Finanzkorrektur unter Be­
rücksichtigung des Ausmaßes, der Häufigkeit und der finanziellen Aus­
wirkungen der Unregelmäßigkeiten oder gravierenden Mängel mittels 
eines Durchführungsrechtsakts binnen zehn Monaten nach dem Tag 
der Anhörung oder der Übermittlung zusätzlicher von der Kommission 
angeforderter Informationen. 

Bei der Entscheidung über eine Finanzkorrektur berücksichtigt die 
Kommission alle übermittelten Informationen und Anmerkungen. 

Erklärt sich ein Mitgliedstaat mit der Finanzkorrektur in Fällen nach 
Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstaben a und c einverstanden, bevor der 
Beschluss nach Unterabsatz 1 dieses Absatzes erlassen wurde, so kann 
der Mitgliedstaat die betroffenen Beträge wiederverwenden. Diese Mög­
lichkeit gilt nicht in Fällen von Finanzkorrekturen nach Absatz 1 Unter­
absatz 1 Buchstabe b. 

(5) In den fondsspezifischen Regelungen für den EMFAF können 
spezifische Grundlagen für Finanzkorrekturen durch die Kommission 
festgelegt werden, die sich auf die Nichteinhaltung der Regelungen 
der Gemeinsamen Fischereipolitik beziehen. 

(6) In den fondsspezifischen Regelungen für den JTF können spezi­
fische Grundlagen für Finanzkorrekturen durch die Kommission fest­
gelegt werden, die sich auf die Verfehlung der für den JTF festgelegten 
Sollvorgaben beziehen. 

KAPITEL IV 

Aufhebung der Mittelbindung 

Artikel 105 

Grundsätze und Regeln für die Aufhebung 

(1) Die Kommission hebt die Mittelbindung jedweden Betrags in 
einem Programm auf, der nicht für Vorfinanzierungen gemäß Artikel 90 
verwendet wurde oder für den bis zum 31. Dezember des dritten Ka­
lenderjahres nach dem Jahr der Mittelbindungen für die Jahre 2021 bis 
2026 kein Zahlungsantrag gemäß den Artikeln 91 und 92 eingereicht 
wurde. 

(2) Der Teil der am 31. Dezember 2029 noch offenen Mittelbindun­
gen wird aufgehoben, wenn das Gewährpaket und der abschließende 
Leistungsbericht für aus dem EFRE, dem ESF+, dem Kohäsionsfonds, 
dem JTF und dem EMFAF unterstützte Programme nicht innerhalb der 
Frist nach Artikel 43 Absatz 1 bei der Kommission eingereicht werden. 

Artikel 106 

Ausnahmen von den Aufhebungsregeln 

(1) Von der Aufhebung ausgenommen sind die Beträge, die dem Teil 
der Mittelbindungen entsprechen, für den 

a) die Vorhaben aufgrund eines Gerichtsverfahrens oder einer Verwal­
tungsbeschwerde mit aufschiebender Wirkung ausgesetzt werden 
oder 
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b) aus Gründen höherer Gewalt, die die Durchführung des gesamten 
oder eines Teils des Programms stark beeinträchtigt hat, kein Zah­
lungsantrag gestellt werden konnte. 

Die nationalen Behörden, die höhere Gewalt geltend machen, weisen 
die direkten Auswirkungen der höheren Gewalt auf die Durchführung 
des gesamten oder eines Teils des Programms nach. 

(2) Bis zum 31. Januar übermittelt der Mitgliedstaat der Kommission 
Informationen zu den Ausnahmen nach Absatz 1 Unterabsatz 1 Buch­
staben a und b für den bis zum 31. Dezember des Vorjahres geltend 
gemachten Betrag. 

Artikel 107 

Aufhebungsverfahren 

(1) Die Kommission unterrichtet den Mitgliedstaat auf Grundlage der 
ihr bis zum 31. Januar zugegangenen Informationen über den Betrag, 
der gemäß diesen Informationen von einer Aufhebung der Mittelbin­
dung betroffen ist. 

(2) Der Mitgliedstaat verfügt über zwei Monate, um sich mit dem 
Betrag, für den die Mittelbindung aufgehoben werden soll, einverstan­
den zu erklären oder seine Anmerkungen vorzubringen. 

(3) Bis zum 30. Juni übermittelt der Mitgliedstaat der Kommission 
einen geänderten Finanzierungsplan, aus dem für das in Rede stehende 
Kalenderjahr der gekürzte Betrag der Unterstützung für eine oder meh­
rere Prioritäten des Programms hervorgehen. Für Programme, die aus 
mehr als einem Fonds unterstützt werden, wird der Betrag der Unterstüt­
zung anteilig nach Fonds gekürzt, proportional zu den von der Auf­
hebung betroffenen Beträgen, die im betreffenden Kalenderjahr nicht 
verwendet wurden. 

Wird ein derartiger Plan nicht vorgelegt, so ändert die Kommission den 
Finanzierungsplan, indem sie den Beitrag aus den Fonds für das betref­
fende Kalenderjahr kürzt. Diese Kürzung wird jeder Priorität propor­
tional zu den von der Aufhebung betroffenen Beträgen zugewiesen, die 
im betreffenden Kalenderjahr nicht verwendet wurden. 

(4) Bis spätestens 31. Oktober ändert die Kommission den Beschluss 
zur Genehmigung des Programms. 

TITEL VIII 

FINANZRAHMEN 

Artikel 108 

Geografischer Geltungsbereich der Unterstützung für das Ziel 
„Investitionen in Beschäftigung und Wachstum“ 

(1) Der EFRE, der ESF+ und der Kohäsionsfonds unterstützen das 
Ziel „Investitionen in Beschäftigung und Wachstum“ in allen Regionen 
der Ebene 2 der gemeinsamen Klassifikation der Gebietseinheiten für 
die Statistik (im Folgenden „NUTS-2-Regionen“) gemäß der 
Verordnung (EG) Nr. 1059/2003 in der durch die Verordnung (EU) 
2016/2066 geänderten Fassung. 
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(2) Mittel aus dem EFRE und dem ESF+ für das Ziel „Investitionen 
in Beschäftigung und Wachstum“ werden den folgenden drei Kategorien 
von NUTS-2-Regionen zugewiesen: 

a) den weniger entwickelten Regionen, deren Pro-Kopf-BIP weniger als 
75 % des durchschnittlichen Pro-Kopf-BIP der EU-27 beträgt (im 
Folgenden „weniger entwickelte Regionen“); 

b) den Übergangsregionen, deren Pro-Kopf-BIP zwischen 75 % 
und 100 % des durchschnittlichen Pro-Kopf-BIP der EU-27 liegt 
(im Folgenden „Übergangsregionen“); 

c) den stärker entwickelten Regionen, deren Pro-Kopf-BIP mehr als 
100 % des durchschnittlichen Pro-Kopf-BIP der EU-27 beträgt (im 
Folgenden „stärker entwickelte Regionen“). 

Die Einstufung der Regionen in eine der drei Regionenkategorien er­
folgt nach dem Verhältnis des Pro-Kopf-BIP jeder Region, gemessen in 
Kaufkraftstandards (im Folgenden „KKS“) und berechnet anhand der 
Unionsdaten für den Zeitraum 2015-2017, zum durchschnittlichen 
Pro-Kopf-BIP der EU-27 für denselben Bezugszeitraum. 

(3) Aus dem Kohäsionsfonds werden diejenigen Mitgliedstaaten un­
terstützt, deren Pro-Kopf-Bruttonationaleinkommen (BNE), gemessen in 
KKS und berechnet anhand der Unionsdaten für den Zeitraum 2015- 
2017, weniger als 90 % des durchschnittlichen Pro-Kopf-BNE der 
EU-27 für denselben Bezugszeitraum beträgt. 

(4) Die Kommission erlässt mittels eines Durchführungsrechtsakts 
einen Beschluss, in dem die Regionen, die die Kriterien einer der drei 
Regionenkategorien erfüllen, und die Mitgliedstaaten, die die Kriterien 
des Absatzes 3 erfüllen, aufgelistet werden. Die genannte Liste gilt vom 
1. Januar 2021 bis zum 31. Dezember 2027. 

Artikel 109 

Mittel für wirtschaftlichen, sozialen und territorialen Zusammenhalt 

(1) Die Mittel für wirtschaftlichen, sozialen und territorialen Zusam­
menhalt, die zur Mittelbindung für den Zeitraum 2021-2027 im Rahmen 
des MFR zur Verfügung stehen, belaufen sich für den EFRE, den ESF+ 
und den Kohäsionsfonds auf 330 234 776 621 EUR zu Preisen von 
2018 und für den JTF auf 7 500 000 000 EUR zu Preisen von 2018. 

Die im Unterabsatz 1 genannten Mittel werden für die Zwecke der 
JTF-Verordnung um einen Betrag in Höhe von 10 000 000 000 EUR 
zu Preisen von 2018 für Maßnahmen nach Artikel 1 Absatz 2 der 
Verordnung (EU) 2020/2094 des Rates ( 1 ) ergänzt. Gemäß Artikel 3 
Absatz 1 der Verordnung (EU) 2020/2094 gilt dieser Betrag als externe 
zweckgebundene Einnahme für den Zweck von Artikel 21 Absatz 5 der 
Haushaltsordnung. 

Für die Zwecke der Programmplanung und der anschließenden Einset­
zung in den Haushaltsplan der Union werden die den Unterabsätzen 1 
und 2 genannten Beträge mit jährlich 2 % indexiert. 

▼B 
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(2) Die Kommission erlässt mittels eines Durchführungsrechtsakts 
einen Beschluss, in dem die jährliche Aufschlüsselung der Gesamtmittel 
für den EFRE, den ESF+ und den Kohäsionsfonds pro Mitgliedstaat im 
Rahmen des Ziels „Investitionen in Beschäftigung und Wachstum“ und 
gegebenenfalls nach Regionenkategorie festgelegt wird, gemäß den in 
Anhang XXVI festgelegten Methoden. 

In diesem Beschluss wird auch die jährliche Aufschlüsselung der Ge­
samtmittel je Mitgliedstaat im Rahmen des Ziels „Europäische territo­
riale Zusammenarbeit“ (Interreg) festgelegt. 

(3) Der technischen Hilfe auf Initiative der Kommission werden 
0,35 % der in Absatz 1 Unterabsätze 1 und 2 genannten Mittel nach 
Abzug der Unterstützung für die CEF nach Artikel 110 Absatz 3 
zugewiesen. 

Artikel 110 

Mittel für das Ziel „Investitionen in Beschäftigung und Wachstum“ 
und für das Ziel „Europäische territoriale Zusammenarbeit“ 

(Interreg) 

(1) Die Mittel für das Ziel „Investitionen in Beschäftigung und 
Wachstum“ belaufen sich im Rahmen des MFR auf 97,6 % der Gesamt­
mittel (d. h. insgesamt 329 684 776 621 EUR) und werden wie folgt 
zugewiesen: 

a) 61,3 % (d. h. insgesamt 202 226 984 629 EUR) für weniger ent­
wickelte Regionen; 

b) 14,5 % (d. h. insgesamt 47 771 802 082 EUR) für Übergangsregio­
nen; 

c) 8,3 % (d. h. insgesamt 27 202 682 372 EUR) für stärker entwickelte 
Regionen; 

d) 12,9 % (d. h. insgesamt 42 555 570 217 EUR) für Mitgliedstaaten, 
die aus dem Kohäsionsfonds unterstützt werden; 

e) 0,6 % (d. h. insgesamt 1 927 737 321 EUR) als zusätzliche För­
derung für die Gebiete in äußerster Randlage gemäß Artikel 349 
AEUV und die NUTS-2-Regionen, die die Kriterien des Artikels 2 
des Protokolls Nr. 6 zur Beitrittsakte von 1994 erfüllen; 

f) 0,2 % (d. h. insgesamt 500 000 000 EUR) für interregionale Inno­
vationsinvestitionen; 

g) 2,3 % (d. h. insgesamt 7 500 000 000 EUR) für den Fonds für einen 
gerechten Übergang. 

(2) Der Betrag der für den ESF+ im Rahmen des Ziels „Investitionen 
in Beschäftigung und Wachstum“ verfügbaren Mittel beläuft sich auf 
87 319 331 844 EUR. 

Der Betrag, der dem ESF+ als zusätzliche Förderung für die in Absatz 1 
Buchstabe e genannten Gebiete und Regionen zugewiesen wird, beläuft 
sich auf 472 980 447 EUR. 
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(3) Der Betrag der aus dem Kohäsionsfonds auf die CEF zu über­
tragenden Unterstützung beläuft sich auf 10 000 000 000 EUR. Dieser 
Betrag wird für Verkehrsinfrastrukturprojekte unter Berücksichtigung 
des Bedarfs an Investitionen in Infrastruktur der Mitgliedstaaten und 
Regionen über spezifische Aufforderungen gemäß der CEF-Verordnung 
ausschließlich in den Mitgliedstaaten, die im Rahmen des Kohäsions­
fonds förderfähig sind, aufgewendet. 

Die Kommission erlässt einen Durchführungsrechtsakt, in dem der Be­
trag festgelegt wird, der aus den jedem Mitgliedstaat zugewiesenen 
Kohäsionsfondsmitteln auf die CEF zu übertragen ist und für den ge­
samten Zeitraum anteilig bestimmt wird. 

Die Zuweisung aus dem Kohäsionsfonds an jeden Mitgliedstaat wird 
entsprechend verringert. 

Die jährlichen Mittel, die der in Unterabsatz 1 genannten Unterstützung 
aus dem Kohäsionsfonds entsprechen, werden ab dem Haushaltjahr 
2021 in die jeweiligen Haushaltslinien der CEF eingesetzt. 

30 % der auf die CEF übertragenen Mittel werden unverzüglich nach 
der Übertragung allen Mitgliedstaaten, die für eine Förderung aus dem 
Kohäsionsfonds infrage kommen, zur Verfügung gestellt, um Verkehrs­
infrastrukturprojekte gemäß der CEF-Verordnung zu finanzieren. 

Die für den Verkehrsbereich geltenden Regelungen gemäß der 
CEF-Verordnung gelten für die spezifischen Aufforderungen nach Un­
terabsatz 1. Bis zum 31. Dezember 2023 werden bei der Auswahl der 
förderfähigen Projekte die nationalen Zuweisungen im Rahmen des Ko­
häsionsfonds in Bezug auf 70 % der auf die CEF übertragenen Mittel 
beachtet. 

Ab dem 1. Januar 2024 werden die auf die CEF übertragenen Mittel, die 
nicht für ein Verkehrsinfrastrukturprojekt gebunden sind, allen Mitglied­
staaten, die für eine Förderung aus dem Kohäsionsfonds infrage kom­
men, zur Finanzierung von Verkehrsinfrastrukturprojekten gemäß der 
CEF-Verordnung zur Verfügung gestellt. 

Zur Unterstützung von Mitgliedstaaten, die im Rahmen des Kohäsions­
fonds förderfähig sind und möglicherweise Schwierigkeiten bei der Ge­
staltung ausgereifter und/oder qualitativ hochwertiger Projekte, die je­
doch einen ausreichenden Unionsmehrwert haben, gegenüberstehen, 
muss der technischen Unterstützung besondere Beachtung zukommen, 
mit der die Stärkung der institutionellen Kapazität und der Effizienz der 
öffentlichen Verwaltung und des Staatsdiensts in Bezug auf die Ent­
wicklung und Durchführung der Projekte, die in der CEF-Verordnung 
aufgelistet sind, angestrebt wird. 

Die Kommission unternimmt alles in ihrer Macht Stehende, um es den 
Mitgliedstaaten, die im Rahmen des Kohäsionsfonds förderfähig sind, 
zu ermöglichen, bis zum Ende des Zeitraums 2021-2027 die höchst­
mögliche Ausschöpfung des auf die CEF übertragenen Betrags zu er­
reichen, auch durch die Organisation zusätzlicher Aufforderungen. 

Den Mitgliedstaaten, deren Pro-Kopf-BNE, gemessen in KKS für den 
Zeitraum 2015-2017, weniger als 60 % des durchschnittlichen 
Pro-Kopf-BNE der EU-27 beträgt, muss besondere Beachtung zukom­
men, und sie erhalten Unterstützung gemäß den Unterabsätzen 8 und 9. 

▼B
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Den Mitgliedstaaten, deren Pro-Kopf-BNE, gemessen in KKS für den 
Zeitraum 2015-2017, weniger als 60 % des durchschnittlichen 
Pro-Kopf-BNE der EU-27 beträgt, werden 70 % von 70 % des Betrags, 
den diese Mitgliedstaaten an die CEF übertragen haben, bis zum 31. De­
zember 2024 garantiert. 

(4) 400 000 000 EUR der Mittel für das Ziel „Investitionen in Be­
schäftigung und Wachstum“ werden der Europäischen Stadtinitiative in 
direkter oder indirekter Mittelverwaltung durch die Kommission 
zugewiesen. 

(5) 175 000 000 EUR der ESF+-Mittel für das Ziel „Investitionen in 
Beschäftigung und Wachstum“ werden der transnationalen Zusammen­
arbeit zur Unterstützung innovativer Lösungen in direkter oder indirek­
ter Mittelverwaltung zugewiesen. 

(6) Der Betrag nach Absatz 1 Buchstabe f wird aus den 
EFRE-Mitteln im Rahmen des Ziels „Investitionen in Beschäftigung 
und Wachstum“ für interregionale Innovationsinvestitionen in direkter 
oder indirekter Mittelverwaltung zugewiesen. 

(7) Die Mittel für das Ziel „Europäische territoriale Zusammenarbeit“ 
(Interreg) belaufen sich auf 2,4 % der Gesamtmittel, die aus den Fonds 
für den Zeitraum 2021-2027 für Mittelbindungen zur Verfügung stehen 
(d. h. insgesamt 8 050 000 000 EUR). 

(8) Der Betrag nach Artikel 109 Absatz 1 Unterabsatz 2 ist Teil der 
Mittel für das Ziel „Investitionen in Beschäftigung und Wachstum“. 

Artikel 111 

Übertragbarkeit von Mitteln 

(1) Die Kommission kann einen Vorschlag eines Mitgliedstaats bei 
der Einreichung der Partnerschaftsvereinbarung oder im Zusammenhang 
mit der Halbzeitüberprüfung annehmen, der Folgendes vorsieht: 

a) eine Übertragung von insgesamt nicht mehr als 5 % der ursprüng­
lichen Zuweisungen für weniger entwickelte Regionen auf Über­
gangsregionen oder stärker entwickelte Regionen und von Über­
gangsregionen auf stärker entwickelte Regionen; 

b) eine Übertragung der Zuweisungen für stärker entwickelte Regionen 
oder Übergangsregionen auf weniger entwickelte Regionen und von 
stärker entwickelten Regionen auf Übergangsregionen. 

Abweichend von Unterabsatz 1 Buchstabe a kann die Kommission eine 
zusätzliche Übertragung von bis zu 10 % der Gesamtzuweisungen für 
weniger entwickelte Regionen auf Übergangsregionen oder stärker ent­
wickelte Regionen innerhalb der Mitgliedstaaten genehmigen, deren 
Pro-Kopf-BNE, gemessen in KKS für den Zeitraum 2015-2017, weniger 
als 90 % des durchschnittlichen Pro-Kopf-BNE der EU-27 beträgt. Die 
Mittel einer etwaigen zusätzlichen Übertragung werden verwendet, um 
zu den in Artikel 5 Absatz 1 Buchstaben a und b genannten politischen 
Zielen beizutragen. 

(2) Die Gesamtzuweisungen, die jedem Mitgliedstaat in Bezug auf 
das Ziel „Investitionen in Beschäftigung und Wachstum“ und das Ziel 
„Europäische territoriale Zusammenarbeit“ (Interreg) zugewiesen wer­
den, sind zwischen diesen Zielen nicht übertragbar. 

▼B
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(3) Im Hinblick auf die Sicherstellung einer wirksamen Verteilung 
der Fondsmittel auf die in Artikel 5 Absatz 2 genannten Tätigkeiten 
kann — abweichend von Absatz 2 dieses Artikels — die Kommission 
unter ordnungsgemäß begründeten Umständen und unter der in Absatz 4 
dieses Artikels genannten Bedingung mittels eines Durchführungsrechts­
aktes dem Vorschlag eines Mitgliedstaats aus der ersten Vorlage der 
Partnerschaftsvereinbarung zustimmen, einen Teil seiner dem Ziel „Eu­
ropäische territoriale Zusammenarbeit“ (Interreg) zugewiesenen Mittel 
auf das Ziel „Investitionen in Beschäftigung und Wachstum“ zu über­
tragen. 

(4) Der Anteil des Ziels „Europäische territoriale Zusammenarbeit“ 
(Interreg) in dem Mitgliedstaat, der den in Absatz 3 genannten Vor­
schlag macht, darf nicht weniger als 35 % der dem Mitgliedstaat zu­
gewiesenen Gesamtmittel in Bezug auf das Ziel „Investitionen in Be­
schäftigung und Wachstum“ und das Ziel „Europäische territoriale Zu­
sammenarbeit“ (Interreg) ausmachen und darf nach der Übertragung 
nicht weniger als 25 % dieser Gesamtmittel betragen. 

Artikel 112 

Festlegung der Kofinanzierungssätze 

(1) In dem Beschluss zur Genehmigung eines Programms werden der 
Kofinanzierungssatz und der Höchstbetrag der Unterstützung aus den 
Fonds für jede Priorität festgelegt. 

(2) Für jede Priorität wird in dem Kommissionsbeschluss festgelegt, 
auf welchen der folgenden Beträge der Kofinanzierungssatz für die 
Priorität angewandt wird: 

a) den Gesamtbeitrag, einschließlich des öffentlichen und privaten Bei­
trags; 

b) den öffentlichen Beitrag. 

(3) Der Kofinanzierungssatz für das Ziel „Investitionen in Beschäfti­
gung und Wachstum“ liegt auf Ebene jeder Priorität nicht über 

a) 85 % für weniger entwickelte Regionen; 

b) 70 % für Übergangsregionen, die für den Zeitraum 2014-2020 als 
weniger entwickelte Regionen definiert wurden; 

c) 60 % für Übergangsregionen; 

d) 50 % für stärker entwickelte Regionen, die für den Zeitraum 2014- 
2020 als Übergangsregionen definiert wurden oder deren Pro-Kopf- 
BIP unter 100 % lag; 

e) 40 % für stärker entwickelte Regionen. 

Die Kofinanzierungssätze aus Unterabsatz 1 Buchstabe a gelten auch für 
Gebiete in äußerster Randlage und auch für die zusätzliche Zuweisung 
für Gebiete in äußerster Randlage. 

Der Kofinanzierungssatz für den Kohäsionsfonds darf auf Ebene jeder 
Priorität nicht über 85 % liegen. 

▼B
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In der ESF+-Verordnung können gemäß den Artikeln 10 und 14 der 
genannten Verordnung höhere Kofinanzierungssätze festgelegt werden. 

Der Kofinanzierungssatz für die aus dem JTF unterstützte Priorität, der 
auf die Region, in der sich das bzw. die in den territorialen Plänen für 
einen gerechten Übergang ermittelte(n) Gebiet(e) befindet bzw. befin­
den, anzuwenden ist, liegt nicht über 

a) 85 % für weniger entwickelte Regionen; 

b) 70 % für Übergangsregionen; 

c) 50 % für stärker entwickelte Regionen. 

(4) Der Kofinanzierungssatz für Interreg-Programme liegt nicht über 
80 %, es sei denn, die Interreg-Verordnung legt für Programme im 
Rahmen von Interreg-Aktionsbereich D und für externe Programme 
für grenzüberschreitende Zusammenarbeit höhere Kofinanzierungssätze 
fest. 

(5) Die in den Absätzen 3 und 4 genannten Höchstsätze für die Ko­
finanzierung werden für Prioritäten, die vollständig durch von der ört­
lichen Bevölkerung betriebene lokale Entwicklung erfüllt werden, um 
zehn Prozentpunkte angehoben. 

(6) Maßnahmen der technischen Hilfe auf Initiative oder im Auftrag 
der Kommission können zu 100 % finanziert werden. 

▼M1 
(7) Wird im Rahmen eines Programms eine gesonderte Priorität ein­
gerichtet, um Vorhaben zur Förderung der sozioökonomischen Integra­
tion von Drittstaatsangehörigen zu unterstützen, so gilt ein Kofinanzie­
rungssatz von bis zu 100 % für Ausgaben, die in den Zahlungsanträgen 
bis zum Ende des am 30. Juni 2024 endenden Geschäftsjahres geltend 
gemacht werden. Nach diesem Zeitpunkt gelten die im Programm fest­
gelegten Kofinanzierungssätze entsprechend den in den Absätzen 3 
und 4 genannten Höchstsätzen für die Kofinanzierung. 

Der im Rahmen solcher Prioritäten in einem Mitgliedstaat vorgesehene 
Gesamtbetrag übersteigt nicht 5 % der kombinierten ursprünglichen 
nationalen Zuweisungen aus dem EFRE und dem ESF+. 

Die Kommission überprüft den Kofinanzierungssatz zum 30. Juni 2024. 

Mindestens 30 % der Mittelzuweisungen für eine solche gesonderte 
Priorität werden Vorhaben zugewiesen, deren Begünstigte lokale Behör­
den und in den lokalen Gemeinschaften aktive Organisationen der Zi­
vilgesellschaft sind. Die Mitgliedstaaten geben in dem gemäß Artikel 43 
vorgeschriebenen abschließenden Leistungsbericht an, ob diese Bedin­
gung erfüllt wird. Ist diese Bedingung nicht erfüllt, so wird die Erstat­
tung durch die Kommission im Rahmen der betreffenden Priorität pro­
portional gekürzt, um sicherzustellen, dass diese Bedingung bei der 
Berechnung des für das Programm zu leistenden Restbetrags eingehalten 
wird. 

▼B
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TITEL IX 

BEFUGNISÜBERTRAGUNG, DURCHFÜHRUNGS-, ÜBERGANGS- UND 
SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

KAPITEL I 

Befugnisübertragung und Durchführungsbestimmungen 

Artikel 113 

Befugnisübertragung in Bezug auf bestimmte Anhänge 

Der Kommission wird die Befugnis übertragen, gemäß Artikel 114 de­
legierte Rechtsakte zur Änderung der Anhänge der vorliegenden Ver­
ordnung, mit Ausnahme der Anhänge III, IV, XI, XIII, XIV, XVII und 
XXVI, zu erlassen, um Anpassungen an während des Programmpla­
nungszeitraums auftretenden Veränderungen vorzunehmen. 

Artikel 114 

Ausübung der Befugnisübertragung 

(1) Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte wird der Kom­
mission unter den in diesem Artikel festgelegten Bedingungen übertra­
gen. 

(2) Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte gemäß Artikel 79 
Absatz 4, Artikel 94 Absatz 4, Artikel 95 Absatz 4 und Artikel 113 
wird der Kommission auf unbestimmte Zeit ab dem 1. Juli 2021 über­
tragen. 

(3) Die Befugnisübertragung gemäß Artikel 79 Absatz 4, Artikel 94 
Absatz 4, Artikel 95 Absatz 4, Artikel 113 und Artikel 117 Absatz 2 
kann vom Europäischen Parlament oder vom Rat jederzeit widerrufen 
werden. Der Beschluss über den Widerruf beendet die Übertragung der 
in diesem Beschluss angegebenen Befugnis. Er wird am Tag nach seiner 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union oder zu einem 
im Beschluss über den Widerruf angegebenen späteren Zeitpunkt wirk­
sam. Die Gültigkeit von delegierten Rechtsakten, die bereits in Kraft 
sind, wird von dem Beschluss über den Widerruf nicht berührt. 

(4) Vor dem Erlass eines delegierten Rechtsakts konsultiert die Kom­
mission die von den einzelnen Mitgliedstaaten benannten Sachverstän­
digen im Einklang mit den in der Interinstitutionellen Vereinbarung vom 
13. April 2016 über bessere Rechtsetzung enthaltenen Grundsätzen. 

(5) Sobald die Kommission einen delegierten Rechtsakt erlässt, über­
mittelt sie ihn gleichzeitig dem Europäischen Parlament und dem Rat. 

(6) Ein delegierter Rechtsakt, der gemäß Artikel 79 Absatz 4, Arti­
kel 94 Absatz 4, Artikel 95 Absatz 4, Artikel 113 und Artikel 117 
Absatz 2 erlassen wurde, tritt nur in Kraft, wenn weder das Europäische 
Parlament noch der Rat innerhalb einer Frist von zwei Monaten nach 
Übermittlung dieses Rechtsakts an das Europäische Parlament und den 
Rat Einwände erhoben haben oder wenn vor Ablauf dieser Frist das 
Europäische Parlament und der Rat beide der Kommission mitgeteilt 
haben, dass sie keine Einwände erheben werden. Auf Initiative des 
Europäischen Parlaments oder des Rates wird diese Frist um zwei Mo­
nate verlängert. 

▼B
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Artikel 115 

Ausschussverfahren 

(1) Die Kommission wird von einem Ausschuss unterstützt. Dieser 
Ausschuss ist ein Ausschuss im Sinne der Verordnung (EU) 
Nr. 182/2011. 

(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gilt Artikel 4 der 
Verordnung (EU) Nr. 182/2011. 

KAPITEL II 

Übergangs- und Schlussbestimmungen 

Artikel 116 

Überprüfung 

Das Europäische Parlament und der Rat überprüfen diese Verordnung 
gemäß Artikel 177 AEUV bis zum 31. Dezember 2027. 

Artikel 117 

Übergangsbestimmungen 

(1) Die Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 bzw. jeder andere Rechtsakt 
für den Programmplanungszeitraum 2014-2020 gelten weiterhin nur für 
operationelle Programme und Vorhaben, die während dieses Zeitraums 
aus dem EFRE, dem Europäischen Sozialfonds, dem Kohäsionsfonds 
und dem Europäischen Meeres- und Fischereifonds unterstützt werden. 

(2) Die der Kommission gemäß Artikel 5 Absatz 3 der Verord­
nung (EU) Nr. 1303/2013 der Kommission übertragene Befugnis, einen 
delegierten Rechtsakt zu erlassen, um einen Europäischen Verhaltens­
kodex für Partnerschaften zu erstellen, bleibt für den Programmpla­
nungszeitraum 2021-2027 weiterhin in Kraft. Die Befugnisübertragung 
wird nach Artikel 114 der vorliegenden Verordnung ausgeübt. 

Artikel 118 

Bedingungen für in Phasen durchgeführte Vorhaben 

(1) Die Verwaltungsbehörde kann ein Vorhaben auswählen, das die 
zweite Phase eines im Rahmen der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 für 
eine Unterstützung ausgewählten und begonnenen Vorhabens darstellt, 
sofern die folgenden kumulativen Bedingungen erfüllt sind: 

a) Das Vorhaben, das im Rahmen der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 
für eine Unterstützung ausgewählt wurde, umfasst zwei aus finan­
zieller Sicht identifizierbare Phasen mit separaten Prüfpfaden; 

b) die Gesamtkosten des in Buchstabe a genannten Vorhabens über­
steigen 5 000 000 EUR; 

c) die in einem Zahlungsantrag für die erste Phase angegebenen Aus­
gaben werden in keinem weiteren Zahlungsantrag der zweiten Phase 
angegeben; 

▼B
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d) die zweite Phase des Vorhabens entspricht dem anwendbaren Recht 
und kommt nach den Bestimmungen der vorliegenden Verordnung 
oder der fondsspezifischen Verordnungen für eine Unterstützung aus 
dem EFRE, dem ESF+, dem Kohäsionsfonds oder dem EMFAF 
infrage; 

e) der Mitgliedstaat verpflichtet sich im gemäß Artikel 141 der Ver­
ordnung (EU) Nr. 1303/2013 eingereichten abschließenden Durch­
führungsbericht bzw. — im Zusammenhang mit dem Europäischen 
Meeres- und Fischereifonds — im letzten jährlichen Durchführungs­
bericht, während des Programmplanungszeitraums die zweite und 
letzte Phase abzuschließen und einsatzbereit zu machen. 

(2) Für die zweite Phase des Vorhabens gelten die Bestimmungen 
der vorliegenden Verordnung. 

▼M1 

Artikel 118a 

Bedingungen für in Phasen durchgeführte Vorhaben, die vor dem 
29. Juni 2022 für eine Unterstützung nach der Verordnung (EU) 

Nr. 1303/2013 ausgewählt wurden 

(1) Wenn ein Vorhaben mit Gesamtkosten von mehr als 
1 000 000 EUR gemäß der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 und den 
fondsspezifischen Verordnungen (EU) Nr. 1301/2013 ( 1 ), (EU) 
Nr. 1304/2013 ( 2 ), (EU) Nr. 1300/2013 ( 3 ), (EU) Nr. 1299/2013 ( 4 ) 
und (EU) Nr. 508/2014 ( 5 ) des Europäischen Parlaments und des Rates 
für eine Unterstützung ausgewählt wurde und vor dem 29. Juni 2022 
begonnen hat, gilt dieses Vorhaben unbeschadet des Artikels 118 als 
förderfähig gemäß der vorliegenden Verordnung und den entsprechen­
den fondsspezifischen Verordnungen im Programmplanungszeitraum 
2021-2027. 

Abweichend von Artikel 73 Absätze 1 und 2 kann die Verwaltungs­
behörde beschließen, direkt im Rahmen der vorliegenden Verordnung 
Unterstützung für ein solches Vorhaben zu gewähren, sofern die folgen­
den Bedingungen erfüllt sind: 

a) Das Vorhaben umfasst zwei aus finanzieller Sicht identifizierbare 
Phasen mit separaten Prüfpfaden; 

▼B 

( 1 ) Verordnung (EU) Nr. 1301/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 17. Dezember 2013 über den Europäischen Fonds für regionale Ent­
wicklung und mit besonderen Bestimmungen hinsichtlich des Ziels ‚Investi­
tionen in Wachstum und Beschäftigung‘ und zur Aufhebung der 
Verordnung (EG) Nr. 1080/2006 (ABl. L 347 vom 20.12.2013, S. 289). 

( 2 ) Verordnung (EU) Nr. 1304/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates 
17. Dezember 2013 über den Europäischen Sozialfonds und zur Aufhebung 
der Verordnung (EG) Nr. 1081/2006 des Rates (ABl. L 347 vom 20.12.2013, 
S. 470). 

( 3 ) Verordnung (EU) Nr. 1300/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 17. Dezember 2013 über den Kohäsionsfonds und zur Aufhebung der 
Verordnung (EG) Nr. 1084/2006 (ABl. L 347 vom 20.12.2013, S. 281). 

( 4 ) Verordnung (EU) Nr. 1299/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 17. Dezember 2013 mit besonderen Bestimmungen zur Unterstützung 
des Ziels ‚Europäische territoriale Zusammenarbeit‘ aus dem Europäischen 
Fonds für regionale Entwicklung (ABl. L 347 vom 20.12.2013, S. 259). 

( 5 ) Verordnung (EU) Nr. 508/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 15. Mai 2014 über den Europäischen Meeres- und Fischereifonds und 
zur Aufhebung der Verordnungen (EG) Nr. 2328/2003, (EG) 
Nr. 861/2006, (EG) Nr. 1198/2006 und (EG) Nr. 791/2007 des Rates und 
der Verordnung (EU) Nr. 1255/2011 des Europäischen Parlaments und des 
Rates (ABl. L 149 vom 20.5.2014, S. 1).
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b) das Vorhaben fällt unter die im Rahmen eines relevanten spezi­
fischen Ziels geplanten Maßnahmen und ist einer Interventionskate­
gorie nach Anhang I zugeordnet; 

c) die in einem Zahlungsantrag für die erste Phase angegebenen Aus­
gaben werden in keinem weiteren Zahlungsantrag der zweiten Phase 
angegeben; 

d) der Mitgliedstaat verpflichtet sich im gemäß Artikel 141 der Ver­
ordnung (EU) Nr. 1303/2013 eingereichten abschließenden Durch­
führungsbericht bzw. — im Zusammenhang mit dem Europäischen 
Meeres- und Fischereifonds — im letzten jährlichen Durchführungs­
bericht, während des Programmplanungszeitraums die zweite und 
letzte Phase abzuschließen und einsatzbereit zu machen. 

(2) Dieser Artikel gilt nicht für Vorhaben zur Bewältigung von Mi­
grationsherausforderungen infolge der militärischen Aggression der Rus­
sischen Föderation, die unter Inanspruchnahme der Möglichkeiten nach 
Artikel 98 Absatz 4 Unterabsätze 1 und 2 der Verordnung (EU) 
Nr. 1303/2013 unterstützt werden. 

▼B 

Artikel 119 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt 
der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt gemäß 
den Verträgen unmittelbar in den Mitgliedstaaten. 

▼M1
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ANHANG I 

Größenordnung und Codes der Arten der Intervention für den EFRE, den ESF+, 
den Kohäsionsfonds und den JTF – Artikel 22 Absatz 5 

TABELLE 1: GRÖßENORDNUNG UND CODES DER ARTEN DER INTERVENTION ( 1 ) 
, ( 2 ) 

INTERVENTIONSBEREICH ( 3 ) 

Koeffizient für die Be­
rechnung der Unterstüt­
zung der Klimaschutz­

ziele 

Koeffizient für die Be­
rechnung der Unterstüt­
zung der umweltpoliti­

schen Ziele 

Politisches Ziel 1: Ein wettbewerbsfähigeres und intelligenteres Europa durch die Förderung eines innovativen und 
intelligenten wirtschaftlichen Wandels und der regionalen IKT-Konnektivität 

001 Investitionen in Anlagen, darunter auch Forschungsanlagen, in 
Kleinstunternehmen mit direktem Bezug zu Forschungs- und 
Innovationstätigkeiten 

0 % 0 % 

002 Investitionen in Anlagen, darunter auch Forschungsanlagen, in 
kleinen und mittleren Unternehmen (auch privaten Forschungs­
zentren) mit direktem Bezug zu Forschungs- und Innovations­
tätigkeiten 

0 % 0 % 

003 Investitionen in Anlagen, darunter auch Forschungsanlagen, in 
großen Unternehmen ( 4 ) mit direktem Bezug zu Forschungs- 
und Innovationstätigkeiten 

0 % 0 % 

004 Investitionen in Anlagen, darunter auch Forschungsanlagen, in 
öffentlichen Forschungszentren und Hochschuleinrichtungen 
mit direktem Bezug zu Forschungs- und Innovationstätigkeiten 

0 % 0 % 

005 Investitionen in immaterielle Vermögenswerte in Kleinstunter­
nehmen mit direktem Bezug zu Forschungs- und Innovations­
tätigkeiten 

0 % 0 % 

006 Investitionen in immaterielle Vermögenswerte in KMU (ein­
schließlich privaten Forschungszentren) mit direktem Bezug 
zu Forschungs- und Innovationstätigkeiten 

0 % 0 % 

007 Investitionen in immaterielle Vermögenswerte in großen Unter­
nehmen mit direktem Bezug zu Forschungs- und Innovations­
tätigkeiten 

0 % 0 % 

008 Investitionen in immaterielle Vermögenswerte in öffentlichen 
Forschungszentren und Hochschuleinrichtungen mit direktem 
Bezug zu Forschungs- und Innovationstätigkeiten 

0 % 0 % 

▼B 

( 1 ) Für das aus dem JTF unterstützte spezifische Ziel, „Regionen und Menschen in die Lage zu versetzen, die sozialen, beschäftigungs­
spezifischen, wirtschaftlichen und ökologischen Auswirkungen des Übergangs zu den energie- und klimapolitischen Vorgaben der 
Union für 2030 und zu einer klimaneutralen Wirtschaft bis 2050 auf der Grundlage des Übereinkommens von Paris zu bewältigen“, 
dürfen die Interventionsbereiche unter jedem politischen Ziel verwendet werden, sofern sie mit den Artikeln 8 und 9 der 
JTF-Verordnung und dem relevanten territorialen Plan für einen gerechten Übergang im Einklang stehen. Für das genannte spezi­
fische Ziel wird für alle verwendeten Interventionsbereiche der Koeffizient für die Berechnung der Unterstützung der Klimaschutz­
ziele auf 100 % festgelegt. 

( 2 ) Wurde der Betrag eines Mitgliedstaats, der als Unterstützung von Klimaschutzzielen im Rahmen seines Aufbau- und Resilienzplans 
anerkannt wird, in Anwendung von Artikel 18 Absatz 4 Buchstabe e der Verordnung (EU) 2021/241 erhöht, so wird der Beitrag 
dieses Mitgliedstaats zur Unterstützung der Klimaschutzziele in gleicher Weise auch im Rahmen der Kohäsionspolitik verhältnis­
mäßig erhöht. 

( 3 ) Die Interventionsbereiche sind einem politischen Ziel zugeordnet, jedoch nicht auf dieses beschränkt. Jeder Interventionsbereich kann 
unter jedem politischen Ziel verwendet werden. Insbesondere für das politische Ziel 5 können zusätzlich zu den unter diesem Ziel 
aufgelisteten Dimensionscodes auch alle unter den Zielen 1 bis 4 aufgeführten Codes gewählt werden. 

( 4 ) Große Unternehmen sind alle Unternehmen außer KMU, einschließlich kleiner Unternehmen mit mittelgroßer Marktkapitalisierung.



 

02021R1060 — DE — 01.03.2023 — 002.001 — 122 

INTERVENTIONSBEREICH ( 3 ) 

Koeffizient für die Be­
rechnung der Unterstüt­
zung der Klimaschutz­

ziele 

Koeffizient für die Be­
rechnung der Unterstüt­
zung der umweltpoliti­

schen Ziele 

009 Forschungs- und Innovationstätigkeiten, darunter auch Vernet­
zung, in Kleinstunternehmen (industrielle Forschung, experi­
mentelle Entwicklung, Durchführbarkeitsstudien) 

0 % 0 % 

010 Forschungs- und Innovationstätigkeiten, darunter auch Vernet­
zung, in KMU 

0 % 0 % 

011 Forschungs- und Innovationstätigkeiten, darunter auch Vernet­
zung, in großen Unternehmen 

0 % 0 % 

012 Forschungs- und Innovationstätigkeiten, darunter auch Vernet­
zung, in öffentlichen Forschungszentren, Hochschuleinrichtun­
gen und Kompetenzzentren (industrielle Forschung, experimen­
telle Entwicklung, Durchführbarkeitsstudien) 

0 % 0 % 

013 Digitalisierung von KMU (einschließlich elektronisch abge­
wickelten Handels, elektronischen Geschäftsverkehrs, vernetz­
ter Geschäftsprozesse, digitaler Innovationsdrehkreuze, Living 
Labs, Web-Unternehmer und IKT-Start-ups, B2B) 

0 % 0 % 

014 Digitalisierung von großen Unternehmen (einschließlich elek­
tronisch abgewickelten Handels, elektronischen Geschäftsver­
kehrs, vernetzter Geschäftsprozesse, digitaler Innovationsdreh­
kreuze, Living Labs, Web-Unternehmer und IKT-Start-ups, 
B2B) 

0 % 0 % 

015 Digitalisierung von KMU oder großen Unternehmen (ein­
schließlich elektronisch abgewickelten Handels, elektronischen 
Geschäftsverkehrs, vernetzter Geschäftsprozesse, digitaler Inno­
vationsdrehkreuze, Living Labs, Web-Unternehmer und 
IKT-Start-ups, B2B) im Einklang mit den Kriterien zur Ver­
ringerung der Treibhausgasemissionen oder zur Energieeffi­
zienz ( 1 ) 

40 % 0 % 

016 IKT-Lösungen, elektronische Dienste und Anwendungen für 
staatliche Behörden 

0 % 0 % 

017 IKT-Lösungen, elektronische Dienste und Anwendungen für 
staatliche Behörden im Einklang mit den Kriterien zur Ver­
ringerung der Treibhausgasemissionen oder zur Energieeffi­
zienz ( 2 ) 

40 % 0 % 

018 IT-Dienste und -Anwendungen für digitale Kompetenzen und 
digitale Inklusion 

0 % 0 % 

019 Elektronische Gesundheitsdienste und -anwendungen (ein­
schließlich mobiler Informationssysteme im Gesundheitswesen 
(E-Care) und Internet der Dinge für körperliche Bewegung und 
umgebungsunterstütztes Leben) 

0 % 0 % 

▼B 

( 1 ) Wenn das Ziel der Maßnahme darin besteht, dass die Tätigkeit Daten verarbeiten oder erheben muss, um eine Verringerung der 
Treibhausgasemissionen zu ermöglichen, die zu nachweisbaren wesentlichen Einsparungen der im Verlauf des gesamten Lebens­
zyklus entstehenden Treibhausgasemissionen führen; oder wenn für das Ziel der Maßnahme die Einhaltung des „Europäischen 
Verhaltenskodex zur Energieeffizienz in Rechenzentren“ durch Datenzentren erforderlich ist. 

( 2 ) Wenn das Ziel der Maßnahme darin besteht, dass die Tätigkeit Daten verarbeiten oder erheben muss, um eine Verringerung der 
Treibhausgasemissionen zu ermöglichen, die zu nachweisbaren wesentlichen Einsparungen der im Verlauf des gesamten Lebens­
zyklus entstehenden Treibhausgasemissionen führen; oder wenn für das Ziel der Maßnahme die Einhaltung des „Europäischen 
Verhaltenskodex zur Energieeffizienz in Rechenzentren“ durch Datenzentren erforderlich ist.
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020 Geschäftsinfrastruktur für KMU (einschließlich Industrieparks 
und Gewerbegebieten) 

0 % 0 % 

021 Unternehmensentwicklung und Internationalisierung von KMU, 
etwa durch Anlageinvestitionen 

0 % 0 % 

022 Unterstützung großer Unternehmen durch Finanzinstrumente, 
etwa durch Anlageinvestitionen 

0 % 0 % 

023 Entwicklung von Kompetenzen für intelligente Spezialisierung, 
industriellen Wandel, unternehmerische Initiative und Anpas­
sungsfähigkeit von Unternehmen an Veränderungen 

0 % 0 % 

024 Fortgeschrittene Unterstützungsdienste für KMU und 
KMU-Zusammenschlüsse (etwa Dienstleistungen für Leitung, 
Vermarktung und Gestaltung) 

0 % 0 % 

025 Gründungszentren, Unterstützung von Ausgründungen, Able­
gern und Neugründungen 

0 % 0 % 

026 Unterstützung von Innovationsclustern, auch zwischen Unter­
nehmen, Forschungseinrichtungen und öffentlichen Stellen so­
wie Netzwerken, die vor allem KMU zugutekommen 

0 % 0 % 

027 Innovationsprozesse in KMU (in den Bereichen Verfahren, 
Organisation, Vermarktung und Gemeinschaftsgründungen so­
wie nutzer- und nachfragebestimmte Innovation) 

0 % 0 % 

028 Technologietransfer und Zusammenarbeit zwischen Unterneh­
men, Forschungszentren und dem Hochschulbereich 

0 % 0 % 

029 Forschungs- und Innovationsprozesse, Technologietransfer und 
Zusammenarbeit zwischen Unternehmen, Forschungszentren 
und Hochschulen mit dem Schwerpunkt auf CO 2 -armer Wirt­
schaft, Resilienz und Anpassung an den Klimawandel 

100 % 40 % 

030 Forschungs- und Innovationsprozesse, Technologietransfer und 
Zusammenarbeit zwischen Unternehmen mit dem Schwerpunkt 
auf Kreislaufwirtschaft 

40 % 100 % 

031 Finanzierung von Betriebskapital in KMU in Form von Zu­
schüssen zur Reaktion auf die Notlage ( 1 ) 

0 % 0 % 

032 Informations- und Kommunikationstechnologien: Breitband­
netze mit sehr hoher Kapazität (Backbone/Backhaul-Netz) 

0 % 0 % 

033 Informations- und Kommunikationstechnologien: Breitband­
netze mit sehr hoher Kapazität (Zugang/Teilnehmeranschlüsse 
mit einer Leistung, die bis zum Verteilerpunkt für Mehrfami­
lienhäuser am Ort der Nutzung einer Glasfaserinstallation 
gleichwertig ist) 

0 % 0 % 

▼B 

( 1 ) Dieser Code kann nur angeführt werden, wenn befristete Maßnahmen zum Einsatz des EFRE im Rahmen der Reaktion auf 
außergewöhnliche und ungewöhnliche Umstände gemäß Artikel 5 Absatz 6 EFRE- und Kohäsionsfondsverordnung durchgeführt 
werden.



 

02021R1060 — DE — 01.03.2023 — 002.001 — 124 

INTERVENTIONSBEREICH ( 3 ) 

Koeffizient für die Be­
rechnung der Unterstüt­
zung der Klimaschutz­

ziele 

Koeffizient für die Be­
rechnung der Unterstüt­
zung der umweltpoliti­

schen Ziele 

034 Informations- und Kommunikationstechnologien: Breitband­
netze mit sehr hoher Kapazität (Zugang/Teilnehmeranschlüsse 
mit einer Leistung, die bis zum Verteilerpunkt für Wohnungen 
oder Geschäftsräume am Ort der Nutzung einer Glasfaserin­
stallation gleichwertig ist) 

0 % 0 % 

035 Informations- und Kommunikationstechnologien: Breitband­
netze mit sehr hoher Kapazität (Zugang/Teilnehmeranschlüsse 
mit einer Leistung, die bis zur Basisstation für moderne Draht­
loskommunikation einer Glasfaserinstallation gleichwertig ist) 

0 % 0 % 

036 Informations- und Kommunikationstechnologien: andere Arten 
von IKT-Infrastrukturanlagen (einschließlich groß dimensio­
nierten IT-Ressourcen und -Ausrüstung, Rechenzentren, Senso­
ren und sonstigen drahtlosen Geräten) 

0 % 0 % 

037 Informations- und Kommunikationstechnologien: andere Arten 
von IKT-Infrastrukturen (einschließlich groß dimensionierten 
IT-Ressourcen und -Ausrüstung, Rechenzentren, Sensoren 
und sonstigen drahtlosen Geräten) im Einklang mit den Krite­
rien zur Verringerung der Treibhausgasemissionen oder zur 
Energieeffizienz ( 1 ) 

40 % 0 % 

Politisches Ziel 2: Ein grünerer, CO 2 -armer Übergang zu einer CO 2 -neutralen Wirtschaft und einem widerstands­
fähigen Europa durch die Förderung von sauberen Energien und einer fairen Energiewende, von grünen und blauen 

Investitionen, der Kreislaufwirtschaft, des Klimaschutzes und der Anpassung an den Klimawandel, der Risikoprä­
vention und des Risikomanagements sowie der nachhaltigen städtischen Mobilität 

038 Energieeffizienz- und Demonstrationsvorhaben in KMU und 
Begleitmaßnahmen 

40 % 40 % 

039 Energieeffizienz- und Demonstrationsvorhaben in großen Un­
ternehmen und Begleitmaßnahmen 

40 % 40 % 

040 Energieeffizienz- und Demonstrationsvorhaben in KMU oder 
großen Unternehmen und Begleitmaßnahmen im Einklang mit 
Energieeffizienzkriterien ( 2 ) 

100 % 40 % 

041 Energieeffiziente Renovierung des vorhandenen Wohnungs­
bestands, Demonstrationsvorhaben und Begleitmaßnahmen 

40 % 40 % 

042 Energieeffiziente Renovierung des vorhandenen Wohnungs­
bestands, Demonstrationsvorhaben und Begleitmaßnahmen im 
Einklang mit Energieeffizienzkriterien ( 3 ) 

100 % 40 % 

▼B 

( 1 ) Wenn das Ziel der Maßnahme darin besteht, dass die Tätigkeit Daten verarbeiten oder erheben muss, um eine Verringerung der 
Treibhausgasemissionen zu ermöglichen, die zu nachweisbaren wesentlichen Einsparungen der im Verlauf des gesamten Lebens­
zyklus entstehenden Treibhausgasemissionen führen; oder wenn für das Ziel der Maßnahme die Einhaltung des „Europäischen 
Verhaltenskodex zur Energieeffizienz in Rechenzentren“ durch Datenzentren erforderlich ist. 

( 2 ) Wenn es das Ziel der Maßnahme ist, a) im Durchschnitt wenigstens eine Renovierung mittlerer Intensität gemäß der Empfeh­
lung (EU) 2019/786 der Kommission vom 8. Mai 2019 zur Renovierung von Gebäuden (ABl. L 127 vom 16.5.2019, S. 34) zu 
erreichen, oder b) im Durchschnitt wenigstens eine Verringerung der direkten und indirekten Treibhausgasemissionen um 30 % 
gegenüber den vorherigen Emissionen zu erreichen. 

( 3 ) Wenn es das Ziel der Maßnahme ist, im Durchschnitt wenigstens eine Renovierung mittlerer Intensität gemäß der Empfeh­
lung (EU) 2019/786 der Kommission zu erreichen. Die Renovierung von Gebäuden umfasst auch Infrastrukturanlagen im Sinne 
der Interventionsbereiche 120 bis 127.
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043 Errichtung von neuen energieeffizienten Gebäuden ( 1 ) 40 % 40 % 

044 Energieeffiziente Renovierung oder Energieeffizienzmaßnah­
men in Bezug auf öffentliche Infrastrukturanlagen, Demonstra­
tionsvorhaben und Begleitmaßnahmen 

40 % 40 % 

045 Energieeffiziente Renovierung oder Energieeffizienzmaßnah­
men in Bezug auf öffentliche Infrastrukturanlagen, Demonstra­
tionsvorhaben und Begleitmaßnahmen im Einklang mit Ener­
gieeffizienzkriterien ( 2 ) 

100 % 40 % 

046 Unterstützung von Einrichtungen, die Dienstleistungen erbrin­
gen, welche zu einer CO 2 -armen Wirtschaft und zu einer Ver­
besserung der Resilienz gegenüber dem Klimawandel beitra­
gen, darunter auch Sensibilisierungsmaßnahmen 

100 % 40 % 

047 Energie aus erneuerbaren Quellen: Wind 100 % 40 % 

048 Energie aus erneuerbaren Quellen: Sonne 100 % 40 % 

049 Energie aus erneuerbaren Quellen: Biomasse ( 3 ) 40 % 40 % 

050 Energie aus erneuerbaren Quellen: Biomasse mit hohen Ein­
sparungen an Treibhausgasemissionen ( 4 ) 

100 % 40 % 

051 Energie aus erneuerbaren Quellen: Meer 100 % 40 % 

052 Andere Energie aus erneuerbaren Quellen (einschließlich geo­
thermische Energie) 

100 % 40 % 

053 Intelligente Energiesysteme (einschließlich intelligenter Netze 
und IKT-Systeme) und Speicherung 

100 % 40 % 

054 Hochwirksame Kraft-Wärme-Kopplung, Fernwärme und -küh­
lung 

40 % 40 % 

▼B 

( 1 ) Wenn das Ziel der Maßnahmen die Errichtung von neuen Gebäuden mit einem Primärenergiebedarf (PEB) betrifft, der um mindes­
tens 20 % unter der Anforderung für Fast-Nullenergiegebäude liegt (Fast-Nullenergiegebäude, einzelstaatliche Bestimmungen). Die 
Errichtung von neuen energieeffizienten Gebäuden umfasst auch Infrastrukturanlagen im Sinne der Interventionsbereiche 120 bis 127. 

( 2 ) Wenn es das Ziel der Maßnahme ist, a) im Durchschnitt wenigstens eine Renovierung mittlerer Intensität gemäß der Empfeh­
lung (EU) 2019/786 der Kommission zu erreichen, oder b) im Durchschnitt wenigstens eine Verringerung der direkten und indirekten 
Treibhausgasemissionen um 30 % gegenüber den vorherigen Emissionen zu erreichen. Die Renovierung von Gebäuden umfasst auch 
Infrastrukturanlagen im Sinne der Interventionsbereiche 120 bis 127. 

( 3 ) Wenn sich das Ziel der Maßnahme auf die Erzeugung von Strom oder Wärme aus Biomasse gemäß der Richtlinie (EU) 2018/2001 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 2018 zur Förderung der Nutzung von Energie aus erneuerbaren 
Quellen (ABl. L 328 vom 21.12.2018, S. 82) bezieht. 

( 4 ) Wenn sich das Ziel der Maßnahme auf die Erzeugung von Strom oder Wärme aus Biomasse gemäß der Richtlinie (EU) 2018/2001 
bezieht, und wenn es das Ziel der Maßnahme ist, durch die Verwendung von Biomasse in der Einrichtung Einsparungen von 
Treibhausgasemissionen in Höhe von mindestens 80 % in Bezug auf die Methodik zur Einsparung von Treibhausgasemissionen 
und den einschlägigen Vergleichswert für fossile Brennstoffe gemäß Anhang VI der Richtlinie (EU) 2018/2001 zu erzielen. Wenn 
sich das Ziel der Maßnahme auf die Erzeugung von Biokraftstoffen aus Biomasse (außer Futter- oder Nahrungsmittelpflanzen) gemäß 
der Richtlinie (EU) 2018/2001 bezieht, und wenn es das Ziel der Maßnahme ist, durch die Verwendung von Biomasse für diesen 
Zweck in der Einrichtung Einsparungen von Treibhausgasemissionen von mindestens 65 % in Bezug auf die Methodik zur Ein­
sparung von Treibhausgasemissionen und den einschlägigen Vergleichswert für fossile Brennstoffe gemäß Anhang V der Richt­
linie (EU) 2018/2001 zu erzielen.
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055 ( 1 ) Hochwirksame Kraft-Wärme-Kopplung, wirksame Fernwärme 
und -kühlung mit geringen Emissionen im Verlauf des Lebens­
zyklus ( 2 ) 

100 % 40 % 

056 Ersatz kohlebetriebener Heizanlagen durch Gasheizungen aus 
Klimaschutzgründen 

0 % 0 % 

057 Verteilung und Transport von Erdgas, das Kohle ersetzen soll 0 % 0 % 

058 Maßnahmen zur Anpassung an den Klimawandel und Vorbeu­
gung und Bewältigung klimabezogener Risiken: Hochwasser 
und Erdrutsche (wie etwa Sensibilisierungsmaßnahmen, Ein­
richtungen im Bereich Katastrophenschutz und -bewältigung, 
Infrastrukturanlagen sowie ökosystembasierte Ansätze) 

100 % 100 % 

059 Maßnahmen zur Anpassung an den Klimawandel und Vorbeu­
gung und Bewältigung klimabezogener Risiken: Brände (wie 
etwa Sensibilisierungsmaßnahmen, Einrichtungen im Bereich 
Katastrophenschutz und -bewältigung, Infrastrukturanlagen so­
wie ökosystembasierte Ansätze) 

100 % 100 % 

060 Maßnahmen zur Anpassung an den Klimawandel und Vorbeu­
gung und Bewältigung klimabezogener Risiken: andere, z. B. 
Stürme und Dürren (wie etwa Sensibilisierungsmaßnahmen, 
Einrichtungen im Bereich Katastrophenschutz und -bewälti­
gung, Infrastrukturanlagen sowie ökosystembasierte Ansätze) 

100 % 100 % 

061 Vorbeugung und Bewältigung von nicht mit dem Klima ver­
bundenen naturbedingten Risiken (z. B. Erdbeben) und mit 
menschlichen Tätigkeiten verbundenen Risiken (z. B. technisch 
bedingte Unfälle), wie etwa Sensibilisierungsmaßnahmen, Ein­
richtungen im Bereich Katastrophenschutz und -bewältigung, 
Infrastrukturanlagen sowie ökosystembasierte Ansätze 

0 % 100 % 

062 Bereitstellung von Wasser für den menschlichen Gebrauch 
(Gewinnung, Aufbereitung, Lagerung und Verteilung, Maßnah­
men zur Effizienzsteigerung, Trinkwasserversorgung) 

0 % 100 % 

063 Bereitstellung von Wasser für den menschlichen Gebrauch 
(Gewinnung, Aufbereitung, Lagerung und Verteilung, Maßnah­
men zur Effizienzsteigerung, Trinkwasserversorgung) im Ein­
klang mit Effizienzkriterien ( 3 ) 

40 % 100 % 

▼B 

( 1 ) Dieses Feld kann nicht verwendet werden, wenn gemäß Artikel 7 Absatz 1 Buchstabe h EFRE- und Kohäsionsfondsverordnung 
fossile Brennstoffe unterstützt werden. 

( 2 ) Im Falle von hochwirksamer Kraft-Wärme-Kopplung und wenn das Ziel der Maßnahme darin besteht, im Verlauf des gesamten 
Lebenszyklus entstehende Treibhausgasemissionen, die unter 100g CO 2 -Äquivalent/kWh liegen, oder die Erzeugung von Wärme 
bzw. Kälte aus Abwärme zu erzielen. Im Falle von Fernwärme und -kühlung, wenn die diesbezüglichen Infrastrukturanlagen der 
Richtlinie 2012/27/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. Oktober 2012 zur Energieeffizienz, zur Änderung der 
Richtlinien 2009/125/EG und 2010/30/EU und zur Aufhebung der Richtlinien 2004/8/EG und 2006/32/EG (ABl. L 315 vom 
14.11.2012, S. 1) entsprechen oder wenn die bestehenden Infrastrukturanlagen renoviert werden, um der Definition wirksamer 
Fernwärme und -kühlung zu entsprechen, oder wenn es sich bei dem Projekt um ein fortgeschrittenes Pilotsystem handelt (Systeme 
für Kontrolle und Energiemanagement, Internet der Dinge) oder wenn das Projekt dazu führt, dass das jeweilige Fernwärme- und 
-kühlungssystem mit niedrigeren Temperaturen betrieben wird. 

( 3 ) Wenn das Ziel der Maßnahme darin besteht, dass das errichtete System einen durchschnittlichen Energieverbrauch von ≤ 0,5 kWh 
oder einen Infrastruktur-Leckageindex (ILI) von ≤ 1,5 haben soll und die Renovierungsmaßnahmen den durchschnittlichen Energie­
verbrauch um mehr als 20 % oder den Verlust durch Leckagen um mehr als 20 % verringern sollen.



 

02021R1060 — DE — 01.03.2023 — 002.001 — 127 

INTERVENTIONSBEREICH ( 3 ) 

Koeffizient für die Be­
rechnung der Unterstüt­
zung der Klimaschutz­

ziele 

Koeffizient für die Be­
rechnung der Unterstüt­
zung der umweltpoliti­

schen Ziele 

064 Wasserbewirtschaftung und Schutz von Wasserreserven (ein­
schließlich Bewirtschaftung von Wassereinzugsgebieten, Maß­
nahmen zur Anpassung an den Klimawandel, Wiederverwen­
dung und Leckageverringerung) 

40 % 100 % 

065 Abwasserrückgewinnung und -behandlung 0 % 100 % 

066 Abwasserrückgewinnung und -behandlung im Einklang mit 
Energieeffizienzkriterien ( 1 ) 

40 % 100 % 

067 Abfallbewirtschaftung für Hausmüll: Maßnahmen zur Vermei­
dung, Verringerung, Trennung und Wiederverwendung sowie 
zum Recycling 

40 % 100 % 

068 Abfallbewirtschaftung für Hausmüll: Behandlung von Restmüll 0 % 100 % 

069 Abfallbewirtschaftung für Gewerbe- und Industrieabfälle: Maß­
nahmen zur Vermeidung, Verringerung, Trennung und Wieder­
verwendung sowie zum Recycling 

40 % 100 % 

070 Abfallbewirtschaftung für Gewerbe- und Industrieabfälle: Rest­
müll und gefährliche Abfälle 

0 % 100 % 

071 Förderung der Verwendung von Recyclingmaterial als Rohstoff 0 % 100 % 

072 Verwendung von Recyclingmaterial als Rohstoff im Einklang 
mit Effizienzkriterien ( 2 ) 

100 % 100 % 

073 Sanierung von Industriestandorten und kontaminierten Stand­
orten 

0 % 100 % 

074 Sanierung von Industriestandorten und kontaminierten Stand­
orten im Einklang mit Effizienzkriterien ( 3 ) 

40 % 100 % 

075 Unterstützung von umweltfreundlichen Produktionsverfahren 
und Ressourceneffizienz in KMU 

40 % 40 % 

076 Unterstützung von umweltfreundlichen Produktionsverfahren 
und Ressourceneffizienz in großen Unternehmen 

40 % 40 % 

077 Maßnahmen zur Verbesserung der Luftqualität und Lärmmin­
derung 

40 % 100 % 

078 Schutz, Wiederherstellung und nachhaltige Nutzung von 
Natura-2000-Gebieten 

40 % 100 % 

079 Naturschutz und Schutz der biologischen Vielfalt, Naturerbe 
und natürliche Ressourcen, grüne und blaue Infrastrukturein­
richtungen 

40 % 100 % 

▼B 

( 1 ) Wenn das Ziel der Maßnahme für das errichtete durchgängige Abwassersystem ein Nettoenergieverbrauch von null oder für die 
Erneuerung des durchgängigen Abwassersystems eine Verringerung des durchschnittlichen Energieverbrauchs von mindestens 10 % 
ist (ausschließlich durch Maßnahmen zur Verbesserung der Energieeffizienz und nicht durch wesentliche Änderungen oder Lastän­
derungen). 

( 2 ) Wenn das Ziel der Maßnahme eine Verarbeitung von zumindest 50 % der verarbeiteten getrennt gesammelten ungefährlichen Abfälle 
(erfasst nach Gewicht) zu Sekundärrohstoffen ist. 

( 3 ) Wenn es das Ziel der Maßnahme ist, Industriestandorte und kontaminierte Standorte in natürliche CO 2 -Senken umzuwandeln.
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INTERVENTIONSBEREICH ( 3 ) 

Koeffizient für die Be­
rechnung der Unterstüt­
zung der Klimaschutz­

ziele 

Koeffizient für die Be­
rechnung der Unterstüt­
zung der umweltpoliti­

schen Ziele 

080 Andere Maßnahmen zur Senkung der Treibhausgasemissionen 
im Bereich der Erhaltung und Wiederherstellung von Natur­
landschaften, die sehr gut Kohlendioxid aufnehmen und spei­
chern können – unter anderem durch Rehydrierung von Moor­
landschaften oder Auffangen von Deponiegasen 

100 % 100 % 

081 Umweltfreundliche Nahverkehrsinfrastruktur ( 1 ) 100 % 40 % 

082 Umweltfreundliches rollendes Material im Nahverkehr ( 2 ) 100 % 40 % 

083 Infrastruktur für den Fahrradverkehr 100 % 100 % 

084 Digitalisierung des Nahverkehrs 0 % 0 % 

085 Digitalisierung des Verkehrs, deren Ziel teilweise die Verrin­
gerung von Treibhausgasemissionen ist: Nahverkehr 

40 % 0 % 

086 Infrastruktur für alternative Kraftstoffe ( 3 ) 100 % 40 % 

Politisches Ziel 3: Ein stärker vernetztes Europa durch die Steigerung der Mobilität 

087 ( 4 ) Neubau oder Ausbau von Autobahnen und Straßen – TEN-V- 
Kernnetz 

0 % 0 % 

088 Neubau oder Ausbau von Autobahnen und Straßen – TEN-V- 
Gesamtnetz 

0 % 0 % 

089 Neubau oder Ausbau von Nebenstraßen als Verbindungen zum 
TEN-V-Straßennetz und zu TEN-V-Knoten 

0 % 0 % 

090 Neubau oder Ausbau von sonstigen nationalen, regionalen und 
lokalen Zubringerstraßen 

0 % 0 % 

091 Erneuerung oder Modernisierung von Autobahnen und Stra­
ßen – TEN-V-Kernnetz 

0 % 0 % 

092 Erneuerung oder Modernisierung von Autobahnen und Stra­
ßen – TEN-V-Gesamtnetz 

0 % 0 % 

093 Erneuerung oder Modernisierung anderer Straßen (Autobahnen, 
nationale, regionale oder lokale Straßen) 

0 % 0 % 

094 Digitalisierung des Verkehrs: Straße 0 % 0 % 

095 Digitalisierung des Verkehrs, deren Ziel teilweise die Verrin­
gerung von Treibhausgasemissionen ist: Straße 

40 % 0 % 

▼B 

( 1 ) Umweltfreundliche Nahverkehrsinfrastruktur bezeichnet Infrastruktur, die das Betreiben von rollendem Material mit Null-Emissionen 
ermöglicht. 

( 2 ) Umweltfreundliches rollendes Material im Nahverkehr bezieht sich auf rollendes Material mit Null-Emissionen. 
( 3 ) Wenn das Ziel der Maßnahme der Richtlinie (EU) 2018/2001 entspricht. 
( 4 ) Für die Interventionsbereiche 087 bis 091 können die Interventionsbereiche 081, 082 und 086 für Bestandteile der Maßnahmen 

verwendet werden, die sich auf Interventionen im Bereich alternative Kraftstoffe etwa für Elektrofahrzeuge oder öffentliche Verkehrs­
mittel beziehen.
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INTERVENTIONSBEREICH ( 3 ) 

Koeffizient für die Be­
rechnung der Unterstüt­
zung der Klimaschutz­

ziele 

Koeffizient für die Be­
rechnung der Unterstüt­
zung der umweltpoliti­

schen Ziele 

096 Neubau oder Ausbau von Schienenstrecken – TEN-V-Kernnetz 100 % 40 % 

097 Neubau oder Ausbau von Schienenstrecken – TEN-V-Gesamt­
netz 

100 % 40 % 

098 Neubau oder Ausbau anderer Schienenstrecken 40 % 40 % 

099 Neubau oder Ausbau anderer Schienenstrecken – elektrifiziert/ 
Null-Emissionen ( 1 ) 

100 % 40 % 

100 Erneuerung oder Modernisierung von Schienenstrecken – 
TEN-V-Kernnetz 

100 % 40 % 

101 Erneuerung oder Modernisierung von Schienenstrecken – 
TEN-V-Gesamtnetz 

100 % 40 % 

102 Erneuerung oder Modernisierung anderer Schienenstrecken 40 % 40 % 

103 Erneuerung oder Modernisierung anderer Schienenstrecken – 
elektrifiziert/Null-Emissionen ( 2 ) 

100 % 40 % 

104 Digitalisierung des Verkehrs: Schiene 40 % 0 % 

105 Europäisches Eisenbahnverkehrsleitsystem (ERTMS) 40 % 40 % 

106 Rollendes Material 0 % 40 % 

107 Elektrisch/mit Null-Emissionen ( 2 ) betriebenes rollendes Mate­
rial 

100 % 40 % 

108 Multimodaler Verkehr (TEN-V) 40 % 40 % 

109 Multimodaler Verkehr (nicht Nahverkehr) 40 % 40 % 

110 Seehäfen (TEN-V) 0 % 0 % 

111 Seehäfen (TEN-V) mit Ausnahme von Einrichtungen zum 
Transport von fossilen Brennstoffen 

40 % 0 % 

112 Andere Seehäfen 0 % 0 % 

113 Andere Seehäfen mit Ausnahme von Einrichtungen zum Trans­
port von fossilen Brennstoffen 

40 % 0 % 

114 Binnenwasserstraßen und -häfen (TEN-V) 0 % 0 % 

115 Binnenwasserstraßen und -häfen (TEN-V) mit Ausnahme von 
Einrichtungen zum Transport von fossilen Brennstoffen 

40 % 0 % 

▼B 

( 1 ) Wenn sich das Ziel der Maßnahme auf elektrifizierte Streckenanlagen und diesbezügliche untergeordnete Systeme bezieht oder wenn 
es einen Plan zur Elektrifizierung gibt oder wenn es innerhalb von höchstens zehn Jahren für die Nutzung durch Züge ohne 
Auspuffemissionen geeignet sein wird. 

( 2 ) Gilt auch für Züge mit Zweikrafttriebwagen.
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INTERVENTIONSBEREICH ( 3 ) 

Koeffizient für die Be­
rechnung der Unterstüt­
zung der Klimaschutz­

ziele 

Koeffizient für die Be­
rechnung der Unterstüt­
zung der umweltpoliti­

schen Ziele 

116 Binnenwasserstraßen und -häfen (regional und lokal) 0 % 0 % 

117 Binnenwasserstraßen und -häfen (regional und lokal) mit Aus­
nahme von Einrichtungen zum Transport von fossilen Brenn­
stoffen 

40 % 0 % 

118 Gefahrenabwehr- und Flugsicherheitssysteme sowie Flugver­
kehrsleitsysteme für bestehende Flughäfen 

0 % 0 % 

119 Digitalisierung des Verkehrs: andere Verkehrsträger 0 % 0 % 

120 Digitalisierung des Verkehrs, deren Ziel teilweise die Verrin­
gerung von Treibhausgasemissionen ist: andere Verkehrsträger 

40 % 0 % 

Politisches Ziel 4: Ein sozialeres und inklusiveres Europa durch die Umsetzung der europäischen Säule sozialer Rechte 

121 Einrichtungen für die frühkindliche Betreuung, Bildung und 
Erziehung 

0 % 0 % 

122 Bildungseinrichtungen (Primar- und Sekundarbereich) 0 % 0 % 

123 Bildungseinrichtungen (Tertiärbereich) 0 % 0 % 

124 Bildungseinrichtungen (berufliche Aus- und Weiterbildung so­
wie Erwachsenenbildung) 

0 % 0 % 

125 Unterkünfte für Migranten, Flüchtlinge und Menschen, die un­
ter internationalem Schutz stehen oder diesen beantragt haben 

0 % 0 % 

126 Unterkünfte (außer für Migranten, Flüchtlinge und Menschen, 
die unter internationalem Schutz stehen oder diesen beantragt 
haben) 

0 % 0 % 

127 Andere soziale Einrichtungen, die zur sozialen Inklusion vor 
Ort beitragen 

0 % 0 % 

128 Einrichtungen des Gesundheitswesens 0 % 0 % 

129 Medizinische Ausrüstung 0 % 0 % 

130 Mobile Vermögenswerte im Gesundheitswesen 0 % 0 % 

131 Digitalisierung des Gesundheitswesens 0 % 0 % 

132 Zur Reaktion auf die Notlage notwendige kritische Ausrüstung 
und Lieferungen 

0 % 0 % 

133 Einrichtungen zur vorübergehenden Aufnahme von Migranten, 
Flüchtlingen und Menschen, die unter internationalem Schutz 
stehen oder diesen beantragt haben 

0 % 0 % 

134 Maßnahmen zur Verbesserung des Zugangs zum Arbeitsmarkt 0 % 0 % 

▼B
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INTERVENTIONSBEREICH ( 3 ) 

Koeffizient für die Be­
rechnung der Unterstüt­
zung der Klimaschutz­

ziele 

Koeffizient für die Be­
rechnung der Unterstüt­
zung der umweltpoliti­

schen Ziele 

135 Maßnahmen zur Verbesserung des Zugangs zum Arbeitsmarkt 
für Langzeitarbeitslose 

0 % 0 % 

136 Gezielte Förderung der Beschäftigung und der sozioökonomi­
schen Integration junger Menschen 

0 % 0 % 

137 Unterstützung von Selbstständigkeit und Unternehmensgrün­
dungen 

0 % 0 % 

138 Unterstützung von Sozialwirtschaft und Sozialunternehmen 0 % 0 % 

139 Maßnahmen zur Modernisierung und Stärkung von Arbeits­
markteinrichtungen und -diensten zur Bewertung und Vorher­
sage des Bedarfs an Kompetenzen und um eine frühzeitige und 
bedarfsgerechte Unterstützung sicherzustellen 

0 % 0 % 

140 Unterstützung für die Abstimmung von Angebot und Nach­
frage auf dem Arbeitsmarkt und für Arbeitsmarktübergänge 

0 % 0 % 

141 Unterstützung der Mobilität von Arbeitskräften 0 % 0 % 

142 Maßnahmen zur Förderung der Teilhabe von Frauen am Ar­
beitsmarkt und zur Verringerung der geschlechterspezifischen 
Segregation auf dem Arbeitsmarkt 

0 % 0 % 

143 Maßnahmen zur Förderung der Vereinbarkeit von Arbeits- und 
Privatleben einschließlich Zugang zu Kinderbetreuung und Be­
treuung bzw. Pflege von Angehörigen 

0 % 0 % 

144 Maßnahmen für ein gesundes und gut angepasstes Arbeits­
umfeld, in dem Gesundheitsrisiken bekämpft werden, etwa 
durch die Förderung körperlicher Bewegung 

0 % 0 % 

145 Unterstützung für die Entwicklung digitaler Kompetenzen 0 % 0 % 

146 Unterstützung für die Anpassung von Arbeitskräften, Unterneh­
men sowie Unternehmerinnen und Unternehmern an Verände­
rungen 

0 % 0 % 

147 Maßnahmen zur Förderung eines aktiven und gesunden Alterns 0 % 0 % 

148 Unterstützung der frühkindlichen Betreuung, Bildung und Er­
ziehung (mit Ausnahme von Infrastrukturanlagen) 

0 % 0 % 

149 Unterstützung der Primar- und Sekundarschulbildung (mit Aus­
nahme von Infrastrukturanlagen) 

0 % 0 % 

150 Unterstützung der tertiären Bildung (mit Ausnahme von Infra­
strukturanlagen) 

0 % 0 % 

151 Unterstützung der Erwachsenenbildung (mit Ausnahme von 
Infrastrukturanlagen) 

0 % 0 % 

152 Maßnahmen zur Förderung der Chancengleichheit und der ak­
tiven Teilhabe an der Gesellschaft 

0 % 0 % 

153 Förderung von Konzepten für die Eingliederung oder Wieder­
eingliederung von benachteiligten Personen in das Erwerbs­
leben 

0 % 0 % 

▼B
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INTERVENTIONSBEREICH ( 3 ) 

Koeffizient für die Be­
rechnung der Unterstüt­
zung der Klimaschutz­

ziele 

Koeffizient für die Be­
rechnung der Unterstüt­
zung der umweltpoliti­

schen Ziele 

154 Maßnahmen zur Verbesserung des Zugangs marginalisierter 
Gruppen, wie etwa der Roma, zu Bildung und Beschäftigung 
und Förderung ihrer sozialen Inklusion 

0 % 0 % 

155 Unterstützung der Zivilgesellschaft bei ihrer Arbeit mit margi­
nalisierten Gruppen, wie etwa den Roma 

0 % 0 % 

156 Maßnahmen zur Verbesserung der Teilhabe von Drittstaats­
angehörigen am Arbeitsmarkt 

0 % 0 % 

157 Maßnahmen zur sozialen Integration von Drittstaatsangehöri­
gen 

0 % 0 % 

158 Maßnahmen zur Verbesserung des gleichen und zeitnahen Zu­
gangs zu hochwertigen, nachhaltigen und erschwinglichen 
Dienstleistungen 

0 % 0 % 

159 Maßnahmen zum Ausbau der durch Angehörige und gemeinde­
nah erbrachten Betreuungs- und Pflegeleistungen 

0 % 0 % 

160 Maßnahmen zur Verbesserung der Zugänglichkeit, Effektivität 
und Belastbarkeit des Gesundheitswesens (mit Ausnahme von 
Infrastrukturanlagen) 

0 % 0 % 

161 Maßnahmen zur Verbesserung des Zugangs zur Langzeitpflege 
(mit Ausnahme von Infrastrukturanlagen) 

0 % 0 % 

162 Maßnahmen zur Modernisierung von Sozialschutzsystemen, 
einschließlich der Förderung des Zugangs zum Sozialschutz 

0 % 0 % 

163 Förderung der sozialen Integration von Menschen, die von 
Armut oder Ausgrenzung bedroht sind, einschließlich der am 
stärksten Benachteiligten und Kindern 

0 % 0 % 

164 Bekämpfung der materiellen Unterversorgung durch Lebens­
mittelhilfe bzw. andere materielle Hilfe für die am stärksten 
Benachteiligten einschließlich Begleitmaßnahmen 

0 % 0 % 

Politisches Ziel 5: Ein bürgernäheres Europa durch die Förderung einer nachhaltigen und integrierten Entwicklung 
aller Arten von Gebieten und lokalen Initiativen 

165 Schutz, Entwicklung und Förderung öffentlicher touristischer 
Ressourcen und Dienstleistungen 

0 % 0 % 

166 Schutz, Entwicklung und Förderung des kulturellen Erbes und 
von kulturellen Angeboten 

0 % 0 % 

167 Schutz, Entwicklung und Förderung von Naturerbe und Öko­
tourismus außer in Natura-2000-Gebieten 

0 % 100 % 

168 Erneuerung und Sicherheit des öffentlichen Raums 0 % 0 % 

169 Initiativen im Bereich der Raumentwicklung, einschließlich der 
Erstellung territorialer Strategien 

0 % 0 % 

▼B
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INTERVENTIONSBEREICH ( 3 ) 

Koeffizient für die Be­
rechnung der Unterstüt­
zung der Klimaschutz­

ziele 

Koeffizient für die Be­
rechnung der Unterstüt­
zung der umweltpoliti­

schen Ziele 

Sonstige Codes mit Bezug zu den politischen Zielen 1-5 

170 Erhöhung der Kapazität der Programmbehörden und der am 
Einsatz der Fonds beteiligten Stellen 

0 % 0 % 

171 Verbesserung der Zusammenarbeit mit Partnern innerhalb und 
außerhalb des Mitgliedstaats 

0 % 0 % 

172 Querfinanzierung im Rahmen des EFRE (Unterstützung von 
Maßnahmen nach Art des ESF+, die zur Umsetzung der 
EFRE-Komponente eines Vorhabens notwendig und direkt da­
mit verbunden sind) 

0 % 0 % 

173 Verbesserung der institutionellen Kapazitäten von Behörden 
und Interessenträgern für die Umsetzung von Projekten und 
Initiativen im Bereich der territorialen Zusammenarbeit in ei­
nem grenzübergreifenden, transnationalen, maritimen und inter­
regionalen Kontext 

0 % 0 % 

174 Interreg: Grenzmanagement sowie Mobilitäts- und Migrations­
management 

0 % 0 % 

175 Gebiete in äußerster Randlage: Ausgleich für Zusatzkosten auf­
grund von schlechter Anbindung und territorialer Zersplitterung 

0 % 0 % 

176 Gebiete in äußerster Randlage: Maßnahmen zum Ausgleich 
von Zusatzkosten aufgrund der Größe des Marktes 

0 % 0 % 

177 Gebiete in äußerster Randlage: Förderung des Ausgleichs von 
Zusatzkosten aufgrund von klimatischen Bedingungen und 
schwierigen Geländebedingungen 

40 % 40 % 

178 Gebiete in äußerster Randlage: Flughäfen 0 % 0 % 

Technische Hilfe 

179 Information und Kommunikation 0 % 0 % 

180 Vorbereitung, Durchführung, Überwachung und Kontrolle 0 % 0 % 

181 Bewertung und Studien, Datenerhebung 0 % 0 % 

182 Stärkung der Kapazität der Behörden des Mitgliedstaats, der 
Begünstigten und von relevanten Partnern 

0 % 0 % 

▼M1 

Andere Codes betreffend die in Phasen durchgeführten Vorhaben gemäß Artikel 118a 

183 Abfallbewirtschaftung für Hausmüll: Deponierung 0 % 100 % 

184 Stromspeicherung und -übertragung 100 % 40 % 

185 Erdgas: Speicherung, Übertragung und Verteilung 0 % 0 % 

186 Flughäfen 0 % 0 % 

187 Produktive Investitionen in große Unternehmen im Zusammen­
hang mit der CO 2 -armen Wirtschaft 

40 % 0 % 

▼B
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TABELLE 2: CODES FÜR DIE DIMENSION „FORM DER UNTERSTÜTZUNG“ ( 1 ) 

FORM DER UNTERSTÜTZUNG 

01 Zuschuss 

02 Unterstützung durch Finanzinstrumente: Beteiligungs- oder beteiligungsähnliche Investitionen 

03 Unterstützung durch Finanzinstrumente: Darlehen 

04 Unterstützung durch Finanzinstrumente: Garantie 

05 Unterstützung durch Finanzinstrumente: Zuschüsse innerhalb eines Finanzinstrumentvorhabens 

06 Preisgeld 

TABELLE 3: CODES FÜR DIE DIMENSION „TERRITORIALE UMSETZUNGSMECHANISMEN UND 
TERRITORIALE AUSRICHTUNG“ 

TERRITORIALE UMSETZUNGSMECHANISMEN UND TERRITORIALE AUSRICHTUNG 

Integrierte territoriale Investitionen (ITI) ITI mit Fokus auf nachhalti­
ger Stadtentwicklung 

01 Stadtviertel x 

02 Städte und Vororte x 

03 Funktionale städtische Gebiete x 

04 Ländliche Gebiete 

05 Berggebiete 

06 Inseln und Küstengebiete 

07 Gebiete mit geringer Bevölkerungsdichte 

08 Sonstige territoriale Ausrichtung 

Von der örtlichen Bevölkerung betriebene lokale Entwicklung (CLLD) 
CLLD mit Fokus auf 
nachhaltiger Stadtent­

wicklung 

09 Stadtviertel x 

10 Städte und Vororte x 

11 Funktionale städtische Gebiete x 

12 Ländliche Gebiete 

13 Berggebiete 

14 Inseln und Küstengebiete 

15 Gebiete mit geringer Bevölkerungsdichte 

16 Sonstige territoriale Ausrichtung 

▼B 

( 1 ) Diese Tabelle gilt für die Zwecke der Tabelle 12 in Anhang VII für den EMFAF.
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TERRITORIALE UMSETZUNGSMECHANISMEN UND TERRITORIALE AUSRICHTUNG 

Integrierte territoriale Investitionen (ITI) ITI mit Fokus auf nachhalti­
ger Stadtentwicklung 

Sonstige territoriale Instrumente 

Sonstige territoriale In­
strumente mit Fokus auf 

nachhaltiger Stadtent­
wicklung 

17 Stadtviertel x 

18 Städte und Vororte x 

19 Funktionale städtische Gebiete x 

20 Ländliche Gebiete 

21 Berggebiete 

22 Inseln und Küstengebiete 

23 Gebiete mit geringer Bevölkerungsdichte 

24 Sonstige territoriale Ausrichtung 

Sonstige Ansätze ( 1 ) 

25 Stadtviertel 

26 Städte und Vororte 

27 Funktionale städtische Gebiete 

28 Ländliche Gebiete 

29 Berggebiete 

30 Inseln und Küstengebiete 

31 Gebiete mit geringer Bevölkerungsdichte 

32 Sonstige territoriale Ausrichtung 

33 Keine territoriale Ausrichtung 

TABELLE 4: CODES FÜR DIE DIMENSION „WIRTSCHAFTSTÄTIGKEIT“ 

01 Land- und Forstwirtschaft 

02 Fischerei 

03 Aquakultur 

04 Andere Sektoren der blauen Wirtschaft 

05 Herstellung von Nahrungsmitteln und Getränken 

▼B 

( 1 ) Sonstige Ansätze, die im Rahmen der anderen politischen Ziele außer dem politischen Ziel 5 und nicht in Form integrierter 
territorialer Investitionen oder von der örtlichen Bevölkerung betriebener lokaler Entwicklung verfolgt werden.
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06 Herstellung von Textilien und Bekleidung 

07 Fahrzeugbau 

08 Herstellung von Datenverarbeitungsgeräten, elektronischen und optischen Erzeugnissen 

09 Sonstiges nicht spezifiziertes verarbeitendes Gewerbe 

10 Baugewerbe/Bau 

11 Bergbau und Gewinnung von Steinen und Erden 

12 Energieversorgung 

13 Wasserversorgung, Abwasser- und Abfallentsorgung und Beseitigung von Umweltverschmutzungen 

14 Verkehr und Lagerei 

15 Information und Kommunikation, einschließlich Telekommunikation 

16 Handel 

17 Tourismus, Beherbergung und Gastronomie 

18 Erbringung von Finanz- und Versicherungsdienstleistungen 

19 Grundstücks- und Wohnungswesen, Vermietung und wirtschaftliche Dienstleistungen 

20 Öffentliche Verwaltung 

21 Bildung 

22 Gesundheitswesen 

23 Sozialwesen, öffentliche und persönliche Dienstleistungen 

24 Wirtschaftstätigkeiten im Zusammenhang mit Umwelt 

25 Kunst, Unterhaltung, Kreativwirtschaft und Erholung 

26 Sonstige Dienstleistungen 

TABELLE 5: CODES FÜR DIE DIMENSION „GEBIET“ 

GEBIET 

Code Gebiet 

Code der Region/des Gebiets, in der/dem das Vorhaben durchgeführt wird, gemäß der Gemeinsamen 
Klassifikation der Gebietseinheiten für die Statistik (NUTS) nach Anhang I der Verordnung (EG) 
Nr. 1059/2003. 

TABELLE 6: CODES FÜR SEKUNDÄRE ESF+-THEMEN 

SEKUNDÄRES ESF+-THEMA 
Koeffizient für die Berech­
nung der Unterstützung der 

Klimaschutzziele 

01 Beitrag zu grünen Kompetenzen und Arbeitsplätzen und zur grünen Wirt­
schaft 

100 % 

02 Entwicklung digitaler Kompetenzen und Arbeitsplätze 0 % 

03 Investitionen in Forschung und Innovation und intelligente Spezialisierung 0 % 

▼B
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SEKUNDÄRES ESF+-THEMA 
Koeffizient für die Berech­
nung der Unterstützung der 

Klimaschutzziele 

04 Investitionen in kleine und mittlere Unternehmen (KMU) 0 % 

05 Nichtdiskriminierung 0 % 

06 Bekämpfung der Kinderarmut 0 % 

07 Aufbau der Kapazitäten der Sozialpartner 0 % 

08 Aufbau der Kapazitäten der zivilgesellschaftlichen Organisationen 0 % 

09 Entfällt 0 % 

10 Bewältigung der im Rahmen des Europäischen Semesters ermittelten Heraus­
forderungen ( 1 ) 

0 % 

TABELLE 7: CODES FÜR DIE DIMENSION „GLEICHSTELLUNG DER GESCHLECHTER“ IM ESF+, EFRE, 
KOHÄSIONSFONDS UND JTF 

Dimension „Gleichstellung der Geschlechter“ im ESF+, EFRE, Kohäsionsfonds und JTF 

Koeffizient für die Berech­
nung der Unterstützung der 

Gleichstellung der Ge­
schlechter 

01 Ausrichtung auf die Gleichstellung der Geschlechter 100 % 

02 Durchgängige Berücksichtigung der Geschlechtergleichstellung 40 % 

03 Ohne Bezug zur Gleichstellung der Geschlechter 0 % 

TABELLE 8: CODES FÜR DIE MAKROREGIONALEN STRATEGIEN UND MEERESBECKENSTRATEGIEN 

MAKROREGIONALE STRATEGIEN UND MEERESBECKENSTRATEGIEN 

01 Strategie für den adriatisch-ionischen Raum 

02 Strategie für den Alpenraum 

03 Strategie für den Ostseeraum 

04 Strategie für den Donauraum 

05 Strategie für die Arktis 

06 Atlantikstrategie 

07 Schwarzmeerstrategie 

08 Strategie für den Mittelmeerraum 

09 Nordseestrategie 

10 Strategie für den westlichen Mittelmeerraum 

11 Kein Beitrag zu den makroregionalen Strategien oder Meeresbeckenstrategien 

▼B 

( 1 ) Einschließlich derjenigen Herausforderungen, die in den nationalen Reformprogrammen sowie in den relevanten – gemäß Artikel 121 
Absatz 2 AEUV und Artikel 148 Absatz 4 AEUV verabschiedeten – länderspezifischen Empfehlungen ermittelt wurden.
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ANHANG II 

Muster für die Partnerschaftsvereinbarung – Artikel 10 Absatz 6 ( 1 ) 

Bezug: Artikel 10 Absatz 5 der Verordnung (EU) 2021/1060 (Dachverordnung). Die Begründungen und Textfelder unter den Nummern 1-10 dieses Anhangs umfassen nicht mehr als 35 Seiten, wobei 
eine Seite durchschnittlich 3 000 Zeichen ohne Leerstellen enthält. 

CCI-Nr. [15] ( 2 ) 

Bezeichnung [255] 

Version 

Erstes Jahr [4] 

Letztes Jahr [4] 

Nummer des Kommissionsbeschlusses 

Datum des Kommissionsbeschlusses 

1. Auswahl der politischen Ziele und des spezifischen Ziels des JTF 

Bezug: Artikel 11 Absatz 1 Buchstabe a der Dachverordnung 

Tabelle 1: Auswahl des politischen Ziels und des spezifischen Ziels des JTF mit Begründung 

Ausgewähltes Ziel Programm Fonds Begründung für die Auswahl eines politischen Ziels oder des spezifischen Ziels des JTF 

[3 500 pro Ziel] 

2. Politische Entscheidungen, Koordinierung und Komplementarität ( 3 ) 

Bezug: Artikel 11 Absatz 1 Buchstabe b Ziffern i bis iii der Dachverordnung 

Eine Zusammenfassung der politischen Entscheidungen und der wichtigsten Ergebnisse, die für jeden der in der Partnerschaftsvereinbarung erfassten Fonds erwartet werden – Artikel 11 Absatz 1 
Buchstabe b Ziffer i der Dachverordnung 

Textfeld 

___________ 
( 1 ) Was den EFRE betrifft, so ist nur Tabelle 2 in Abschnitt 8 relevant für das Ziel „Europäische territoriale Zusammenarbeit“ (Interreg), während alle Informationen in den übrigen Abschnitten und Tabellen nur das Ziel 

„Investitionen in Beschäftigung und Wachstum“ betreffen. 
( 2 ) Zahlen in eckigen Klammern beziehen sich auf die Zahl der Zeichen ohne Leerstellen. 
( 3 ) Die Gesamtlänge des in die drei Textfelder oben eingegebenen Textes muss zwischen 10 000 und 30 000 Zeichen betragen.
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Koordinierung, Abgrenzung und Komplementaritäten in Bezug auf die Fonds sowie gegebenenfalls Koordinierung zwischen nationalen und regionalen Programmen – Artikel 11 Absatz 1 
Buchstabe b, Ziffer ii der Dachverordnung 

Textfeld 

Komplementaritäten und Synergien zwischen den von der Partnerschaftsvereinbarung erfassten Fonds, dem AMIF, dem ISF, dem BMVI und anderen Unionsinstrumenten – Artikel 11 Absatz 1 
Buchstabe b Ziffer iii der Dachverordnung 

Textfeld 

3. Beitrag zur Haushaltsgarantie im Rahmen von InvestEU mit Begründung ( 1 ) 

Bezug: Artikel 11 Absatz 1 Buchstabe g und Artikel 14 der Dachverordnung 

Tabelle 2A: Beitrag zu InvestEU (Aufschlüsselung nach Jahren) 

Beitrag aus Beitrag zu Aufschlüsselung nach Jahren 

Fonds Regionenkategorie InvestEU-Politikbereich(e) 2021 2022 2023 2024 2025 2026 2027 Insgesamt 

EFRE stärker entwickelt 

Übergang 

weniger entwickelt 

ESF+ stärker entwickelt 

Übergang 

weniger entwickelt 

Kohäsionsfonds entfällt 

EMFAF entfällt 

___________ 
( 1 ) Die Beiträge berühren nicht die jährliche Aufschlüsselung der Finanzmittel für einen Mitgliedstaat auf Ebene des MFR.
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Tabelle 2B: Beitrag zu InvestEU (Zusammenfassung) 

Regionenkategorie Politikbereich 1: Nachhaltige Infra­
struktur 

Politikbereich 2: Forschung, Innovation und Di­
gitalisierung 

Politikbereich 3: 
KMU 

Politikbereich 4: 
Soziale Investitionen und 

Kompetenzen 
Insgesamt 

(a) (b) (c) (d) (f)=(a)+(b)+(c)+(d) 

EFRE stärker entwickelt 

weniger entwickelt 

Übergang 

ESF+ stärker entwickelt 

weniger entwickelt 

Übergang 

Kohäsionsfonds 

EMFAF 

Insgesamt 

Textfeld [3 500] (Begründung unter Berücksichtigung, wie diese Beträge zur Verwirklichung der in der Partnerschaftsvereinbarung gemäß Artikel 10 Absatz 1 der InvestEU-Verordnung 
ausgewählten politischen Ziele beitragen) 

4. Übertragungen ( 1 ) 

Der Mitgliedstaat be­
antragt eine 

□ Übertragung zwischen Regionenkategorien 

□ Übertragung auf Instrumente mit direkter oder indirekter Mittelverwaltung 

□ Übertragung zwischen dem EFRE, dem ESF+ oder dem Kohäsionsfonds oder auf einen oder mehrere andere Fonds 

□ Übertragung von EFRE- und ESF+-Mitteln auf den JTF als ergänzende Unterstützung 

□ Übertragung vom Ziel „Europäische territoriale Zusammenarbeit“ auf das Ziel „Investitionen in Beschäftigung und Wachstum“ 

___________ 
( 1 ) Die Übertragungen berühren nicht die jährliche Aufschlüsselung der Finanzmittel für einen Mitgliedstaat auf Ebene des MFR.
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4.1. Übertragung zwischen Regionenkategorien 

Bezug: Artikel 11 Absatz 1 Buchstabe e und Artikel 111 der Dachverordnung 

Tabelle 3A: Übertragungen zwischen Regionenkategorien (Aufschlüsselung nach Jahren) 

Übertragung von Übertragung auf Aufschlüsselung nach Jahren 

Regionenkategorie Regionenkategorie 2021 2022 2023 2024 2025 2026 2027 Insgesamt 

stärker entwickelt stärker entwickelt / 

Übergang / 

weniger entwickelt 

Übergang 

weniger entwickelt 

Tabelle 3B: Übertragung zwischen Regionenkategorien (Zusammenfassung) 

Regionenkategorie Zuweisung aufgeschlüsselt nach Regio­
nenkategorie Übertragung auf: Zu übertragender Betrag Übertragener Anteil der ursprüng­

lichen Zuweisung 
Zuweisung aufgeschlüsselt nach Regio­

nenkategorie nach der Übertragung 

weniger entwickelt stärker entwickelt 

Übergang 

stärker entwickelt Übergang 

weniger entwickelt 

Übergang stärker entwickelt 

weniger entwickelt 

Textfeld [3 500] (Begründung)



 

02021R
1060 —

 D
E —

 01.03.2023 —
 002.001 —

 142 

▼B 

4.2. Übertragungen auf Instrumente mit direkter oder indirekter Mittelverwaltung 

Bezug: Artikel 26 Absatz 1 der Dachverordnung 

Tabelle 4A: Übertragungen auf Instrumente mit direkter oder indirekter Mittelverwaltung, wenn diese Möglichkeit in dem Basisrechtsakt vorgesehen ist (*) (Aufschlüsselung nach Jahren) 

Übertragung von Übertragung auf Aufschlüsselung nach Jahren 

Fonds Regionenkategorie Instrument 2021 2022 2023 2024 2025 2026 2027 Insgesamt 

EFRE stärker entwickelt 

Übergang 

weniger entwickelt 

ESF+ stärker entwickelt 

Übergang 

weniger entwickelt 

Kohäsionsfonds entfällt 

EMFAF entfällt 

(*) Es können Übertragungen auf jedwedes andere Instrument mit direkter oder indirekter Mittelverwaltung vorgenommen werden, wenn diese Möglichkeit in dem Basisrechtsakt vorgesehen ist. Die Anzahl und Namen der 
jeweiligen Unionsinstrumente sind entsprechend anzugeben. 

Tabelle 4B: Übertragungen auf Instrumente mit direkter oder indirekter Mittelverwaltung, wenn diese Möglichkeit in dem Basisrechtsakt vorgesehen ist (*) (Zusammenfassung) 

Fonds Regionenkategorie Instrument 1 Instrument 2 Instrument 3 Instrument 4 Instrument 5 Insgesamt 

EFRE stärker entwickelt 

Übergang 

weniger entwickelt 

ESF+ stärker entwickelt 

Übergang 

weniger entwickelt
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Fonds Regionenkategorie Instrument 1 Instrument 2 Instrument 3 Instrument 4 Instrument 5 Insgesamt 

Kohäsionsfonds 

EMFAF 

Insgesamt 

(*) Es können Übertragungen auf jedwedes andere Instrument mit direkter oder indirekter Mittelverwaltung vorgenommen werden, wenn diese Möglichkeit in dem Basisrechtsakt vorgesehen ist. Die Anzahl und Namen der 
jeweiligen Unionsinstrumente sind entsprechend anzugeben. 

Textfeld [3 500] (Begründung) 

4.3. Übertragung zwischen dem EFRE, dem ESF+ und dem Kohäsionsfonds oder auf einen oder mehrere andere Fonds 

Bezug: Artikel 26 Absatz 1 der Dachverordnung 

Tabelle 5A: Übertragungen zwischen dem EFRE, dem ESF+ und dem Kohäsionsfonds und auf einen oder mehrere andere Fonds (*) (Aufschlüsselung nach Jahren) 

Übertragungen von Übertragungen auf Aufschlüsselung nach Jahren 

Fonds Regionenkategorie Fonds Regionenkategorie (falls zutreffend) 2021 2022 2023 2024 2025 2026 2027 Insgesamt 

EFRE stärker entwickelt EFRE, ESF+ oder Kohäsi­
onsfonds, EMFAF, AMIF, 
ISF, BMVIÜbergang 

weniger entwickelt 

ESF+ stärker entwickelt 

Übergang 

weniger entwickelt 

Kohäsionsfonds entfällt 

EMFAF entfällt 

(*) Übertragungen zwischen dem EFRE und dem ESF+ können ausschließlich innerhalb derselben Regionenkategorie vorgenommen werden.
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Tabelle 5B: Übertragungen zwischen dem EFRE, dem ESF+ und dem Kohäsionsfonds oder auf einen oder mehrere andere Fonds (Zusammenfassung) (*) 

Übertragung auf/Übertragung von 

EFRE ESF+ 

Kohäsionsfonds EMFAF AMIF ISF BMVI Insgesamt 
stärker ent­

wickelt Übergang weniger ent­
wickelt 

stärker ent­
wickelt Übergang weniger ent­

wickelt 

EFRE stärker ent­
wickelt 

Übergang 

weniger 
entwickelt 

ESF+ stärker ent­
wickelt 

Übergang 

weniger 
entwickelt 

Kohäsionsfonds 

EMFAF 

Insgesamt 

(*) Übertragung auf andere Programme. Übertragungen zwischen dem EFRE und dem ESF+ können ausschließlich innerhalb derselben Regionenkategorie vorgenommen werden. 

Textfeld [3 500] (Begründung)
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4.4. Übertragung von EFRE- und ESF+-Mitteln auf den JTF als ergänzende Unterstützung, mit Begründung ( 1 ) 

Bezug: Artikel 27 der Dachverordnung 

Tabelle 6A: Übertragung von EFRE- und ESF+-Mitteln auf den JTF als ergänzende Unterstützung (Aufschlüsselung nach Jahren) 

Fonds Regionenkategorie Fonds 2021 2022 2023 2024 2025 2026 2027 Insgesamt 

EFRE stärker entwickelt JTF (*) 

Übergang 

weniger entwickelt 

ESF+ stärker entwickelt JTF 

Übergang 

weniger entwickelt 

(*) Die JTF-Mittel sollten durch EFRE- oder ESF+-Mittel der Regionenkategorie, in der das betreffende Gebiet liegt, ergänzt werden. 

Tabelle 6B: Übertragung von EFRE- und ESF+-Mitteln auf den JTF als ergänzende Unterstützung (Zusammenfassung) 

nach Artikel 3 der JTF-Verordnung Zuweisung vor Übertragungen 

Übertragungen auf den JTF auf das Gebiet befindlich in (*): 

Übertragung von (als ergänzende Unterstützung), aufgeschlüsselt nach Regionenkategorie: 

EFRE stärker entwickelt 

Übergang 

weniger entwickelt 

___________ 
( 1 ) Diese Übertragung ist vorläufig. Gemäß Anhang V sollte sie bei der ersten Annahme eines Programms (bzw. von Programmen) mit JTF-Zuweisung bestätigt oder korrigiert werden.
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ESF+ stärker entwickelt 

Übergang 

weniger entwickelt 

Insgesamt stärker entwickelt 

Übergang 

weniger entwickelt 

(*) Die JTF-Mittel sollten durch EFRE- oder ESF+-Mittel der Regionenkategorie, in der das betreffende Gebiet liegt, ergänzt werden. 

Textfeld [3 500] (Begründung) 

4.5. Übertragungen vom Ziel „Europäische territoriale Zusammenarbeit“ (Interreg) auf das Ziel „Investitionen in Beschäftigung und Wachstum“ 

Bezug: Artikel 111 Absatz 3 der Dachverordnung 

Tabelle 7: Übertragungen vom Ziel „Europäische territoriale Zusammenarbeit“ (Interreg) auf das Ziel „Investitionen in Beschäftigung und Wachstum“ 

Übertragung vom Ziel „Europäische territoriale Zusammenarbeit“ (Interreg) 

2021 2022 2023 2024 2025 2026 2027 Insgesamt 

Grenzüberschreitend 

Transnational 

Randlage 

Übertragung auf das Ziel „Investitionen in Beschäftigung und Wachstum“ 

Fonds Regionenkategorie 2021 2022 2023 2024 2025 2026 2027 Insgesamt 

EFRE stärker entwickelt 

Übergang 

weniger entwickelt



 

02021R
1060 —

 D
E —

 01.03.2023 —
 002.001 —

 147 

▼B 

Übertragung vom Ziel „Europäische territoriale Zusammenarbeit“ (Interreg) 

2021 2022 2023 2024 2025 2026 2027 Insgesamt 

ESF+ stärker entwickelt 

Übergang 

weniger entwickelt 

JTF entfällt 

Kohäsionsfonds entfällt 

Textfeld [3 500] (Begründung) 

5. Form von Unionsbeiträgen für technische Hilfe 

Bezug: Artikel 11 Absatz 1 Buchstabe f der Dachverordnung 

Wahl der Form der Unionsbeiträge für technische Hilfe □ Technische Hilfe gemäß Artikel 36 Absatz 4 (*) 
□ Technische Hilfe gemäß Artikel 36 Absatz 5 (**) 

(*) Bei Wahl dieser Option ist Tabelle 1 in Abschnitt 8 auszufüllen. 
(**) Bei Wahl dieser Option ist Tabelle 2 in Abschnitt 8 auszufüllen. 

Textfeld [3 500] (Begründung) 

6. Thematische Konzentration 

6.1. 

Bezug: Artikel 4 Absatz 3 der EFRE- und Kohäsionsfondsverordnung 

Der Mitgliedstaat beschließt, □ die thematische Konzentration auf nationaler Ebene einzuhalten. 

□ die thematische Konzentration auf Ebene der Regionenkategorien einzuhalten. 

□ die Kohäsionsfonds-Mittel zum Zwecke der thematischen Konzentration zu berücksichtigen.
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6.2. 

Bezug: Artikel 11 Absatz 1 Buchstabe c der Dachverordnung und Artikel 7 Absatz 1 der ESF+-Verordnung 

Der Mitgliedstaat hält die Anforderungen der thematischen 
Konzentration ein. 

… % soziale Inklusion 

Unter den spezifischen Zielen h bis l in Artikel 4 der ESF+- 
Verordnung geplant 

Geplante ESF+-Programme 

1 

2 

… % Unterstützung der am stärksten benachteiligten Personen 

Unter dem spezifischen Ziel m und in hinreichend begründeten 
Fällen unter dem Ziel l in Artikel 4 der ESF+-Verordnung 
geplant 

Geplante ESF+-Programme 

1 

2 

… % Unterstützung der Beschäftigung junger Menschen 

Unter den spezifischen Zielen a, f und l in Artikel 4 der ESF+- 
Verordnung geplant 

Geplante ESF+-Programme 

1 

2 

… % Unterstützung der Bekämpfung der Kinderarmut 

Unter den spezifischen Zielen f und h bis l in Artikel 4 der 
ESF+-Verordnung geplant 

Geplante ESF+-Programme 

1 

2 

… % Aufbau von Kapazitäten der Sozialpartner und der Nicht­
regierungsorganisationen 

Unter allen spezifischen Zielen außer m in Artikel 4 der ESF+- 
Verordnung geplant 

Geplante ESF+-Programme 

1 

2 

7. Vorläufige Mittelzuweisung aus jedem der in der Partnerschaftsvereinbarung erfassten Fonds, aufgeschlüsselt nach politischen Zielen, dem spezifischen Ziel des JTF und der technischen Hilfe auf 
nationaler und gegebenenfalls auf regionaler Ebene 

Bezug: Artikel 11 Absatz 1 Buchstabe c der Dachverordnung
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Tabelle 8: Vorläufige Mittelzuweisung aus dem EFRE, dem Kohäsionsfonds, dem JTF, dem ESF+ und dem EMFAF, aufgeschlüsselt nach politischen Zielen, dem spezifischen Ziel des JTF und der 
technischen Hilfe (*) 

Politische Ziele, 
spezifisches Ziel des 
JTF oder technische 

Hilfe 

EFRE 

Zuweisung aus 
dem Kohäsions­

fonds auf nationa­
ler Ebene 

JTF (**) ESF+ 

Zuwei­
sung aus 
dem EM­
FAF auf 
nationaler 

Ebene 

Insgesamt 

Zuwei­
sung auf 
nationaler 

Ebene 

Regionenkategorie 
Zuweisung auf­

geschlüsselt nach 
Regionenkategorie 

Zuwei­
sung auf 
nationaler 

Ebene 

Mittel 
nach Arti­
kel 3 der 
JTF-Ver­
ordnung 

Mittel 
nach Arti­
kel 4 der 
JTF-Ver­
ordnung 

Zuwei­
sung auf 
nationaler 

Ebene 

Regionenkategorie 
Zuweisung auf­

geschlüsselt nach 
Regionenkategorie 

Politisches Ziel 1 stärker entwickelt stärker entwickelt 

Übergang Übergang 

weniger entwickelt weniger entwickelt 

Randlage und nördli­
che Regionen mit ge­
ringer Bevölkerungs­
dichte 

Randlage und nördli­
che Regionen mit ge­
ringer Bevölkerungs­
dichte 

Politisches Ziel 2 stärker entwickelt stärker entwickelt 

Übergang Übergang 

weniger entwickelt weniger entwickelt 

Randlage und nördli­
che Regionen mit ge­
ringer Bevölkerungs­
dichte 

Randlage und nördli­
che Regionen mit ge­
ringer Bevölkerungs­
dichte 

Politisches Ziel 3 stärker entwickelt stärker entwickelt 

Übergang Übergang 

weniger entwickelt weniger entwickelt 

Randlage und nördli­
che Regionen mit ge­
ringer Bevölkerungs­
dichte 

Randlage und nördli­
che Regionen mit ge­
ringer Bevölkerungs­
dichte
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Politische Ziele, 
spezifisches Ziel des 
JTF oder technische 

Hilfe 

EFRE 

Zuweisung aus 
dem Kohäsions­

fonds auf nationa­
ler Ebene 

JTF (**) ESF+ 

Zuwei­
sung aus 
dem EM­
FAF auf 
nationaler 

Ebene 

Insgesamt 

Zuwei­
sung auf 
nationaler 

Ebene 

Regionenkategorie 
Zuweisung auf­

geschlüsselt nach 
Regionenkategorie 

Zuwei­
sung auf 
nationaler 

Ebene 

Mittel 
nach Arti­
kel 3 der 
JTF-Ver­
ordnung 

Mittel 
nach Arti­
kel 4 der 
JTF-Ver­
ordnung 

Zuwei­
sung auf 
nationaler 

Ebene 

Regionenkategorie 
Zuweisung auf­

geschlüsselt nach 
Regionenkategorie 

Politisches Ziel 4 stärker entwickelt stärker entwickelt 

Übergang Übergang 

weniger entwickelt weniger entwickelt 

Randlage und nördli­
che Regionen mit ge­
ringer Bevölkerungs­
dichte 

Randlage und nördli­
che Regionen mit ge­
ringer Bevölkerungs­
dichte 

Politisches Ziel 5 stärker entwickelt stärker entwickelt 

Übergang Übergang 

weniger entwickelt weniger entwickelt 

Randlage und nördli­
che Regionen mit ge­
ringer Bevölkerungs­
dichte 

Randlage und nördli­
che Regionen mit ge­
ringer Bevölkerungs­
dichte 

Spezifisches 
Ziel des JTF 

Technische 
Hilfe gemäß Ar­
tikel 36 Absatz 4 
der Dachverord­
nung (falls zu­
treffend) 

stärker entwickelt stärker entwickelt 

Übergang Übergang 

weniger entwickelt weniger entwickelt 

Randlage und nördli­
che Regionen mit ge­
ringer Bevölkerungs­
dichte 

Randlage und nördli­
che Regionen mit ge­
ringer Bevölkerungs­
dichte
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Politische Ziele, 
spezifisches Ziel des 
JTF oder technische 

Hilfe 

EFRE 

Zuweisung aus 
dem Kohäsions­

fonds auf nationa­
ler Ebene 

JTF (**) ESF+ 

Zuwei­
sung aus 
dem EM­
FAF auf 
nationaler 

Ebene 

Insgesamt 

Zuwei­
sung auf 
nationaler 

Ebene 

Regionenkategorie 
Zuweisung auf­

geschlüsselt nach 
Regionenkategorie 

Zuwei­
sung auf 
nationaler 

Ebene 

Mittel 
nach Arti­
kel 3 der 
JTF-Ver­
ordnung 

Mittel 
nach Arti­
kel 4 der 
JTF-Ver­
ordnung 

Zuwei­
sung auf 
nationaler 

Ebene 

Regionenkategorie 
Zuweisung auf­

geschlüsselt nach 
Regionenkategorie 

Technische 
Hilfe gemäß Ar­
tikel 36 Absatz 5 
der Dachverord­
nung (falls zu­
treffend) 

stärker entwickelt stärker entwickelt 

Übergang Übergang 

weniger entwickelt weniger entwickelt 

Randlage und nördli­
che Regionen mit ge­
ringer Bevölkerungs­
dichte 

Randlage und nördli­
che Regionen mit ge­
ringer Bevölkerungs­
dichte 

Technische 
Hilfe gemäß Ar­
tikel 37 der 
Dachverordnung 
(falls zutreffend) 

stärker entwickelt stärker entwickelt 

Übergang Übergang 

weniger entwickelt weniger entwickelt 

Randlage und nördli­
che Regionen mit ge­
ringer Bevölkerungs­
dichte 

Randlage und nördli­
che Regionen mit ge­
ringer Bevölkerungs­
dichte 

Insgesamt stärker entwickelt stärker entwickelt 

Übergang Übergang 

weniger entwickelt weniger entwickelt 

Randlage und nördli­
che Regionen mit ge­
ringer Bevölkerungs­
dichte 

Randlage und nördli­
che Regionen mit ge­
ringer Bevölkerungs­
dichte
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Politische Ziele, 
spezifisches Ziel des 
JTF oder technische 

Hilfe 

EFRE 

Zuweisung aus 
dem Kohäsions­

fonds auf nationa­
ler Ebene 

JTF (**) ESF+ 

Zuwei­
sung aus 
dem EM­
FAF auf 
nationaler 

Ebene 

Insgesamt 

Zuwei­
sung auf 
nationaler 

Ebene 

Regionenkategorie 
Zuweisung auf­

geschlüsselt nach 
Regionenkategorie 

Zuwei­
sung auf 
nationaler 

Ebene 

Mittel 
nach Arti­
kel 3 der 
JTF-Ver­
ordnung 

Mittel 
nach Arti­
kel 4 der 
JTF-Ver­
ordnung 

Zuwei­
sung auf 
nationaler 

Ebene 

Regionenkategorie 
Zuweisung auf­

geschlüsselt nach 
Regionenkategorie 

Mittel nach Ar­
tikel 7 der 
JTF-Verordnung 
im Zusammen­
hang mit Mitteln 
nach Artikel 3 
der 
JTF-Verordnung 

Mittel nach Ar­
tikel 7 der 
JTF-Verordnung 
im Zusammen­
hang mit Mitteln 
nach Artikel 4 
der 
JTF-Verordnung 

Insgesamt 

(*) Der Betrag sollte die Flexibilitätsbeträge gemäß Artikel 18 der Dachverordnung umfassen, die vorläufig zugewiesen wurden. Die tatsächliche Zuweisung der Flexibilitätsbeträge wird erst im Rahmen der Halbzeitüber­ 
prüfung bestätigt. 

(**) JTF-Beträge nach der geplanten ergänzenden Unterstützung aus dem EFRE und dem ESF+. 

Textfeld [3 500] (Begründung)



 

02021R
1060 —

 D
E —

 01.03.2023 —
 002.001 —

 153 

▼B 

8. Auflistung der geplanten Programme im Rahmen der in der Partnerschaftsvereinbarung erfassten Fonds mit den jeweiligen vorläufigen Mittelzuweisungen aufgeschlüsselt nach Fonds und dem 
entsprechenden nationalen Beitrag aufgeschlüsselt nach Regionenkategorie 

Bezug: Artikel 11 Absatz 1 Buchstabe h und Artikel 110 der Dachverordnung 

Tabelle 9A: Auflistung der geplanten Programme ( 1 ) mit vorläufigen Mittelzuweisungen (*) 

Bezeichnung [255] Fonds Regionenkategorie Unionsbeitrag nationaler Beitrag Insgesamt 

Programm (**) 1 EFRE stärker entwickelt 

Übergang 

weniger entwickelt 

Randlage und nördliche Regionen mit geringer Bevölke­
rungsdichte 

Programm 2 Kohäsionsfonds entfällt 

Programm 3 ESF+ stärker entwickelt 

Übergang 

weniger entwickelt 

Randlage und nördliche Regionen mit geringer Bevölke­
rungsdichte 

Programm 4 JTF-Zuweisung (Artikel 3 der 
JTF-Verordnung) 

entfällt 

JTF-Zuweisung (Artikel 4 der 
JTF-Verordnung) 

entfällt 

Insgesamt EFRE, Kohäsionsfonds, JTF, ESF+ 

Programm 5 EMFAF entfällt 

(*) Der Betrag sollte die Flexibilitätsbeträge gemäß Artikel 18 der Dachverordnung umfassen, die vorläufig zugewiesen wurden. Die tatsächliche Zuweisung der Flexibilitätsbeträge wird erst im Rahmen der Halbzeitüber­ 
prüfung bestätigt. 

(**) Programme können gemäß Artikel 25 Absatz 1 gemeinsame Unterstützung aus den Fonds der Dachverordnung erhalten (Prioritäten können gemäß Artikel 22 Absatz 2 der Dachverordnung die Unterstützung aus einem 
oder mehreren Fonds verwenden). Trägt der JTF zu einem Programm bei, so muss die JTF-Zuweisung ergänzende Übertragungen umfassen und in Beträge im Einklang mit den Artikeln 3 und 4 der JTF-Verordnung 
aufgeteilt werden. 

___________ 
( 1 ) Wenn die technische Hilfe gemäß Artikel 36 Absatz 4 der Dachverordnung gewählt wurde.
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Tabelle 9B: Auflistung der geplanten Programme ( 1 ) mit vorläufigen Mittelzuweisungen (*) 

Bezeichnung [255] Fonds Regionenkategorie 

Unionsbeitrag nationaler Beitrag Insgesamt 

Unionsbeitrag ohne technische Hilfe 
gemäß Artikel 36 Absatz 5 der Dach­

verordnung 

Unionsbeitrag für technische Hilfe ge­
mäß Artikel 36 Absatz 5 der Dachver­

ordnung 

Programm (**) 1 EFRE stärker entwickelt 

Übergang 

weniger entwickelt 

Randlage und nördliche Regionen 
mit geringer Bevölkerungsdichte 

Programm 2 Kohäsionsfonds entfällt 

Programm 3 ESF+ stärker entwickelt 

Übergang 

weniger entwickelt 

Randlage und nördliche Regionen 
mit geringer Bevölkerungsdichte 

Programm 4 JTF-Zuweisung (Artikel 3 
der JTF-Verordnung) 

entfällt 

JTF-Zuweisung (Artikel 4 
der JTF-Verordnung) 

entfällt 

Insgesamt EFRE, Kohäsionsfonds, 
ESF+, JTF 

Programm 5 EMFAF entfällt 

Insgesamt alle Fonds 

(*) Der Betrag sollte die Flexibilitätsbeträge gemäß Artikel 18 der Dachverordnung umfassen, die vorläufig zugewiesen wurden. Die tatsächliche Zuweisung der Flexibilitätsbeträge wird erst im Rahmen der Halbzeitüber­ 
prüfung bestätigt. 

(**) Programme können gemäß Artikel 25 Absatz 1 der Dachverordnung gemeinsame Unterstützung aus den Fonds erhalten (Prioritäten können gemäß Artikel 22 Absatz 2 der Dachverordnung die Unterstützung aus einem 
oder mehreren Fonds verwenden). Trägt der JTF zu einem Programm bei, so muss die JTF-Zuweisung ergänzende Übertragungen umfassen und in Beträge im Einklang mit den Artikeln 3 und 4 der JTF-Verordnung 
aufgeteilt werden. 

___________ 
( 1 ) Wenn die technische Hilfe gemäß Artikel 36 Absatz 4 der Dachverordnung gewählt wurde.
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Bezug: Artikel 11 der Dachverordnung 

Tabelle 10: Auflistung der geplanten Interreg-Programme 

Programm 1 Bezeichnung 1 [255] 

Programm 2 Bezeichnung 1 [255] 

9. Zusammenfassung der geplanten Maßnahmen zur Stärkung der administrativen Kapazität beim Einsatz der in der Partnerschaftsvereinbarung erfassten Fonds 

Bezug: Artikel 11 Absatz 1 Buchstabe i der Dachverordnung 

Textfeld [4 500] 

10. Ein integrierter Ansatz, um die demografischen Herausforderungen von Regionen und Gegenden zu bewältigen und/oder den spezifischen Bedürfnissen von Regionen und Gegenden Rechnung zu 
tragen (falls zutreffend) 

Bezug: Artikel 11 Absatz 1 Buchstabe j der Dachverordnung und Artikel 10 der EFRE- und Kohäsionsfondsverordnung 

Textfeld [3 500] 

11. Zusammenfassung der Bewertung der Erfüllung der in Artikel 15 und in den Anhängen III und IV genannten grundlegenden Voraussetzungen (fakultativ) 

Bezug: Artikel 11 der Dachverordnung 

Tabelle 11: Grundlegende Voraussetzungen 

Grundlegende Voraussetzungen Fonds Ausgewähltes spezifisches Ziel 
(entfällt für den EMFAF) Zusammenfassung der Bewertung 

[1 000] 

12. Vorläufiges Klimaschutzbeitragsziel 

Bezug: Artikel 6 Absatz 2 und Artikel 11 Absatz 1 Buchstabe d der Dachverordnung 

Fonds Vorläufiger Klimaschutzbeitrag ( 1 ) 

EFRE 

Kohäsionsfonds 
___________ 
( 1 ) Entsprechend den Informationen, die nach Maßgabe der Arten der Intervention und der indikativen finanziellen Aufschlüsselung gemäß Artikel 22 Absatz 3 Buchstabe d Ziffer viii der Dachverordnung in den Programmen 

enthalten oder in die Programme einzubeziehen sind.



 

ANHANG III 

Zielübergreifende grundlegende Voraussetzungen – Artikel 15 Absatz 1 

Gelten für alle spezifischen Ziele 

Bezeichnung der grund­
legenden Voraussetzun­
gen 

Erfüllungskriterien 

Wirksame Mechanis­
men für die Über­
wachung des Markts 
für die Vergabe öffent­
licher Aufträge 

Es bestehen Überwachungsmechanismen, die sämtliche öffentlichen Aufträge und ihre 
Vergabe im Rahmen der Fonds im Einklang mit den Vergaberechtsvorschriften der Union 
abdecken. Diese Anforderung beinhaltet Folgendes: 

1. Vorkehrungen zur Gewährleistung der Zusammenstellung wirksamer und verlässlicher 
Daten zu Vergabeverfahren über den Unionsschwellenwerten im Einklang mit den Be­
richterstattungspflichten nach den Artikeln 83 und 84 der Richtlinie 2014/24/EU und 
den Artikeln 99 und 100 der Richtlinie 2014/25/EU. 

2. Vorkehrungen zur Gewährleistung, dass die Daten mindestens folgende Elemente ab­
decken: 

a) Qualität und Intensität des Wettbewerbs: Name des erfolgreichen Bieters, Anzahl der 
ursprünglichen Bieter und Auftragswert; 

b) Angaben zum Endpreis nach Abschluss und zur Beteiligung von KMU als direkte 
Bieter, sofern die nationalen Systeme diese Informationen bieten. 

3. Vorkehrungen zur Gewährleistung der Überwachung und Analyse der Daten durch die 
zuständigen nationalen Behörden im Einklang mit Artikel 83 Absatz 2 der Richt­
linie 2014/24/EU und Artikel 99 Absatz 2 der Richtlinie 2014/25/EU. 

4. Vorkehrungen, damit die Ergebnisse der Analyse im Einklang mit Artikel 83 Absatz 3 
der Richtlinie 2014/24/EU und Artikel 99 Absatz 3 der Richtlinie 2014/25/EU der 
Öffentlichkeit zur Verfügung stehen. 

5. Vorkehrungen zur Gewährleistung, dass sämtliche Informationen zu mutmaßlichen An­
gebotsabsprachen im Einklang mit Artikel 83 Absatz 2 der Richtlinie 2014/24/EU und 
Artikel 99 Absatz 2 der Richtlinie 2014/25/EU an die zuständigen nationalen Stellen 
weitergeleitet werden. 

Instrumente und Kapa­
zitäten zur wirksamen 
Anwendung der Vor­
schriften über staatliche 
Beihilfen 

Die Verwaltungsbehörden verfügen über die Instrumente und Kapazitäten zur Überprüfung 
der Einhaltung der Vorschriften über staatliche Beihilfen: 

1. Für Unternehmen in Schwierigkeiten und Unternehmen mit einer Rückforderungspflicht. 

2. Durch Zugang zu fachlicher Beratung und Orientierung zu Fragen im Bereich staatliche 
Beihilfen, die von Sachverständigen für staatliche Beihilfen aus lokalen oder nationalen 
Stellen erteilt wird. 

Wirksame Anwendung 
und Umsetzung der 
Charta der Grundrechte 

Es bestehen wirksame Mechanismen, um die Einhaltung der Charta der Grundrechte der 
Europäischen Union (im Folgenden „Charta“) sicherzustellen; dies schließt Folgendes ein: 

1. Vorkehrungen zur Gewährleistung der Vereinbarkeit der aus den Fonds unterstützten 
Programme und deren Durchführung mit den einschlägigen Bestimmungen der Charta. 

2. Vorkehrungen zur Berichterstattung an den Begleitausschuss über Fälle von Nichtver­
einbarkeit von aus den Fonds unterstützten Vorhaben mit der Charta und über gemäß 
den Vorkehrungen nach Artikel 69 Absatz 7 eingereichte Beschwerden bezüglich der 
Charta. 

Umsetzung und An­
wendung des Überein­
kommens der Vereinten 
Nationen über die 
Rechte von Menschen 
mit Behinderungen 
(UNCPRD) in Überein­
stimmung mit dem Be­
schluss 2010/48/EG des 
Rates ( 1 ) 

Es besteht ein nationaler Rahmen für die Gewährleistung der Umsetzung des UNCPRD; 
dies schließt Folgendes ein: 

1. Ziele mit messbaren Zielmarken, Datenerfassung und Überwachungsmechanismen. 

2. Vorkehrungen zur Gewährleistung, dass die Barrierefreiheitspolitik, die Rechtsvorschrif­
ten und die Standards bei der Ausarbeitung und Durchführung der Programme angemes­
senen Niederschlag finden. 

3. Vorkehrungen zur Berichterstattung an den Begleitausschuss über Fälle von Nichtver­
einbarkeit von aus den Fonds unterstützten Vorhaben mit dem UNCRPD und über 
gemäß den Vorkehrungen nach Artikel 69 Absatz 7 eingereichte Beschwerden bezüg­
lich des UNCRPD. 

▼B 
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( 1 ) Beschluss des Rates vom 26. November 2009 über den Abschluss des Übereinkommens der Vereinten Nationen über die Rechte von 
Menschen mit Behinderungen durch die Europäische Gemeinschaft (ABl. L 23 vom 27.1.2010, S. 35).
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ANHANG IV 

Thematische grundlegende Voraussetzungen für den EFRE, den ESF+ und den Kohäsionsfonds – Artikel 15 Absatz 1 

Politisches Ziel Spezifisches Ziel Bezeichnung der grundlegenden 
Voraussetzung Kriterien für die Erfüllung der grundlegenden Voraussetzung 

1. Ein wettbewerbsfähigeres 
und intelligenteres Europa 
durch die Förderung eines 
innovativen und intelli­
genten wirtschaftlichen 
Wandels und der regiona­
len IKT-Konnektivität 

EFRE: 

Entwicklung und Ausbau der Forschungs- 
und Innovationskapazitäten und der Einfüh­
rung fortschrittlicher Technologien 

Entwicklung von Kompetenzen für intelli­
gente Spezialisierung, industriellen Wandel 
und Unternehmertum 

1.1. Gute Steuerung der natio­
nalen oder regionalen 
Strategie für intelligente 
Spezialisierung 

Strategie oder Strategien für intelligente Spezialisierung wird/werden unterstützt durch: 

1. aktuelle Analyse von Herausforderungen für die Innovationsverbreitung und Digita­
lisierung; 

2. Vorhandensein einer zuständigen regionalen oder nationalen Einrichtung oder Stelle, 
die für die Verwaltung der Strategie für intelligente Spezialisierung verantwortlich 
ist; 

3. Überwachungs- und Evaluierungsinstrumente zur Messung der Leistung im Hinblick 
auf die Ziele der Strategie; 

4. Funktionieren der Zusammenarbeit der Interessenträger („unternehmerischer Ent­
deckungsprozess“); 

5. gegebenenfalls notwendige Maßnahmen zur Verbesserung der nationalen oder re­
gionalen Forschungs- und Innovationssysteme; 

6. gegebenenfalls Maßnahmen zur Unterstützung des industriellen Wandels; 

7. Maßnahmen für eine verstärkte Zusammenarbeit mit Partnern außerhalb eines be­
stimmten Mitgliedstaats in prioritären Bereichen, die durch die Strategie für intelli­
gente Spezialisierung unterstützt werden. 

EFRE: 

Ausbau der digitalen Konnektivität 

1.2. Nationaler oder regionaler 
Breitbandplan 

Es besteht ein nationaler oder regionaler Breitbandplan, der Folgendes umfasst: 

1. eine Bewertung der Investitionslücke, die angegangen werden muss, um zu gewähr­
leisten, dass alle Unionsbürger Zugang zu Netzen mit sehr hoher Kapazität 
haben ( 1 )‚ basierend auf Folgendem: 

a) einer aktuellen Übersicht ( 2 ) über die bestehende private und öffentliche Infra­
struktur und die Dienstqualität unter Verwendung von Standard-Breitbandkartie­
rungsindikatoren; 

b) einer Konsultation zu geplanten Investitionen im Einklang mit den Vorschriften 
über staatliche Beihilfen; 

___________ 
( 1 ) Im Einklang mit dem Ziel, das in Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe a in Verbindung mit Erwägungsgrund 25 der Richtlinie (EU) 2018/1972 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 2018 über den 

europäischen Kodex für die elektronische Kommunikation (ABl. L 321 vom 17.12.2018, S. 36) definiert ist. 
( 2 ) Im Einklang mit Artikel 22 der Richtlinie (EU) 2018/1972.
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Politisches Ziel Spezifisches Ziel Bezeichnung der grundlegenden 
Voraussetzung Kriterien für die Erfüllung der grundlegenden Voraussetzung 

2. die Begründung der geplanten öffentlichen Interventionen auf der Grundlage nach­
haltiger Investitionsmodelle, die 
a) offene, hochwertige und zukunftsfähige Infrastrukturen und Dienste erschwing­

licher und besser zugänglich machen; 
b) eine Anpassung der Formen der finanziellen Unterstützung an das festgestellte 

Marktversagen vorsehen; 
c) eine komplementäre Verwendung unterschiedlicher Formen der Finanzierung aus 

Unions-, nationalen oder regionalen Quellen ermöglichen; 
3. Maßnahmen zur Unterstützung der Nachfrage und des Einsatzes von Netzen mit sehr 

hoher Kapazität, einschließlich Maßnahmen zur Erleichterung ihrer Einführung, ins­
besondere durch die wirksame Umsetzung der Richtlinie 2014/61/EU des Europäi­
schen Parlaments und des Rates ( 1 ); 

4. Mechanismen der technischen Hilfe und Fachberatung, wie z. B. ein Breitband- 
Kompetenzbüro, um die Kapazitäten der lokalen Akteure zu stärken und die Pro­
jektträger zu beraten; 

5. einen Überwachungsmechanismus auf der Grundlage von Standard-Breitbandkartie­
rungsindikatoren. 

2. Ein grünerer, CO 2 -armer 
Übergang zu einer CO 2 - 
neutralen Wirtschaft und 
einem widerstandsfähigen 
Europa durch die För­
derung von sauberen 
Energien und einer fairen 
Energiewende, von grü­
nen und blauen Investitio­
nen, der Kreislaufwirt­
schaft, des Klimaschutzes 
und der Anpassung an 
den Klimawandel, der Ri­
sikoprävention und des 
Risikomanagements sowie 
der nachhaltigen städti­
schen Mobilität 

EFRE und Kohäsionsfonds: 
Förderung von Energieeffizienz und Ver­
ringerung von Treibhausgasemissionen 

2.1. Strategischer Politikrah­
men zur Unterstützung 
der Verbesserung der 
Energieeffizienz von 
Wohn- und Nichtwohn­
gebäuden 

1. Es ist eine nationale langfristige Renovierungsstrategie zur Unterstützung der Reno­
vierung des nationalen Bestands an Wohn- und Nichtwohngebäuden eingeführt, im 
Einklang mit den Anforderungen der Richtlinie 2010/31/EU des Europäischen Par­
laments und des Rates ( 2 ), 
a) die Etappenziele für 2030, 2040 und 2050 als Richtwerte enthält; 
b) die einen vorläufigen Überblick über die Finanzmittel zur Unterstützung der 

Umsetzung der Strategie gibt; 
c) in der wirksame Mechanismen zur Förderung von Investitionen in Gebäudereno­

vierung festgelegt sind. 
2. Maßnahmen zur Verbesserung der Energieeffizienz, um die erforderlichen Energie­

einsparungen zu erzielen 

___________ 
( 1 ) Richtlinie 2014/61/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 2014 über Maßnahmen zur Reduzierung der Kosten des Ausbaus von Hochgeschwindigkeitsnetzen für die elektronische Kommunikation 

(ABl. L 155 vom 23.5.2014, S. 1). 
( 2 ) Richtlinie (EU) 2010/31/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 19. Mai 2010 über die Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden (ABl. L 153 vom 18.6.2010, S. 13).



 

02021R
1060 —

 D
E —

 01.03.2023 —
 002.001 —

 159 

▼B 

Politisches Ziel Spezifisches Ziel Bezeichnung der grundlegenden 
Voraussetzung Kriterien für die Erfüllung der grundlegenden Voraussetzung 

EFRE und Kohäsionsfonds: 
Förderung von Energieeffizienz und Ver­
ringerung von Treibhausgasemissionen 
Förderung erneuerbarer Energien gemäß 
der Richtlinie (EU) 2018/2001 des Euro­
päischen Parlaments und des Rates ( 1 ), ein­
schließlich der darin festgelegten Nachhal­
tigkeitskriterien 

2.2. Governance des Energie­
sektors 

Der integrierte nationale Energie- und Klimaplan wird der Kommission im Einklang 
mit Artikel 3 der Verordnung (EU) 2018/1999 und in Übereinstimmung mit den lang­
fristigen Zielen der Reduktion der Treibhausgasemissionen im Rahmen des Überein­
kommens von Paris notifiziert; er umfasst Folgendes: 
1. alle Elemente, die nach dem Muster in Anhang I der Verordnung (EU) 2018/1999 

erforderlich sind; 
2. einen Überblick über die vorgesehenen Finanzmittel und Mechanismen für Maß­

nahmen zur Förderung der CO 2 -armen Energie. 

EFRE und Kohäsionsfonds: 
Förderung erneuerbarer Energien gemäß 
der Richtlinie (EU) 2018/2001, einschließ­
lich der darin festgelegten Nachhaltigkeits­
kriterien 

2.3. Wirksame Förderung der 
Nutzung erneuerbarer 
Energien in allen Sektoren 
und in der gesamten 
Union 

Es bestehen Maßnahmen, die Folgendes gewährleisten: 
1. Einhaltung des verbindlichen nationalen Ziels für erneuerbare Energien für 2020 und 

dieses Anteils erneuerbarer Energien als Ausgangswert bis 2030, oder Ergreifen 
zusätzlicher Maßnahmen, falls der Ausgangswert über einen beliebigen Einjahres­
zeitraum unterschritten wird, wie dies im Einklang mit der Richtlinie (EU) 2018/ 
2001 und der Verordnung (EU) 2018/1999 steht 

2. Gemäß den Anforderungen der Richtlinie (EU) 2018/2001 und der Verord­
nung (EU) 2018/1999 eine Erhöhung des Anteils der erneuerbaren Energie im 
Wärme- und Kältesektor im Einklang mit Artikel 23 der Richtlinie (EU) 2018/2001 

EFRE und Kohäsionsfonds: 
Förderung der Anpassung an den Klima­
wandel und der Katastrophenprävention 
und der Katastrophenresilienz unter Be­
rücksichtigung von ökosystembasierten An­
sätzen 

2.4. Wirksamer Rahmen für 
das Katastrophenrisikoma­
nagement 

Es besteht ein nationaler oder regionaler Katastrophenrisikomanagementplan, der auf 
der Grundlage von Risikobewertungen erstellt wurde und den voraussichtlichen Aus­
wirkungen des Klimawandels und den derzeitigen Strategien zur Anpassung an den 
Klimawandel gebührend Rechnung trägt und Folgendes umfasst: 
1. eine Beschreibung der wichtigsten Risiken, die im Einklang mit Artikel 6 Absatz 1 

des Beschlusses Nr. 1313/2013/EU des Europäischen Parlaments und des Rates ( 2 ) 
bewertet wurden, unter Berücksichtigung des derzeitigen und sich entwickelnden 
Risikoprofils mit einer indikativen Zeitspanne von 25 bis 35 Jahren. Die Bewertung 
stützt sich in Bezug auf klimabezogene Risiken auf Prognosen und Szenarien zum 
Klimawandel; 

___________ 
( 1 ) Richtlinie (EU) 2018/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 2018 zur Förderung der Nutzung von Energie aus erneuerbaren Quellen (ABl. L 328 vom 21.12.2018, S. 82). 
( 2 ) Beschluss Nr. 1313/2013/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 über ein Katastrophenschutzverfahren der Union (ABl. L 347 vom 20.12.2013, S. 924).
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Politisches Ziel Spezifisches Ziel Bezeichnung der grundlegenden 
Voraussetzung Kriterien für die Erfüllung der grundlegenden Voraussetzung 

2. eine Beschreibung der Maßnahmen zur Katastrophenprävention, -vorsorge und -be­
wältigung, mit denen den ermittelten wichtigsten Risiken begegnet wird. Die Maß­
nahmen müssen im Verhältnis zu den Risiken und ihren wirtschaftlichen Auswir­
kungen, Kapazitätslücken ( 1 )‚ der Wirksamkeit und der Effizienz unter Berücksich­
tigung möglicher Alternativen priorisiert werden; 

3. Angaben über die Finanzmittel und Mechanismen zur Deckung der Betriebs- und 
Unterhaltungskosten im Zusammenhang mit Prävention, Vorsorge und Bewältigung. 

EFRE und Kohäsionsfonds: 
Förderung des Zugangs zu Wasser und ei­
ner nachhaltigen Wasserbewirtschaftung 

2.5. Aktuelle Planung für die 
erforderlichen Investitio­
nen in der Wasser- und 
Abwasserwirtschaft 

Es besteht ein nationaler Investitionsplan für den jeweiligen Sektor oder für beide 
Sektoren zusammen, der Folgendes umfasst: 
1. eine Bewertung des derzeitigen Stands der Umsetzung der Richtlinie 91/271/EWG 

des Rates ( 2 ) und Richtlinie 98/83/EG des Rates ( 3 ); 
2. die Ermittlung und Planung öffentlicher Investitionen, einschließlich einer Schätzung 

der Kosten als Richtwert, die 
a) zur Umsetzung der Richtlinie 91/271/EWG erforderlich sind, einschließlich einer 

Priorisierung hinsichtlich der Größe von Ballungsräumen und der Auswirkungen 
auf die Umwelt, wobei die Investitionen für jeden Ballungsraum im Hinblick auf 
Abwasser aufgeschlüsselt sind; 

b) zur Umsetzung der Richtlinie 98/83/EG erforderlich sind; 
c) erforderlich sind, um dem Bedarf, der sich aus der Richtlinie (EU) 2020/2184 ( 4 ) 

ergibt, gerecht zu werden, insbesondere in Bezug auf die überarbeiteten, in An­
hang I der genannten Richtlinie aufgeführten Qualitätsparameter. 

3. eine Schätzung der Investitionen, die für die Erneuerung der vorhandenen Infrastruk­
tur für die Abwasserentsorgung und die Trinkwasserversorgung, einschließlich der 
Netze, auf der Grundlage ihres Alters und ihrer Abschreibungspläne erforderlich 
sind; 

4. eine Angabe potenzieller Quellen für die öffentliche Finanzierung, falls diese zur 
Ergänzung der Nutzergebühren erforderlich sind. 

___________ 
( 1 ) Entsprechend der Bewertung der Risikomanagementfähigkeit gemäß Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe b des Beschlusses Nr. 1313/2013/EU. 
( 2 ) Richtlinie 91/271/EWG des Rates vom 21. Mai 1991 über die Behandlung von kommunalem Abwasser (ABl. L 135 vom 30.5.1991, S. 40). 
( 3 ) Richtlinie 98/83/EG des Rates vom 3. November 1998 über die Qualität von Wasser für den menschlichen Gebrauch (ABl. L 330 vom 5.12.1998, S. 32). 
( 4 ) Richtlinie (EU) 2020/2184 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 2020 über die Qualität von Wasser für den menschlichen Gebrauch (ABl. L 435 vom 23.12.2020, S. 1).
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▼B 

Politisches Ziel Spezifisches Ziel Bezeichnung der grundlegenden 
Voraussetzung Kriterien für die Erfüllung der grundlegenden Voraussetzung 

EFRE und Kohäsionsfonds: 
Förderung des Übergangs zu einer ressour­
ceneffizienten Kreislaufwirtschaft 

2.6. Aktuelle Planung der Ab­
fallbewirtschaftung 

Es bestehen ein oder mehrere Abfallbewirtschaftungspläne gemäß Artikel 28 der Richt­
linie 2008/98/EG des Europäischen Parlaments und des Rates ( 1 ) für das gesamte Ho­
heitsgebiet des jeweiligen Mitgliedstaats, worin Folgendes enthalten ist: 
1. eine Analyse der derzeitigen Abfallbewirtschaftungssituation in dem betreffenden 

geografischen Gebiet, einschließlich Art, Menge und Herkunft der anfallenden Ab­
fälle und einer Evaluierung ihrer künftigen Entwicklung unter Berücksichtigung der 
erwarteten Auswirkungen der Maßnahmen in den Abfallvermeidungsprogrammen, 
die gemäß Artikel 29 der Richtlinie 2008/98/EG entwickelt wurden; 

2. eine Bewertung der bestehenden Abfallsammelsysteme, einschließlich der Mate­
rialien und der geografischen Abdeckung getrennter Sammlungen, der Maßnahmen 
zur Verbesserung ihrer Funktionsweise sowie der Notwendigkeit neuer Sammelsys­
teme; 

3. eine Bewertung der Investitionslücken, die die Notwendigkeit der Schließung be­
stehender Abfallbehandlungsanlagen und die Notwendigkeit einer zusätzlichen oder 
verbesserten Abfallinfrastruktur rechtfertigt, mit Angaben zu den Einnahmequellen, 
die zur Deckung der Betriebs- und Unterhaltungskosten zur Verfügung stehen; 

4. Angaben über die Ortsmerkmale für die Art und Weise der Bestimmung künftiger 
Standorte und zu den Kapazitäten künftiger Abfallbehandlungsanlagen. 

EFRE und Kohäsionsfonds: 
Verbesserung des Schutzes und der Erhal­
tung der Natur, der biologischen Vielfalt 
und der grünen Infrastruktur, einschließlich 
in städtischen Gebieten, sowie Verringe­
rung aller Formen von Umweltverschmut­
zung 

2.7. Priorisierter Aktionsrah­
men für die erforderlichen 
Erhaltungsmaßnahmen, 
für die eine Kofinanzie­
rung aus der Union erfor­
derlich ist 

Für Interventionen zur Unterstützung von Naturschutzmaßnahmen im Zusammenhang 
mit Natura-2000-Gebieten im Rahmen der Richtlinie 92/43/EWG des Rates ( 2 ): 
Es besteht ein prioritärer Aktionsrahmen nach Artikel 8 der Richtlinie 92/43/EWG, der 
alle Elemente umfasst, die nach dem von der Kommission und den Mitgliedstaaten 
vereinbarten Muster für den Rahmen für vorrangige Maßnahmen für den Zeitraum 
2021-2027 erforderlich sind, einschließlich der vorrangigen Maßnahmen und Schätzung 
des Finanzierungsbedarfs. 

___________ 
( 1 ) Richtlinie 2008/98/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 19. November 2008 über Abfälle und zur Aufhebung bestimmter Richtlinien (ABl. L 312 vom 22.11.2008, S. 3). 
( 2 ) Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen (ABl. L 206 vom 22.7.1992, S. 7).
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▼B 

Politisches Ziel Spezifisches Ziel Bezeichnung der grundlegenden 
Voraussetzung Kriterien für die Erfüllung der grundlegenden Voraussetzung 

3. Ein stärker vernetztes 
Europa durch die Steige­
rung der Mobilität 

EFRE und Kohäsionsfonds: 

Entwicklung eines klimaresilienten, intelli­
genten, sicheren, nachhaltigen und intermo­
dalen TEN-V 

Entwicklung und Verbesserung einer nach­
haltigen, klimaresilienten, intelligenten und 
intermodalen nationalen, regionalen und lo­
kalen Mobilität, einschließlich eines bes­
seren Zugangs zum TEN-V und zur grenz­
überschreitenden Mobilität 

3.1. Umfassende Verkehrspla­
nung auf der entsprechen­
den Ebene 

Es besteht eine multimodale Kartierung der bestehenden und bis 2030 geplanten Infra­
struktur, außer auf lokaler Ebene, die 

1. eine wirtschaftliche Bewertung der geplanten Investitionen umfasst, die durch eine 
Nachfrageanalyse und Verkehrsmodelle untermauert ist und den erwarteten Auswir­
kungen der Öffnung der Schienenverkehrsmärkte Rechnung tragen sollte; 

2. mit den verkehrsbezogenen Elementen des integrierten nationalen Energie- und Kli­
maplans im Einklang steht; 

3. Investitionen in TEN-V-Kernnetzkorridore gemäß der Definition in [der CEF-Ver­
ordnung und im Einklang mit den jeweiligen Arbeitsplänen für die TEN-V-Kern­
netzkorridore umfasst; 

4. für Investitionen außerhalb der TEN-V-Kernnetzkorridore, einschließlich in grenz­
überschreitenden Abschnitten, durch ausreichende Anbindung der städtischen Netze, 
Regionen und Gemeinden an das TEN-V-Kernnetz und seine Knotenpunkte Kom­
plementarität gewährleistet; 

5. die Interoperabilität des Eisenbahnnetzes gewährleistet und gegebenenfalls gemäß 
der Durchführungsverordnung (EU) 2017/6 der Kommission ( 1 ) berichtet; 

6. Multimodalität fördert, indem der Bedarf für Multimodal- oder Umschlagterminals 
im Fracht- und Personenverkehr ermittelt wird; 

7. Maßnahmen von Bedeutung für die Infrastrukturplanung zur Förderung alternativer 
Kraftstoffe im Einklang mit den einschlägigen nationalen Strategierahmen enthält; 

8. die Ergebnisse der Bewertung von Sicherheitsrisiken im Straßenverkehr im Einklang 
mit den bestehenden nationalen Strategien für die Straßenverkehrssicherheit darlegt, 
zusammen mit einer Bestandsaufnahme der betroffenen Straßen und Abschnitte und 
einer Priorisierung der entsprechenden Investitionen; 

9. Angaben zu den Finanzmitteln enthält, die den geplanten Investitionen entsprechen 
und zur Deckung der Betriebs- und Unterhaltungskosten der bestehenden und ge­
planten Infrastruktur erforderlich sind. 

___________ 
( 1 ) Durchführungsverordnung (EU) 2017/6 der Kommission vom 5. Januar 2017 über den europäischen Bereitstellungsplan für das Europäische Eisenbahnverkehrsleitsystem (ABl. L 3 vom 6.1.2017, S. 6).
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▼B 

Politisches Ziel Spezifisches Ziel Bezeichnung der grundlegenden 
Voraussetzung Kriterien für die Erfüllung der grundlegenden Voraussetzung 

4. Ein sozialeres und inklu­
siveres Europa durch die 
Umsetzung der europäi­
schen Säule sozialer 
Rechte 

EFRE: 

Verbesserung der Effektivität und des in­
klusiven Charakters der Arbeitsmärkte und 
des Zugangs zu hochwertigen Arbeitsplät­
zen durch Entwicklung sozialer Infrastruk­
tur und Förderung der Sozialwirtschaft 

ESF+: 

Verbesserung des Zugangs zu Beschäfti­
gung und Aktivierungsmaßnahmen für alle 
Arbeitsuchenden, insbesondere für junge 
Menschen, vor allem durch die Umsetzung 
der Jugendgarantie, für Langzeitarbeitslose 
und auf dem Arbeitsmarkt benachteiligte 
Gruppen sowie für Nichterwerbspersonen, 
sowie durch die Förderung selbstständiger 
Erwerbstätigkeit und der Sozialwirtschaft 

Modernisierung der Arbeitsmarkteinrich­
tungen und -dienstleistungen zur Bewer­
tung und Antizipation des Kompetenzbe­
darfs und zur Gewährleistung einer frühzei­
tigen und maßgeschneiderten Hilfe und Un­
terstützung bei der Abstimmung von Ange­
bot und Nachfrage auf dem Arbeitsmarkt, 
bei beruflichen Übergängen und bei der 
beruflichen Mobilität 

4.1. Strategischer Politikrah­
men für eine aktive Ar­
beitsmarktpolitik 

Es besteht ein strategischer Politikrahmen für eine aktive Arbeitsmarktpolitik vor dem 
Hintergrund der beschäftigungspolitischen Leitlinien, der Folgendes umfasst: 

1. Vorkehrungen für die Erstellung der Profile von Arbeitsuchenden und die Prüfung 
ihres Bedarfs; 

2. Informationen über Stellenangebote und Beschäftigungsmöglichkeiten unter Berück­
sichtigung der Anforderungen des Arbeitsmarkts; 

3. Vorkehrungen, die gewährleisten, dass seine Gestaltung, Umsetzung, Überwachung 
und Überprüfung in enger Zusammenarbeit mit den einschlägigen Akteuren voll­
zogen wird; 

4. Vorkehrungen für die Überwachung, Evaluierung und Überprüfung aktiver arbeits­
marktpolitischer Maßnahmen; 

5. für Beschäftigungsmaßnahmen für Jugendliche: faktengestützte und gezielte Pfade, 
die auf Jugendliche ausgerichtet sind, die sich weder in Ausbildung noch in Be­
schäftigung befinden, einschließlich Sensibilisierungsmaßnahmen und auf der 
Grundlage von Qualitätsanforderungen, bei denen Kriterien für hochwertige Lehr­
stellen und Praktika berücksichtigt werden, auch im Rahmen der Umsetzung von 
Jugendgarantie-Programmen.
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▼B 

Politisches Ziel Spezifisches Ziel Bezeichnung der grundlegenden 
Voraussetzung Kriterien für die Erfüllung der grundlegenden Voraussetzung 

EFRE: 

Verbesserung der Effektivität und des in­
klusiven Charakters der Arbeitsmärkte und 
des Zugangs zu hochwertigen Arbeitsplät­
zen durch Entwicklung sozialer Infrastruk­
tur und Förderung der Sozialwirtschaft 

ESF+: 

Förderung einer ausgewogenen Erwerbs­
beteiligung von Frauen und Männern, glei­
cher Arbeitsbedingungen sowie einer bes­
seren Vereinbarkeit von Beruf und Privat­
leben, unter anderem durch Zugang zu er­
schwinglicher Kinderbetreuung und zu Be­
treuungsleistungen für abhängige Personen 

4.2. Nationaler strategischer 
Rahmen für die Gleich­
stellung der Geschlechter 

Es besteht ein nationaler strategischer Politikrahmen für die Gleichstellung der Ge­
schlechter, der Folgendes umfasst: 

1. faktengestützte Ermittlung von Herausforderungen für die Gleichstellung der Ge­
schlechter; 

2. Maßnahmen gegen geschlechtsspezifische Diskrepanzen bei Beschäftigung, Einkom­
men, Renten/Pensionen und zur Förderung der Vereinbarkeit von Berufs- und Pri­
vatleben für Frauen und Männer, unter anderem durch Verbesserung des Zugangs zu 
frühkindlicher Betreuung, Bildung und Erziehung, mit Zielwerten, unter Achtung der 
Rolle und Autonomie der Sozialpartner; 

3. Vorkehrungen für die Überwachung, Evaluierung und Überprüfung des strategischen 
Politikrahmens und der Datenerhebungsmethoden, basiert auf nach Geschlecht auf­
geschlüsselten Daten; 

4. Vorkehrungen, die gewährleisten, dass seine Gestaltung, Umsetzung, Überwachung 
und Überprüfung in enger Zusammenarbeit mit den einschlägigen Akteuren, ein­
schließlich Gleichstellungsstellen, Sozialpartnern und zivilgesellschaftlichen Organi­
sationen vollzogen wird. 

EFRE: 

Verbesserung des gleichberechtigten Zu­
gangs zu inklusiven und hochwertigen 
Dienstleistungen in den Bereichen all­
gemeine und berufliche Bildung sowie le­
benslanges Lernen durch Entwicklung der 
Infrastruktur, auch durch Förderung der Re­
silienz des Fern- und Online-Unterrichts in 
der allgemeinen und beruflichen Bildung; 

4.3. Strategischer Politikrah­
men für das System der 
allgemeinen und berufli­
chen Bildung auf allen 
Stufen 

Es besteht ein nationaler oder regionaler strategischer Politikrahmen für das System der 
allgemeinen und beruflichen Bildung, der Folgendes umfasst: 

1. faktengestützte Systeme für die Antizipierung und Prognostizierung des Qualifikati­
onsbedarfs; 

2. Mechanismen zur Verfolgung des beruflichen Werdegangs von Absolventen und 
Dienste für hochwertige und wirksame Leitlinien für Lernende aller Altersgruppen; 

3. Maßnahmen, die den gleichberechtigten Zugang zu, die gleichberechtigte Teilhabe 
an und den gleichberechtigten Abschluss von hochwertiger, erschwinglicher, rele­
vanter, segregationsfreier und inklusiver allgemeiner und beruflicher Bildung sowie 
den Erwerb von Schlüsselkompetenzen auf allen Ebenen einschließlich der Hoch­
schulbildung gewährleisten;
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▼B 

Politisches Ziel Spezifisches Ziel Bezeichnung der grundlegenden 
Voraussetzung Kriterien für die Erfüllung der grundlegenden Voraussetzung 

ESF+: 

Verbesserung der Qualität, Inklusivität, 
Leistungsfähigkeit und Arbeitsmarktrele­
vanz der Systeme der allgemeinen und be­
ruflichen Bildung, unter anderem durch die 
Validierung nichtformalen und informellen 
Lernens, um den Erwerb von Schlüssel­
kompetenzen, einschließlich unternehmeri­
scher und digitaler Kompetenzen, zu unter­
stützen, und durch die Förderung der Ein­
führung dualer Ausbildungssysteme und 
von Lehrlingsausbildungen 

Förderung des lebenslangen Lernens, ins­
besondere von flexiblen Möglichkeiten für 
Weiterbildung und Umschulung für alle un­
ter Berücksichtigung unternehmerischer 
und digitaler Kompetenzen, bessere Antizi­
pation von Veränderungen und neuen 
Kompetenzanforderungen auf der Grund­
lage der Bedürfnisse des Arbeitsmarkts, Er­
leichterung beruflicher Übergänge und För­
derung der beruflichen Mobilität; 

Förderung des gleichberechtigten Zugangs 
zu hochwertiger und inklusiver allgemeiner 
und beruflicher Bildung einschließlich des 
entsprechenden Abschlusses, insbesondere 
für benachteiligte Gruppen, von der früh­
kindlichen Betreuung, Bildung und Erzie­
hung über die allgemeine Bildung und die 
berufliche Aus- und Weiterbildung bis hin 
zur höheren Bildung und Erwachsenenbil­
dung, sowie Erleichterung der Lernmobili­
tät für alle und der Zugänglichkeit für Men­
schen mit Behinderungen. 

4. einen Koordinierungsmechanismus, der alle Ebenen der allgemeinen und beruflichen 
Bildung einschließlich der Hochschulbildung abdeckt, und eine klare Aufgabenver­
teilung zwischen den einschlägigen nationalen und/oder regionalen Stellen; 

5. Vorkehrungen für die Überwachung, Evaluierung und Überprüfung des strategischen 
Politikrahmens; 

6. Maßnahmen für Erwachsene mit geringen Kompetenzen oder Qualifikationen und 
Personen aus sozioökonomisch benachteiligten Verhältnissen sowie Weiterbildungs­
pfade; 

7. Maßnahmen zur Unterstützung von Lehrkräften, Ausbildern und akademischem Per­
sonal in Bezug auf angemessene Lernmethoden, Bewertung und Validierung von 
Schlüsselkompetenzen; 

8. Maßnahmen zur Förderung der Mobilität von Lernenden und Personal sowie der 
grenzüberschreitenden Zusammenarbeit von Bildungs- und Ausbildungsanbietern, 
unter anderem durch Anerkennung von Lernergebnissen und Qualifikationen.
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Politisches Ziel Spezifisches Ziel Bezeichnung der grundlegenden 
Voraussetzung Kriterien für die Erfüllung der grundlegenden Voraussetzung 

EFRE: 

Förderung der sozioökonomischen Inklu­
sion von marginalisierten Gemeinschaften, 
einkommensschwachen Haushalten und be­
nachteiligten Gruppen, auch von Menschen 
mit besonderen Bedürfnissen, durch inte­
grierte Maßnahmen, einschließlich Wohn­
raumversorgung und soziale Dienstleistun­
gen 

ESF+: 

Förderung der aktiven Inklusion mit Blick 
auf die Verbesserung der Chancengleich­
heit, Nichtdiskriminierung und aktiven 
Teilhabe sowie Erhöhung der Beschäfti­
gungsfähigkeit, insbesondere von benach­
teiligten Gruppen 

4.4. Nationaler strategischer 
Politikrahmen für soziale 
Inklusion und Armuts­
bekämpfung 

Es besteht ein nationaler oder regionaler strategischer Politik- oder Gesetzgebungsrah­
men für soziale Inklusion und Armutsbekämpfung, der Folgendes umfasst: 

1. eine faktengestützte Diagnose von Armut und sozialer Ausgrenzung unter Einbezie­
hung von Kinderarmut, insbesondere in Bezug auf einen gleichberechtigten Zugang 
zu hochwertigen Dienstleistungen für Kinder in prekären Situationen, sowie Obdach­
losigkeit, räumlicher und bildungsbezogener Segregation, des begrenzten Zugangs zu 
grundlegenden Diensten und Infrastrukturen sowie der spezifischen Bedürfnisse 
schutzbedürftiger Menschen aller Altersgruppen; 

2. Maßnahmen zur Verhinderung und Bekämpfung der Segregation in allen Bereichen, 
unter anderem Sozialschutz, integrative Arbeitsmärkte und Zugang zu hochwertigen 
Diensten für schutzbedürftige Menschen einschließlich Migranten und Flüchtlinge; 

3. Maßnahmen für den Übergang von institutioneller Betreuung zu Betreuung in der 
Familie und in der lokalen Gemeinschaft; 

4. Vorkehrungen, die gewährleisten, dass seine Gestaltung, Umsetzung, Überwachung 
und Überprüfung in enger Zusammenarbeit mit den einschlägigen Akteuren, ein­
schließlich der Sozialpartner und der einschlägigen zivilgesellschaftlichen Organisa­
tionen, vollzogen wird. 

ESF+: 

Förderung der sozioökonomischen Integra­
tion marginalisierter Bevölkerungsgruppen, 
wie etwa der Roma 

4.5. Nationaler strategischer 
Politikrahmen zur Einglie­
derung der Roma 

Es liegt ein nationaler strategischer Politikrahmen zur Eingliederung der Roma vor, der 
Folgendes umfasst: 

1. Maßnahmen zur Beschleunigung der Eingliederung der Roma sowie zur Verhin­
derung und Beseitigung der Segregation unter Berücksichtigung der Geschlechter­
dimension und der Situation junger Roma sowie Festlegung eines Ausgangswerts 
und messbarer Etappenziele und Zielwerte; 

2. Vorkehrungen für die Überwachung, Evaluierung und Überprüfung der Maßnahmen 
zur Eingliederung der Roma; 

3. Vorkehrungen für die Berücksichtigung der Eingliederung der Roma auf regionaler 
und lokaler Ebene; 

4. Vorkehrungen, die gewährleisten, dass seine Gestaltung, Umsetzung, Überwachung 
und Überprüfung in enger Zusammenarbeit mit der Zivilgesellschaft der Roma und 
allen anderen relevanten Akteuren vollzogen wird, auch auf regionaler und lokaler 
Ebene.
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▼B 

Politisches Ziel Spezifisches Ziel Bezeichnung der grundlegenden 
Voraussetzung Kriterien für die Erfüllung der grundlegenden Voraussetzung 

EFRE: 

Sicherstellung eines gleichberechtigten Zu­
gangs zur Gesundheitsversorgung und För­
derung der Resilienz von Gesundheitssyste­
men, einschließlich der Primärversorgung, 
sowie Förderung des Übergangs von insti­
tutioneller Betreuung zu Betreuung in der 
Familie und in der lokalen Gemeinschaft 

ESF+: 

Verbesserung des gleichberechtigten und 
zeitnahen Zugangs zu hochwertigen, nach­
haltigen und erschwinglichen Dienstleistun­
gen, einschließlich Diensten, die den Zu­
gang zu Wohnraum sowie patientenorien­
tierter Pflege einschließlich Gesundheits­
versorgung verbessern; Modernisierung 
der Sozialschutzsysteme, einschließlich 
Förderung des Zugangs zum Sozialschutz, 
mit besonderem Schwerpunkt auf Kindern 
und benachteiligten Gruppen Verbesserung 
der Zugänglichkeit, auch für Menschen mit 
Behinderungen, der Leistungsfähigkeit und 
der Resilienz der Gesundheitssysteme und 
Langzeitpflegedienste 

4.6. Strategischer Politikrah­
men für den Gesundheits­
bereich und die Langzeit­
pflege 

Es besteht ein nationaler oder regionaler strategischer Politikrahmen für den Gesund­
heitsbereich, der Folgendes enthält: 

1. Bestandsaufnahme des Gesundheits- und Pflegebedarfs, auch in Bezug auf medizi­
nisches und Pflegepersonal, zur Gewährleistung nachhaltiger und koordinierter Maß­
nahmen; 

2. Maßnahmen zur Gewährleistung von Effizienz, Nachhaltigkeit, Zugänglichkeit und 
Erschwinglichkeit von Gesundheits- und Langzeitpflegeleistungen, mit besonderem 
Schwerpunkt auf Personen, die von den Gesundheits- und Pflegesystemen aus­
geschlossen sind, einschließlich derjenigen, die am schwersten zu erreichen sind; 

3. Maßnahmen zur Förderung von Diensten für die Betreuung in der lokalen Gemein­
schaft und in der Familie durch Deinstitutionalisierung, einschließlich Krankheits­
prävention und Primärversorgung, häuslicher Pflege und Diensten für die Betreuung 
in der lokalen Gemeinschaft.



 

ANHANG V 

Muster für aus dem EFRE (Ziel „Investitionen in Beschäftigung und Wachstum“), dem ESF+, dem Kohäsionsfonds, 
dem JTF und dem EMFAF unterstützte Programme – Artikel 21 Absatz 3 

CCI-Nr. 

Bezeichnung auf EN [255] ( 1 ) 
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Letztes Jahr [4] 

Förderfähig ab 
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Datum des Kommissionsbeschlusses 
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Datum des Inkrafttretens des Änderungsbeschlusses des 
Mitgliedstaats 

Nicht substanzielle Übertragung (Artikel 24 Absatz 5 
der Dachverordnung) 

ja/nein 

Unter das Programm fallende NUTS-Regionen (gilt 
nicht für den EMFAF) 

Betroffene(r) Fonds □ EFRE 

□ Kohäsionsfonds 

□ ESF+ 

□ JTF 

□ EMFAF 

Programm □ im Rahmen des Ziels „Investitionen in Beschäftigung 
und Wachstum“, nur für Gebiete in äußerster Randlage 

▼B 
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▼B 

1. Programmstrategie: wichtigste Entwicklungsherausforderungen und politische Maßnahmen ( 1 ) 

Bezug: Artikel 22 Absatz 3 Buchstabe a Ziffern i bis viii und x sowie Artikel 22 Absatz 3 Buchstabe b der Verordnung (EU) 2021/1060 (Dachverordnung) 

Textfeld [30 000] 

Ziel „Investitionen in Beschäftigung und Wachstum“: 

Tabelle 1 

Politisches Ziel oder spezifisches Ziel des JTF Spezifisches Ziel oder eigene Priorität (*) Begründung (Zusammenfassung) 

[2 000 pro spezifischem Ziel oder eigener ESF+-Priorität oder spezifischem Ziel des JTF] 

(*) Eigene Prioritäten gemäß der ESF+-Verordnung. 

Für den EMFAF: 

Tabelle 1A 

Politisches Ziel Priorität SWOT-Analyse (für jede Priorität) Begründung (Zusammenfassung) 

Stärken 
[10 000 pro Priorität] 

[20 000 pro Priorität] 

Schwächen 
[10 000 pro Priorität] 

Chancen 
[10 000 pro Priorität] 

Risiken 
[10 000 pro Priorität] 

Ermittlung des Bedarfs auf Grundlage der SWOT-Analyse unter Berück­
sichtigung der Elemente aus Artikel 8 Absatz 5 der EMFAF-Verordnung 
[10 000 pro Priorität] 

___________ 
( 1 ) Für Programme, die auf die Unterstützung des spezifischen Ziels gemäß Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe m der ESF+-Verordnung beschränkt sind, muss die Beschreibung der Programmstrategie nicht mit den in Artikel 22 

Absatz 3 Buchstabe a Ziffern i, ii und vi der Dachverordnung aufgeführten Herausforderungen in Verbindung stehen.



 

02021R
1060 —

 D
E —

 01.03.2023 —
 002.001 —

 170 

▼B 

2. Prioritäten 

Bezug: Artikel 22 Absatz 2 und Artikel 22 Absatz 3 Buchstabe c der Dachverordnung 

2.1. Prioritäten, ausgenommen technische Hilfe 

2.1.1. Bezeichnung der Priorität [300] (für jede Priorität zu wiederholen) 

□ Dies ist eine Priorität für die Jugendbeschäftigung. 

□ Dies ist eine Priorität für soziale innovative Maßnahmen. 

□ Dies ist eine Priorität für die Unterstützung der am stärksten benachteiligten Personen im Rahmen des spezifischen Ziels nach Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe m der ESF+-Verordnung. (*) 

□ Dies ist eine Priorität für die Unterstützung der am stärksten benachteiligten Personen im Rahmen des spezifischen Ziels nach Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe l der ESF+-Verordnung. ( 1 ) 

□ Dies ist eine Priorität für das spezifische Ziel der städtischen Mobilität nach Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe b Ziffer viii der EFRE- und Kohäsionsfondsverordnung. 

□ Dies ist eine Priorität für das spezifische Ziel der digitalen Konnektivität nach Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe a Ziffer v der EFRE- und Kohäsionsfondsverordnung. 

(*) Falls ausgewählt, weiter bei Abschnitt 2.1.1.2. 

( 1 ) 2.1.1.1. Spezifisches Ziel ( 2 ) (für jedes ausgewählte spezifische Ziel für Prioritäten, ausgenommen technische Hilfe, anzugeben) 

2.1.1.1.1. Interventionen der Fonds 

Bezug: Artikel 22 Absatz 3 Buchstabe d Ziffern i, iii, iv, v, vi und vii der Dachverordnung 

Entsprechende Maßnahmenarten – Artikel 22 Absatz 3 Buchstabe d Ziffer i der Dachverordnung und Artikel 6 der ESF+-Verordnung: 

Textfeld [8 000] 

Wichtigste Zielgruppen – Artikel 22 Absatz 3 Buchstabe d Ziffer iii der Dachverordnung: 

Textfeld [1 000] 

___________ 
( 1 ) Falls die Mittel im Rahmen des spezifischen Ziels nach Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe l der ESF+-Verordnung für die Zwecke des Artikels 7 Absatz 4 der ESF+-Verordnung berücksichtigt werden. 
( 2 ) Ausgenommen für ein spezifisches Ziel nach Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe m der ESF+-Verordnung.
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Maßnahmen zur Gewährleistung der Gleichberechtigung, Inklusion und Nichtdiskriminierung – Artikel 22 Absatz 3 Buchstabe d Ziffer iv der Dachverordnung und Artikel 6 der ESF+- 
Verordnung: 

Textfeld [2 000] 

Angabe der gezielt zu unterstützenden Gebiete, einschließlich des geplanten Einsatzes von territorialen Instrumenten – Artikel 22 Absatz 3 Buchstabe d Ziffer v der Dachverordnung: 

Textfeld [2 000] 

Interregionale, grenzüberschreitende und transnationale Maßnahmen – Artikel 22 Absatz 3 Buchstabe d Ziffer vi der Dachverordnung: 

Textfeld [2 000] 

Geplante Nutzung von Finanzinstrumenten – Artikel 22 Absatz 3 Buchstabe d Ziffer vii der Dachverordnung: 

Textfeld [1 000] 

2.1.1.1.2. Indikatoren 

Bezug: Artikel 22 Absatz 3 Buchstabe d Ziffer ii der Dachverordnung und Artikel 8 der EFRE- und Kohäsionsfondsverordnung 

Tabelle 2: Outputindikatoren 

Priorität Spezifisches Ziel Fonds Regionenkategorie ID [5] Indikator [255] Einheit für die Messung Etappenziel (2024) Sollvorgabe (2029) 

Bezug: Artikel 22 Absatz 3 Buchstabe d Ziffer ii der Dachverordnung 

Tabelle 3: Ergebnisindikatoren 

Priorität Spezifisches Ziel Fonds Regionenkategorie ID 
[5] 

Indikator 
[255] 

Einheit für die 
Messung 

Ausgangs- oder Referenz­
wert Bezugsjahr Sollvorgabe (2029) Datenquelle [200] Bemerkungen [200]
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2.1.1.1.3. Indikative Aufschlüsselung der geplanten Mittel (EU) nach Art der Intervention (gilt nicht für den EMFAF) 

Bezug: Artikel 22 Absatz 3 Buchstabe d Ziffer viii der Dachverordnung 

Tabelle 4: Dimension 1 – Interventionsbereich 

Priorität Nr. Fonds Regionenkategorie Spezifisches Ziel Code Betrag (EUR) 

Tabelle 5: Dimension 2 – Finanzierungsform 

Priorität Nr. Fonds Regionenkategorie Spezifisches Ziel Code Betrag (EUR) 

Tabelle 6: Dimension 3 – territoriale Umsetzungsmechanismen und territoriale Ausrichtung 

Priorität Nr. Fonds Regionenkategorie Spezifisches Ziel Code Betrag (EUR) 

Tabelle 7: Dimension 6 – sekundäre ESF+-Themen 

Priorität Nr. Fonds Regionenkategorie Spezifisches Ziel Code Betrag (EUR) 

Tabelle 8: Dimension 7 – Dimension „Gleichstellung der Geschlechter“ im ESF+ (*), EFRE, Kohäsionsfonds und JTF 

Priorität Nr. Fonds Regionenkategorie Spezifisches Ziel Code Betrag (EUR) 

(*) Grundsätzlich wird mit 40 % der ESF+-Mittel zur Nachverfolgung der Geschlechtergleichstellung beigetragen. Wenn ein Mitgliedstaat beschließt, Artikel 6 der ESF+-Verordnung anzuwenden sowie programmspezifische 
Maßnahmen für die Geschlechtergleichstellung zu ergreifen, gilt 100 %. 

2.1.1.1.4. Indikative Aufschlüsselung der geplanten Mittel (EU) nach Art der Intervention für den EMFAF 

Bezug: Artikel 22 Absatz 3 Buchstabe c der Dachverordnung
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Tabelle 9: Indikative Aufschlüsselung der geplanten Mittel (EU) nach Art der Intervention für den EMFAF 

Priorität Nr. Spezifisches Ziel Art der Intervention Code Betrag (EUR) 

2.1.1.2. Spezifisches Ziel der Bekämpfung materieller Deprivation ( 1 ) 

2.1.1.2.1 Interventionen der Fonds 

Bezug: Artikel 22 Absatz 3 der Dachverordnung und Artikel 20 und Artikel 23 Absätze 1 und 2 der ESF+-Verordnung 

Arten der Unterstützung 

Textfeld [2 000] 

Wichtigste Zielgruppen 

Textfeld [2 000] 

Beschreibung der nationalen oder regionalen Unterstützungsprogramme 

Textfeld [2 000] 

Kriterien für die Auswahl der Vorhaben ( 2 ) 

Textfeld [4 000] 

___________ 
( 1 ) Artikel 22 Absatz 3 Buchstabe d der Dachverordnung gilt nicht für das spezifische Ziel gemäß Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe m der ESF+-Verordnung. 
( 2 ) Nur für Programme, die sich auf das spezifische Ziel gemäß Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe m der ESF+-Verordnung beschränken.
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2.1.1.2.2. Indikatoren 

Tabelle 2: Outputindikatoren 

Priorität Spezifisches Ziel Fonds Regionenkategorie ID [5] Indikator [255] Einheit für die Messung 

Tabelle 3: Ergebnisindikatoren 

Priorität Spezifisches Ziel Fonds Regionenkategorie ID [5] Indikator [255] Einheit für die Mes­
sung Referenzwert Bezugsjahr Datenquelle [200] Bemerkungen [200] 

2.2. Priorität technische Hilfe 

2.2.1. Priorität für technische Hilfe gemäß Artikel 36 Absatz 4 der Dachverordnung (für jede Priorität der Technischen Hilfe zu wiederholen) 

Bezug: Artikel 22 Absatz 3 Buchstabe e der Dachverordnung 

2.2.1.1. Intervention aus den Fonds 

Entsprechende Maßnahmenarten – Artikel 22 Absatz 3 Buchstabe e Ziffer i der Dachverordnung 

Textfeld [8 000] 

Wichtigste Zielgruppen – Artikel 22 Absatz 3 Buchstabe e Ziffer iii der Dachverordnung 

Textfeld [1 000] 

2.2.1.2. Indikatoren 

Outputindikatoren mit den entsprechenden Etappenzielen und Sollvorgaben 

Bezug: Artikel 22 Absatz 3 Buchstabe e Ziffer ii der Dachverordnung
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Tabelle 2: Outputindikatoren 

Priorität Fonds Regionenkategorie ID [5] Indikator [255] Einheit für die Messung Etappenziel (2024) Sollvorgabe (2029) 

2.2.1.3. Indikative Aufschlüsselung der geplanten Mittel (EU) nach Art der Intervention 

Bezug: Artikel 22 Absatz 3 Buchstabe e Ziffer iv der Dachverordnung 

Tabelle 4: Dimension 1 – Interventionsbereich 

Priorität Nr. Fonds Regionenkategorie Code Betrag (EUR) 

Tabelle 7: Dimension 6 – sekundäre ESF+-Themen 

Priorität Nr. Fonds Regionenkategorie Code Betrag (EUR) 

Tabelle 8: Dimension 7 – Dimension „Gleichstellung der Geschlechter“ im ESF+ (*), EFRE, Kohäsionsfonds und JTF 

Priorität Nr. Fonds Regionenkategorie Code Betrag (EUR) 

(*) Grundsätzlich wird mit 40 % der ESF+-Mittel zur Nachverfolgung der Geschlechtergleichstellung beigetragen. Wenn ein Mitgliedstaat beschließt, Artikel 6 der ESF+-Verordnung anzuwenden sowie programmspezifische 
Maßnahmen für die Geschlechtergleichstellung zu ergreifen, gilt 100 %. 

Tabelle 9: Indikative Aufschlüsselung der geplanten Mittel (EU) nach Art der Intervention für den EMFAF 

Priorität Nr. Spezifisches Ziel Art der Intervention Code Betrag (EUR)
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2.2.2. Priorität für technische Hilfe gemäß Artikel 37 der Dachverordnung (für jede Priorität der technischen Hilfe zu wiederholen) 

Bezug: Artikel 22 Absatz 3 Buchstabe f der Dachverordnung 

2.2.2.1. Beschreibung der technischen Hilfe im Rahmen von nicht mit Kosten verknüpften Finanzierungen – Artikel 37 der Dachverordnung 

Textfeld [3 000] 

2.2.2.2. Indikative Aufschlüsselung der geplanten Mittel (EU) nach Art der Intervention 

Bezug: Artikel 22 Absatz 3 Buchstabe f der Dachverordnung 

Tabelle 4: Dimension 1 – Interventionsbereich 

Priorität Nr. Fonds Regionenkategorie Code Betrag (EUR) 

Tabelle 7: Dimension 6 – sekundäre ESF+-Themen 

Priorität Nr. Fonds Regionenkategorie Code Betrag (EUR) 

Tabelle 8: Dimension 7 – Dimension „Gleichstellung der Geschlechter“ im ESF+ (*), EFRE, Kohäsionsfonds und JTF 

Priorität Nr. Fonds Regionenkategorie Code Betrag (EUR) 

(*) Grundsätzlich wird mit 40 % der ESF+-Mittel zur Nachverfolgung der Geschlechtergleichstellung beigetragen. Wenn ein Mitgliedstaat beschließt, Artikel 6 der ESF+-Verordnung anzuwenden sowie programmspezifische 
Maßnahmen für die Geschlechtergleichstellung zu ergreifen, gilt 100 %. 

Tabelle 9: Indikative Aufschlüsselung der geplanten Mittel (EU) nach Art der Intervention für den EMFAF 

Priorität Nr. Spezifisches Ziel Art der Intervention Code Betrag (EUR)
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3. Finanzierungsplan 

▼M2 
Bezug: Artikel 22 Absatz 3 Buchstabe g Ziffern i, ii und iii, Artikel 112 Absätze 1, 2 und 3, Artikel 14, Artikel 26 und Artikel 26a der Dachverordnung 

3.1. Übertragungen und Beiträge ( 1 ) 

Bezug: Artikel 14, 26, 26a und 27 der Dachverordnung 

Programmänderung in Bezug auf Folgendes: □ Beitrag zu InvestEU 
□ Übertragung auf Instrumente mit direkter oder indirekter Mittelverwaltung 
□ Übertragung zwischen dem EFRE, dem ESF+ oder dem Kohäsionsfonds oder auf einen oder mehrere andere Fonds 
□ Fonds, die zu den in Artikel 21 Absatz 3 der Verordnung (EU) 2021/241 festgelegten Zielen beitragen ( 1 ) 

( 1 ) Angeben, ob die Änderung des Programms im Einklang mit Artikel 26a der vorliegenden Verordnung zu den Zielen gemäß Artikel 21c Absatz 3 der Verordnung (EU) 2021/241 beiträgt. Falls ja, auf Programmebene in 
Tabelle 21 den zusätzlichen Betrag, aufgeschlüsselt nach Fonds, Jahr und Regionenkategorie, angeben. 

▼B 
Tabelle 15A: Beitrag zu InvestEU (*) (Aufschlüsselung nach Jahren) 

Beitrag aus Beitrag zu Aufschlüsselung nach Jahren 

Fonds Regionenkategorie InvestEU-Politikbereich(e) 2021 2022 2023 2024 2025 2026 2027 Insgesamt 

EFRE stärker entwickelt 

Übergang 

weniger entwickelt 

ESF+ stärker entwickelt 

Übergang 

weniger entwickelt 

Kohäsionsfonds entfällt 

EMFAF entfällt 

(*) Für jeden neuen Beitrag werden in einem Antrag auf Programmänderung die Gesamtbeträge für jedes Jahr, aufgeschlüsselt nach Fonds und nach Regionenkategorie, genannt. 

___________ 
( 1 ) Dies gilt nur für Programmänderungen im Einklang mit den Artikeln 14, 26 und 26a der Dachverordnung; hiervon ausgenommen sind ergänzende Übertragungen auf den JTF im Einklang mit Artikel 27 der Dachverordnung. 

Die Übertragungen berühren nicht die jährliche Aufschlüsselung der Finanzmittel für einen Mitgliedstaat auf Ebene des MFR.
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Tabelle 15B: Beiträge zu InvestEU (*) (Zusammenfassung) 

Regionenkategorie Politikbereich 1: Nachhaltige In­
frastruktur 

Politikbereich 2: Innovation und Di­
gitalisierung Politikbereich 3: KMU Politikbereich 4: Soziale Investitio­

nen und Kompetenzen Insgesamt 

(a) (b) (c) (d) (f)=(a)+(b)+(c)+(d) 

EFRE stärker entwickelt 

weniger entwickelt 

Übergang 

ESF+ stärker entwickelt 

weniger entwickelt 

Übergang 

Kohäsionsfonds entfällt 

EMFAF entfällt 

Insgesamt 

(*) Kumulative Beträge für alle im Rahmen von Programmänderungen geleisteten Beiträge während des Programmplanungszeitraums. Mit jedem neuen Beitrag werden in einem Antrag auf Programmänderung die Gesamt­ 
beträge für jedes Jahr, aufgeschlüsselt nach Fonds und nach Regionenkategorie, genannt. 

Textfeld [3 500] (Begründung), unter Berücksichtigung, wie diese Beträge zur Verwirklichung der im Programm gemäß Artikel 10 Absatz 1 der InvestEU-Verordnung ausgewählten politischen 
Ziele beitragen
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Tabelle 16A: Übertragungen auf Instrumente mit direkter oder indirekter Mittelverwaltung (Aufschlüsselung nach Jahren) 

Übertragung von Übertragung 
auf Aufschlüsselung nach Jahren 

Fonds Regionenkategorie Instrument 2021 2022 2023 2024 2025 2026 2027 Insgesamt 

EFRE stärker entwickelt 

Übergang 

weniger entwickelt 

ESF+ stärker entwickelt 

Übergang 

weniger entwickelt 

Kohäsionsfonds entfällt 

EMFAF entfällt 

Tabelle 16B: Übertragungen auf Instrumente mit direkter oder indirekter Mittelverwaltung (*) (Zusammenfassung) 

Fonds Regionenkategorie Instrument 1 Instrument 2 Instrument 3 Instrument 4 Instrument 5 (**) Insgesamt 

(a) (b) (c) (d) (e) (f)=(a)+(b)+(c)+(d)+(e) 

EFRE stärker entwickelt 

Übergang 

weniger entwickelt 

ESF+ stärker entwickelt 

Übergang 

weniger entwickelt
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Fonds Regionenkategorie Instrument 1 Instrument 2 Instrument 3 Instrument 4 Instrument 5 (**) Insgesamt 

(a) (b) (c) (d) (e) (f)=(a)+(b)+(c)+(d)+(e) 

Kohäsionsfonds entfällt 

EMFAF entfällt 

Insgesamt 

(*) Kumulative Beträge für alle im Rahmen von Programmänderungen vorgenommenen Übertragungen während des Programmplanungszeitraums. Mit jeder neuen Übertragung werden in einem Antrag auf Programm­ 
änderung die übertragenen Gesamtbeträge für jedes Jahr, aufgeschlüsselt nach Fonds und nach Regionenkategorie, genannt. 

(**) Es können Übertragungen auf jedwedes andere Instrument mit direkter oder indirekter Mittelverwaltung vorgenommen werden, wenn diese Möglichkeit in dem Basisrechtsakt vorgesehen ist. Die Anzahl und Namen der 
jeweiligen Unionsinstrumente sind entsprechend anzugeben. 

Textfeld [3 500] (Begründung) 

Tabelle 17A: Übertragungen zwischen dem EFRE, dem ESF+ und dem Kohäsionsfonds oder auf einen oder mehrere andere Fonds (*) (Aufschlüsselung nach Jahren) 

Übertragungen von Übertragungen auf Aufschlüsselung nach Jahren 

Fonds Regionenkategorie Fonds Regionenkategorie 
(falls zutreffend) 2021 2022 2023 2024 2025 2026 2027 Insgesamt 

EFRE stärker entwickelt EFRE, ESF+ oder 
Kohäsionsfonds, 
EMFAF, AMIF, 
ISF, BMVI 

Übergang 

weniger entwickelt 

ESF+ stärker entwickelt 

Übergang 

weniger entwickelt 

Kohäsions­
fonds 

entfällt 

EMFAF entfällt 

(*) Übertragung auf andere Programme. Übertragungen zwischen dem EFRE und dem ESF+ können ausschließlich innerhalb derselben Regionenkategorie vorgenommen werden.
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Tabelle 17B: Übertragungen zwischen dem EFRE, dem ESF+ und dem Kohäsionsfonds oder auf einen oder mehrere andere Fonds (*) (Zusammenfassung) 

EFRE ESF+ 

Kohäsionsfonds EMFAF AMIF ISF BMVI Insgesamt 
stärker ent­

wickelt Übergang weniger ent­
wickelt 

stärker ent­
wickelt Übergang weniger ent­

wickelt 

EFRE stärker entwickelt 

Übergang 

weniger entwickelt 

ESF+ stärker entwickelt 

Übergang 

weniger entwickelt 

Kohäsionsfonds entfällt 

EMFAF entfällt 

Insgesamt 

(*) Kumulative Beträge für alle im Rahmen von Programmänderungen vorgenommenen Übertragungen während des Programmplanungszeitraums. Mit jeder neuen Übertragung werden in einem Antrag auf Programmänderung 
die übertragenen Gesamtbeträge für jedes Jahr, aufgeschlüsselt nach Fonds und nach Regionenkategorie, genannt. 

Textfeld [3 500] (Begründung)
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▼M2 

Tabelle 21: Mittel, die zu den gemäß Artikel 21c Absatz 3 der Verordnung (EU) 2021/241 festgelegten Zielen beitragen 

Fonds Regionenkategorie 2022 2023 2024 2025 2026 2027 Total 

EFRE stärker entwickelt 

Übergang 

weniger entwickelt 

Insgesamt 

ESF+ stärker entwickelt 

Übergang 

weniger entwickelt 

Insgesamt 

Kohäsionsfond Entfällt 

Insgesamt 

▼B 
3.2. JTF: Zuweisung für das Programm und Übertragungen ( 1 ) 

3.2.1. JTF-Zuweisung für das Programm vor Übertragungen, aufgeschlüsselt nach Priorität (falls zutreffend) ( 2 ) 

Bezug: Artikel 27 der Dachverordnung 

___________ 
( 1 ) Die Übertragungen berühren nicht die jährliche Aufschlüsselung der Finanzmittel für einen Mitgliedstaat auf Ebene des MFR. 
( 2 ) Dies gilt für die erstmalige Annahme von Programmen mit JTF-Zuweisung.
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Tabelle 18: JTF-Zuweisung für das Programm gemäß Artikel 3 der JTF-Verordnung vor Übertragungen 

JTF-Priorität 1 

JTF-Priorität 2 

Insgesamt 

3.2.2. Übertragungen auf den JTF für einen gerechten Übergang als ergänzende Unterstützung ( 3 ) (falls zutreffend) 

Übertragung auf den JTF □ betrifft interne Übertragungen innerhalb des Programms mit JTF-Zuweisung 

□ betrifft Übertragungen von anderen Programmen auf das Programm mit 
JTF-Zuweisung 

Tabelle 18A: Übertragungen auf den JTF innerhalb des Programms (Aufschlüsselung nach Jahren) 

Übertragung von Übertragung auf Aufschlüsselung nach Jahren 

Fonds Regionenkategorie JTF-Priorität (*) 2021 2022 2023 2024 2025 2026 2027 Insgesamt 

EFRE stärker entwickelt JTF-Priorität 1 

Übergang 

weniger entwickelt 

ESF+ stärker entwickelt JTF-Priorität 2 

Übergang 

weniger entwickelt 

(*) Die JTF-Mittel sollten durch EFRE- oder ESF+-Mittel der Regionenkategorie, in der das betreffende Gebiet liegt, ergänzt werden. 

___________ 
( 3 ) Dieser Abschnitt ist aufgeschlüsselt nach Empfängerprogrammen auszufüllen. Erhält ein aus dem JTF unterstütztes Programm eine ergänzende Unterstützung (vgl. Artikel 27 Dachverordnung) innerhalb des Programms und 

von anderen Programmen, so sind alle Tabellen in diesem Abschnitt auszufüllen. Bei der ersten Annahme mit JTF-Zuweisung dient dieser Abschnitt zur Bestätigung oder Korrektur der vorläufigen, in der Partnerschafts­
vereinbarung vorgeschlagenen Übertragungen.
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Tabelle 18B: Übertragung von EFRE- und ESF+-Mitteln auf den JTF innerhalb des Programms 

JTF-Zuweisung für das Programm (*), aufgeschlüsselt nach Regionenkategorie, in der das Gebiet liegt (**) 
(aufgeschlüsselt nach JTF-Priorität) 

JTF-Priorität (für jede JTF-Priorität) Betrag 

Übertragung innerhalb des Programms (*) (ergänzende Unterstützung) aufgeschlüs­
selt nach Regionenkategorie 

EFRE stärker entwickelt 

Übergang 

weniger entwickelt 

ESF+ stärker entwickelt 

Übergang 

weniger entwickelt 

Insgesamt stärker entwickelt 

Übergang 

weniger entwickelt 

(*) Programm mit JTF-Zuweisung. 
(**) Die JTF-Mittel sollten durch EFRE- oder ESF+-Mittel der Regionenkategorie, in der das betreffende Gebiet liegt, ergänzt werden. 

Tabelle 18C: Übertragungen auf den JTF von einem oder mehreren anderen Programmen (Aufschlüsselung nach Jahren) 

Übertragung von Übertragung auf Aufschlüsselung nach Jahren 

Fonds Regionenkategorie JTF-Priorität (*) 2021 2022 2023 2024 2025 2026 2027 Insgesamt 

EFRE stärker entwickelt JTF-Priorität 1 

Übergang 

weniger entwickelt
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Übertragung von Übertragung auf Aufschlüsselung nach Jahren 

Fonds Regionenkategorie JTF-Priorität (*) 2021 2022 2023 2024 2025 2026 2027 Insgesamt 

ESF+ stärker entwickelt JTF-Priorität 2 

Übergang 

weniger entwickelt 

(*) Die JTF-Mittel sollten durch EFRE- oder ESF+-Mittel der Regionenkategorie, in der das betreffende Gebiet liegt, ergänzt werden. 

Tabelle 18D: Übertragung von EFRE- und ESF+-Mitteln von einem oder mehreren anderen Programmen auf den JTF innerhalb dieses Programms 

Ergänzende Unterstützung des JTF innerhalb dieses Programms (*) für das Gebiet, das in einer bestimmten Regionenkategorie 
liegt (**) (aufgeschlüsselt nach Priorität): 

JTF-Priorität Betrag 

Übertragung bzw. Übertragungen von einem oder mehreren ande­
ren Programmen (***) aufgeschlüsselt nach Regionenkategorie 

EFRE stärker entwickelt 

Übergang 

weniger entwickelt 

ESF+ stärker entwickelt 

Übergang 

weniger entwickelt 

Insgesamt 

(*) Programm mit JTF-Zuweisung, das aus dem EFRE und dem ESF+ ergänzende Unterstützung erhält. 
(**) Programm, das aus dem EFRE und dem ESF+ ergänzende Unterstützung bereitstellt (Quelle). 
(***) Die JTF-Mittel sollten durch EFRE- oder ESF+-Mittel der Regionenkategorie, in der das betreffende Gebiet liegt, ergänzt werden.



 

02021R
1060 —

 D
E —

 01.03.2023 —
 002.001 —

 186 

▼B 

Textfeld [3 000] Begründung für die ergänzende Übertragung aus dem EFRE und dem ESF+ auf der Grundlage der geplanten Arten der Interventionen – Artikel 22 Absatz 3 Buchstabe d Ziffer ix 
der Dachverordnung 

3.3. Übertragungen zwischen Regionenkategorien, die sich aus der Halbzeitüberprüfung ergeben 

Tabelle 19A: Übertragungen zwischen Regionenkategorien innerhalb des Programms, die sich aus der Halbzeitüberprüfung ergeben (Aufschlüsselung nach Jahren) 

Übertragung von Übertragung auf Aufschlüsselung nach Jahren 

Regionenkategorie (*) Regionenkategorie (*) 2025 2026 2027 Insgesamt 

stärker entwickelt stärker entwickelt / 
Übergang / 
weniger entwickelt 

Übergang 

weniger entwickelt 

(*) Gilt nur für den EFRE und den ESF+. 

Tabelle 19B: Übertragungen zwischen Regionenkategorien auf andere Programme, die sich aus der Halbzeitüberprüfung ergeben (Aufschlüsselung nach Jahren) 

Übertragung von Übertragung auf Aufschlüsselung nach Jahren 

Regionenkategorie (*) Regionenkategorie (*) 2025 2026 2027 Insgesamt 

stärker entwickelt stärker entwickelt / 
Übergang / 
weniger entwickelt 

Übergang 

weniger entwickelt 

(*) Gilt nur für den EFRE und den ESF+.
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3.4. Rückübertragungen ( 1 ) 

Tabelle 20A: Rückübertragungen (Aufschlüsselung nach Jahren) 

Übertragung von Übertragung auf Aufschlüsselung nach Jahren 

InvestEU oder andere Unionsinstrumente Fonds Regionenkategorie 2021 2022 2023 2024 2025 2026 2027 Insgesamt 

InvestEU 
Politikbereich 1 
Politikbereich 2 
Politikbereich 3 
Politikbereich 4 
Unionsinstrument 1 
Unionsinstrument 2 
[…] 

EFRE stärker entwickelt 

Übergang 

weniger entwickelt 

ESF+ stärker entwickelt 

Übergang 

weniger entwickelt 

Kohäsionsfonds entfällt 

EMFAF entfällt 

Tabelle 20B: Rückübertragungen (*) (Zusammenfassung) 

Von / Auf 
EFRE ESF+ Kohäsionsfonds EMFAF 

stärker entwickelt Übergang weniger entwickelt stärker entwickelt Übergang weniger entwickelt 

InvestEU 

Politikbereich 1 

Politikbereich 2 

Politikbereich 3 

Politikbereich 4 

Instrument 1 

Instrument 2 

Instrument 3 

Instrument 4 (**) 

(*) Kumulative Beträge für alle im Rahmen von Programmänderungen vorgenommenen Übertragungen während des Programmplanungszeitraums. Mit jeder neuen Übertragung werden in einem Antrag auf Programm­ 
änderung die übertragenen Gesamtbeträge für jedes Jahr, aufgeschlüsselt nach Fonds und nach Regionenkategorie, genannt. 

(**) Es können Übertragungen auf jedwedes andere Instrument mit direkter oder indirekter Mittelverwaltung vorgenommen werden, wenn diese Möglichkeit in dem Basisrechtsakt vorgesehen ist. Die Anzahl und Namen der 
jeweiligen Unionsinstrumente sind entsprechend anzugeben. 

___________ 
( 1 ) Gilt nur für Programmänderungen für Mittel, die von anderen Unionsinstrumenten mit direkter oder indirekter Mittelverwaltung, einschließlich Elementen des AMIF, des ISF und des BMVI, oder von InvestEU rückübertragen werden.
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3.5. Mittelausstattung nach Jahr 

Bezug: Artikel 22 Absatz 3 Buchstabe g Ziffer i der Dachverordnung; Artikel 3, 4 und 7 der JTF-Verordnung 

Tabelle 10: Mittelausstattung aufgeschlüsselt nach Jahr 

Fonds Regionenkategorie 2021 2022 2023 2024 2025 

2026 
2026 

nur für den 
EMFAF 

2027 
2027 

nur für den 
EMFAF 

Insgesamt Mittelausstattung 
ohne Flexibilitäts­

betrag 
Flexibilitätsbetrag 

Mittelausstattung 
ohne Flexibilitäts­

betrag 
Flexibilitätsbetrag 

EFRE (*) stärker entwickelt 

Übergang 

weniger ent­
wickelt 

Randlage und 
nördliche Regio­
nen mit geringer 
Bevölkerungs­
dichte 

Insgesamt 

ESF+ (*) stärker entwickelt 

Übergang 

weniger ent­
wickelt 

Randlage und 
nördliche Regio­
nen mit geringer 
Bevölkerungs­
dichte 

Insgesamt



 

02021R
1060 —

 D
E —

 01.03.2023 —
 002.001 —

 189 

▼B 

Fonds Regionenkategorie 2021 2022 2023 2024 2025 

2026 
2026 

nur für den 
EMFAF 

2027 
2027 

nur für den 
EMFAF 

Insgesamt Mittelausstattung 
ohne Flexibilitäts­

betrag 
Flexibilitätsbetrag 

Mittelausstattung 
ohne Flexibilitäts­

betrag 
Flexibilitätsbetrag 

JTF (*) Mittel nach Ar­
tikel 3 der JTF- 
Verordnung 

Mittel nach Ar­
tikel 4 der JTF- 
Verordnung 

Mittel nach Ar­
tikel 7 der JTF- 
Verordnung 
(im Zusammen­
hang mit Mit­
teln nach Arti­
kel 3 der JTF- 
Verordnung) 

Mittel nach Ar­
tikel 7 der JTF- 
Verordnung 
(im Zusammen­
hang mit Mit­
teln nach Arti­
kel 4 der JTF- 
Verordnung) 

Insge­
samt 

Kohäsi­
ons­
fonds 

entfällt 

EM­
FAF 

entfällt 

Insge­
samt 

(*) Beträge nach der ergänzenden Übertragung auf den JTF.
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3.6. Mittelausstattung insgesamt aufgeschlüsselt nach Fonds und nationaler Kofinanzierung 

Bezug: Artikel 22 Absatz 3 Buchstabe g Ziffer ii, Artikel 22 Absatz 6 und Artikel 36 der Dachverordnung 

Für Programme im Rahmen des Ziels „Investitionen in Beschäftigung und Wachstum“, für die in der Partnerschaftsvereinbarung technische Hilfe nach Artikel 36 Absatz 4 der Dachver­
ordnung gewählt wird. 

Tabelle 11: Mittelausstattung insgesamt aufgeschlüsselt nach Fonds und nationaler Kofinanzierung 

Nummer politi­
sches Ziel/spezi­
fisches Ziel des 
JTF oder tech­

nische Hilfe 

Priorität 

Berechnungsgrundlage 
Unionsunterstützung 

(Gesamtbetrag der för­
derfähigen Kosten 

oder des öffentlichen 
Beitrags) 

Fonds Regionenkategorie (*) Unionsbeitrag 
(a) = (g)+(h) 

Aufschlüsselung des Uni­
onsbeitrags nationaler 

Beitrag 

indikative Auf­
schlüsselung des na­

tionalen Beitrags Insgesamt Kofinanzierungs­
satz 

Unionsbeitrag 
abzüglich des 
Flexibilitäts­
betrags (g) 

Flexibilitäts­
betrag 

(h) 

öffentlich privat 

(b)=(c)+(d) (c) (d) (e)=(a)+(b) (f)=(a)÷(e) 

Priorität 1 Ö/I EFRE stärker entwickelt 

Übergang 

weniger entwickelt 

Randlage und 
nördliche Regio­
nen mit geringer 
Bevölkerungs­
dichte 

Priorität 2 ESF+ stärker entwickelt 

Übergang 

weniger entwickelt 

Randlage und 
nördliche Regio­
nen mit geringer 
Bevölkerungs­
dichte
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Nummer politi­
sches Ziel/spezi­
fisches Ziel des 
JTF oder tech­

nische Hilfe 

Priorität 

Berechnungsgrundlage 
Unionsunterstützung 

(Gesamtbetrag der för­
derfähigen Kosten 

oder des öffentlichen 
Beitrags) 

Fonds Regionenkategorie (*) Unionsbeitrag 
(a) = (g)+(h) 

Aufschlüsselung des Uni­
onsbeitrags nationaler 

Beitrag 

indikative Auf­
schlüsselung des na­

tionalen Beitrags Insgesamt Kofinanzierungs­
satz 

Unionsbeitrag 
abzüglich des 
Flexibilitäts­
betrags (g) 

Flexibilitäts­
betrag 

(h) 

öffentlich privat 

(b)=(c)+(d) (c) (d) (e)=(a)+(b) (f)=(a)÷(e) 

Priorität 3 JTF (**) Mittel 
nach Arti­
kel 3 der 
JTF-Ver­
ordnung 

Mittel 
nach Arti­
kel 4 der 
JTF-Ver­
ordnung 

insgesamt 

Priorität 4 Kohäsionsfonds 

Technische 
Hilfe 

Priorität 5 
Technische 
Hilfe nach 
Artikel 36 
Absatz 4 
der Dach­
verordnung 

EFRE oder ESF+ 
oder JTF oder Kohä­
sionsfonds 

Technische 
Hilfe 

Priorität 6 
Technische 
Hilfe nach 
Artikel 37 
der Dach­
verordnung 

EFRE oder ESF+ 
oder JTF oder Kohä­
sionsfonds
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Nummer politi­
sches Ziel/spezi­
fisches Ziel des 
JTF oder tech­

nische Hilfe 

Priorität 

Berechnungsgrundlage 
Unionsunterstützung 

(Gesamtbetrag der för­
derfähigen Kosten 

oder des öffentlichen 
Beitrags) 

Fonds Regionenkategorie (*) Unionsbeitrag 
(a) = (g)+(h) 

Aufschlüsselung des Uni­
onsbeitrags nationaler 

Beitrag 

indikative Auf­
schlüsselung des na­

tionalen Beitrags Insgesamt Kofinanzierungs­
satz 

Unionsbeitrag 
abzüglich des 
Flexibilitäts­
betrags (g) 

Flexibilitäts­
betrag 

(h) 

öffentlich privat 

(b)=(c)+(d) (c) (d) (e)=(a)+(b) (f)=(a)÷(e) 

EFRE insgesamt stärker entwickelt 

Übergang 

weniger entwickelt 

Randlage und 
nördliche Regio­
nen mit geringer 
Bevölkerungs­
dichte 

ESF+ insgesamt stärker entwickelt 

Übergang 

weniger entwickelt 

Randlage und 
nördliche Regio­
nen mit geringer 
Bevölkerungs­
dichte 

JTF (**) Mittel 
nach Arti­
kel 3 der 
JTF-Ver­
ordnung 

Mittel 
nach Arti­
kel 4 der 
JTF-Ver­
ordnung 

Kohäsionsfonds ins­
gesamt
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Nummer politi­
sches Ziel/spezi­
fisches Ziel des 
JTF oder tech­

nische Hilfe 

Priorität 

Berechnungsgrundlage 
Unionsunterstützung 

(Gesamtbetrag der för­
derfähigen Kosten 

oder des öffentlichen 
Beitrags) 

Fonds Regionenkategorie (*) Unionsbeitrag 
(a) = (g)+(h) 

Aufschlüsselung des Uni­
onsbeitrags nationaler 

Beitrag 

indikative Auf­
schlüsselung des na­

tionalen Beitrags Insgesamt Kofinanzierungs­
satz 

Unionsbeitrag 
abzüglich des 
Flexibilitäts­
betrags (g) 

Flexibilitäts­
betrag 

(h) 

öffentlich privat 

(b)=(c)+(d) (c) (d) (e)=(a)+(b) (f)=(a)÷(e) 

Endsumme 

(*) Für den EFRE: weniger entwickelte Regionen, Übergangsregionen, stärker entwickelte Regionen und gegebenenfalls besondere Mittelzuweisung für die Gebiete in äußerster Randlage und nördliche Regionen mit geringer 
Bevölkerungsdichte. Für den ESF+: weniger entwickelte Regionen, Übergangsregionen, stärker entwickelte Regionen und gegebenenfalls zusätzliche Mittelzuweisung für die Gebiete in äußerster Randlage. Für den 
Kohäsionsfonds: entfällt. Bei technischer Hilfe hängt die Anwendung von Regionenkategorien von der Auswahl eines Fonds ab. 

(**) Es sind die gesamten JTF-Mittel anzugeben, einschließlich der ergänzenden aus dem EFRE und dem ESF+ übertragenen Unterstützung. In der Tabelle sind die Beträge gemäß Artikel 7 der JTF-Verordnung nicht enthalten. 
Für aus dem JTF finanzierte technische Hilfe sollten die JTF-Mittel in Verbindung mit Artikel 3 und 4 der JTF-Verordnung aufgeteilt werden. Für Artikel 4 der JTF-Verordnung gibt es keinen Flexibilitätsbetrag. 

Für das Ziel „Investitionen in Beschäftigung und Wachstum“: Programme, die technische Hilfe nach Artikel 36 Absatz 5 der Dachverordnung in Anspruch nehmen, gemäß der in der 
Partnerschaftsvereinbarung gewählten Option. 

Tabelle 11: Gesamtmittelzuweisungen aufgeschlüsselt nach Fonds und nationalem Beitrag 

Nummer poli­
tisches Ziel/ 
spezifisches 
Ziel des JTF 

oder tech­
nische Hilfe 

Priorität 

Berechnungs­
grundlage Unions­
unterstützung (Ge­

samtbetrag der 
förderfähigen Kos­

ten oder des öf­
fentlichen Bei­

trags) 

Fonds Regionenkatego­
rie (*) 

Unionsbeitrag 
(a)=(b)+(c)+(i)+(j) 

Aufschlüsselung des Unionsbeitrags 

nationaler 
Beitrag 

indikative Auf­
schlüsselung des 

nationalen Beitrags Insgesamt Kofinanzie­
rungssatz 

öffentlich privat 

(d)=(e)+(f) (e) (f) (g)=(a)+(d) (h)=(a)÷(g) 

Unionsbeitrag Flexibilitätsbetrag 

ohne Te­
chnische 

Hilfe 
nach Ar­
tikel 36 

Absatz 5 

für Tec­
hnische 

Hilfe 
nach Ar­
tikel 36 

Absatz 5 

ohne Te­
chnische 

Hilfe 
nach Ar­
tikel 36 

Absatz 5 

für Tec­
hnische 

Hilfe 
nach Ar­
tikel 36 

Absatz 5 

(b) (c) (i) (j) 

Priorität 1 Ö/I EFRE stärker ent­
wickelt
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Nummer poli­
tisches Ziel/ 
spezifisches 
Ziel des JTF 

oder tech­
nische Hilfe 

Priorität 

Berechnungs­
grundlage Unions­
unterstützung (Ge­

samtbetrag der 
förderfähigen Kos­

ten oder des öf­
fentlichen Bei­

trags) 

Fonds Regionenkatego­
rie (*) 

Unionsbeitrag 
(a)=(b)+(c)+(i)+(j) 

Aufschlüsselung des Unionsbeitrags 

nationaler 
Beitrag 

indikative Auf­
schlüsselung des 

nationalen Beitrags Insgesamt Kofinanzie­
rungssatz 

öffentlich privat 

(d)=(e)+(f) (e) (f) (g)=(a)+(d) (h)=(a)÷(g) 

Unionsbeitrag Flexibilitätsbetrag 

ohne Te­
chnische 

Hilfe 
nach Ar­
tikel 36 

Absatz 5 

für Tec­
hnische 

Hilfe 
nach Ar­
tikel 36 

Absatz 5 

ohne Te­
chnische 

Hilfe 
nach Ar­
tikel 36 

Absatz 5 

für Tec­
hnische 

Hilfe 
nach Ar­
tikel 36 

Absatz 5 

(b) (c) (i) (j) 

Übergang 

weniger ent­
wickelt 

Randlage und 
nördliche Re­
gionen mit ge­
ringer Bevölke­
rungsdichte 

Priorität 2 ESF+ stärker ent­
wickelt 

Übergang 

weniger ent­
wickelt 

Randlage und 
nördliche Re­
gionen mit ge­
ringer Bevölke­
rungsdichte
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Nummer poli­
tisches Ziel/ 
spezifisches 
Ziel des JTF 

oder tech­
nische Hilfe 

Priorität 

Berechnungs­
grundlage Unions­
unterstützung (Ge­

samtbetrag der 
förderfähigen Kos­

ten oder des öf­
fentlichen Bei­

trags) 

Fonds Regionenkatego­
rie (*) 

Unionsbeitrag 
(a)=(b)+(c)+(i)+(j) 

Aufschlüsselung des Unionsbeitrags 

nationaler 
Beitrag 

indikative Auf­
schlüsselung des 

nationalen Beitrags Insgesamt Kofinanzie­
rungssatz 

öffentlich privat 

(d)=(e)+(f) (e) (f) (g)=(a)+(d) (h)=(a)÷(g) 

Unionsbeitrag Flexibilitätsbetrag 

ohne Te­
chnische 

Hilfe 
nach Ar­
tikel 36 

Absatz 5 

für Tec­
hnische 

Hilfe 
nach Ar­
tikel 36 

Absatz 5 

ohne Te­
chnische 

Hilfe 
nach Ar­
tikel 36 

Absatz 5 

für Tec­
hnische 

Hilfe 
nach Ar­
tikel 36 

Absatz 5 

(b) (c) (i) (j) 

Priorität 3 JTF (**) Mittel 
nach 
Artikel3 
der 
JTF- 
Verord­
nung 

Mittel 
nach 
Artikel4 
der 
JTF- 
Verord­
nung 

insge­
samt 

Priorität 4 Kohäsionsfonds 

Technische 
Hilfe 

Priorität 5 
Technische 
Hilfe nach 
Artikel 37 
der Dach­
verordnung 

EFRE oder ESF+ 
oder JTF oder Ko­
häsionsfonds
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Nummer poli­
tisches Ziel/ 
spezifisches 
Ziel des JTF 

oder tech­
nische Hilfe 

Priorität 

Berechnungs­
grundlage Unions­
unterstützung (Ge­

samtbetrag der 
förderfähigen Kos­

ten oder des öf­
fentlichen Bei­

trags) 

Fonds Regionenkatego­
rie (*) 

Unionsbeitrag 
(a)=(b)+(c)+(i)+(j) 

Aufschlüsselung des Unionsbeitrags 

nationaler 
Beitrag 

indikative Auf­
schlüsselung des 

nationalen Beitrags Insgesamt Kofinanzie­
rungssatz 

öffentlich privat 

(d)=(e)+(f) (e) (f) (g)=(a)+(d) (h)=(a)÷(g) 

Unionsbeitrag Flexibilitätsbetrag 

ohne Te­
chnische 

Hilfe 
nach Ar­
tikel 36 

Absatz 5 

für Tec­
hnische 

Hilfe 
nach Ar­
tikel 36 

Absatz 5 

ohne Te­
chnische 

Hilfe 
nach Ar­
tikel 36 

Absatz 5 

für Tec­
hnische 

Hilfe 
nach Ar­
tikel 36 

Absatz 5 

(b) (c) (i) (j) 

EFRE insgesamt stärker ent­
wickelt 

Übergang 

weniger ent­
wickelt 

Randlage und 
nördliche Re­
gionen mit ge­
ringer Bevölke­
rungsdichte 

ESF+ insgesamt stärker ent­
wickelt 

Übergang 

weniger ent­
wickelt 

Randlage und 
nördliche Re­
gionen mit ge­
ringer Bevölke­
rungsdichte
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Nummer poli­
tisches Ziel/ 
spezifisches 
Ziel des JTF 

oder tech­
nische Hilfe 

Priorität 

Berechnungs­
grundlage Unions­
unterstützung (Ge­

samtbetrag der 
förderfähigen Kos­

ten oder des öf­
fentlichen Bei­

trags) 

Fonds Regionenkatego­
rie (*) 

Unionsbeitrag 
(a)=(b)+(c)+(i)+(j) 

Aufschlüsselung des Unionsbeitrags 

nationaler 
Beitrag 

indikative Auf­
schlüsselung des 

nationalen Beitrags Insgesamt Kofinanzie­
rungssatz 

öffentlich privat 

(d)=(e)+(f) (e) (f) (g)=(a)+(d) (h)=(a)÷(g) 

Unionsbeitrag Flexibilitätsbetrag 

ohne Te­
chnische 

Hilfe 
nach Ar­
tikel 36 

Absatz 5 

für Tec­
hnische 

Hilfe 
nach Ar­
tikel 36 

Absatz 5 

ohne Te­
chnische 

Hilfe 
nach Ar­
tikel 36 

Absatz 5 

für Tec­
hnische 

Hilfe 
nach Ar­
tikel 36 

Absatz 5 

(b) (c) (i) (j) 

JTF (**) Mittel 
nach 
Artikel3 
der 
JTF- 
Verord­
nung 

Mittel 
nach 
Artikel4 
der 
JTF- 
Verord­
nung 

Kohäsionsfonds 
insgesamt 

Endsumme 

(*) Für den EFRE und den ESF+: weniger entwickelte Regionen, Übergangsregionen, stärker entwickelte Regionen und gegebenenfalls besondere Mittelzuweisung für die Gebiete in äußerster Randlage und nördliche 
Regionen mit geringer Bevölkerungsdichte. Für den Kohäsionsfonds: entfällt. Bei technischer Hilfe hängt die Anwendung von Regionenkategorien von der Auswahl des Fonds ab. 

(**) Es sind die gesamten JTF-Mittel anzugeben, einschließlich der ergänzenden aus dem EFRE und dem ESF+ übertragenen Unterstützung. In der Tabelle sind die Beträge gemäß Artikel 7 der JTF-Verordnung nicht enthalten. 
Für aus dem JTF finanzierte technische Hilfe sollten die JTF-Mittel in Verbindung mit Artikel 3 und 4 der JTF-Verordnung aufgeteilt werden. Für Artikel 4 der JTF-Verordnung gibt es keinen Flexibilitätsbetrag.
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Für den EMFAF: 

Bezug: Artikel 22 Absatz 3 Buchstabe g Ziffer iii der Dachverordnung 

EMFAF-Programme, die technische Hilfe nach Artikel 36 Absatz 4 der Dachverordnung in Anspruch nehmen, gemäß der in der Partnerschaftsvereinbarung gewählten Option. 

Tabelle 11A: Gesamtmittelzuweisungen aufgeschlüsselt nach Fonds und nationalem Beitrag 

Priorität Spezifisches Ziel (Nomenklatur nach Maßgabe der 
EMFAF-Verordnung) 

Berechnungsgrundlage Unions­
unterstützung Unionsbeitrag nationaler öffent­

licher Beitrag Insgesamt Kofinanzierungssatz 

Priorität 1 1.1.1. öffentlich 

1.1.2. öffentlich 

1.2 öffentlich 

1.3 öffentlich 

1.4 öffentlich 

1.5 öffentlich 

1.6 öffentlich 

Priorität 2 2.1 öffentlich 

2.2 öffentlich 

Priorität 3 3.1 öffentlich 

Priorität 4 4.1 öffentlich 

Technische Hilfe gemäß Ar­
tikel 36 Absatz 4 der Dach­
verordnung 

5.1 öffentlich 

Technische Hilfe gemäß Ar­
tikel 37 der Dachverordnung 

5.2 öffentlich 

EMFAF-Programme, die technische Hilfe nach Artikel 36 Absatz 5 der Dachverordnung in Anspruch nehmen, gemäß der in der Partnerschaftsvereinbarung gewählten Option.
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Tabelle 11A: Gesamtmittelzuweisungen aufgeschlüsselt nach Fonds und nationalem Beitrag 

Priorität 
Spezifisches Ziel (Nomenklatur 

nach Maßgabe der 
EMFAF-Verordnung) 

Berechnungsgrundlage Unionsunterstüt­
zung 

Unionsbeitrag 

nationaler öf­
fentlicher Bei­

trag 
Insgesamt Kofinanzierungssatz Unionsbeitrag ohne 

technische Hilfe gemäß 
Artikel 36 Absatz 5 der 

Dachverordnung 

Unionsbeitrag für tech­
nische Hilfe gemäß Ar­
tikel 36 Absatz 5 der 

Dachverordnung 

Priorität 1 1.1.1. öffentlich 

1.1.2. öffentlich 

1.2 öffentlich 

1.3 öffentlich 

1.4 öffentlich 

1.5 öffentlich 

1.6 öffentlich 

Priorität 2 2.1 öffentlich 

2.2 öffentlich 

Priorität 3 3.1 öffentlich 

Priorität 4 4.1 öffentlich 

Technische Hilfe (Artikel 37 
der Dachverordnung) 

5.1 öffentlich 

4. Grundlegende Voraussetzungen 

Bezug: Artikel 22 Absatz 3 Buchstabe i der Dachverordnung 

Tabelle 12: Grundlegende Voraussetzungen 

Grundlegende Vorausset­
zungen Fonds Spezifisches Ziel (entfällt 

für den EMFAF) 
Erfüllung der grundlegenden 

Voraussetzungen Kriterien Erfüllung der Kriterien Verweis auf relevante Unterlagen Begründung 

ja/nein Kriterium 1 j/n [500] [1 000] 

Kriterium 2 j/n
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▼B 

5. Programmbehörden 

Bezug: Artikel 22 Absatz 3 Buchstabe k, Artikel 71 und Artikel 84 der Dachverordnung 

Tabelle 13: Programmbehörden 

Programmbehörden Name der Einrichtung [500] Name des Ansprechpartners [200] E-Mail-Adresse [200] 

Verwaltungsbehörde 

Prüfbehörde 

Stelle, an die die Kommission Zahlungen ent­
richtet 

Gegebenenfalls Stelle(n), an die die Kommis­
sion bei technischer Hilfe gemäß Artikel 36 Ab­
satz 5 der Dachverordnung Zahlungen entrichtet 

Aufgabenbereich „Rechnungsführung“, falls 
dieser Aufgabenbereich einer anderen Stelle 
als der Verwaltungsbehörde übertragen wurde 

Aufteilung der erstatteten Beträge für technische Hilfe gemäß Artikel 36 Absatz 5 der Dachverordnung, falls mehrere Stellen angegeben wurden, an die die Kommission Zahlungen entrichtet 

Bezug: Artikel 22 Absatz 3 der Dachverordnung 

Tabelle 13A: Der Anteil der Prozentsätze nach Artikel 36 Absatz 5 Buchstabe b der Dachverordnung, der den Stellen, an die die Kommission im Falle technischer Hilfe gemäß Artikel 36 Absatz 5 der 
Dachverordnung Zahlungen entrichtet, erstattet würde (in Prozentpunkten) 

Stelle 1 Prozentpunkte 

Stelle 2 (*) Prozentpunkte 

(*) Anzahl der von einem Mitgliedstaat festgelegten Stellen 

6. Partnerschaft 

Bezug: Artikel 22 Absatz 3 Buchstabe h der Dachverordnung 

Textfeld [10 000]
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▼B 

7. Kommunikation und Sichtbarkeit 

Bezug: Artikel 22 Absatz 3 Buchstabe j der Dachverordnung 

Textfeld [4 500] 

8. Verwendung von Kosten je Einheit, Pauschalbeträgen, Pauschalfinanzierungen und nicht mit Kosten verknüpften Finanzierungen 

Bezug: Artikel 94 und 95 Dachverordnung 
Tabelle 14: Verwendung von Kosten je Einheit, Pauschalbeträgen, Pauschalfinanzierungen und nicht mit Kosten verknüpften Finanzierungen 

Beabsichtigte Nutzung der Artikel 94 und 95 der Dachverordnung JA NEIN 

Ab der Annahme wird im Rahmen des Programms die Erstattung des Unionsbeitrags basierend auf Kosten je Einheit, Pauschalbeträgen 
und Pauschalfinanzierungen im Rahmen der Priorität gemäß Artikel 94 in Anspruch genommen (falls ja, Anlage 1 ausfüllen). 

□ □ 

Ab der Annahme wird im Rahmen des Programms die Erstattung des Unionsbeitrags basierend auf nicht mit Kosten verknüpften 
Finanzierungen gemäß Artikel 95 in Anspruch genommen (falls ja, Anlage 2 ausfüllen) 

□ □
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Anlage 1 

Unionsbeitrag basierend auf Kosten je Einheit, Pauschalbeträgen und Pauschalfinanzierungen 

Muster für die Einreichung von Daten zur Prüfung durch die Kommission 

(Artikel 94 der Dachverordnung) 

Datum der Einreichung des Vorschlags 

Diese Anlage ist nicht erforderlich, wenn auf Unionsebene vereinfachte Kostenoptionen verwendet werden, die durch den in Artikel 94 Absatz 4 der Dachverordnung genannten delegierten Rechtsakt 
festgelegt werden. 

A. Zusammenfassung der wichtigsten Elemente 

Priorität Fonds Spezifisches 
Ziel 

Regionenka­
tegorie 

Geschätzter Anteil der Gesamt­
mittelzuweisung innerhalb der 

Priorität, für die die vereinfachte 
Kostenoption angewandt wird, 

in % 

Art(en) der abgedeckten 
Vorhaben 

Indikator, der eine Erstattung 
nach sich zieht 

Einheit für die 
Messung für den 

Indikator, der 
eine Erstattung 
nach sich zieht 

Art der vereinfachten Kosten­
option (standardisierte Kosten 

je Einheit, Pauschalbeträge oder 
Pauschalfinanzierung) 

Betrag (in EUR) oder Prozent­
satz (bei Pauschalfinanzierun­

gen) der vereinfachten Kosten­
option 

Code ( 1 ) Beschreibung Code ( 2 ) Beschreibung 

___________ 
( 1 ) Dies bezieht sich auf den Code für die Dimension „Interventionsbereich“ der Tabelle 1 in Anhang I der Dachverordnung und Anhang IV der EMFAF-Verordnung. 
( 2 ) Dies bezieht sich auf den Code eines gemeinsamen Indikators, falls zutreffend.



 

B. Einzelheiten aufgeschlüsselt nach Art des Vorhabens (für jede Art von 
Vorhaben auszufüllen) 

Erhielt die Verwaltungsbehörde Unterstützung von einem externen Unternehmen, 
um die unten angegebenen vereinfachten Kosten festzulegen? 

Falls ja, bitte das externe Unternehmen angeben: ja/nein – Name des externen Unternehmens 

1. Beschreibung der Art des Vorhabens 
einschließlich des Zeitplans für die Durch­
führung ( 1 ) 

2. Spezifische(s) Ziel(e) 

3. Indikator, der eine Erstattung nach sich 
zieht ( 2 ) 

4. Einheit die Messung für den Indikator, 
der eine Erstattung nach sich zieht 

5. Standardisierte Kosten je Einheit, Pau­
schalbeträge oder Pauschalfinanzierung 

6. Betrag pro Einheit für die Messung oder 
Prozentsatz (bei Pauschalfinanzierungen) 
der vereinfachten Kostenoption 

7. Von Kosten je Einheit, Pauschalbeträ­
gen oder Pauschalfinanzierung abgedeckte 
Kostenkategorien 

8. Decken diese Kostenkategorien alle för­
derfähigen Ausgaben für das Vorhaben ab? 
(j/n) 

9. Anpassungsmethoden ( 3 ) 

10. Überprüfung des Erreichens der Ein­
heiten 
— Beschreiben Sie, anhand welcher Un­

terlage(n) bzw. mit welchem System 
das Erreichen der bereitgestellten Ein­
heiten überprüft wird. 

— Beschreiben Sie, was während der 
Verwaltungsüberprüfungen kontrolliert 
wird und von wem. 

— Beschreiben Sie, welche Vorkehrungen 
zur Erhebung und Speicherung/Auf­
bewahrung von relevanten Daten/Do­
kumenten getroffen werden. 

11. Mögliche Fehlanreize, Abhilfemaßnah­
men ( 4 ) und geschätzter Risikograd (hoch/ 
mittel/niedrig) 

12. Auf dieser Grundlage von der Kom­
mission voraussichtlich zu erstattender Ge­
samtbetrag (national und Union) 

___________ 
( 1 ) Geplanter Beginn der Auswahl der Vorhaben und geplante Frist für ihren Abschluss (siehe Artikel 63 Absatz 5 der Dachverordnung). 
( 2 ) Für Vorhaben, die mehrere vereinfachte Kostenoptionen umfassen, die unterschiedliche Kostenkategorien, verschiedene Projekte oder 

aufeinanderfolgende Phasen eines Vorhabens abdecken, sind die Felder 3 bis 11 für jeden Indikator auszufüllen, der eine Erstattung 
nach sich zieht. 

( 3 ) Falls zutreffend, geben Sie die Häufigkeit und den Zeitpunkt der Anpassung sowie einen eindeutigen Verweis auf einen spezifischen 
Indikator an (einschließlich eines Links zu einer Website, auf der dieser Indikator veröffentlicht ist, falls zutreffend). 

( 4 ) Könnte es zu negativen Auswirkungen auf die Qualität der unterstützten Vorhaben kommen und, falls ja, welche Maßnahmen (z. B. 
Qualitätssicherung) werden ergriffen, um dieses Risiko auszugleichen? 

▼B 
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C. Berechnung der standardisierten Kosten je Einheit, Pauschalbeträge 
oder Pauschalfinanzierung 

1. Datenquelle, anhand derer die standardisierten Kosten je Einheit, die 
Pauschalbeträge und die Pauschalfinanzierungen berechnet werden 
(wer erstellte, erhob und erfasste die Daten, wo werden die Daten 
gespeichert, Stichtage, Validierung usw.) 

2. Bitte geben Sie an, warum die vorgeschlagene Methode und Berech­
nung auf der Grundlage von Artikel 94 Absatz 2 für die Art von 
Vorhaben geeignet ist. 

3. Bitte geben Sie an, wie die Berechnungen erfolgt sind, insbesondere 
einschließlich eventueller Annahmen in Bezug auf Qualität oder Quan­
tität. Falls zutreffend, sollten statistische Belege und Richtwerte heran­
gezogen und auf Anfrage in einem für die Kommission nutzbaren 
Format zur Verfügung gestellt werden. 

4. Bitte erläutern Sie, wie Sie sichergestellt haben, dass nur die förder­
fähigen Ausgaben in die Berechnung der standardisierten Kosten je 
Einheit, der Pauschalbeträge und der Pauschalfinanzierungen eingeflos­
sen sind. 

5. Bewertung der Berechnungsmethode sowie der Beträge durch die Prüf­
behörde und Vorkehrungen zur Gewährleistung der Überprüfung, Qua­
lität, Erhebung und Speicherung der Daten. 

▼B 
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Anlage 2 

Unionsbeitrag basierend auf nicht mit Kosten verknüpften Finanzierungen 

Muster für die Einreichung von Daten zur Prüfung durch die Kommission 

(Artikel 95 der Dachverordnung) 

Datum der Einreichung des Vorschlags 

Diese Anlage ist nicht erforderlich, wenn Beträge für nicht mit Kosten verknüpfte 
Finanzierungen auf Unionsebene verwendet werden, die durch den in Artikel 95 
Absatz 4 der Dachverordnung genannten delegierten Rechtsakt festgelegt werden. 

▼B 
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A. Zusammenfassung der wichtigsten Elemente 

Priorität Fonds Spezifisches Ziel Regionenkate­
gorie 

Von der nicht mit 
Kosten verknüpf­
ten Finanzierung 
abgedeckter Be­

trag 

Art(en) der abgedeckten Vor­
haben 

Zu erfüllende Bedin­
gungen/Zu erzielende 
Ergebnisse, die eine 
Erstattung durch die 

Kommission nach sich 
ziehen 

Indikator 

Einheit für die Mes­
sung für die zu erfül­

lenden Bedingungen/zu 
erzielenden Ergebnisse, 

die eine Erstattung 
durch die Kommission 

nach sich ziehen 

Vorgesehene Art der Er­
stattungsmethode, die für 

die Erstattung an den oder 
die Begünstigten verwen­

det wird 

Code ( 1 ) Beschreibung Code ( 2 ) Beschreibung 

___________ 
( 1 ) Dies bezieht sich auf den Code für die Dimension „Interventionsbereich“ der Tabelle 1 in Anhang I der Dachverordnung und Anhang IV der EMFAF-Verordnung. 
( 2 ) Dies bezieht sich auf den Code eines gemeinsamen Indikators, falls zutreffend.



 

B. Einzelheiten aufgeschlüsselt nach Art des Vorhabens (für jede Art von Vorhaben auszufüllen) 

1. Beschreibung der Art des Vorhabens 

2. Spezifische(s) Ziel(e) 

3. Zu erfüllende Bedingungen oder zu erzielende Ergebnisse 

4. Stichtag für die Erfüllung der Bedingungen oder Erzielung 
der Ergebnisse 

5. Indikatordefinition 

6. Einheit für die Messung für die zu erfüllenden Bedingungen/ 
zu erzielenden Ergebnisse, die eine Erstattung durch die 
Kommission nach sich ziehen 

7. Zwischenleistungen (falls zutreffend), die eine Erstattung 
durch die Kommission mit einem Zeitplan für Erstattungen 
nach sich ziehen 

Zwischen­
leistungen 

Voraussichtliches 
Datum 

Beträge (in 
EUR) 

8. Gesamtbeträge (einschließlich Unions- und nationaler Mittel) 

9. Anpassungsmethoden 

10. Überprüfung der Erzielung des Ergebnisses oder der Erfül­
lung der Bedingung (und gegebenenfalls der Zwischenleis­
tungen): 

— Beschreiben Sie, anhand welcher Unterlage(n) bzw. mit 
welchem System die Erzielung des Ergebnisses oder die 
Erfüllung der Bedingung (und gegebenenfalls der einzel­
nen Zwischenleistungen) überprüft wird. 

— Beschreiben Sie, wie die Verwaltungsüberprüfungen 
(auch vor Ort) durchgeführt werden und von wem. 

— Beschreiben Sie, welche Vorkehrungen zur Erhebung 
und Speicherung/Aufbewahrung von relevanten Daten/ 
Dokumenten getroffen werden. 

11. Nutzung von Zuschüssen in Form von nicht mit Kosten 
verknüpften Finanzierungen 

Erfolgt der vom Mitgliedstaat an die Begünstigten gewährte 
Zuschuss in Form einer nicht mit Kosten verknüpften Finan­
zierung? [j/n] 

12. Vorkehrungen zur Gewährleistung des Prüfpfads 

Bitte listen Sie die für diese Vorkehrungen zuständige(n) 
Stelle(n) auf. 

▼B 
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Anlage 3 

Auflistung der geplanten Vorhaben von strategischer Bedeutung mit einem Zeitplan 

(Artikel 22 Absatz 3 der Dachverordnung) 

Textfeld [2 000] 

▼B 
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Anlage 4 

EMFAF-Aktionsplan für die einzelnen Gebiete in äußerster Randlage 

NB: Für jedes Gebiet in äußerster Randlage auszufüllen. 

Muster für die Einreichung von Daten zur Prüfung durch die Kommission 

Name des Gebiets in äußerster Randlage 

A. Beschreibung der Strategie für die nachhaltige Nutzung der Fischereiressourcen und die Entwicklung der 
nachhaltigen blauen Wirtschaft 

Textfeld [30 000] 

B. Beschreibung der wichtigsten geplanten Maßnahmen und der entsprechenden finanziellen Mittel 

Beschreibung der wichtigsten Maßnahmen Zugewiesener 
EMFAF-Betrag (EUR) 

Strukturelle Unterstützung für den Fischerei- und Aquakultursektor im Rahmen des 
EMFAF 

Textfeld [10 000] 

Ausgleich für Mehrkosten gemäß Artikel 24 der EMFAF-Verordnung 

Textfeld [10 000] 

Sonstige Investitionen in die nachhaltige blaue Wirtschaft, die für eine nachhaltige 
Entwicklung der Küstengebiete erforderlich sind 

Textfeld [10 000] 

INSGESAMT 

C. Beschreibung der Synergien mit anderen Finanzierungsquellen der Union 

Textfeld [10 000] 

D. Zusätzliche Förderung für die Umsetzung des Ausgleichs für Mehrkosten (staatliche Beihilfen) 

Es sind Angaben für jede geplante Regelung/Ad-hoc-Beihilfe zu machen. 

Gebiet Name der Region(en) (NUTS) ( 1 ) … 

… 

… 

Gewährende Behörde Name … 

Postanschrift 

Internet-Adresse 

… 

… 

Bezeichnung der Beihilfemaßnahme … 
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( 1 ) ►C1 NUTS — gemeinsame Klassifikation der Gebietseinheiten für die Statistik. Die Region ist in der Regel auf Ebene 2 anzugeben. 
Verordnung (EG) Nr. 1059/2003 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Mai 2003 über die Schaffung einer gemein­
samen Klassifikation der Gebietseinheiten für die Statistik (NUTS) (ABl. L 154 vom 21.6.2003, S. 1), geändert durch Verord­
nung (EU) 2016/2066 der Kommission zur Änderung der Anhänge der Verordnung (EG) Nr. 1059/2003 des Europäischen Par­
laments und des Rates über die Schaffung einer gemeinsamen Klassifikation der Gebietseinheiten für die Statistik (NUTS) (ABl. 
L 322 vom 29.11.2016, S. 1). ◄



 

Nationale Rechtsgrundlage (Fundstelle der 
amtlichen Veröffentlichung im Mitglied­

staat) 

… 

… 

… 

Weblink zum vollständigen Wortlaut der 
Beihilfemaßnahme 

… 

Art der Maßnahme □ Regelung 

□ Ad-hoc-Beihilfe Name des Begünstigten 
und der Gruppe ( 1 ), der 
er angehört 

… 

… 

Änderung einer bestehenden Beihilferege­
lung oder Ad-hoc-Beihilfe 

Beihilfenummer der 
Kommission 

□ Verlängerung … 

… 

□ Änderung … 

… 

Zeitraum ( 2 ) □ Regelung TT/MM/JJJJ bis TT/ 
MM/JJJJ 

Datum der Gewährung ( 3 ) □ Ad-hoc-Beihilfe TT/MM/JJJJ 

Betroffene(r) Wirtschaftszweig(e) □ Alle für Beihilfen in Frage kommende 
Wirtschaftszweige 

□ Auf bestimmte Zweige beschränkt: Bitte 
auf Ebene der NACE-Gruppe ( 4 ) 
angeben. 

… 

… 

… 

… 

Art des Begünstigten □ KMU 

□ Großunternehmen 
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( 1 ) Der Begriff „Unternehmen“ bezeichnet nach den Wettbewerbsregeln des Vertrags und für die Zwecke dieses Abschnitts jede eine 
wirtschaftliche Tätigkeit ausübende Stelle, unabhängig von ihrer Rechtsform und der Art ihrer Finanzierung (siehe Entscheidung des 
Gerichtshofs in der Rechtssache C-222/04, Ministero dell'Economia e delle Finanze/Cassa di Risparmio di Firenze SpA et al. [2006] 
ECR I-289). Der Gerichtshof hat festgestellt, dass alle Stellen, die (de jure oder de facto) von ein und derselben Stellen kontrolliert 
werden, als ein einziges Unternehmen angesehen werden sollten (Rechtssache C-382/99 Niederlande/Kommission [2002] ECR 
I-5163). 

( 2 ) Zeitraum, in dem die gewährende Behörde sich zur Gewährung von Beihilfen verpflichten kann. 
( 3 ) Das „Datum der Beihilfegewährung“ bezeichnet das Datum, an dem der Begünstigte nach dem geltenden nationalen Recht einen 

Rechtsanspruch auf die Beihilfe erwirbt. 
( 4 ) NACE Rev. 2 – statistische Systematik der Wirtschaftszweige in der Europäischen Union. Der Zweig ist in der Regel auf Gruppen­

ebene anzugeben.



 

Mittelausstattung Nach der Regelung veranschlagte jährliche 
Gesamtmittelausstattung ( 1 ) 

Landeswährung … 
(ganzzahlige Werte) 

… 

Gesamtbetrag der dem Unternehmen ge­
währten Ad-hoc-Beihilfe ( 2 ) 

Landeswährung … 
(ganzzahlige Werte) 

… 

□ Bei Garantien ( 3 ) Landeswährung … 
(ganzzahlige Werte) 

… 

Beihilfeinstrument □ Zuschuss/Zinszuschuss 

□ Darlehen/rückzahlbare Vorschüsse 

□ Garantie (gegebenenfalls mit Verweis auf den Beschluss der Kom­
mission ( 4 ) 

□ Steuerbegünstigung oder Steuerbefreiung 

□ Bereitstellung von Risikofinanzierung 

□ Sonstiges (bitte näher erläutern) 

… 

Begründung Geben Sie an, warum anstelle einer Unterstützung im Rahmen des 
EMFAF eine staatliche Beihilferegelung eingeführt oder eine Ad-hoc- 
Beihilfe gewährt wurde: 
□ Maßnahme, die nicht unter das nationale Programm fällt; 
□ Priorisierung bei der Mittelzuweisung im Rahmen des nationalen 

Programms; 
□ Finanzierung im Rahmen des EMFAF nicht mehr verfügbar; 
□ Sonstiges (bitte näher erläutern). 
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( 1 ) Bei Beihilferegelungen ist die veranschlagte jährliche Gesamtmittelausstattung oder der voraussichtliche jährliche Steuerausfall für 
sämtliche in der Regelung enthaltenen Beihilfeinstrumente anzugeben. 

( 2 ) Bei Gewährung einer Ad-hoc-Beihilfe ist der Gesamtbetrag der Beihilfe bzw. des Steuerausfalls anzugeben. 
( 3 ) Bei Garantien ist der (Höchst-)Betrag der gesicherten Darlehen anzugeben. 
( 4 ) Gegebenenfalls ist ein Verweis auf den Beschluss der Kommission anzugeben, mit dem die Methode für die Berechnung des 

Bruttosubventionsäquivalents genehmigt wurde.



 

ANHANG VI 

Muster für ein Programm für den AMIF, den ISF und das BMVI – Artikel 21 
Absatz 3 

CCI-Nr. 

Bezeichnung auf Englisch [255] ( 1 ) 

Bezeichnung in der Landesspra­
che 

[255] 

Version 

Erstes Jahr [4] 

Letztes Jahr [4] 

Förderfähig ab 

Förderfähig bis 

Nummer des Kommissions­
beschlusses 

Datum des Kommissions­
beschlusses 

Nummer des Änderungsbeschlus­
ses des Mitgliedstaats 

Datum des Inkrafttretens des Än­
derungsbeschlusses des Mitglied­
staats 

Nicht substanzielle Übertragung 
(Artikel 24 Absatz 5 der Dach­
verordnung) 

ja/nein 

1. Programmstrategie: wichtigste Herausforderungen und politische Maß­
nahmen 

Bezug: Artikel 22 Absatz 3 Buchstabe a Ziffern iii, iv, v und ix der 
Verordnung (EU) 2021/1060 (Dachverordnung) 

In diesem Abschnitt wird erläutert, wie mit dem Programm die wichtigsten auf 
nationaler Ebene ermittelten Herausforderungen auf der Grundlage von Be­
darfsanalysen und/oder Strategien auf lokaler, regionaler und nationaler Ebene 
angegangen werden. Darin wird ein Überblick über den Stand der Umsetzung 
des einschlägigen Besitzstands der Union und über die bei den Aktionsplänen 
der Union erzielten Fortschritte gegeben, und es wird beschrieben, wie der 
Fonds ihre Entwicklung im Laufe des Programmzeitraums unterstützen wird. 

Textfeld [15 000] 

2. Spezifische Ziele (für jedes spezifische Ziel, ausgenommen technische 
Hilfe, zu wiederholen) 

Bezug: Artikel 22 Absätze 2 und 4 der Dachverordnung 
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( 1 ) Zahlen in eckigen Klammern beziehen sich auf die Zahl der Zeichen ohne Leerstellen.



 

2.1. Bezeichnung des spezifischen Ziels [300] 

2.1.1. Beschreibung eines spezifischen Ziels 

In diesem Abschnitt werden für jedes einzelne spezifische Ziel die Ausgangs­
lage und die wichtigsten Herausforderungen beschrieben und die aus Fonds­
mitteln unterstützte Reaktion vorgeschlagen. Es wird beschrieben, welche 
Durchführungsmaßnahmen mit der Unterstützung aus dem Fonds angegangen 
werden; der Abschnitt enthält eine indikative Auflistung der Maßnahmen, die 
in den Geltungsbereich der Artikel 3 und 5 der AMIF-, der ISF- oder der 
BMVI-Verordnung fallen. 

Insbesondere Folgendes: Für die Betriebskostenunterstützung wird eine Be­
gründung gemäß Artikel 21der AMIF-Verordnung, Artikel 16 der 
ISF-Verordnung oder Artikel 16 und 17 der BMVI-Verordnung angegeben. 
Sie enthält eine indikative Liste der Begünstigten mit ihren satzungsmäßigen 
Zuständigkeiten und die wichtigsten zu unterstützenden Aufgaben. 

Gegebenenfalls geplante Nutzung von Finanzinstrumenten. 

Textfeld [16 000 Zeichen] 

▼B 
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2.1.2. Indikatoren 

Bezug: Artikel 22 Absatz 4 Buchstabe e der Dachverordnung 

Tabelle 1: Outputindikatoren 

Spezifisches Ziel ID [5] Indikator [255] Einheit für die Messung Etappenziel (2024) Sollvorgabe (2029) 

Tabelle 2: Ergebnisindikatoren 

Spezifisches Ziel ID 
[5] 

Indikator 
[255] 

Einheit für 
die Messung Ausgangswert 

Einheit für die 
Messung des Aus­

ganswerts 
Bezugsjahr(e) Sollvorgabe (2029) 

Einheit für die 
Messung für die 

Sollvorgabe 
Datenquelle [200] Bemerkungen [200] 

2.1.3. Indikative Aufschlüsselung der geplanten Mittel (EU) nach Art der Intervention 

Bezug: Artikel 22 Absatz 5 der Dachverordnung und Artikel 16 Absatz 12 der AMIF-Verordnung, Artikel 13 Absatz 12 der ISF-Verordnung oder 
Artikel 13 Absatz 18 der BMVI-Verordnung 

Tabelle 3: Indikative Aufschlüsselung 

Spezifisches Ziel Art der Intervention Code Richtbetrag (in EUR) 

2.2. Technische Hilfe 

2.2.1. Beschreibung 

Bezug: Artikel 22 Absatz 3 Buchstabe f, Artikel 36 Absatz 5, Artikel 37 und Artikel 95 der Dachverordnung 

Textfeld [5 000] (Technische Hilfe gemäß Artikel 36 Absatz 5 der Dachverordnung) 

Textfeld [3 000] (Technische Hilfe gemäß Artikel 37 der Dachverordnung)
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▼B 

2.2.2. Indikative Aufschlüsselung der technischen Hilfe gemäß Artikel 36 Absatz 5 und Artikel 37 Dachverordnung 

Tabelle 4: Indikative Aufschlüsselung 

Art der Intervention Code Richtbetrag (in EUR) 

3. Finanzierungsplan 

Bezug: Artikel 22 Absatz 3 Buchstabe g der Dachverordnung 

3.1. Mittelausstattung nach Jahr 

Tabelle 5: Mittelausstattung aufgeschlüsselt nach Jahr 

Fonds 2021 2022 2023 2024 2025 2026 2027 Insgesamt 

3.2. Gesamtmittelzuweisungen 

Tabelle 6: Gesamtmittelzuweisungen aufgeschlüsselt nach Fonds und nationalem Beitrag 

Spezifisches Ziel (SZ) Art der Maßnahme 
Berechnungsgrundlage Unions­
unterstützung (insgesamt oder 

öffentlich) 
Unionsbeitrag (a) nationaler Beitrag 

(b)=(c)+(d) 

indikative Aufschlüsselung 
des nationalen Beitrags Insgesamt 

(e)=(a)+(b) 
Kofinanzierungssatz (f)=(a)÷(e) 

öffentlich (c) privat (d) 

SZ 1 Maßnahmen mit Kofinanzierung 
gemäß Artikel 12 Absatz 1 der 
ISF-Verordnung oder Artikel 12 
Absatz 1 der BMVI-Verordnung 
oder Artikel 15 Absatz 1 der 
AMIF-Verordnung 

Maßnahmen mit Kofinanzierung 
gemäß Artikel 12 Absatz 2 der 
ISF-Verordnung oder Artikel 12 
Absatz 2 der BMVI-Verordnung 
oder Artikel 15 Absatz 2 der 
AMIF-Verordnung
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▼B 

Spezifisches Ziel (SZ) Art der Maßnahme 
Berechnungsgrundlage Unions­
unterstützung (insgesamt oder 

öffentlich) 
Unionsbeitrag (a) nationaler Beitrag 

(b)=(c)+(d) 

indikative Aufschlüsselung 
des nationalen Beitrags Insgesamt 

(e)=(a)+(b) 
Kofinanzierungssatz (f)=(a)÷(e) 

öffentlich (c) privat (d) 

Maßnahmen mit Kofinanzierung 
gemäß Artikel 12 Absatz 3 der 
ISF-Verordnung oder Artikel 12 
Absatz 3 der BMVI-Verordnung 
oder Artikel 15 Absatz 3 der 
AMIF-Verordnung 

Maßnahmen mit Kofinanzierung 
gemäß Artikel 12 Absatz 4 der 
ISF-Verordnung oder Artikel 12 
Absatz 4 der BMVI-Verordnung 
(außer Transit-Sonderregelung) 
oder Artikel 15 Absatz 4 der 
AMIF-Verordnung 

Maßnahmen mit Kofinanzierung 
gemäß Artikel 12 Absatz 4 der 
BMVI-Verordnung (Transit-Son­
derregelung) 

Maßnahmen mit Kofinanzierung 
gemäß Artikel 12 Absatz 5 der 
ISF-Verordnung oder Artikel 12 
Absatz 6 der BMVI-Verordnung 
oder Artikel 15 Absatz 5 der 
AMIF-Verordnung 

Maßnahmen mit Kofinanzierung 
gemäß Artikel 12 Absatz 5 der 
BMVI-Verordnung 

Insgesamt für SZ 1
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Spezifisches Ziel (SZ) Art der Maßnahme 
Berechnungsgrundlage Unions­
unterstützung (insgesamt oder 

öffentlich) 
Unionsbeitrag (a) nationaler Beitrag 

(b)=(c)+(d) 

indikative Aufschlüsselung 
des nationalen Beitrags Insgesamt 

(e)=(a)+(b) 
Kofinanzierungssatz (f)=(a)÷(e) 

öffentlich (c) privat (d) 

SZ 2 Maßnahmen mit Kofinanzierung 
gemäß Artikel 12 Absatz 1 der 
ISF-Verordnung oder Artikel 12 
Absatz 1 der BMVI-Verordnung 
oder Artikel 15 Absatz 1 der 
AMIF-Verordnung 

Maßnahmen mit Kofinanzierung 
gemäß Artikel 12 Absatz 2 der 
ISF-Verordnung oder Artikel 12 
Absatz 2 der BMVI-Verordnung 
oder Artikel 15 Absatz 2 der 
AMIF-Verordnung 

Maßnahmen mit Kofinanzierung 
gemäß Artikel 12 Absatz 3 der 
ISF- Verordnung oder Artikel 12 
Absatz 3 der BMVI-Verordnung 
oder Artikel 15 Absatz 3 der 
AMIF-Verordnung 

Maßnahmen mit Kofinanzierung 
gemäß Artikel 12 Absatz 4 der 
ISF- Verordnung oder Artikel 12 
Absatz 4 der BMVI-Verordnung 
oder Artikel 15 Absatz 4 der 
AMIF-Verordnung 

Maßnahmen mit Kofinanzierung 
gemäß Artikel 12 Absatz 5 der 
ISF- Verordnung oder Artikel 12 
Absatz 5 der BMVI-Verordnung 
oder Artikel 15 Absatz 5 der 
AMIF-Verordnung 

Insgesamt für SZ 2
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Spezifisches Ziel (SZ) Art der Maßnahme 
Berechnungsgrundlage Unions­
unterstützung (insgesamt oder 

öffentlich) 
Unionsbeitrag (a) nationaler Beitrag 

(b)=(c)+(d) 

indikative Aufschlüsselung 
des nationalen Beitrags Insgesamt 

(e)=(a)+(b) 
Kofinanzierungssatz (f)=(a)÷(e) 

öffentlich (c) privat (d) 

SZ 3 Maßnahmen mit Kofinanzierung 
gemäß Artikel 12 Absatz 1 der 
ISF-Verordnung oder Artikel 15 
Absatz 1 der AMIF-Verordnung 

Maßnahmen mit Kofinanzierung 
gemäß Artikel 12 Absatz 2 der 
ISF-Verordnung oder Artikel 15 
Absatz 2 der AMIF-Verordnung 

Maßnahmen mit Kofinanzierung 
gemäß Artikel 12 Absatz 3 der 
ISF-Verordnung oder Artikel 15 
Absatz 3 der AMIF-Verordnung 

Maßnahmen mit Kofinanzierung 
gemäß Artikel 12 Absatz 4 der 
ISF-Verordnung oder Artikel 15 
Absatz 4 der AMIF-Verordnung 

Maßnahmen mit Kofinanzierung 
gemäß Artikel 12 Absatz 5 der 
ISF-Verordnung oder Artikel 15 
Absatz 5 der AMIF-Verordnung 

Insgesamt für SZ 3 

SZ 4 Maßnahmen mit Kofinanzierung 
gemäß Artikel 15 Absatz 1 der 
AMIF-Verordnung 

Maßnahmen mit Kofinanzierung 
gemäß Artikel 15 Absatz 2 der 
AMIF-Verordnung
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▼B 

Spezifisches Ziel (SZ) Art der Maßnahme 
Berechnungsgrundlage Unions­
unterstützung (insgesamt oder 

öffentlich) 
Unionsbeitrag (a) nationaler Beitrag 

(b)=(c)+(d) 

indikative Aufschlüsselung 
des nationalen Beitrags Insgesamt 

(e)=(a)+(b) 
Kofinanzierungssatz (f)=(a)÷(e) 

öffentlich (c) privat (d) 

Maßnahmen mit Kofinanzierung 
gemäß Artikel 15 Absatz 3 der 
AMIF-Verordnung 

Maßnahmen mit Kofinanzierung 
gemäß Artikel 15 Absatz 4 der 
AMIF-Verordnung 

Maßnahmen mit Kofinanzierung 
gemäß Artikel 15 Absatz 5 der 
AMIF-Verordnung 

Maßnahmen mit Kofinanzierung 
gemäß Artikel 19 der 
AMIF-Verordnung 

Maßnahmen mit Kofinanzierung 
gemäß Artikel 20 der 
AMIF-Verordnung (Zugang) 

Maßnahmen mit Kofinanzierung 
gemäß Artikel 20 der 
AMIF-Verordnung (Abgang) 

Insgesamt für SZ 4 

Technische Hilfe 
nach Artikel 36 Ab­
satz 5 der Dachver­
ordnung 

Technische Hilfe 
nach Artikel 37 der 
Dachverordnung 

Endsumme
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Tabelle 8: Zusicherungsplan 

Anzahl der Personen pro Jahr 

Kategorie 2021 2022 2023 2024 2025 2026 2027 

Neuansiedlung 

Aufnahme aus humanitären Gründen gemäß Artikel 19 Absatz 2 der AMIF-Verordnung 

Aufnahme von schutzbedürftigen Personen aus humanitären Gründen gemäß Artikel 19 Absatz 3 der 
AMIF-Verordnung 

Überstellung von Personen, die internationalen Schutz beantragt haben oder denen internationaler Schutz 
zuerkannt wurde (Zugang) 

Überstellung von Personen, die internationalen Schutz beantragt haben oder denen internationaler Schutz 
zuerkannt wurde (Abgang) 

[sonstige Kategorien] 

3.3. Übertragungen 

Tabelle 7: Übertragungen zwischen Fonds in geteilter Mittelverwaltung ( 1 ) 

Empfangender Fonds / empfangendes Instrument 

Übertragender Fonds / übertragendes Instrument 

AMIF ISF BMVI EFRE ESF+ Kohäsionsfonds EMFAF Insgesamt 

AMIF 

ISF 

BMVI 

Insgesamt 

___________ 
( 1 ) Dies bezieht sich auf den Code für die Dimension „Interventionsbereich“ der Tabelle 1 in Anhang I der Dachverordnung und Anhang IV der EMFAF-Verordnung.
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Tabelle 8: Übertragungen auf Instrumente mit direkter oder indirekter Mittelverwaltung ( 1 ) 

Zu übertragender Betrag 

Instrument 1 [Bezeichnung] 

Instrument 2 [Bezeichnung] 

Insgesamt 

4. Grundlegende Voraussetzungen 

Bezug: Artikel 22 Absatz 3 Buchstabe i der Dachverordnung 

Tabelle 9: Zielübergreifende grundlegende Voraussetzungen 

Grundlegende Voraussetzungen Erfüllung der grundlegenden Voraussetzungen Kriterien Erfüllung der Kriterien Verweis auf relevante Unterlagen Begründung 

Kriterium 1 j/n [500] [1 000] 

Kriterium 2 

5. Programmbehörden 

Bezug: Artikel 22 Absatz 3 Buchstabe k, Artikel 71 und Artikel 84 der Dachverordnung 

Tabelle 10: Programmbehörden 

Name der Einrichtung [500] Name und Funktion des Ansprechpartners [200] E-Mail-Adresse [200] 

Verwaltungsbehörde 

Prüfbehörde 

Stelle, an die die Kommission Zahlungen entrichtet 

___________ 
( 1 ) Dies bezieht sich auf den Code für die Dimension „Interventionsbereich“ der Tabelle 1 in Anhang I der Dachverordnung und Anhang IV der EMFAF-Verordnung.



 

6. Partnerschaft 

Bezug: Artikel 22 Absatz 3 Buchstabe h der Dachverordnung 

Textfeld [10 000] 

7. Kommunikation und Sichtbarkeit 

Bezug: Artikel 22 Absatz 3 Buchstabe j der Dachverordnung 

Textfeld [4 500] 

8. Verwendung von Kosten je Einheit, Pauschalbeträgen, Pauschalfinan­
zierungen und nicht mit Kosten verknüpften Finanzierungen 

Bezug: Artikel 94 und 95 Dachverordnung 

Beabsichtigte Nutzung der Artikel 94 und 95 JA NEIN 

Ab der Annahme wird im Rahmen des Programms die Erstattung des Unionsbeitrags 
basierend auf Kosten je Einheit, Pauschalbeträgen und Pauschalfinanzierungen im 
Rahmen der Priorität gemäß Artikel 94 der Dachverordnung in Anspruch genommen 
(falls ja, Anlage 1 ausfüllen) 

□ □ 

Ab der Annahme wird im Rahmen des Programms die Erstattung des Unionsbeitrags 
basierend auf nicht mit Kosten verknüpften Finanzierungen gemäß Artikel 95 der 
Dachverordnung in Anspruch genommen (falls ja, Anlage 2 ausfüllen) 

□ □ 

▼B 
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Anlage 1 

Unionsbeitrag basierend auf Kosten je Einheit, Pauschalbeträgen und 
Pauschalfinanzierungen 

Muster für die Einreichung von Daten zur Prüfung durch die Kommission 

(Artikel 94 der Dachverordnung) 

Datum der Einreichung des Vor­
schlags 

Diese Anlage ist nicht erforderlich, wenn auf Unionsebene vereinfachte Kosten­
optionen verwendet werden, die durch den in Artikel 94 Absatz 4 der Dachver­
ordnung genannten delegierten Rechtsakt festgelegt werden. 

▼B 

02021R1060 — DE — 01.03.2023 — 002.001 — 223



 

02021R
1060 —

 D
E —

 01.03.2023 —
 002.001 —

 224 

▼B 

A. Zusammenfassung der wichtigsten Elemente 

Spezifisches Ziel 

Geschätzter Anteil der Gesamtmittel­
zuweisung innerhalb des spezifischen 
Ziels, für das die vereinfachte Kos­

tenoption angewandt wird, in % 

Art(en) der abgedeckten Vor­
haben 

Indikator, der eine Erstattung 
nach sich zieht 

Einheit für die 
Messung für den 

Indikator, der 
eine Erstattung 
nach sich zieht 

Art der vereinfachten Kostenoption 
(standardisierte Kosten je Einheit, 

Pauschalbeträge oder Pauschalfinanzie­
rung) 

Betrag (in EUR) oder Prozentsatz (bei 
Pauschalfinanzierungen) der verein­

fachten Kostenoption 

Code ( 1 ) Beschreibung Code ( 2 ) Beschreibung 

___________ 
( 1 ) Dies bezieht sich auf den Code in Anhang VI der AMIF-, BMVI- und ISF-Verordnung. 
( 2 ) Dies bezieht sich auf den Code eines gemeinsamen Indikators, falls zutreffend.



 

B. Einzelheiten aufgeschlüsselt nach Art des Vorhabens (für jede Art von 
Vorhaben auszufüllen) 

Erhielt die Verwaltungsbehörde Unterstützung von einem externen Unternehmen, 
um die unten angegebenen vereinfachten Kosten festzulegen? 

Falls ja, bitte das externe Unternehmen angeben: ja/nein – Name des externen 
Unternehmens 

1. Beschreibung der Art des Vorhabens einschließlich 
des Zeitplans für die Durchführung ( 1 ) 

2. Spezifische(s) Ziel(e) 

3. Indikator, der eine Erstattung nach sich zieht ( 2 ) 

4. Einheit die Messung für den Indikator, der eine Er­
stattung nach sich zieht 

5. Standardisierte Kosten je Einheit, Pauschalbeträge 
oder Pauschalfinanzierung 

6. Betrag pro Einheit für die Messung oder Prozentsatz 
(bei Pauschalfinanzierungen) der vereinfachten Kosten­
option 

7. Von Kosten je Einheit, Pauschalbeträgen oder Pau­
schalfinanzierung abgedeckte Kostenkategorien 

8. Decken diese Kostenkategorien alle förderfähigen 
Ausgaben für das Vorhaben ab? (j/n) 

9. Anpassungsmethoden ( 3 ) 

10. Überprüfung des Erreichens der [bereitgestellten] 
Einheiten 

— Beschreiben Sie, anhand welcher Unterlage(n) bzw. 
mit welchem System das Erreichen der bereitgestell­
ten Einheiten überprüft wird. 

— Beschreiben Sie, was während der Verwaltungsüber­
prüfungen kontrolliert wird und von wem. 

— Beschreiben Sie, welche Vorkehrungen zur Erhe­
bung und Speicherung/Aufbewahrung von relevanten 
Daten/Dokumenten getroffen werden. 

11. Mögliche Fehlanreize, Abhilfemaßnahmen ( 4 ) und 
geschätzter Risikograd (hoch/mittel/niedrig) 

12. Auf dieser Grundlage von der Kommission voraus­
sichtlich zu erstattender Gesamtbetrag (national und 
Union) 

▼B 
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( 1 ) Geplanter Beginn der Auswahl der Vorhaben und geplante Frist für ihren Abschluss (siehe Artikel 63 Absatz 5 der Dachverordnung). 
( 2 ) Für Vorhaben, die mehrere vereinfachte Kostenoptionen umfassen, die unterschiedliche Kostenkategorien, verschiedene Projekte oder 

aufeinanderfolgende Phasen eines Vorhabens abdecken, sind die Felder 3 bis 11 für jeden Indikator auszufüllen, der eine Erstattung 
nach sich zieht. 

( 3 ) Falls zutreffend, geben Sie die Häufigkeit und den Zeitpunkt der Anpassung sowie einen eindeutigen Verweis auf einen spezifischen 
Indikator an (einschließlich eines Links zu einer Website, auf der dieser Indikator veröffentlicht ist, falls zutreffend). 

( 4 ) Könnte es zu negativen Auswirkungen auf die Qualität der unterstützten Vorhaben kommen und, falls ja, welche Maßnahmen (z. B. 
Qualitätssicherung) werden ergriffen, um dieses Risiko auszugleichen?



 

C. Berechnung der standardisierten Kosten je Einheit, Pauschalbeträge 
oder Pauschalfinanzierung 

1. Datenquelle, anhand derer die standardisierten Kosten je Einheit, die 
Pauschalbeträge und die Pauschalfinanzierungen berechnet werden 
(wer erstellte, erhob und erfasste die Daten, wo werden die Daten 
gespeichert, Stichtage, Validierung usw.) 

2. Bitte geben Sie an, warum die vorgeschlagene Methode und Berech­
nung auf der Grundlage von Artikel 94 Absatz 2 der Dachverordnung 
für die Art von Vorhaben geeignet ist. 

3. Bitte geben Sie an, wie die Berechnungen erfolgt sind, insbesondere 
einschließlich eventueller Annahmen in Bezug auf Qualität oder Quan­
tität. Falls zutreffend, sollten statistische Belege und Richtwerte heran­
gezogen und auf Anfrage in einem für die Kommission nutzbaren 
Format zur Verfügung gestellt werden. 

4. Bitte erläutern Sie, wie Sie sichergestellt haben, dass nur die förder­
fähigen Ausgaben in die Berechnung der standardisierten Kosten je 
Einheit, der Pauschalbeträge und der Pauschalfinanzierungen eingeflos­
sen sind. 

5. Bewertung der Berechnungsmethode sowie der Beträge durch die Prüf­
behörde und Vorkehrungen zur Gewährleistung der Überprüfung, Qua­
lität, Erhebung und Speicherung der Daten. 

▼B 
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Anlage 2 

Unionsbeitrag basierend auf nicht mit Kosten verknüpften Finanzierungen 

Muster für die Einreichung von Daten zur Prüfung durch die Kommission 

(Artikel 95 der Dachverordnung) 

Datum der Einreichung des Vor­
schlags 

Diese Anlage ist nicht erforderlich, wenn Beträge für nicht mit Kosten verknüpfte 
Finanzierungen auf Unionsebene verwendet werden, die durch den in Artikel 95 
Absatz 4 der Dachverordnung genannten delegierten Rechtsakt festgelegt werden. 

▼B 
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A. Zusammenfassung der wichtigsten Elemente 

Spezifisches Ziel 

Von der nicht mit Kos­
ten verknüpften Finan­

zierung abgedeckter Be­
trag 

Art(en) der abgedeckten Vorhaben 

Zu erfüllende Bedingungen/Zu 
erzielende Ergebnisse, die eine 
Erstattung durch die Kommis­

sion nach sich ziehen 

Indikator 

Einheit für die Messung für 
die zu erfüllenden Bedingun­
gen/zu erzielenden Ergebnisse, 
die eine Erstattung durch die 
Kommission nach sich ziehen 

Vorgesehene Art der Erstat­
tungsmethode, die für die Erstat­
tung an den oder die Begünstig­

ten verwendet wird 

Code ( 1 ) Beschreibung Code ( 2 ) Beschreibung 

___________ 
( 1 ) Bezieht sich auf den Code in Anhang VI der AMIF-, BMVI- und ISF-Verordnung. 
( 2 ) Bezieht sich auf den Code eines gemeinsamen Indikators beziehen, falls zutreffend.



 

B. Einzelheiten aufgeschlüsselt nach Art des Vorhabens (für jede Art von 
Vorhaben auszufüllen) 

1. Beschreibung der Art des Vorhabens 

2. Spezifisches Ziel 

3. Zu erfüllende Bedingungen oder zu erzielende Ergeb­
nisse 

4. Stichtag für die Erfüllung der Bedingungen oder Erzie­
lung der Ergebnisse 

5. Indikatordefinition 

6. Einheit für die Messung für die zu erfüllenden Bedin­
gungen/zu erzielenden Ergebnisse, die eine Erstattung 
durch die Kommission nach sich ziehen 

7. Zwischenleistungen (falls zutreffend), die eine Erstat­
tung durch die Kommission mit einem Zeitplan für Erstat­
tungen nach sich ziehen 

Zwischenleistungen Voraussichtliches 
Datum 

Beträge 
(in 
EUR) 

8. Gesamtbeträge (einschließlich Unions- und nationaler 
Mittel) 

9. Anpassungsmethoden 

10. Überprüfung der Erzielung des Ergebnisses oder der 
Erfüllung der Bedingung (und gegebenenfalls der Zwi­
schenleistungen): 

— Beschreiben Sie, anhand welcher Unterlage(n) bzw. 
mit welchem System die Erzielung des Ergebnisses 
oder die Erfüllung der Bedingung (und gegebenenfalls 
der einzelnen Zwischenleistungen) überprüft wird. 

— Beschreiben Sie, was während der Verwaltungsüber­
prüfungen (auch vor Ort) kontrolliert wird sowie von 
wem und wie. 

— Beschreiben Sie, welche Vorkehrungen zur Erhebung 
und Speicherung/Aufbewahrung von relevanten Daten/ 
Dokumenten getroffen werden. 

11. Nutzung von Zuschüssen in Form von nicht mit Kos­
ten verknüpften Finanzierungen. 

Erfolgt der vom Mitgliedstaat an die Begünstigten ge­
währte Zuschuss in Form einer nicht mit Kosten verknüpf­
ten Finanzierung? [j/n] 

12. Vorkehrungen zur Gewährleistung des Prüfpfads 

Bitte listen Sie die für diese Vorkehrungen zuständige(n) 
Stelle(n) auf. 

▼B 
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Anlage 3 

Thematische Fazilität 

Verfahrensnummer Spezifisches Ziel 

Modalität: spezifische Maßnahmen/ Soforthilfe/ 
Neuansiedlung und Aufnahme aus humanitären 

Gründen/ Überstellung von Personen, die interna­
tionalen Schutz beantragt haben oder denen inter­

nationaler Schutz zuerkannt wurde 

Art der Intervention Unionsbeitrag (in EUR) Vorfinanzierungsrate 

<type='N' input='M'> <type='N' input='M'> <type=‘S’ input='S'> <type=‘S’ input='S'> <type='N' input='M'> <type='N' input='M'> 

Beschreibung der Maßnahme [Text] 

Der Mitgliedstaat reicht eine Änderung der thematischen Fazilität ein bzw. lehnt sie ab Datum: <type='N' input='M'> 

Einreichen/Ablehnen <type=‘S’ input='S'> 

Bemerkungen (Wenn ein Mitgliedstaat ablehnt oder wenn Indikatoren, Sollvorgaben und Etap­
penziele nicht aktualisiert werden, sollte eine Begründung eingegeben werden; ferner sollten 
Abschnitt 2.1.3. Tabelle 1, Abschnitt 3.1. Tabelle 1 und Abschnitt 3.2. Tabelle 1 dieses Anhangs 
überarbeitet werden.) 

[Text]
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ANHANG VII 

Muster für die Übermittlung von Daten – Artikel 42 ( 1 ) 

Tabelle 1: Finanzinformationen auf Ebene der Priorität und des Programms für den EFRE, den ESF+, den Kohäsionsfonds, den JTF und den EMFAF (Artikel 42 Absatz 2 Buchstabe a) 

1. 2. 3. 4. 5. 6. 7. 8. 9. 10. 11. 12. 13. 

Mittelzuweisung der Priorität basierend auf dem Programm Kumulative Daten zum finanziellen Fortschritt des Programms 

Priorität Spezifisches 
Ziel Fonds Regionenkategorie ( 2 ) 

Berechnungs­
grundlage für 

den Unionsbei­
trag (*) 

(Gesamter Bei­
trag oder öf­

fentlicher Bei­
trag) (**) 

Gesamtmittelzu­
weisung auf­
geschlüsselt 

nach Fonds und 
nationalem Bei­
trag (in EUR) 

Kofinanzie­
rungssatz 

(%) 

Förderfähige 
Gesamtkosten 

der ausgewähl­
ten Vorhaben 

(EUR) 

Beitrag aus 
den Fonds für 
ausgewählte 
Vorhaben 

(EUR) 

Anteil der Ge­
samtmittelzu­

weisung ( 3 ) für 
die ausgewähl­

ten Vor­
haben (%) 

[(Spalte 8) / 
(Spalte 6) x 100] 

Von den Be­
günstigten gel­
tend gemachte 

förderfähige 
Gesamtausga­

ben 

Anteil der Ge­
samtmittelzu­
weisung für 
von den Be­

günstigten gel­
tend gemachte 

förderfähige 
Ausgaben (%) 

[(Spalte 11) / 
(Spalte 6) x 100] 

Anzahl der 
ausgewählten 

Vorhaben 

Berechnung Berechnung 

<type='S’ 
input='G'> 

<type='S’ 
input='G'> 

<type='S’ 
input='G'> 

<type='S’ 
input='G'> 

<type='S’ in­
put='G'> 

<type='N’ 
input='G'> 

<type='P’ in­
put='G'> 

<type='Cu' 
input='M'> 

<type='P' in­
put=' G '> 

<type='Cu' 
input='M'> 

<type='P’ 
input='G'> 

<type='N' 
input='M'> 

Priorität 1 SZ 1 EFRE 

Priorität 2 SZ 2 ESF+ 

Priorität 3 SZ 3 Kohäsions­
fonds 

entfällt 

___________ 
( 1 ) Legende für die Merkmale der Felder: 

Art: N = Zahl, D = Datum, S = Zeichenkette, C = Checkbox, P = Prozentsatz, B = Boolescher Operator, Cu = Währung Eingabe: M = manuell, S = Auswahl, G = systemgeneriert. 
( 2 ) Gilt nicht für den Kohäsionsfonds, den JTF und den EMFAF. 
( 3 ) Für die Zwecke dieses Anhangs beruhen die Daten für ausgewählte Vorhaben auf dem Dokument mit den Bedingungen für die Unterstützung gemäß Artikel 73 Absatz 3.
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▼B 

1. 2. 3. 4. 5. 6. 7. 8. 9. 10. 11. 12. 13. 

Mittelzuweisung der Priorität basierend auf dem Programm Kumulative Daten zum finanziellen Fortschritt des Programms 

Priorität Spezifisches 
Ziel Fonds Regionenkategorie ( 2 ) 

Berechnungs­
grundlage für 

den Unionsbei­
trag (*) 

(Gesamter Bei­
trag oder öf­

fentlicher Bei­
trag) (**) 

Gesamtmittelzu­
weisung auf­
geschlüsselt 

nach Fonds und 
nationalem Bei­
trag (in EUR) 

Kofinanzie­
rungssatz 

(%) 

Förderfähige 
Gesamtkosten 

der ausgewähl­
ten Vorhaben 

(EUR) 

Beitrag aus 
den Fonds für 
ausgewählte 
Vorhaben 

(EUR) 

Anteil der Ge­
samtmittelzuwei­
sung ( 3 ) für die 
ausgewählten 
Vorhaben (%) 

[(Spalte 8) / 
(Spalte 6) x 100] 

Von den Be­
günstigten gel­
tend gemachte 

förderfähige 
Gesamtausga­

ben 

Anteil der Ge­
samtmittelzu­
weisung für 
von den Be­

günstigten gel­
tend gemachte 

förderfähige 
Ausgaben (%) 

[(Spalte 11) / 
(Spalte 6) x 100] 

Anzahl der 
ausgewählten 

Vorhaben 

Berechnung Berechnung 

Priorität 4 SZ JTF JTF (*) 

Insgesamt EFRE weniger ent­
wickelt 

<type='N' in­
put=' G '> 

<type='Cu' 
input=' G '> 

<type='P' in­
put=' G '> 

<type='Cu' 
input=' G '> 

<type='P’ 
input='G'> 

<type='N' 
input=' G '> 

Insgesamt EFRE Übergang <type='N' in­
put=' G '> 

<type='Cu' 
input=' G '> 

<type='P' in­
put=' G '> 

<type='Cu' 
input=' G '> 

<type='P’ 
input='G'> 

<type='N' 
input=' G '> 

Insgesamt EFRE stärker entwickelt <type='N' in­
put=' G '> 

<type='Cu' 
input=' G '> 

<type='P' in­
put=' G '> 

<type='Cu' 
input=' G '> 

<type='P’ 
input='G'> 

<type='N' 
input=' G '> 

Insgesamt EFRE Besondere Mittel­
zuweisung für Ge­
biete in äußerster 
Randlage und 
nördliche Regio­
nen mit geringer 
Bevölkerungs­
dichte 

<type='N' in­
put=' G '> 

<type='Cu' 
input=' G '> 

<type='P' in­
put=' G '> 

<type='Cu' 
input=' G '> 

<type='P’ 
input='G'> 

<type='N' 
input=' G '> 

Insgesamt ESF+ weniger ent­
wickelt 

<type='N' in­
put=' G '> 

<type='Cu' 
input=' G '> 

<type='P' in­
put=' G '> 

<type='Cu' 
input=' G '> 

<type='P’ 
input='G'> 

<type='N' 
input=' G '>
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▼B 

1. 2. 3. 4. 5. 6. 7. 8. 9. 10. 11. 12. 13. 

Mittelzuweisung der Priorität basierend auf dem Programm Kumulative Daten zum finanziellen Fortschritt des Programms 

Priorität Spezifisches 
Ziel Fonds Regionenkategorie ( 2 ) 

Berechnungs­
grundlage für 

den Unionsbei­
trag (*) 

(Gesamter Bei­
trag oder öf­

fentlicher Bei­
trag) (**) 

Gesamtmittelzu­
weisung auf­
geschlüsselt 

nach Fonds und 
nationalem Bei­
trag (in EUR) 

Kofinanzie­
rungssatz 

(%) 

Förderfähige 
Gesamtkosten 

der ausgewähl­
ten Vorhaben 

(EUR) 

Beitrag aus 
den Fonds für 
ausgewählte 
Vorhaben 

(EUR) 

Anteil der Ge­
samtmittelzuwei­
sung ( 3 ) für die 
ausgewählten 
Vorhaben (%) 

[(Spalte 8) / 
(Spalte 6) x 100] 

Von den Be­
günstigten gel­
tend gemachte 

förderfähige 
Gesamtausga­

ben 

Anteil der Ge­
samtmittelzu­
weisung für 
von den Be­

günstigten gel­
tend gemachte 

förderfähige 
Ausgaben (%) 

[(Spalte 11) / 
(Spalte 6) x 100] 

Anzahl der 
ausgewählten 

Vorhaben 

Berechnung Berechnung 

Insgesamt ESF+ Übergang <type='N' in­
put=' G '> 

<type='Cu' 
input=' G '> 

<type='P' in­
put=' G '> 

<type='Cu' 
input=' G '> 

<type='P’ 
input='G'> 

<type='N' 
input=' G '> 

Insgesamt ESF+ stärker entwickelt <type='N' in­
put=' G '> 

<type='Cu' 
input=' G '> 

<type='P' in­
put=' G '> 

<type='Cu' 
input=' G '> 

<type='P’ 
input='G'> 

<type='N' 
input=' G '> 

Insgesamt ESF+ Besondere Mittel­
zuweisung für Ge­
biete in äußerster 
Randlage und 
nördliche Regio­
nen mit geringer 
Bevölkerungs­
dichte 

<type='N' in­
put=' G '> 

<type='Cu' 
input=' G '> 

<type='P' in­
put=' G '> 

<type='Cu' 
input=' G '> 

<type='P’ 
input='G'> 

<type='N' 
input=' G '> 

Insgesamt Kohäsions­
fonds 

entfällt <type='N' in­
put=' G '> 

<type='Cu' 
input=' G '> 

<type='P' in­
put=' G '> 

<type='Cu' 
input=' G '> 

<type='P’ 
input='G'> 

<type='N' 
input=' G '> 

Insgesamt EMFAF entfällt <type='N' in­
put=' G '> 

<type='Cu' 
input=' G '> 

<type='P' in­
put=' G '> 

<type='Cu' 
input=' G '> 

<type='P’ 
input='G'> 

<type='N' 
input=' G '> 

Insgesamt JTF (*) entfällt <type='N' in­
put=' G '> 

<type='Cu' 
input=' G '> 

<type='P' in­
put=' G '> 

<type='Cu' 
input=' G '> 

<type='P’ 
input='G'> 

<type='N' 
input=' G '>
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▼B 

1. 2. 3. 4. 5. 6. 7. 8. 9. 10. 11. 12. 13. 

Mittelzuweisung der Priorität basierend auf dem Programm Kumulative Daten zum finanziellen Fortschritt des Programms 

Priorität Spezifisches 
Ziel Fonds Regionenkategorie ( 2 ) 

Berechnungs­
grundlage für 

den Unionsbei­
trag (*) 

(Gesamter Bei­
trag oder öf­

fentlicher Bei­
trag) (**) 

Gesamtmittelzu­
weisung auf­
geschlüsselt 

nach Fonds und 
nationalem Bei­
trag (in EUR) 

Kofinanzie­
rungssatz 

(%) 

Förderfähige 
Gesamtkosten 

der ausgewähl­
ten Vorhaben 

(EUR) 

Beitrag aus 
den Fonds für 
ausgewählte 
Vorhaben 

(EUR) 

Anteil der Ge­
samtmittelzuwei­
sung ( 3 ) für die 
ausgewählten 
Vorhaben (%) 

[(Spalte 8) / 
(Spalte 6) x 100] 

Von den Be­
günstigten gel­
tend gemachte 

förderfähige 
Gesamtausga­

ben 

Anteil der Ge­
samtmittelzu­
weisung für 
von den Be­

günstigten gel­
tend gemachte 

förderfähige 
Ausgaben (%) 

[(Spalte 11) / 
(Spalte 6) x 100] 

Anzahl der 
ausgewählten 

Vorhaben 

Berechnung Berechnung 

Endsumme Alle Fonds <type='N' in­
put=' G '> 

<type='N' 
input=' G '> 

<type='P' in­
put=' G '> 

<type='N' in­
put=' G '> 

<type='P’ 
input='G'> 

<type='N' 
input=' G '> 

(*) Beträge enthalten die ergänzende aus dem EFRE und dem ESF+ übertragene Unterstützung. 
(**) Nur öffentlicher Gesamtbeitrag für den EMFAF. 

Tabelle 2: Aufschlüsselung der kumulativen Finanzdaten nach Art der Intervention für den EFRE, den ESF+, den Kohäsionsfonds und den JTF (Artikel 42 Absatz 2 Buchstabe a) 

Priorität Spezifisches 
Ziel Merkmale der Ausgaben Kategorisierung Dimensionen Finanzdaten 

Fonds Regionenka­
tegorie ( 1 ) 

1 
Interventi­
onsbereich 

2 
Form der 
Unterstüt­

zung 

3 
Territoriale 

Umsetzungs­
mechanis­

men 

4 
Wirtschaftstä­

tigkeit 

5 
Gebiet 

6 Sekundä­
res ESF+- 

Thema 

7 
Dimension 

„Gleichstellung 
der Geschlech­

ter“ 

8 
Makroregio­
nale Dimen­

sion und Mee­
resbeckendi­

mension 

Förderfähige 
Gesamtkosten 

der ausgewähl­
ten Vorhaben 

(EUR) 

Von den Be­
günstigten gel­
tend gemachte 

förderfähige 
Gesamtausga­

ben 

Anzahl der 
ausgewähl­

ten Vor­
haben 

<type='S’ 
input='S'> 

<type='S’ 
input='S'> 

<type='S’ 
input='S'> 

<type='S’ 
input='S'> 

<type='S’ 
input='S'> 

<type='S’ 
input='S'> 

<type='S’ 
input='S'> 

<type='S’ in­
put='S'> 

<type='S’ 
input='S'> 

<type='S’ input='S'> <type='S’ in­
put='S'> 

<type='Cu' 
input='M'> 

<type='Cu' 
input=M'> 

<type='N' 
input=M'> 

___________ 
( 1 ) Gilt nicht für den Kohäsionsfonds und den JTF.
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▼B 

Tabelle 3: Finanzdaten und deren Aufschlüsselung nach Art der Intervention für den AMIF, den ISF und das BMVI (Artikel 42 Absatz 2 Buchstabe a) 

Spezifisches 
Ziel (für jedes 
spezifische Ziel 

zu wieder­
holen) 

Kofinanzie­
rungssatz (An­

hang VI) 
Kategorisierung Dimensionen Finanzdaten 

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13 

Art der Inter­
vention (Ta­

belle 1 in An­
hang VI, 

fondsspezifi­
sche Verord­

nung) 

Art der Inter­
vention (Ta­

belle 2 in An­
hang VI, 

fondsspezifi­
sche Verord­

nung) 

Art der Inter­
vention (Ta­

belle 3 in An­
hang VI, 

fondsspezifi­
sche Verord­

nung) 

Art der Inter­
vention (Ta­

belle 4 in An­
hang VI, 

fondsspezifi­
sche Verord­

nung) 

Gesamtmittelz­
uweisung(EUR) 
aus dem Fonds 
und nationaler 

Beitrag 

Förderfähige 
Gesamtkosten 

der ausgewähl­
ten Vorhaben 

(EUR) 

Beitrag aus den 
Fonds für aus­
gewählte Vor­
haben (EUR) 

Anteil der Ge­
samtmittelzu­

weisung für die 
ausgewählten 
Vorhaben (%) 
[(Spalte 8) / 

(Spalte 7) x 100] 

Von den Be­
günstigten gel­
tend gemachte 

förderfähige 
Gesamtausga­
ben (in EUR) 

Anteil der Ge­
samtmittelzu­
weisung für 
von den Be­

günstigten gel­
tend gemachte 

förderfähige 
Ausgaben (%) 
[(Spalte 11) / 

(Spalte 7) x 100] 

Anzahl der 
ausgewählten 

Vorhaben 

<type='S’ 
input='S'> 

<type='S’ 
input='S'> 

<type='S’ 
input='S'> 

<type='S’ 
input='S'> 

<type='S’ 
input='S'> 

<type='S’ 
input='S'> 

<type='N’ 
input='G'> 

<type='Cu' 
input='M'> 

<type='Cu' 
input=' M '> 

<type='P' in­
put=' G '> 

<type='Cu' 
input='M'> 

<type='P' in­
put='G' 

<type='Cu' 
input='M'> 

Zwischen­
summe nach 
spezifischen 
Zielen 

SZ 1 

Tabelle 4: Aufschlüsselung der kumulativen Finanzdaten nach Art der Intervention für den EMFAF (Artikel 42 Absatz 2 Buchstabe a) 

Priorität Spezifisches Ziel Art der Intervention 
(Anhang IV der EMFAF-Verordnung) Finanzdaten 

Förderfähige Gesamtkosten der 
ausgewählten Vorhaben (EUR) 

Von den Begünstigten geltend ge­
machte förderfähige Gesamtaus­

gaben 
Anzahl der ausgewählten Vorhaben 

<type='S’ input='S'> <type='S’ input='S'> <type='S’ input='S'> <type='Cu' input='M'> <type='Cu' input=M'> <type='N' input=M'>
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Tabelle 5: Gemeinsame und programmspezifische Outputindikatoren für den EFRE, den Kohäsionsfonds, den JTF und den EMFAF (Artikel 42 Absatz 2 Buchstabe b) 

1. 2. 3. 4. 5. 6. 7. 8. 9. 10. 11. 12. 13. 

▼C2 

Daten zu Outputindikatoren des Programms 
[entnommen aus Anhang V Abschnitt 2.1.1.1.2. Tabelle 2 und Anhang V Abschnitt 2.1.1.2.2. Tabelle 2] Derzeitiger Stand der Outputindikatoren 

▼B 

Priorität Spezifisches 
Ziel Fonds Regionenkate­

gorie ( 1 ) ID Bezeichnung 
des Indikators 

Aufschlüsse­
lung des Indi­

kators ( 2 ) 
(davon:) 

Einheit für die 
Messung 

Etappenziel 
(2024) 

Sollvorgabe 
2029 

Ausgewählte 
Vorhaben [TT/ 

MM/JJ] 

Durchgeführte 
Vorhaben [TT/ 

MM/JJ] 
Bemerkungen 

<type='S’ in­
put='G'> ( 3 ) 

<type='S’ 
input='G'> 

<type='S’ 
input='G'> 

<type='S’ 
input='G'> 

<type='S’ 
input='G'> 

<type='S’ 
input='G'> 

<type='S’ 
input='G'> 

<type='S’ 
input='G'> 

<type='S’ 
input='G'> 

<type='N’ 
input='G'> 

<type='N' 
input='M'> 

<type='N' 
input='M'> 

<type='S' 
input='M'> 

… 

Tabelle 6: Gemeinsame und programmspezifische Outputindikatoren für den ESF+ (Artikel 42 Absatz 2 Buchstabe b) 

1. 2. 3. 4. 5. 6. 7. 8. ( 4 ) 9. 10. 11. 12. 

Daten zu allen gemeinsamen Outputindikatoren gemäß den Anhängen I, II und III der ESF+-Verordnung und zu programmspezifischen Indikatoren [entnommen 
aus Anhang V Abschnitt 2.1.1.1.2. Tabelle 2 und Anhang V Abschnitt 2.1.1.2.2. Tabelle 2] Stand der Outputindikatoren 

Priorität Spezifisches 
Ziel Fonds Regionenkategorie ID Bezeichnung 

des Indikators 
Einheit für 

die Messung 
Etappenziel 

(2024) 

Sollvorgabe 2029 
(Aufschlüsselung nach 
Geschlecht fakultativ) 

Bislang erreichte 
Werte 

[TT/MM/JJ] 
Verwirklichungsquote Bemerkungen 

<type='S’ in­
put='G'> ( 5 ) 

<type='S’ 
input='G'> 

<type='S’ 
input='G'> 

<type='S’ 
input='G'> 

<type='S’ 
input='G'> 

<type='S’ 
input='G'> 

<type='S’ 
input='G'> 

<type='S’ 
input='G'> 

<type='N’ 
input='G'> 

<type='N' 
input='M'> 

<type='N' 
input='G'> 

<type='S' 
input='M'> 

M F N T M F N T M F N T 

… 

___________ 
( 1 ) Gilt nicht für den Kohäsionsfonds, den JTF und den EMFAF. 
( 2 ) Betrifft nur manche Indikatoren. Einzelheiten siehe Leitfaden der Kommission. 
( 3 ) Legende für die Merkmale der Felder: Art: N = Zahl, S = Zeichenkette, C = Checkbox; Eingabe: M = manuell, S = Auswahl, G = systemgeneriert. 
( 4 ) Die Spalten 8, 9, 10 und 11 gelten nicht für die Indikatoren in Anhang III der ESF+-Verordnung – Gemeinsame Indikatoren für ESF+-Unterstützung zur Bekämpfung materieller Deprivation (Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe m 

der ESF+-Verordnung). 
( 5 ) Legende für die Merkmale der Felder: Art: N = Zahl, S = Zeichenkette, C = Checkbox; Eingabe: M = manuell, S = Auswahl, G = systemgeneriert.
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Tabelle 7: Gemeinsame Outputindikatoren für den AMIF, den ISF und das BMVI (Artikel 42 Absatz 2 Buchstabe b) 

1. 2. 3. 4. 5. 6. 7. 8. 9. 10. 

Daten zu allen gemeinsamen Outputindikatoren gemäß Anhang VIII der AMIF-/ISF-/BMVI-Verordnung für jedes spezifische Ziel [entnommen aus An­
hang VI Abschnitt 2.1.2. Tabelle 1] Derzeitiger Stand der Outputindikatoren 

Spezifisches Ziel ID Bezeichnung des 
Indikators 

Aufschlüsselung des In­
dikators (davon:) 

Einheit für die 
Messung Etappenziel (2024) Sollvorgabe (2029) 

Geplante Werte der 
ausgewählten Vor­

haben ( 1 ) 
Erreichte Werte ( 2 ) 

Bemerkungen 

[TT/MM/JJ] [TT/MM/JJ] 

<type='S’ input='G'> <type='S’ 
input='G'> 

<type='S’ 
input='G'> 

<type='S’ input='G'> <type='S’ 
input='G'> 

<type='S’ 
input='G'> 

<type='N’ 
input='G'> 

<type='N' 
input='M'> 

<type='N' 
input='M'> 

<type='S' 
input='M'> 

Tabelle 8: Mehrfachunterstützung von Unternehmen für den EFRE, den Kohäsionsfonds und den JTF auf Programmebene (Artikel 42 Absatz 2 Buchstabe b) 

1. 2. 3. 4. 5. 

ID Bezeichnung des Indikators Aufschlüsselung des Indikators 
(davon:) 

Zahl der Unternehmen abzüglich Mehr­
fachunterstützung am 

[TT/MM/JJ] 
Bemerkungen 

<type='S' input='G'> <type='S' input='G'> <type='S' input='G'> <type='N' input='M' > <type='S' input='M'> 

RCO 01 Unterstützte Unternehmen Kleinstunternehmen 

RCO 01 Unterstützte Unternehmen Kleine Unternehmen 

RCO 01 Unterstützte Unternehmen Mittlere Unternehmen 

RCO 01 Unterstützte Unternehmen Große Unternehmen 

RCO 01 Unterstützte Unternehmen Insgesamt <type='N' input='G'> 

___________ 
( 1 ) Gegebenenfalls einschließlich Aufschlüsselung nach Geschlecht und Alter. 
( 2 ) Gegebenenfalls einschließlich Aufschlüsselung nach Geschlecht und Alter.
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Tabelle 9: Gemeinsame und programmspezifische Ergebnisindikatoren für den EFRE, den Kohäsionsfonds, den JTF und den EMFAF (Artikel 42 Absatz 2 Buchstabe b) 

1. 2. 3. 4. 5. 6. 7. 8. 9. 10. 11. 12. 13. 14. 15. 

Daten zu Ergebnisindikatoren des Programms [entnommen aus Anhang VII Tabelle 5] Derzeitiger Stand der Ergebnisindikatoren 

Priorität Spezifisches 
Ziel Fonds 

Regionen­
katego­
rie ( 1 ) 

ID 
Bezeichnung 
des Indika­

tors 

Aufschlüsse­
lung des In­
dikators ( 2 ) 

(davon:) 

Einheit für 
die Messung 

Ausgangs­
wert im Pro­

gramm 

Sollvorgabe 
2029 

Ausgewählte Vorhaben [TT/ 
MM/JJ] 

Durchgeführte Vorhaben 
[TT/MM/JJ] 

Bemerkun­
gen 

Ausgangs­
wert 

Geplante Er­
rungenschaften 

Ausgangs­
wert Erreicht 

<type='S’ in­
put='G'> ( 3 ) 

<type='S’ 
input='G'> 

<type='S’ 
input='G'> 

<type='S’ 
input='G'> 

<type='S’ 
input='G'> 

<type='S’ 
input='G'> 

<type='S’ 
input='G'> 

<type='N’ 
input='G'> 

<type='N’ 
input='G'> 

<type='N' 
input='M' > 

<type='N' 
input='M' > 

<type='N' 
input='M' > 

<type='N' 
input='M' > 

<type='S' 
input='M'> 

… 

Tabelle 10: Gemeinsame und programmspezifische Ergebnisindikatoren für den ESF+ (Artikel 42 Absatz 2 Buchstabe b) 

1. 2. 3. 4. 5. 6. 7. 8. 9. 10. ( 4 ) 11. 12. 13. 

Daten zu allen gemeinsamen Ergebnisindikatoren gemäß den Anhängen I, II und III der ESF+-Verordnung und zu programmspezifischen Indikatoren 
[entnommen aus Anhang VII Tabelle 5 und Anhang V Abschnitt 2.1.1.2.2. Tabelle 3] Stand der Ergebnisindikatoren 

Priorität Spezifisches 
Ziel Fonds Regionenkatego­

rie ID 
Bezeichnung 
des Indika­

tors 

Als Grundlage 
für die Fest­
legung der 
Sollvorgabe 
verwendeter 

Outputindikator 

Einheit für 
die Messung 
für den In­

dikator 

Einheit für 
die Messung 
der Sollvor­

gabe 

Sollvorgabe 2029 
(Aufschlüsselung 
nach Geschlecht 

fakultativ) 

Bislang erreichte Werte 
[TT/MM/JJ] 

Verwirklichungs­
quote Bemerkungen 

<type='S’ 
input='G'> 

<type='S’ 
input='G'> 

<type='S’ 
input='G'> 

<type='S’ 
input='G'> 

<type='S’ 
input='G'> 

<type='S’ 
input='G'> 

<type='S’ in­
put='G'> 

<type='S’ 
input='G'> 

<type='S’ 
input='G'> 

<type='N’ 
input='G'> 

<type='N' input='M'> <type='N' 
input='G'> 

<type='S' 
input='M'> 

M F N T M (*) F N (*) T M F N T 

… 

(*) Für spezifische Ziele gemäß Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe m der ESF+-Verordnung nicht erforderlich. 

___________ 
( 1 ) Gilt nicht für den Kohäsionsfonds, den JTF und den EMFAF. 
( 2 ) Betrifft nur manche Indikatoren. Einzelheiten siehe Leitfaden der Kommission. 
( 3 ) Legende für die Merkmale der Felder: Art: N = Zahl, S = Zeichenkette, C = Checkbox; Eingabe: M = manuell [auch automatisches Hochladen], S = Auswahl, G = systemgeneriert. 
( 4 ) Die Spalten 9, 10 und 12 gelten nicht für die Indikatoren in Anhang III der ESF+-Verordnung – Gemeinsame Indikatoren für ESF+-Unterstützung zur Bekämpfung materieller Deprivation (Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe m der 

ESF+-Verordnung).
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Tabelle 11: Gemeinsame Ergebnisindikatoren für den AMIF, den ISF und das BMVI (Artikel 42 Absatz 2 Buchstabe a) 

1. 2. 3. 4. 5. 6. 7. 8. 9. 10. 11. 

Daten zu allen gemeinsamen Ergebnisindikatoren gemäß Anhang VIII der AMIF-/ISF-/BMVI-Verordnung für jedes spezifische Ziel [entnommen aus 
Anhang VI Abschnitt 2.1.2. Tabelle 2] Derzeitiger Stand der Ergebnisindikatoren 

Spezifisches Ziel ID Bezeichnung 
des Indikators 

Aufschlüsselung des 
Indikators (davon) 

Einheit für die Mes­
sung (für die Indikato­

ren und den Aus­
gangswert) 

Ausgangswert Sollvorgabe 2029 
Einheit für die 

Messung (für die 
Sollvorgabe) 

Geplante Werte 
der ausgewählten 

Vorhaben ( 1 ) 

Erreichte 
Werte ( 2 ) 

Bemerkungen 

[TT/MM/JJ] [TT/MM/JJ] 

<type='S’ 
input='G'> 

<type='S’ 
input='G'> 

<type='S’ 
input='G'> 

<type='S’ 
input='G'> 

<type='S’ 
input='G'> 

<type='N’ 
input='G'> 

<type='N’ 
input='G'> 

<type='N’ 
input='G'> 

<type='N’ 
input='G'> 

<type='S’ 
input='G'> 

<type='S' 
input='M'> 

___________ 
( 1 ) Gegebenenfalls einschließlich Aufschlüsselung nach Geschlecht und Alter. 
( 2 ) Gegebenenfalls einschließlich Aufschlüsselung nach Geschlecht und Alter.
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Tabelle 12: Daten zu Finanzinstrumenten für die Fonds (Artikel 42 Absatz 3) 

Priori­
tät ( 1 ) Merkmale der Ausgaben Förderfähige Ausgaben je Produkt 

Höhe der privaten und öffentlichen 
Mittel, die zusätzlich zu den Beiträgen 

aus den Fonds mobilisiert werden 

Höhe der Verwaltungskosten und -gebühren, die als förder­
fähige Ausgaben geltend gemacht werden, einschließlich 
(Verwaltungskosten und -gebühren sind im Fall einer Di­

rektvergabe und im Fall einer Ausschreibung gesondert aus­
zuweisen) ( 2 ): 

Zinsen 
und 

sonstige 
durch 
Unter­

stützung 
der 

Fonds 
für die 
Finanz­
instru­
mente 
gene­
rierte 

Erträge 
nach Ar­
tikel 60 

Zurückge­
flossene 

Mittel, die 
auf die 

Unterstüt­
zung aus 

den Fonds 
zurückzu­

führen 
sind, ge­
mäß Arti­

kel 62 

Für Garan­
tien der Ge­

samtwert 
der Darle­
hen, Betei­
ligungsin­
vestitionen 
oder betei­
ligungsähn­
lichen In­
vestitionen 
für End­

empfänger, 
die mit Pro­
grammmit­
teln garan­
tiert waren 

und tatsäch­
lich an die 
Endempfän­

ger aus­
gezahlt 
wurden 

Fonds 
Spezifi­
sches 
Ziel 

Regio­
nenkate­
gorie ( 3 ) 

Darlehen 
(Code 

der Un­
terstüt­
zungs­

form für 
das FI) 

Garantie 
(Code 

der Un­
terstüt­
zungs­

form für 
das FI) 

Beteili­
gung 

oder be­
teili­

gungs­
ähnlich 
(Code 

der Un­
terstüt­
zungs­

form für 
das FI) 

Zu­
schüsse 
inner­

halb ei­
nes Fi­
nanzin­

stru­
mentvor­
habens 
(Code 

der Un­
terstüt­
zungs­

form für 
das FI) 

Darlehen 
(Code 

der Un­
terstüt­
zungs­

form für 
das FI) 

Garantie 
(Code 

der Un­
terstüt­
zungs­

form für 
das FI) 

Beteili­
gung 

oder be­
teili­

gungs­
ähnlich 
(Code 

der Un­
terstüt­
zungs­

form für 
das FI) 

Zu­
schüsse 
inner­

halb ei­
nes Fi­
nanzin­

stru­
mentvor­
habens 
(Code 

der Un­
terstüt­
zungs­

form für 
das FI) 

Verwaltungskosten und -ge­
bühren für Holdingfonds in 
Abhängigkeit des der Hol­
dingfondsstruktur zugrunde 
liegenden Finanzprodukts 

Verwaltungskosten und -ge­
bühren für spezifische Fonds 
(Einrichtung mit oder ohne 
Holdingfondsstruktur) auf­

geschlüsselt nach Finanzpro­
dukt 

Darlehen Garan­
tien 

Beteili­
gung Darlehen Garan­

tien 
Beteili­
gung 

Ein­
gabe = 
Aus­
wahl 

Ein­
gabe = 
Aus­
wahl 

Ein­
gabe = 
Aus­
wahl 

Ein­
gabe = 
Aus­
wahl 

Ein­
gabe 
= ma­
nuell 

Ein­
gabe 
= ma­
nuell 

Ein­
gabe 
= ma­
nuell 

Ein­
gabe 
= ma­
nuell 

Ein­
gabe 
= ma­
nuell 

Ein­
gabe 
= ma­
nuell 

Ein­
gabe 
= ma­
nuell 

Ein­
gabe 
= ma­
nuell 

Ein­
gabe 
= ma­
nuell 

Ein­
gabe 
= ma­
nuell 

Ein­
gabe 
= ma­
nuell 

Ein­
gabe 
= ma­
nuell 

Ein­
gabe 
= ma­
nuell 

Ein­
gabe 
= ma­
nuell 

Ein­
gabe 
= ma­
nuell 

Eingabe 
= ma­
nuell 

Eingabe = 
manuell 

___________ 
( 1 ) Gilt nicht für den AMIF, den ISF oder das BMVI. 
( 2 ) Im Datenaustauschsystem SFC2021 sollte in dieser Spalte die Möglichkeit vorgesehen werden, die im Fall einer Direktvergabe und im Fall einer Ausschreibung gezahlten Verwaltungskosten und -gebühren gesondert 

auszuweisen. 
( 3 ) Gilt nicht für den Kohäsionsfonds, den JTF, den AMIF, das BMVI, den ISF oder den EMFAF.
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ANHANG VIII 

Vorausschätzung des Betrags, für den der Mitgliedstaat von der Einreichung von Zahlungsanträgen 
im laufenden und im nachfolgenden Kalenderjahr ausgeht (Artikel 69 Absatz 10) 

Für jedes Programm auszufüllen, aufgeschlüsselt nach Fonds und Regionenkategorie, falls zutreffend. 

Fonds Regionenkategorie 

Erwarteter Unionsbeitrag 

[laufendes Kalenderjahr] [darauf folgendes Kalender­
jahr] 

Januar - Oktober November - Dezember Januar - Dezember 

EFRE Weniger entwickelte Regionen <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Übergangsregionen <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Stärker entwickelte Regionen <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Gebiete in äußerster Randlage und nördliche Regionen mit geringer Bevölkerungsdichte ( 1 ) <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Interreg <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

ESF+ Weniger entwickelte Regionen <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Übergangsregionen <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Stärker entwickelte Regionen <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Gebiete in äußerster Randlage und nördliche Regionen mit geringer Bevölkerungsdichte ( 2 ) <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Kohäsionsfonds <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

JTF (*) <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

EMFAF <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

AMIF <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

ISF <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

BMVI <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

(*) Beträge enthalten gegebenenfalls die ergänzende aus dem EFRE und dem ESF+ übertragene Förderung. 

___________ 
( 1 ) Hier sollte nur die besondere Mittelzuweisung für Gebiete in äußerster Randlage/nördliche Regionen mit geringer Bevölkerungsdichte angegeben werden. 
( 2 ) Hier sollte nur die besondere Mittelzuweisung für Gebiete in äußerster Randlage/nördliche Regionen mit geringer Bevölkerungsdichte angegeben werden.



 

ANHANG IX 

Kommunikation und Sichtbarkeit – Artikel 47, 49 und 50 

1. Verwendung und technische Merkmale des Emblems der Union (im 
Folgenden „Emblem“) 

1.1. Das Emblem ist deutlich sichtbar auf jedwedem für die Öffentlichkeit 
oder für Teilnehmer bestimmten Kommunikationsmaterial im Zusam­
menhang mit der Durchführung eines Vorhabens, wie gedruckten oder 
digitalen Produkten, Websites und deren mobilen Ansicht, 
anzubringen. 

1.2. Der Hinweis „Finanziert von der Europäischen Union“ oder „Kofinan­
ziert von der Europäischen Union“ muss ausgeschrieben werden und 
neben dem Emblem stehen. 

1.3. In Verbindung mit dem Emblem dürfen folgende Schriftarten verwen­
det werden: Arial, Auto, Calibri, Garamond, Trebuchet, Tahoma, Ver­
dana oder Ubuntu. Kursivschrift, Unterstreichungen und Schrifteffekte 
sind nicht zulässig. 

1.4. Bei der Positionierung des Textes im Verhältnis zum Emblem ist 
darauf zu achten, dass der Text sich nicht mit dem Emblem über­
schneidet. 

1.5. Die Schriftgröße muss in angemessenem Verhältnis zur Größe des 
Emblems stehen. 

1.6. Die Schrift muss je nach Hintergrund in der Farbe Reflex Blue, 
Schwarz oder Weiß gehalten sein. 

1.7. Das Emblem darf nicht modifiziert oder mit jedweden anderen gra­
fischen Elementen oder Texten zusammengefügt werden. Werden ne­
ben dem Emblem weitere Logos dargestellt, so muss das Emblem 
mindestens genauso hoch bzw. breit wie das größte der anderen Logos 
sein. Abgesehen von dem Emblem darf keine andere visuelle Identität 
oder kein anderes Logo verwendet werden, um auf die Unterstützung 
durch die Union hinzuweisen. 

1.8. Werden mehrere Vorhaben, die aus demselben oder anderen Finanz­
instrumenten unterstützt werden, an demselben Ort durchgeführt, oder 
erhält dasselbe Vorhaben zu einem späteren Zeitpunkt weitere Förder­
mittel, so wird mindestens eine Tafel oder ein Schild angebracht. 

1.9. Grafische Standards für das Emblem und Definition der Standardfar­
ben: 

A. SINNBILDLICHE BESCHEIBUNG 

Vor dem Hintergrund eines blauen Himmels bilden zwölf goldene 
Sterne einen Kreis als Zeichen der Union der Völker Europas. Die 
Zahl Zwölf ist unveränderlich, da diese Zahl als Symbol für Vollkom­
menheit und Einheit gilt. 

B. HERALDISCHE BESCHREIBUNG 

Ein Kranz von zwölf goldenen fünfzackigen Sternen, deren Spitzen 
sich nicht berühren, auf azurblauem Hintergrund. 
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C. GEOMETRISCHE BESCHREIBUNG 

Das Emblem besteht aus einer blauen rechteckigen Flagge, deren 
Breite das Anderthalbfache der Höhe misst. Auf einem unsichtbaren 
Kreis, dessen Mittelpunkt die Schnittstelle der Diagonalen des Recht­
ecks bildet, sind in gleichmäßigem Abstand zwölf goldene Sterne an­
geordnet. Der Kreisradius beträgt ein Drittel der Rechteckhöhe. Jeder 
Stern hat fünf Zacken, deren Spitzen einen unsichtbaren Umkreis mit 
dem Radius von jeweils 1/18 der Rechteckhöhe berühren. Alle Sterne 
stehen senkrecht, d. h. ein Zacken weist nach oben, während zwei 
weitere auf einer unsichtbaren Geraden ruhen, die die Senkrechte 
zum Fahnenschaft bildet. Die Sterne sind wie die Stunden auf dem 
Zifferblatt einer Uhr angeordnet. Ihre Zahl ist unveränderlich. 

D. FARBEN 

Das Emblem hat folgende Farben: PANTONE REFLEX BLUE für die 
Rechteckfläche; PANTONE YELLOW für die Sterne. 

E. VIERFARBENDRUCK 

Beim Vierfarbendruck müssen die beiden Originalfarben im Vierfar­
benverfahren wiedergegeben werden. 

PANTONE YELLOW erhält man durch Verwendung von 100 % 
„Process Yellow“. 

PANTONE REFLEX BLUE erhält man durch Mischung von 100 % 
„Process Cyan“ mit 80 % „Process Magenta“. 

INTERNET 

Auf der Web-Palette entspricht PANTONE REFLEX BLUE der Farbe 
RGB:0/51/153 (hexadezimal: 003399) und PANTONE YELLOW der 
Farbe RGB: 255/204/0 (hexadezimal: FFCC00). 

EINFARBIGE REPRODUKTION 

Bei Verwendung von Schwarz ist das Rechteck mit einer schwarzen 
Linie zu umgeben; die Sterne sind schwarz auf weißem Untergrund 
einzusetzen. 

Bei Verwendung von Blau (Reflex Blue) ist diese Farbe zu 100 % als 
Hintergrundfarbe zu verwenden, die Sterne erscheinen im Negativver­
fahren weiß. 
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REPRODUKTION AUF FARBIGEM HINTERGRUND 

Ist ein mehrfarbiger Hintergrund nicht zu vermeiden, wird das Recht­
eck durch einen weißen Rand umgeben, dessen Breite 1/25 der Recht­
eckhöhe entspricht. 

Die Grundsätze der Verwendung des Emblems der Union durch Dritte 
sind in der Verwaltungsvereinbarung mit dem Europarat über die Ver­
wendung des europäischen Emblems durch Dritte festgelegt ( 1 ). 

2. Mit der in Artikel 49 Absatz 6 genannten Lizenz für die Rechte am 
geistigen Eigentum werden der Union mindestens die folgenden 
Rechte gewährt: 

2.1. interne Verwendung, d. h. das Recht, das Kommunikations- und Sicht­
barkeitsmaterial zu reproduzieren, zu kopieren und den Organen und 
Agenturen der Union und den Behörden der Mitgliedstaaten sowie 
deren Beschäftigten zur Verfügung zu stellen; 

2.2. Reproduktion des Kommunikations- und Sichtbarkeitsmaterials auf 
jede Weise und in jeder Form, ganz oder teilweise; 

2.3. Übermittlung des Kommunikations- und Sichtbarkeitsmaterials an die 
Öffentlichkeit unter Verwendung jedweder Kommunikationsmittel; 

2.4. Verbreitung des Kommunikations- und Sichtbarkeitsmaterials (oder 
Kopien davon) in jeder Form; 

2.5. Speicherung und Archivierung des Kommunikations- und Sichtbar­
keitsmaterials; 

2.6. Vergabe von Unterlizenzen der Rechte am Kommunikations- und 
Sichtbarkeitsmaterial an Dritte. 
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ANHANG X 

Elemente für Finanzierungsvereinbarungen und Strategiedokumente – Artikel 59 
Absätze 1 und 5 

1. Erforderliche Elemente der Finanzierungsvereinbarung für gemäß Ar­
tikel 59 Absatz 5 eingesetzte Finanzinstrumente: 

a) Anlagestrategie oder -politik einschließlich Umsetzungsbestim­
mungen, anzubietende Finanzprodukte, anvisierte Endempfänger 
sowie (gegebenenfalls) geplante Kombination mit Zuschüssen; 

b) Unternehmensplan oder gleichwertige Unterlagen für das umzuset­
zende Finanzinstrument, einschließlich der geschätzten Hebelwir­
kung nach Artikel 58 Absatz 3 Buchstabe a; 

c) angestrebte Ergebnisse, die von dem betreffenden Finanzinstru­
ment erwartet werden, um zu den spezifischen Zielen und Ergeb­
nissen der jeweiligen Priorität beizutragen; 

d) Bestimmungen für die Überwachung der Tätigung von Investitio­
nen und die Finanzierungstätigkeit, einschließlich der Berichterstat­
tung des Finanzinstruments an den Holdingfonds und die Verwal­
tungsbehörde, damit die Einhaltung von Artikel 42 sichergestellt 
wird; 

e) Prüfanforderungen wie etwa Mindestanforderungen an die Unter­
lagen, die auf Ebene des Finanzinstruments (und gegebenenfalls 
auf Ebene des Holdingfonds) gemäß Artikel 82 aufzubewahren 
sind, und, gegebenenfalls, Anforderungen in Bezug auf die Spei­
cherung separater Aufzeichnungen für die verschiedenen Formen 
der Unterstützung im Einklang mit Artikel 58 Absatz 6, einschließ­
lich Bestimmungen und Anforderungen bezüglich des Zugangs der 
Prüfbehörden der Mitgliedstaaten, der Prüfer der Kommission und 
des Europäischen Rechnungshofs zu den Unterlagen, um einen 
eindeutigen Prüfpfad zu gewährleisten; 

f) Anforderungen und Verfahren für die Verwaltung der Beiträge 
vonseiten des Programms gemäß Artikel 92 sowie für die Voraus­
schätzung der Finanzierungstätigkeit, einschließlich Anforderungen 
an treuhänderische oder separate Rechnungsführung gemäß Arti­
kel 59; 

g) Anforderungen und Verfahren für die Verwaltung von Zinsen und 
anderen Erträgen, die gemäß Artikel 60 erwirtschaftet werden, ein­
schließlich akzeptabler Kassentransaktionen oder kurzfristig ver­
wertbarer Anlagen („Treasury investments“), sowie Verantwortung 
und Haftung der betreffenden Parteien; 

h) Bestimmungen zur Berechnung und Zahlung anfallender Verwal­
tungskosten oder der Verwaltungsgebühren des Finanzinstruments 
im Einklang mit Artikel 68 Absatz 1 Buchstabe d; 

i) Bestimmungen über die Wiederverwendung von auf die Unterstüt­
zung aus den Fonds zurückzuführenden Mitteln im Einklang mit 
Artikel 62 und eine Strategie für die vollständige Einstellung des 
Beitrags aus den Fonds zum Finanzinstrument; 

j) Bedingungen für einen etwaigen vollständigen oder partiellen 
Rückzug aus den Beiträgen von Programmen zu Finanzinstrumen­
ten, was gegebenenfalls auch den Holdingfonds betrifft; 

k) Bestimmungen, mit denen gewährleistet wird, dass die Stellen, die 
Finanzinstrumente umsetzen, diese Instrumente unabhängig und im 
Einklang mit den einschlägigen fachspezifischen Standards verwal­
ten und ausschließlich im Interesse der Parteien handeln, die Bei­
träge zu dem Finanzinstrument leisten; 
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l) Bestimmungen über die Abwicklung von Finanzinstrumenten; 

m) sonstige Bedingungen für Beiträge aus dem Programm zu dem 
Finanzinstrument; 

n) Bedingungen zur Gewährleistung, dass die Endempfänger durch 
vertragliche Vereinbarungen die Anforderung erfüllen, gemäß Ar­
tikel 50 Absatz 1 Buchstabe c langlebige Tafeln oder Schilder 
anzubringen, und sonstige Vereinbarungen zur Gewährleistung 
der Einhaltung von Artikel 50 und Anhang IX zur Anerkennung 
der Unterstützung aus den Fonds; 

o) Bewertung und Auswahl der Stellen, die Finanzinstrumente umset­
zen, einschließlich Aufforderungen zur Interessenbekundung oder 
Verfahren für die Vergabe öffentlicher Aufträge (nur wenn die 
Finanzinstrumente über einen Holdingfonds organisiert werden). 

2. Erforderliche Elemente des Strategiedokuments (bzw. der Strategiedo­
kumente) nach Artikel 59 Absatz 1: 

a) Anlagestrategie oder -politik des Finanzinstruments, allgemeine Be­
dingungen der geplanten Schuldtitel, Zielgruppe und zu unterstüt­
zende Maßnahmen; 

b) Unternehmensplan oder gleichwertige Unterlagen für das auszufüh­
rende Finanzinstrument, einschließlich der geschätzten Hebelwir­
kung nach Artikel 58; 

c) Verwendung und Wiederverwendung von auf die Unterstützung 
aus den Fonds zurückzuführenden Mitteln gemäß Artikel 60 
und 62; 

d) Überwachung und Berichterstattung über den Einsatz des Finanz­
instruments, um die Einhaltung von Artikel 42 und Artikel 50 
sicherzustellen. 
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ANHANG XI 

Kernanforderungen an Verwaltungs- und Kontrollsysteme und deren 
Klassifizierung – Artikel 69 Absatz 1 

Tabelle 1 – Kernanforderungen an die Verwaltungs- und Kontrollsysteme 

Betroffene Stellen/Behörden 

1 Angemessene Aufgabentrennung und angemessene schriftliche Vereinbarungen 
für Berichterstattung, Aufsicht und Überwachung der an eine zwischen­
geschaltete Stelle delegierten Aufgaben 

Verwaltungsbehörde 

2 Angemessene Kriterien und Verfahren für die Auswahl von Vorhaben Verwaltungsbehörde ( 1 ) 

3 Angemessene Information der Begünstigten zu den anwendbaren Bedingungen 
für die Unterstützung der ausgewählten Vorhaben 

Verwaltungsbehörde 

4 Angemessene Verwaltungsüberprüfungen, einschließlich angemessener Ver­
fahren für die Überprüfungen, ob die Bedingungen für nicht mit Kosten ver­
knüpfte Finanzierungen und für vereinfachte Kostenoptionen erfüllt sind 

Verwaltungsbehörde 

5 Wirksame Systeme zur Gewährleistung, dass alle für den Prüfpfad notwendigen 
Unterlagen aufbewahrt werden 

Verwaltungsbehörde 

6 Zuverlässiges elektronisches System (mit Verbindungen zu elektronischen 
Datenaustauschsystemen mit Begünstigten) für die Aufzeichnung und Spei­
cherung der Daten für Überwachung, Evaluierung, Finanzmanagement, Über­
prüfungen und Prüfungen, u. a. angemessene Abläufe zur Sicherstellung der 
Sicherheit, Integrität und Vertraulichkeit von Daten und der Authentifizierung 
von Nutzern 

Verwaltungsbehörde 

7 Wirksame Umsetzung angemessener Betrugsbekämpfungsmaßnahmen Verwaltungsbehörde 

8 Angemessene Verfahren zur Erstellung der Verwaltungserklärung Verwaltungsbehörde 

9 Angemessene Verfahren zur Bestätigung, dass die verbuchten Ausgaben 
rechtmäßig und ordnungsmäßig sind 

Verwaltungsbehörde 

10 Angemessene Verfahren zur Erstellung und Einreichung von Zahlungsanträgen 
und der Rechnungslegung und zur Bestätigung der Vollständigkeit, Genau­
igkeit und sachlichen Richtigkeit der Rechnungslegung 

Verwaltungsbehörde/für den 
Aufgabenbereich „Rechnungs­
führung“ zuständige Stelle 

11 Angemessene Aufgabentrennung und funktionelle Unabhängigkeit zwischen 
der Prüfbehörde (und gegebenenfalls allen Stellen, die unter der Verantwortung 
der Prüfbehörde Prüfungstätigkeiten durchführen, auf die sich die Prüfbehörde 
verlässt und die sie beaufsichtigt) und den anderen Programmbehörden sowie 
den Prüfungstätigkeiten, die im Einklang mit international anerkannten Prü­
fungsstandards durchgeführt werden 

Prüfbehörde 

12 Angemessene Systemprüfungen Prüfbehörde 

13 Angemessene Vorhabenprüfungen Prüfbehörde 

14 Angemessene Prüfungen der Rechnungslegung Prüfbehörde 

15 Angemessene Verfahren für die Erteilung eines zuverlässigen Bestätigungs­
vermerks und die Erstellung des jährlichen Kontrollberichts 

Prüfbehörde 
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( 1 ) Territoriale Behörden oder Stellen gemäß Artikel 29 Absatz 3 der vorliegenden Verordnung und, falls zutreffend, Lenkungsausschuss 
gemäß Artikel 22 Absatz 2 der Interreg-Verordnung.



 

Tabelle 2 – Klassifizierung der Verwaltungs- und Kontrollsysteme im Hinblick auf ihre effektive Funktionsweise 

Kategorie 1 Gute Funktionsfähigkeit. Keine oder lediglich geringfügige Verbesserungen erforderlich. 

Kategorie 2 Funktionsfähigkeit vorhanden. Bestimmte Verbesserungen erforderlich. 

Kategorie 3 Funktionsfähigkeit teilweise gegeben. Erhebliche Verbesserungen erforderlich. 

Kategorie 4 Funktionsfähigkeit im Wesentlichen nicht vorhanden. 
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ANHANG XII 

Detaillierte Regelungen und Muster für die Berichterstattung zu 
Unregelmässigkeiten – Artikel 69 Absätze 2 und 12 

A b s c h n i t t 1 

D e t a i l l i e r t e R e g e l u n g e n f ü r d i e B e r i c h t e r s t a t t u n g z u 
U n r e g e l m ä ß i g k e i t e n 

1.1. Meldepflichtige Unregelmäßigkeiten 

Die folgenden Unregelmäßigkeiten sind gemäß Artikel 69 Absatz 2 
der Kommission zu melden: 

a) Unregelmäßigkeiten, die Gegenstand einer ersten schriftlichen Be­
wertung einer zuständigen Verwaltungs- oder Gerichtsbehörde sind, 
die anhand konkreter Tatsachen zu dem Schluss gekommen ist, 
dass eine Unregelmäßigkeit vorliegt, auch wenn dieser Schluss auf­
grund des weiteren Verlaufs des Verwaltungs- bzw. Gerichtsver­
fahrens möglicherweise revidiert oder zurückgezogen werden muss; 

b) Unregelmäßigkeiten, aufgrund derer ein administratives oder ge­
richtliches Verfahren auf nationaler Ebene eingeleitet wird, mit 
dem Ziel festzustellen, ob Betrugsdelikte oder sonstige Straftaten 
im Sinne von Artikel 3 Absatz 2 Buchstaben a und b und Artikel 4 
Absätze 1, 2 und 3 der Richtlinie (EU) 2017/1371 und im Sinne 
von Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe a des Übereinkommens aufgrund 
von Artikel K.3 des Vertrags über die Europäische Union über den 
Schutz der finanziellen Interessen der Europäischen Gemeinschaf­
ten ( 1 ) für die Mitgliedstaaten, die nicht durch die genannte Richt­
linie gebunden sind, vorliegen; 

c) Unregelmäßigkeiten, die einer Insolvenz vorausgehen; 

d) eine bestimmte Unregelmäßigkeit oder eine Gruppe von Unregel­
mäßigkeiten, für die die Kommission nach der ursprünglichen Mel­
dung eines Mitgliedstaats ein schriftliches Ersuchen um Informa­
tionen an diesen Mitgliedstaat richtet. 

1.2. Nicht meldepflichtige Unregelmäßigkeiten 

Die folgenden Unregelmäßigkeiten sind nicht meldepflichtig: 

a) Unregelmäßigkeiten mit einem Umfang von weniger als 
10 000 EUR in Form von Beiträgen aus den Fonds; dies gilt nicht 
im Fall von Unregelmäßigkeiten, die miteinander verknüpft sind 
und deren Gesamtumfang 10 000 EUR in Form von Beiträgen 
aus den Fonds überschreitet, auch wenn diese Obergrenze von 
keiner von ihnen allein überschritten wird; 

b) Fälle, in denen die Unregelmäßigkeit lediglich darin besteht, dass 
infolge der nicht betrugsbedingten Insolvenz des Begünstigten ein 
in dem kofinanzierten Programm enthaltenes Vorhaben nicht oder 
nicht vollständig durchgeführt wurde; 

c) Fälle, die die Begünstigten der Verwaltungsbehörde oder der mit 
dem Aufgabenbereich „Rechnungsführung“ betrauten Behörde vor 
oder nach der Zahlung des öffentlichen Beitrags von sich aus mit­
geteilt haben, bevor eine der beiden Behörden die Unregelmäßig­
keiten feststellen konnte; 

d) Fälle, die von der Verwaltungsbehörde aufgedeckt und korrigiert 
werden, bevor sie in einen Zahlungsantrag zur Einreichung bei der 
Kommission aufgenommen werden. 
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( 1 ) ABl. C 316 vom 27.11.1995, S. 49.



 

Die Ausnahmen nach Buchstaben c und d des ersten Unterabsatzes der 
vorliegenden Ziffer gelten nicht für Unregelmäßigkeiten gemäß Ab­
schnitt 1.1. Buchstabe b. 

1.3. Bestimmung des meldenden Mitgliedstaats 

Der Mitgliedstaat, in dem die unregelmäßigen Ausgaben vom Begüns­
tigten getätigt und bei der Durchführung des Vorhabens gezahlt wer­
den, ist gemäß Artikel 69 Absatz 2 für die Meldung der Unregel­
mäßigkeit verantwortlich. Für Programme im Rahmen des Ziels „Eu­
ropäische territoriale Zusammenarbeit“ (Interreg) unterrichtet der mel­
dende Mitgliedstaat die Verwaltungsbehörde und die Prüfbehörde des 
Programms. 

1.4. Zeitpunkt der Meldung 

Die Mitgliedstaaten melden Unregelmäßigkeiten innerhalb von zwei 
Monaten nach Ende jedes Quartals nach ihrer Feststellung oder sobald 
zusätzliche Informationen über die gemeldeten Unregelmäßigkeiten 
verfügbar sind. Ein Mitgliedstaat meldet der Kommission jedoch un­
verzüglich – unter Angabe anderer betroffener Mitgliedstaaten – auf­
gedeckte oder möglicherweise aufgetretene Unregelmäßigkeiten, falls 
die Unregelmäßigkeiten Auswirkungen außerhalb seines Hoheits­
gebiets haben könnten. 

1.5. Einreichung, Verwendung und Verarbeitung der gemeldeten Informa­
tionen 

Ist nach den nationalen Vorschriften die Vertraulichkeit der Unter­
suchungen zu wahren, so dürfen lediglich Informationen gemeldet 
werden, für die eine Genehmigung durch das zuständige Gericht 
oder durch die sonstige zuständige Stelle gemäß nationalem Recht 
vorliegt. 

Die gemäß diesem Anhang gemeldeten Informationen können zum 
Zweck des Schutzes der finanziellen Interessen der Union verwendet 
werden, insbesondere um Risikoanalysen durchzuführen und Systeme 
zu entwickeln, die eine effizientere Risikoermittlung ermöglichen. 

Diese Informationen dürfen nur zum Zweck des Schutzes der finan­
ziellen Interessen der Union verwendet werden, sofern die Behörden, 
die sie übermittelt haben, einer anderen Verwendung nicht ausdrück­
lich zugestimmt haben. 

Diese Informationen fallen unter das Berufsgeheimnis und dürfen nicht 
anderen als denjenigen Personen in den Mitgliedstaaten oder innerhalb 
der Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union zugänglich 
gemacht werden, die aufgrund ihrer Aufgaben Zugang zu diesen In­
formationen haben müssen. 

A b s c h n i t t 2 

M u s t e r f ü r d i e e l e k t r o n i s c h e B e r i c h t e r s t a t t u n g ü b e r d a s B e r i c h t e r s t a t t u n g s s y s t e m 
f ü r U n r e g e l m ä ß i g k e i t e n 

Identifizierung Fonds 

Mitgliedstaat 

Meldende Behörde 

Jahr 

Laufende Nummer 

Programmplanungszeitraum 

Referenznummer – national 
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Informationen zur Abfas­
sung 

Einleitende Behörde – vollständige Bezeichnung 

Sprache des Antrags 

Datum der Abfassung 

Quartal 

Besonderer Antrag Notwendigkeit der Unterrichtung anderer Länder 

Mit anderem Fall bzw. anderen Fällen verbundene Person 

Status Verfahren 

Abschluss des Falls Datum des Abschlusses des Falls 

Personenbezogene 
Daten 

Identifizierung der betroffe­
nen Personen 

Juristische Person/natürliche Person 

Rechtlicher Status 

Ausweis-Nr. 

Name des Unternehmens/Familienname 

Handelsname/Vorname 

Name des Mutterunternehmens/unabhängiges Präfix 

Straße 

Postleitzahl 

Ort 

Gebietseinheit, in der die 
Person angemeldet ist 

Mitgliedstaat 

Entsprechende NUTS-Region 

Auf der Grundlage der Haushaltsordnung ( 1 ) (Artikel 135 bis 
145) gekennzeichnet 

Begründung für die Nichtoffenlegung personenbezogener Daten 

Beschreibung des Vor­
habens 

CCI-Nr. 

Ziel – CCI-Nr. 

Gegebenenfalls Regionenkategorie 

Ziel (IBW/Interreg) 

Programm 

Datum des Abschlusses des Programms 

Nummer des Kommissionsbeschlusses 

Datum des Kommissionsbeschlusses 

Politisches Ziel 

Priorität 

Spezifisches Ziel 
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( 1 ) Verordnung (EU, Euratom) 2018/1046 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. Juli 2018 über die Haushaltsordnung für 
den Gesamthaushaltsplan der Union, zur Änderung der Verordnungen (EU) Nr. 1296/2013, (EU) Nr. 1301/2013, (EU) 
Nr. 1303/2013, (EU) Nr. 1304/2013, (EU) Nr. 1309/2013, (EU) Nr. 1316/2013, (EU) Nr. 223/2014, (EU) Nr. 283/2014 und des 
Beschlusses Nr. 541/2014/EU sowie zur Aufhebung der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 (ABl. L 193 vom 30.7.2018, S. 1).



 

Gebietseinheit, in der das 
Vorhaben durchgeführt wird 

Mitgliedstaat 

Entsprechende NUTS-Region 

Zuständige Behörde 

Vorhaben – spezi­
fisches Projekt 

Projekt Projekt 

Bezeichnung des Projekts 

Nummer des Projekts 

Kofinanzierungssatz 

Gesamtbetrag der Ausgaben 

Gesamtbetrag der unregelmäßigen Ausgaben 

Unregelmäßigkeit Informationen, die eine Un­
regelmäßigkeit vermuten 
lassen 

Datum 

Quelle 

Bestimmungen, gegen die 
verstoßen wurde 

Bestimmungen – Union: gegebenenfalls Art, Titel, Fundstelle, 
Artikel und Absatz 

Bestimmungen – national: gegebenenfalls Art, Titel, Fundstelle, 
Artikel und Absatz 

Andere betroffene Staaten Mitgliedstaat(en) 

Nichtmitgliedstaat(en) 

Spezifische Informationen 
zur Unregelmäßigkeit 

Datum des Beginns der Unregelmäßigkeit 

Datum der Beendigung der Unregelmäßigkeit 

Art der Unregelmäßigkeit – Typologie 

Art der Unregelmäßigkeit – Kategorie 

Vorgehensweise 

Zusätzliche Informationen 

Feststellungen der Verwaltung 

Klassifizierung der Unregelmäßigkeit 

Straftaten gemäß Richtlinie (EU) 2017/1371 

Aufdeckung Datum der Aufdeckung (erste amtliche oder gerichtliche Fest­
stellung) 

Grund für die Durchführung einer Kontrolle (warum) 

Art und/oder Methode der Kontrolle (wie) 

Nach der Zahlung bzw. den Zahlungen des öffentlichen Bei­
trags durchgeführte Kontrolle 

Zuständige Behörde 

OLAF-Fall OLAF-Nummer – Fundstelle 

OLAF-Nummer – Jahr 

OLAF-Nummer – Sequenz 

Status 
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Gesamtbeträge Finanzielle Auswirkungen Ausgaben – EU-Beitrag 

Ausgaben – nationaler Beitrag 

Ausgaben – öffentlicher Beitrag 

Ausgaben – privater Beitrag 

Ausgaben – insgesamt 

Unregelmäßiger Betrag – EU-Beitrag 

Unregelmäßiger Betrag – nationaler Beitrag 

Unregelmäßiger Betrag – öffentlicher Beitrag 

davon nicht gezahlt – EU-Beitrag 

davon nicht gezahlt – nationaler Beitrag 

davon nicht gezahlt – öffentlichen Beitrag 

davon gezahlt – EU-Beitrag 

davon gezahlt – nationaler Beitrag 

davon gezahlt – öffentlichen Beitrag 

Bemerkungen 

Strafen Verfahren Verfahren zur Verhängung von Strafen eingeleitet 

Verfahrensart 

Datum des Beginns des Verfahrens 

(Voraussichtliches) Enddatum des Verfahrens 

Status des Verfahrens 

Strafen Strafen 

Strafen – Kategorie 

Strafen – Art 

Verhängte Strafen 

Beträge in Verbindung mit Geldstrafen 

Enddatum des Verfahrens 

Bemerkungen Bemerkungen Bemerkungen – Meldende Behörde 

Anhänge Anhänge 

Beschreibung der Anhänge 

Antrag auf Annullierung Begründung der Annullierung 

Begründung der Ablehnung 
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ANHANG XIII 

Elemente des Prüfpfads – Artikel 69 Absatz 6 

In Bezug auf den Unionsbeitrag basierend auf Kosten je Einheit, Pauschalbeträ­
gen und Pauschalfinanzierungen, den die Kommission gemäß Artikel 94 erstatten 
kann, und den Unionsbeitrag basierend auf nicht mit Kosten verknüpften Finan­
zierungen, den die Kommission gemäß Artikel 95 erstatten kann, sind nur die 
jeweils in Abschnitt III und Abschnitt IV dargelegten Elemente erforderlich. 

I. Obligatorische Elemente des Prüfpfads für Zuschüsse in den Formen 
nach Artikel 53 Absatz 1 Buchstaben a bis e: 

1. Unterlagen, die die Überprüfung der Anwendung der Eignungskriterien durch die Verwal­
tungsbehörde ermöglichen, sowie Unterlagen über das allgemeine Auswahlverfahren und die 
Genehmigung von Vorhaben; 

2. ein vom Begünstigten und der Verwaltungsbehörde/zwischengeschalteten Stelle unterschrie­
benes Dokument (Zuschussvereinbarung oder ein gleichwertiges Dokument), das die Bedingun­
gen für die Unterstützung darlegt; 

3. Rechnungsführungsunterlagen zu vom Begünstigten eingereichten Zahlungsanträgen, die im 
elektronischen System der Verwaltungsbehörde/zwischengeschalteten Stelle aufgezeichnet 
wurden; 

4. Unterlagen zu Überprüfungen, die die Bestimmungen hinsichtlich der Nichtverlagerung und 
Dauerhaftigkeit im Sinne von Artikel 65, Artikel 66 Absatz 2 und Artikel 73 Absatz 2 Buch­
stabe h betreffen; 

5. Nachweis der Zahlung des öffentlichen Beitrags an den Begünstigten und des Datums, an 
dem die Zahlung getätigt wurde; 

6. Unterlagen zum Nachweis der durchgeführten administrativen Kontrollen und, falls zutref­
fend, der Kontrollen vor Ort durch die Verwaltungsbehörde/zwischengeschaltete Stelle; 

7. Informationen über die durchgeführten Prüfungen; 

8. Unterlagen im Zusammenhang mit dem Follow-up der Verwaltungsbehörde/zwischengeschal­
teten Stelle, die zum Zwecke von Verwaltungsüberprüfungen und für Feststellungen aus der 
Prüfung erstellt wurden; 

9. Unterlagen, die die Überprüfung der Einhaltung der geltenden Rechtsvorschriften belegen; 

10. Daten in Bezug auf Output- und Ergebnisindikatoren, die die Abstimmung mit entsprechen­
den Sollvorgaben und Etappenzielen ermöglichen; 

11. Unterlagen im Zusammenhang mit Finanzkorrekturen der bei der Kommission geltend ge­
machten Ausgaben und Abzüge von diesen zur Gewährleistung der Einhaltung von Artikel 98 
Absatz 6, die die Verwaltungsbehörde/zwischengeschaltete Stelle/für den Aufgabenbereich 
„Rechnungsführung“ zuständige Stelle vornimmt; 

12. für Zuschüsse gemäß Artikel 53 Absatz 1 Buchstabe a die Rechnungen (oder gleichwertige 
Buchungsbelege) und den Nachweis der Zahlung durch den Begünstigten sowie Rechnungs­
führungsunterlagen des Begünstigten in Bezug auf die Ausgaben, die der Kommission gemeldet 
werden; 

13. für Zuschüsse gemäß Artikel 53 Absatz 1 Buchstaben b, c und d und falls zutreffend 
Dokumente, die die Methode zur Festlegung von Kosten je Einheit, Pauschalbeträgen und 
Pauschalfinanzierungen begründen; die Kostenkategorien, die die Grundlage für die Berechnung 
bilden; Dokumente zum Nachweis der Kosten, die unter anderen Kostenkategorien geltend 
gemacht wurden und auf die eine Pauschalfinanzierung angewandt wird; die ausdrückliche Zu­
stimmung der Verwaltungsbehörde zum Haushaltsentwurf auf dem Dokument, in dem die Be­
dingungen für die Unterstützung festlegt sind; Unterlagen über die Bruttopersonalkosten und die 
Berechnung des Stundensatzes; falls vereinfachte Kostenoptionen basierend auf vorhandenen 
Methoden verwendet werden, Unterlagen, aus denen hervorgeht, dass die Bestimmungen für 
ähnliche Arten von Vorgängen eingehalten wurden und die für die gewählte Methode erforder­
lichen Unterlagen vorgelegt wurden. 
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II. Obligatorische Elemente des Prüfpfads für Finanzinstrumente: 

1. Unterlagen über die Einrichtung des Finanzinstruments, wie Finanzie­
rungsvereinbarungen usw.; 

2. Unterlagen, aus denen die Beiträge der einzelnen Programme und der 
einzelnen Prioritäten zu dem Finanzinstrument, die im Rahmen der 
einzelnen Programme förderfähigen Ausgaben, die durch die Unter­
stützung aus den Fonds generierten Zinsen und sonstigen Erträge so­
wie die Wiederverwendung von auf die Unterstützung aus den Fonds 
zurückzuführenden Mitteln gemäß Artikel 60 und 62 hervorgehen; 

3. Unterlagen zur Funktionsweise des Finanzinstruments, einschließlich 
Unterlagen betreffend die Überwachung, die Berichterstattung und 
die Überprüfungen; 

4. Unterlagen betreffend den Rückzug von Programmbeiträgen und die 
Abwicklung des Finanzinstruments; 

5. Unterlagen betreffend die Verwaltungskosten und -gebühren; 

6. von den Endempfängern mit den Nachweisen eingereichte Antrags­
formulare o. Ä., auch Geschäftspläne und gegebenenfalls vorher­
gehende Jahresabschlüsse; 

7. Checklisten und Berichte der mit dem Einsatz des Finanzinstruments 
betrauten Stellen; 

8. Erklärungen im Zusammenhang mit „De-minimis“-Beihilfen; 

9. im Zusammenhang mit der Unterstützung durch das Finanzinstrument 
unterzeichnete Vereinbarungen, auch über Beteiligungsinvestitionen, 
Darlehen, Bürgschaften oder andere Investitionsformen zugunsten der 
Endempfänger; 

10. Nachweis, dass die durch das Finanzinstrument bereitgestellte Unter­
stützung bestimmungsgemäß verwendet wird; 

11. Aufzeichnungen der Finanzströme zwischen der Verwaltungsbehörde 
und dem Finanzinstrument sowie innerhalb des Finanzinstruments auf 
allen Ebenen bis hin zum Endempfänger, sowie bei Garantien der 
Nachweis, dass die zugrunde liegenden Darlehen ausgezahlt wurden; 

12. separate Aufzeichnungen oder Rechnungsführungscodes für einen Pro­
grammbeitrag oder eine Garantie, der bzw. die durch das Finanzinstru­
ment zugunsten des Endempfängers gezahlt bzw. geleistet wurde. 

III. Obligatorische Elemente des Prüfpfads für die Erstattung des Unions­
beitrags durch die Kommission gemäß Artikel 94, die auf Ebene der 
Verwaltungsbehörde/zwischengeschalteten Stelle aufzubewahren sind: 

1. Unterlagen zum Nachweis der vorherigen Zustimmung der Kommis­
sion zu den Arten von Vorhaben, die von Kosten je Einheit, Pauschal­
beträgen und Pauschalfinanzierungen abgedeckt sind, der Definition 
der damit verbundenen Beträge und Pauschalfinanzierungen sowie 
den Methoden für die Anpassung der Beträge (Genehmigung oder 
Änderung des Programms); 

2. Unterlagen zum Nachweis der Kostenkategorien und der Beträge, die 
die Grundlage für die Berechnung bilden, für die die Pauschalfinan­
zierung gilt; 
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3. Unterlagen zum Nachweis der Erfüllung der Bedingungen für die 
Erstattung durch die Kommission; 

4. Unterlagen zum Nachweis der Angleichung der Beträge, falls 
zutreffend; 

5. Unterlagen zum Nachweis der Berechnungsmethode, wenn Artikel 94 
Absatz 2 Unterabsatz 2 Buchstabe a Anwendung findet; 

6. Unterlagen zur Auswahl und Genehmigung der Vorhaben, auf die sich 
die Erstattung des Unionsbeitrags durch die Kommission basierend auf 
vereinfachten Kostenoptionen erstreckt; 

7. Dokument, das die Bedingungen der Unterstützung darlegt, vom Be­
günstigten und der Verwaltungsbehörde/zwischengeschalteten Stelle 
unterzeichnet ist und die Art der Unterstützung für die Begünstigten 
festlegt; 

8. Unterlagen zum Nachweis der gemäß Artikel 94 Absatz 3 Unter­
absatz 3 durchgeführten Verwaltungsüberprüfungen und Prüfungen; 

9. Nachweis der Zahlung des öffentlichen Beitrags an den Begünstigten 
und des Datums, an dem die Zahlung getätigt wurde. 

IV. Obligatorische Elemente des Prüfpfads für die Erstattung des Unions­
beitrags durch die Kommission gemäß Artikel 95, die auf Ebene der 
Verwaltungsbehörde/zwischengeschalteten Stelle aufzubewahren sind: 

1. Unterlagen zum Nachweis der vorherigen Zustimmung der Kommis­
sion zu den zu erfüllenden Bedingungen oder zu erzielenden Ergeb­
nissen und die entsprechenden Beträge (Genehmigung oder Änderung 
des Programms); 

2. Unterlagen zur Auswahl und Genehmigung der Vorhaben, auf die sich 
die Erstattung des Unionsbeitrags durch die Kommission auf der 
Grundlage von Artikel 95 erstreckt (nicht mit Kosten verknüpfte Fi­
nanzierungen); 

3. Dokument, das die Bedingungen der Unterstützung darlegt, vom Be­
günstigten und der Verwaltungsbehörde/zwischengeschalteten Stelle 
unterzeichnet ist und die Art der Unterstützung für die Begünstigten 
festlegt; 

4. Unterlagen zum Nachweis der gemäß Artikel 95 Absatz 3 Unter­
absatz 2 durchgeführten Verwaltungsüberprüfungen und Prüfungen; 

5. Nachweis der Zahlung des öffentlichen Beitrags an den Begünstigten 
und des Datums, an dem die Zahlung getätigt wurde; 

6. Unterlagen zum Nachweis der Erfüllung der Bedingungen oder der 
Erzielung von Ergebnissen in jeder Phase (im Falle einer Durchfüh­
rung in Phasen) und bevor die endgültigen Ausgaben an die Kommis­
sion gemeldet werden. 
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ANHANG XIV 

Systeme für den elektronischen Datenaustausch zwischen Programmbehörden 
und Begünstigten – Artikel 69 Absatz 8 

1. Aufgaben der Programmbehörden hinsichtlich der Merkmale der elek­
tronischen Datenaustauschsysteme 

1.1. Die Gewährleistung der Sicherheit, Integrität und Vertraulichkeit der 
Daten sowie die Authentifizierung des Absenders im Einklang mit 
Artikel 69 Absätze 6 und 8, Artikel 72 Absatz 1 Buchstabe e und 
Artikel 82. 

1.2. Die Gewährleistung der Einsatz- und Funktionsfähigkeit innerhalb und 
außerhalb der normalen Bürozeiten (außer während der technischen 
Wartung). 

1.3. Die Gewährleistung, dass das System auf logische, einfache und in­
tuitive Funktionen sowie eine logische, einfache und intuitive Benutz­
eroberfläche ausgelegt ist. 

1.4. Die Verwendung der Funktionen des Systems, mit denen Folgendes 
bereitgestellt wird: 

a) interaktive Formulare und/oder vom System auf Grundlage der in 
aufeinanderfolgenden Schritten des Verfahrens gespeicherten Daten 
bereits ausgefüllte Formulare; 

b) gegebenenfalls automatische Berechnungen; 

c) eingebettete automatische Kontrollen, die einen wiederholten Aus­
tausch von Dokumenten und Informationen reduzieren; 

d) systemgenerierte Meldungen, um den Begünstigten darüber zu in­
formieren, dass bestimmte Aktionen durchgeführt werden können; 

e) Online-Statusverfolgung, sodass der Begünstigte den gegenwärtigen 
Status des Projekts verfolgen kann; 

f) Verfügbarkeit aller früheren im elektronischen Datenaustauschsys­
tem abgewickelten Daten und Dokumente. 

1.5. Die Gewährleistung der Führung von Aufzeichnungen und der Daten­
speicherung im System, um sowohl Verwaltungsprüfungen von Zah­
lungsanträgen der Begünstigten gemäß Artikel 74 Absatz 2 als auch 
andere Prüfungen zu ermöglichen. 

2. Aufgaben der Programmbehörden hinsichtlich der Modalitäten der 
Übermittlung von Dokumenten und Daten bei jedem Austausch 

2.1. Die Gewährleistung, dass eine elektronische Signatur, die einer der 
drei in Verordnung (EU) Nr. 910/2014 des Europäischen Parlaments 
und des Rates ( 1 ) festgelegten Arten von elektronischen Signaturen 
entspricht, verwendet wird. 

2.2. Die Bereitstellung von Speichermöglichkeiten für das Datum, an dem 
der Begünstigte die Dokumente und Daten an die Programmbehörden 
übermittelt und umgekehrt. 

▼B 

02021R1060 — DE — 01.03.2023 — 002.001 — 257 

( 1 ) Verordnung (EU) Nr. 910/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Juli 
2014 über elektronische Identifizierung und Vertrauensdienste für elektronische Trans­
aktionen im Binnenmarkt und zur Aufhebung der Richtlinie 1999/93/EG (ABl. L 257 
vom 28.8.2014, S. 73).



 

2.3. Die Bereitstellung des Zugangs entweder direkt über eine interaktive 
Nutzerschnittstelle (Webanwendung) oder über eine technische 
Schnittstelle, die die automatische Synchronisierung und Übermittlung 
von Daten zwischen den Systemen der Begünstigten und denen der 
Mitgliedstaaten ermöglichen. 

2.4. Die Gewährleistung des Schutzes personenbezogener Daten (im Falle 
natürlicher Personen) beziehungsweise die Wahrung des Geschäfts­
geheimnisses (im Falle juristischer Personen) gemäß Richt­
linie 2002/58/EG des Europäischen Parlaments und des Rates ( 1 ) und 
Verordnung (EU) 2016/679. 
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( 1 ) Richtlinie 2002/58/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 12. Juli 2002 
über die Verarbeitung personenbezogener Daten und den Schutz der Privatsphäre in der 
elektronischen Kommunikation (Datenschutzrichtlinie für elektronische Kommunikation) 
(ABl. L 201 vom 31.7.2002, S. 37).



 

ANHANG XV 

SFC2021: System für den elektronischen Datenaustausch zwischen 
Mitgliedstaaten und der Kommission – Artikel 69 Absatz 9 

1. Aufgaben der Kommission 

1.1. Die Sicherstellung des Betriebs eines elektronischen Datenaustausch­
systems (im Folgenden „SFC2021“) für den gesamten offiziellen In­
formationsaustausch zwischen den Mitgliedstaaten und der Kommis­
sion. SFC2021 enthält mindestens die Informationen, die in den Mus­
tern gemäß der vorliegenden Verordnung festgelegt sind. 

1.2. Die Sicherstellung der folgenden Merkmale von SFC2021: 

a) interaktive Formulare oder vorab vom System ausgefüllte Formu­
lare, die sich auf die bereits im System erfassten Daten stützen; 

b) automatische Berechnungen, wenn dies den Eingabeaufwand der 
Benutzer verringert; 

c) eingebettete automatische Kontrollen, um die interne Kohärenz der 
übermittelten Daten sowie ihre Übereinstimmung mit den geltenden 
Regeln zu prüfen; 

d) vom System generierte Warnmeldungen, die die SFC2021-Benutzer 
darüber informieren, dass bestimmte Vorgänge ausgeführt bzw. 
nicht ausgeführt werden können; 

e) Online-Verfolgung der Verarbeitung von in das System eingegebe­
nen Informationen; 

f) Verfügbarkeit historischer Daten zu sämtlichen Informationen, die 
für ein Programm eingegeben wurden; 

g) Verfügbarkeit einer obligatorischen elektronischen Signatur im 
Sinne der Verordnung (EU) Nr. 910/2014 des Europäischen Par­
laments und des Rates, die in Gerichtsverfahren als Beweismittel 
zulässig ist. 

1.3. Die Gewährleistung einer Strategie für die Informationstechnologiesi­
cherheit für SFC2021, die für sämtliches Personal gilt, das das System 
verwendet, und die mit den relevanten Unionsbestimmungen, ins­
besondere dem Beschluss (EU, Euratom) 2017/46 der Kommission ( 1 ) 
und dessen Durchführungsvorschriften, im Einklang steht. 

1.4. Die Benennung einer oder mehrerer Personen, die für die Festlegung 
der Sicherheitsstrategie, ihre Einhaltung und ihre ordnungsgemäße An­
wendung in SFC2021 verantwortlich sind. 

2. Aufgaben der Mitgliedstaaten 

2.1. Die Sicherstellung, dass die gemäß Artikel 71 Absatz 1 angegebenen 
Programmbehörden der Mitgliedstaaten und die Stellen, die zur Aus­
führung bestimmter Aufgaben unter der Verantwortung der Verwal­
tungsbehörde oder der Prüfbehörde gemäß Artikel 71 Absätze 2 und 3 
dieser Verordnung ausgewählt wurden, die zu übermittelnden Informa­
tionen, für die sie zuständig sind, und etwaige Aktualisierungen in 
SFC2021 eingeben. 
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( 1 ) Beschluss (EU, Euratom) 2017/46 der Kommission vom 10. Januar 2017 über die 
Sicherheit von Kommunikations- und Informationssystemen in der Europäischen Kom­
mission (ABl. L 6 vom 11.1.2017, S. 40).



 

2.2. Die Sicherstellung der Überprüfung der übermittelten Informationen 
durch eine andere Person als der Person, die die Daten zur Übermitt­
lung eingegeben hat. 

2.3. Die Umsetzung der Trennung der oben genannten Aufgaben durch die 
automatisch an SFC2021 angebundenen IT-Systeme der Mitgliedstaa­
ten für Verwaltung und Kontrolle. 

2.4. Die Benennung einer oder mehrerer Personen, die für die Verwaltung 
der Zugangsrechte verantwortlich sind und die die folgenden Aufgaben 
ausführen: 

a) Feststellung der Identität der Benutzer, die einen Zugang beantra­
gen, und Prüfung, ob sie tatsächlich von der betreffenden Organi­
sation beschäftigt werden; 

b) Aufklärung der Benutzer über ihre Pflichten zur Gewährleistung 
der Sicherheit des Systems; 

c) Überprüfung des Anrechts von Benutzern auf die angeforderte Be­
rechtigungsebene im Hinblick auf ihre Aufgaben und ihre hierar­
chische Stellung; 

d) Anforderung des Entzugs von Zugriffsrechten, wenn kein Bedarf 
oder Grund für diese Rechte mehr vorliegt; 

e) unverzügliche Meldung verdächtiger Ereignisse, die die Sicherheit 
des Systems beeinträchtigen könnten; 

f) Sicherstellung der fortlaufenden Richtigkeit der Identifizierungs­
daten der Benutzer durch Meldung von Änderungen; 

g) Ergreifen der erforderlichen Vorsichtsmaßnahmen zum Datenschutz 
und zur Wahrung des Geschäftsgeheimnisses gemäß den Vorschrif­
ten der Union und des betreffenden Mitgliedstaats; 

h) Unterrichtung der Kommission über sämtliche Änderungen, die 
Auswirkungen haben auf die Fähigkeit der Behörden der Mitglied­
staaten oder der SFC2021-Benutzer, ihre Aufgaben gemäß Num­
mer 2.1 zu erfüllen, bzw. auf ihre persönliche Fähigkeit, die unter 
den Buchstaben a bis g genannten Aufgaben zu erfüllen. 

2.5. Die Bereitstellung von Maßnahmen zur Gewährleistung des Schutzes 
der Privatsphäre und personenbezogener Daten (im Falle natürlicher 
Personen) bzw. zur Wahrung des Geschäftsgeheimnisses (im Falle 
juristischer Personen) gemäß der Richtlinie 2002/58/EG, der Verord­
nung (EU) 2016/679 und der Verordnung (EU) 2018/1725. 

2.6. Die Festlegung der nationalen, regionalen oder lokalen Strategien für 
IT-Sicherheit in Bezug auf den Zugang zu SFC2021, basierend auf 
einer Risikobewertung, die für alle Behörden, die SFC2021 verwen­
den, gilt, und die Berücksichtigung folgender Aspekte: 

a) im Falle der direkten Nutzung die Berücksichtigung der für die 
IT-Sicherheit relevanten Aspekte der Tätigkeiten, die die für die 
Verwaltung der Zugangsrechte zuständigen Personen gemäß Ab­
schnitt II Nummer 2.4 der vorliegenden Verordnung ausführen; 
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b) in dem Fall, dass nationale, regionale oder lokale IT-Systeme über 
eine technische Schnittstelle gemäß Nummer 2.3 an SFC2021 an­
gebunden werden, die Berücksichtigung der für diese Systeme gel­
tenden Sicherheitsmaßnahmen, mit denen die Einhaltung der Si­
cherheitsanforderungen für SFC2021 durch diese Systeme sicher­
gestellt wird, und die Folgendes umfassen: 

i) physische Sicherheit; 

ii) Kontrolle von Datenträgern und des Zugangs dazu; 

iii) Kontrolle der Speicherung; 

iv) Zugangs- und Kennwortkontrolle; 

v) Überwachung; 

vi) Anbindung an SFC2021; 

vii) Kommunikationsinfrastruktur; 

viii) Management von Humanressourcen vor der Einstellung, wäh­
rend des Arbeitsverhältnisses und nach Beendigung des Ar­
beitsverhältnisses; 

ix) Management von Sicherheitsvorfällen. 

2.7. Die Bereitstellung des in Nummer 2.6 erwähnten Dokuments auf An­
frage der Kommission. 

2.8. Die Benennung einer oder mehrerer Personen, die für die Verwaltung 
und Gewährleistung der Anwendung nationaler, regionaler oder lokaler 
Strategien für IT-Sicherheit verantwortlich sind. Sie dienen als An­
sprechpartner für die durch die Kommission gemäß Nummer 1.4 be­
nannten Personen. 

3. Gemeinsame Aufgaben der Kommission und der Mitgliedstaaten 

3.1. Die Bereitstellung des Zugangs entweder direkt über eine interaktive 
Benutzeroberfläche (d. h. eine Web-Anwendung) oder über eine tech­
nische Schnittstelle, die mit vordefinierten Protokollen (d. h. Web- 
Diensten) arbeitet und die die automatische Synchronisierung und 
Übertragung von Daten zwischen den Informationssystemen der Mit­
gliedstaaten und SFC2021 ermöglicht. 

3.2. Die Bereitstellung des Datums der elektronischen Übermittlung der 
Informationen vom Mitgliedstaat an die Kommission bzw. in umge­
kehrter Richtung. Dieses gilt als Datum der Einreichung des betref­
fenden Dokuments. 

3.3. Die Sicherstellung, dass amtliche Daten ausschließlich über SFC2021, 
außer im Falle höherer Gewalt, ausgetauscht werden, und dass Infor­
mationen, die in die integrierten elektronischen Formulare von 
SFC2021 eingegeben werden (im Folgenden „strukturierte Daten“), 
nicht durch nichtstrukturierte Daten ersetzt werden, und im Falle von 
Unstimmigkeiten die strukturierten Daten Vorrang haben. 

Im Falle höherer Gewalt, einer Funktionsstörung von SFC2021 oder 
einer gestörten Verbindung zu SFC2021, die vor Ablauf einer vor­
geschriebenen Frist für die Einreichung von Informationen oder inner­
halb des Zeitraums vom 18. bis zum 26. Dezember länger als einen 
Arbeitstag andauert oder die in anderen Zeiten länger als fünf Arbeits­
tage andauert, kann der Informationsaustausch zwischen dem betref­
fenden Mitgliedstaat und der Kommission auf Papier erfolgen, wobei 
die Muster der vorliegenden Verordnung zu verwenden sind. In die­
sem Fall gilt als Datum der Einreichung des Dokuments das Datum 
des Poststempels. Sobald der Grund für die höhere Gewalt wegfällt, 
gibt die betroffene Partei unverzüglich die bereits in Papierform ange­
gebenen Informationen in SFC2021 ein. 
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3.4. Die Einhaltung der im SFC2021-Portal veröffentlichten Vorschriften 
und Anforderungen für IT-Sicherheit sowie der Maßnahmen, die die 
Kommission in SFC2021 implementiert, um eine sichere Datenüber­
tragung zu gewährleisten; dies gilt insbesondere für die Verwendung 
der in Nummer 2.3 der vorliegenden Verordnung genannten tech­
nischen Schnittstelle. 

3.5. Die Umsetzung der Sicherheitsmaßnahmen, die zum Schutz der Daten, 
die mittels SFC2021 gespeichert und übertragen werden, festgelegt 
wurden, und die Gewährleistung ihrer Wirksamkeit. 

3.6. Die jährliche Aktualisierung und Überprüfung der SFC2021-Strategie 
für IT-Sicherheit und der relevanten nationalen, regionalen und lokalen 
Strategien für IT-Sicherheit im Falle technologischer Änderungen, der 
Feststellung neuer Bedrohungen oder sonstiger relevanter Entwicklun­
gen. 

▼B 
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ANHANG XVI 

Muster für die Beschreibung des Verwaltungs- und Kontrollsystems – Artikel 69 
Absatz 11 

1. ALLGEMEIN 

1.1. Angaben übermittelt von: 

— Mitgliedstaat: 

— Bezeichnung des Programms/der Programme und CCI-Nr(n). (alle 
von der Verwaltungsbehörde abgedeckten Programme bei einem 
gemeinsamen Verwaltungs- und Kontrollsystem): 

— Name und E-Mail-Adresse des Hauptansprechpartners (für die Be­
schreibung zuständige Stelle): 

1.2. Die Angaben entsprechen dem Stand vom: (TT/MM/JJ) 

1.3. Struktur des Systems (allgemeine Angaben und Flussdiagramm, aus 
dem die organisatorischen Beziehungen zwischen den im Verwaltungs- 
und Kontrollsystem mitwirkenden Behörden/Stellen hervorgehen) 

1.3.1. Verwaltungsbehörde (Name, Anschrift und Ansprechpartner bei der 
Verwaltungsbehörde): 

1.3.2. Zwischengeschaltete Stellen (Name, Anschrift und Ansprechpartner bei 
den zwischengeschalteten Stellen) 

1.3.3. Für den Aufgabenbereich „Rechnungsführung“ zuständige Stelle 
(Name, Anschrift und Ansprechpartner bei der für den Aufgaben­
bereich „Rechnungsführung“ zuständigen Verwaltungsbehörde oder 
Programmbehörde) 

1.3.4. Angabe, wie der Grundsatz der Aufgabentrennung zwischen und in 
den Programmbehörden eingehalten wird 

2. VERWALTUNGSBEHÖRDE 

2.1. Die Verwaltungsbehörde – Beschreibung der Organisation und der 
Verfahren im Zusammenhang mit ihren Funktionen und Aufgaben 
nach den Artikeln 72 bis 75 

2.1.1. Status der Verwaltungsbehörde (nationale, regionale oder lokale öf­
fentliche Stelle oder private Einrichtung) und Stelle, der sie angehört 

2.1.2. Spezifizierung der direkt von der Verwaltungsbehörde wahrgenom­
menen Aufgaben 

2.1.3. Falls zutreffend, Spezifizierung je zwischengeschaltete Stelle jeder von 
der Verwaltungsbehörde übertragenen Funktion und Aufgabe, Benen­
nung der zwischengeschalteten Stellen und Art der Übertragung. Auf 
die einschlägigen Unterlagen (schriftliche Vereinbarungen) soll verwie­
sen werden. 

2.1.4. Gegebenenfalls Verfahren zur Überwachung der von der Verwaltungs­
behörde übertragenen Funktionen und Aufgaben 

2.1.5. Rahmen zur Gewährleistung, dass erforderlichenfalls und insbesondere 
bei größeren Änderungen beim Verwaltungs- und Kontrollsystem ein 
adäquates Risikomanagement betrieben wird 
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2.1.6. Organigramm der Verwaltungsbehörde und Angaben zu ihrer Bezie­
hung zu etwaigen anderen Stellen oder Abteilungen (intern oder ex­
tern), die Funktionen und Aufgaben nach den Artikeln 72 bis 75 über­
nehmen 

2.1.7. Angaben zur geplanten Mittelzuweisung im Zusammenhang mit den 
verschiedenen Aufgaben der Verwaltungsbehörde (einschließlich Infor­
mationen über alle geplanten Auslagerungen und deren Ausmaße, falls 
zutreffend) 

3. FÜR DEN AUFGABENBEREICH „RECHNUNGSFÜHRUNG“ ZU­
STÄNDIGE STELLE 

3.1. Status und Beschreibung der Organisation und der Verfahren im Zu­
sammenhang mit den Aufgaben der für den Aufgabenbereich „Rech­
nungsführung“ zuständigen Stelle 

3.1.1. Status der für den Aufgabenbereich „Rechnungsführung“ zuständigen 
Stelle (nationale, regionale oder lokale öffentliche Stelle oder private 
Einrichtung) und gegebenenfalls Stelle, der sie angehört 

3.1.2. Beschreibung der Funktionen und Aufgaben der für den Aufgaben­
bereich „Rechnungsführung“ nach Artikel 76 zuständigen Stelle 

3.1.3. Beschreibung, wie die Arbeit organisiert wird (Arbeitsabläufe, Verfah­
ren, interne Abteilungen), welche Verfahren und wann diese angewen­
det werden, wie sie überwacht werden usw. 

3.1.4. Angaben zur geplanten Mittelzuweisung im Zusammenhang mit den 
verschiedenen Aufgaben im Rahmen der Rechnungsführung 

4. ELEKTRONISCHES SYSTEM 

4.1. Beschreibung des elektronischen Systems bzw. der elektronischen Sys­
teme einschließlich Flussdiagramm (zentrales oder gemeinsames ver­
netztes System oder dezentrales System mit Verbindungen zwischen 
den Systemen) im Hinblick auf Folgendes: 

4.1.1. Aufzeichnung und Speicherung der Daten zu allen Vorhaben in digi­
talisierter Form, falls zutreffend auch zu einzelnen Teilnehmern, und 
Aufschlüsselung der Indikatordaten, wenn dies in der vorliegenden 
Verordnung vorgesehen ist 

4.1.2. Sicherstellung, dass Rechnungsführungsunterlagen oder Codes für je­
des Vorhaben aufgezeichnet und gespeichert werden und diese Unter­
lagen oder Codes die erforderlichen Daten zur Aufstellung der Zah­
lungsanträge und der Rechnungslegung unterstützen 

4.1.3. Führung von Rechnungsführungsunterlagen oder separater Rechnungs­
führungscodes über die bei der Kommission geltend gemachten Aus­
gaben und den an die Begünstigten ausgezahlten entsprechenden öf­
fentlichen Beitrag 

4.1.4. Aufzeichnung aller während des Geschäftsjahres herausgenommenen 
Beträge nach Artikel 98 Absatz 3 Buchstabe b und aller aus der 
Rechnungslegung abgezogenen Beträge nach Artikel 98 Absatz 6 
und der Gründe für diese Herausnahmen und Abzüge 

4.1.5. Angabe, ob die Systeme wirksam funktionieren und die genannten 
Daten zuverlässig an dem Tag aufzeichnen können, an dem diese 
Beschreibung nach Nummer 1.2 erstellt wird 

4.1.6. Beschreibung der Verfahren zur Gewährleistung der Sicherheit, Inte­
grität und Vertraulichkeit der elektronischen Systeme 

▼B 
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ANHANG XVII 

Daten, die für jedes Vorhaben elektronisch aufzuzeichnen und zu speichern sind – Artikel 72 Absatz 1 Buchstabe e 

In diesem Anhang werden die aufzuzeichnenden Daten festgelegt, ohne dass eine spezifische Struktur für das elektronische System vorgeschrieben wird (z. B. können die Angaben, die für die Zwecke 
dieses Anhangs in einer Zeile aufgeführt sind, in dem betreffenden elektronischen System auf mehrere Datenfelder aufgeteilt werden). 

Die Daten in der ersten Spalte der Tabelle sind zu Vorhaben erforderlich, die aus einem der unter diese Verordnung fallenden Fonds unterstützt werden, sofern in der zweiten Spalte nicht anders 
angegeben. Es sollten nur Datenfelder ausgefüllt werden, die für das betreffende Vorhaben relevant sind. Für Finanzinstrumentvorhaben sind die Angaben in den Abschnitten, in denen ausdrücklich auf 
Finanzinstrumente Bezug genommen wird, ebenfalls aufzuzeichnen und zu speichern. 

Wenn ein Vorhaben aus mehr als einem Programm, mehr als einer Priorität, mehr als einem Fonds, oder mehr als einer Regionenkategorie unterstützt wird, werden die in den Feldern 28-123 dieses 
Anhangs genannten Angaben so aufgezeichnet, dass die Daten aufgeschlüsselt nach Programm, Priorität, Fonds und Regionenkategorie abgerufen werden können. 

Darüber hinaus werden die in den Feldern 46-152 dieses Anhangs genannten Angaben (Daten im Zusammenhang mit den Berichterstattungspflichten nach Artikel 42 und Anhang VII) so 
aufgezeichnet, dass die Daten aufgeschlüsselt nach spezifischen Zielen abgerufen werden können. 

Datenfelder Angabe der Fonds, für die keine Daten erforderlich sind 

Daten zum Begünstigten ( 1 ) ( 2 ) 

1. Name und gegebenenfalls eindeutige Kennzeichnung jedes Begünstigten 

2. Angabe, ob es sich bei dem Begünstigten um eine öffentlich-rechtliche oder privatrechtliche Einrichtung, eine Einrichtung mit 
oder ohne Rechtspersönlichkeit oder eine natürliche Person handelt. Geburtsdatum und Ausweisnummer bei einer natürlichen 
Person. Mehrwertsteuer-Identifikationsnummer oder Steuer-Identifikationsnummer bei einer öffentlich-rechtlichen oder privatrecht­
lichen Einrichtung bzw. einer Einrichtung mit oder ohne Rechtspersönlichkeit 

3. Angabe aller wirtschaftlichen Eigentümer des Begünstigten, falls vorhanden, nach Artikel 3 Absatz 6 der Richtlinie (EU) 2015/ 
849, und zwar Vorname(n) und Nachname(n), Geburtsdatum/Geburtsdaten und Mehrwertsteuer-Identifikationsnummer(n) oder 
Steuer-Identifikationsnummer(n) 

Die Mitgliedstaaten können dieser Anforderung entsprechen, indem sie die Daten verwenden, die in den in Artikel 30 der 
Richtlinie (EU) 2015/849 genannten Registern gespeichert sind, sofern eine individuelle Identifikationsnummer angegeben ist. 

4. Angabe, ob es sich bei dem Begünstigten um die Stelle handelt, die die Beihilfe erhält (im Zusammenhang mit staatlichen 
Beihilfen) oder die die Beihilfe gewährt (im Zusammenhang mit „De-minimis“-Beihilfen) 

___________ 
( 1 ) Im Fall des Ziels „Europäische territoriale Zusammenarbeit“ (Interreg) umfasst der Begriff „Begünstigte“ den Hauptbegünstigten sowie weitere Begünstigte. 
( 2 ) Zu den Begünstigten gehören gegebenenfalls weitere Stellen, denen im Rahmen des Vorhabens Ausgaben entstehen, die als dem Begünstigten entstandene Ausgaben behandelt werden.
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Datenfelder Angabe der Fonds, für die keine Daten erforderlich sind 

5. Nur bei ÖPP-Vorhaben: Angabe, ob es sich bei dem Begünstigten um die öffentliche Stelle handelt, die das ÖPP-Vorhaben 
einleitet, oder um den privaten Partner, der für die Durchführung des ÖPP-Vorhabens ausgewählt wurde 

6. Nur bei Kleinprojektfonds (Interreg): Angabe, ob es sich bei dem Begünstigten eines Kleinprojektfonds um eine grenzüber­
schreitende juristische Person, einen Europäischen Verbund für territoriale Zusammenarbeit oder eine Einrichtung mit Rechts­
persönlichkeit handelt 

Nicht zutreffend für EFRE im Rahmen des Ziels „Investi­
tionen in Beschäftigung und Wachstum“, ESF+, Kohäsi­
onsfonds, JTF, EMFAF, AMIF, ISF oder BMVI 

7. Kontaktdaten des Begünstigten 

Daten zum Begünstigten im Zusammenhang mit Finanzinstrumenten 

8. Angabe, ob es sich bei dem Begünstigten 

a) um die Stelle handelt, die einen Holdingfonds einsetzt, oder 

b) – wenn es keine Holdingfondsstruktur gibt – um die Stelle handelt, die einen spezifischen Fonds einsetzt, oder 

c) – wenn die Verwaltungsbehörde das Finanzinstrument direkt einsetzt – Angaben zur Verwaltungsbehörde 

Daten zum Vorhaben 

9. Name und eindeutige Kennzeichnung des Vorhabens 

10. Kurze Beschreibung des Vorhabens; Angaben zum Gegenstand der Finanzierung und zu den wichtigsten Zielen 

11. Angabe, ob das Vorhaben unter die Bestimmungen von Artikel 94 oder 95 fällt 

12. Angabe, ob es sich um ein Vorhaben von strategischer Bedeutung handelt 

13. Angabe, ob das Vorhaben nach Artikel 12 Absatz 1 der BMVI-Verordnung, Artikel 12 Absatz 1 der ISF-Verordnung bzw. 
Artikel 15 Absatz 1 der AMIF-Verordnung durchgeführt wird oder ob es sich um eine spezifische Maßnahme oder eine in 
Anhang IV der genannten Verordnungen aufgeführte Maßnahme oder um eine Betriebskostenunterstützung oder eine Soforthilfe 
handelt 

Nicht zutreffend für EFRE, ESF+, Kohäsionsfonds, JTF 
oder EMFAF 

14. Datum der Einreichung des Antrags für das Vorhaben 

15. Anfangsdatum wie in den Unterlagen aufgeführt, aus denen die Bedingungen für die Unterstützung hervorgehen 

16. Abschlussdatum wie in den Unterlagen aufgeführt, aus denen die Bedingungen für die Unterstützung hervorgehen
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▼B 

Datenfelder Angabe der Fonds, für die keine Daten erforderlich sind 

17. Tatsächliches Datum, an dem das Vorhaben physisch abgeschlossen ist oder vollständig durchgeführt wurde 

18. Stelle, die die Unterlagen ausstellt, aus denen die Bedingungen für die Unterstützung hervorgehen 

19. Datum der Unterlagen, aus denen die Bedingungen für die Unterstützung hervorgehen, und Datum etwaiger Änderungen 

20. Angabe, ob es sich bei der öffentlichen Unterstützung für das Vorhaben um staatliche Beihilfen handelt 

21. Angabe, ob es sich bei der öffentlichen Unterstützung für das Vorhaben um „De-minimis“-Beihilfen handelt 

22. Angabe, ob es sich um ein ÖPP-Vorhaben handelt 

23. Angabe, ob der Begünstigte oder andere Stellen, die das Vorhaben im Einklang mit den Vorschriften der Union über die Vergabe 
öffentlicher Aufträge durchführen, Auftragnehmer einsetzen, und – falls zutreffend – nach Unterzeichnung der entsprechenden 
Verträge: 

a) Angabe aller Auftragnehmer, einschließlich Name und Mehrwertsteuer-Identifikationsnummer oder Steuer-Identifikationsnum­
mer des/der Auftragnehmer(s), 

b) Angabe der wirtschaftlichen Eigentümer des Auftragnehmers nach Artikel 3 Absatz 6 der Richtlinie (EU) 2015/849, und zwar 
Vorname(n) und Nachname(n), Geburtsdatum/Geburtsdaten und Mehrwertsteuer-Identifikationsnummer(n) oder Steuer-Identi­
fikationsnummer(n) dieser wirtschaftlichen Eigentümer, und 

c) Angaben zu den Verträgen (Datum des Vertrags, Name, Bezugsnummer und Vertragswert) 

Die Mitgliedstaaten können der Anforderung nach Buchstabe b entsprechen, indem sie die Daten verwenden, die in den in Artikel 30 
der Richtlinie (EU) 2015/849 genannten Registern gespeichert sind, sofern eine individuelle Identifikationsnummer angegeben ist. 

Angaben in diesem Feld sind nur erforderlich, wenn es sich um öffentliche Ausschreibungsverfahren über den Unionsschwellenwerten 
handelt. 

24. Angabe ( 1 ), ob der in Feld 23 genannte Auftragnehmer Unterauftragnehmer einsetzt, und – falls zutreffend – nach Unterzeichnung 
der entsprechenden Unterverträge Angabe aller in den Auftragsunterlagen (des Auftragnehmers) aufgeführten Unterauftragnehmer, 
und zwar Name und Mehrwertsteuer-Identifikationsnummer oder Steuer-Identifikationsnummer, und Angaben zu Unteraufträgen 
(Datum des Vertrags, Name, Bezugsnummer und Vertragswert) 

Angaben in diesem Feld sind nach Ablauf eines Jahres ab Inkrafttreten dieser Verordnung erforderlich. 

___________ 
( 1 ) Angaben in diesem Feld sind nur auf der ersten Ebene der Unterauftragsvergabe, nur bei vorhandenen Angaben über einen Auftragnehmer in Feld 23 und nur bei Unteraufträgen im Gesamtwert von mehr als 50 000 EUR 

erforderlich.
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▼B 

Datenfelder Angabe der Fonds, für die keine Daten erforderlich sind 

25. Angabe, ob der Begünstigte für die Durchführung des Vorhabens den Zuschuss an andere Stellen weiterreicht. Falls zutreffend, 
Angaben zu deren Namen, Mehrwertsteuer-Identifikationsnummer oder Steuer-Identifikationsnummer sowie Angaben zu den 
Vereinbarungen zwischen diesen Stellen und dem Begünstigten (Datum der Vereinbarung, Bezugsnummer und Vereinbarungs­
wert) 

26. Nur für den Fall, dass die Gesamtkosten des Vorhabens (inkl. MwSt.) 5 Mio. EUR übersteigen: Angabe, ob die Mehrwertsteuer 
auf die vom Begünstigten getätigten Ausgaben nach den nationalen Mehrwertsteuervorschriften nicht erstattungsfähig ist (Ar­
tikel 64 Absatz 1 Buchstabe c) 

27. Für das Vorhaben maßgebliche Währung (gemäß den Unterlagen, aus denen die Bedingungen für die Unterstützung hervorgehen) 

28. CCI-Nr. des Programms/der Programme, über das bzw. die das Vorhaben unterstützt wird 

29. Priorität(en) des Programms/der Programme, über das bzw. die das Vorhaben unterstützt wird 

30. Fonds, aus dem bzw. denen das Vorhaben unterstützt wird. Gibt es mehrere Fonds oder andere Unionsinstrumente, aus denen das 
Vorhaben unterstützt wird, Angaben zur Aufteilung, zu den anteiligen Beträgen usw. 

31. Angabe, ob das Vorhaben unter Beteiligung eines Drittlands oder in einem Drittland durchgeführt wird. Falls zutreffend, Angabe 
des Drittlands 

Nicht zutreffend für EFRE, ESF+, Kohäsionsfonds oder 
JTF 

32. Nur für Unterstützung aus dem ESF+, die im Rahmen des spezifischen Ziels nach Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe m bereitgestellt 
wird: Menge an Nahrungsmitteln, 

a) die vom Begünstigten gekauft werden 

b) deren Herkunft im Einklang mit Artikel 17 Absatz 2 der ESF+-Verordnung steht 

c) die an die Stellen geliefert werden, die die Nahrungsmittel an die Endempfänger verteilen, und 

d) die an die Endempfänger verteilt werden 

Nicht zutreffend für EFRE, Kohäsionsfonds, JTF, EMFAF, 
AMIF, ISF oder BMVI 

33. Nur für Unterstützung aus dem ESF+, die im Rahmen des spezifischen Ziels nach Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe m bereitgestellt 
wird: Menge an materieller Basisunterstützung, 

a) die vom Begünstigten gekauft wird 

b) die an die Stellen geliefert wird, die die Unterstützung an die Endempfänger verteilen, und 

c) die an die Endempfänger verteilt wird 

Nicht zutreffend für EFRE, Kohäsionsfonds, JTF, EMFAF, 
AMIF, ISF oder BMVI
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▼B 

Datenfelder Angabe der Fonds, für die keine Daten erforderlich sind 

34. Nur für Unterstützung aus dem ESF+, die im Rahmen des spezifischen Ziels nach Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe m bereitgestellt 
wird: Anzahl der ausgestellten Gutscheine oder Karten (oder andere Instrumente der indirekten Lieferung), die an Endempfänger 
ausgegeben und von ihnen verwendet werden, sowie Angabe des Gesamtbetrags der Ausgaben für Gutscheine oder Karten (oder 
für andere Instrumente der indirekten Lieferung), die an Endempfänger ausgegeben und von ihnen verwendet werden 

Nicht zutreffend für EFRE, Kohäsionsfonds, JTF, EMFAF, 
AMIF, ISF oder BMVI 

35. Von dem Vorhaben betroffene Regionenkategorie(n) Nicht zutreffend für Kohäsionsfonds, EMFAF, AMIF, ISF 
oder BMVI 

Spezifische Daten für Finanzinstrumentvorhaben 

36. Angabe, ob das Finanzinstrument mit Programmunterstützung in Form von Zuschüssen im Sinne von Artikel 58 Absatz 5 
kombiniert wird 

37. Angabe, ob das Finanzinstrumentvorhaben direkt von der Verwaltungsbehörde oder in Zuständigkeit der Verwaltungsbehörde im 
Sinne von Artikel 59 Absätze 1 und 2 durchgeführt wird 

38. Angabe, ob das Finanzinstrumentvorhaben über aufeinanderfolgende Zeiträume durchgeführt wird, und – falls zutreffend – 
Angabe der betreffenden nachstehenden Zeiträume: 

a) 2014-2020 und 2021-2027 

b) 2021-2027 und nach 2027 

39. Wenn das Finanzinstrument über einen Holdingfonds organisiert wird, Angaben zur Stelle, die einen spezifischen Fonds im 
Rahmen des Holdingfonds einsetzt 

40. Verfahren zur Auswahl der Stelle, die mit dem Einsatz des Finanzinstruments betraut wird 

41. Rechtlicher Statuts des Finanzinstruments, entweder 

a) Investition von Programmmitteln in das Kapital eines Rechtsträgers, oder 

b) separate Verwaltungsblöcke oder Treuhandkonten 

42. Kontaktdaten des Begünstigten und, wenn das Finanzinstrument mit einem Holdingfonds eingerichtet wurde, Kontaktdaten der 
Stelle, die einen spezifischen Fonds im Rahmen des Holdingfonds einsetzt 

43. Datum der Unterzeichnung der Finanzierungsvereinbarung zwischen der Verwaltungsbehörde und der Stelle, die einen Holding­
fonds oder einen spezifischen Fonds ohne Holdingfonds einsetzt
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▼B 

Datenfelder Angabe der Fonds, für die keine Daten erforderlich sind 

44. Datum der Unterzeichnung der Finanzierungsvereinbarung zwischen der einen Holdingfonds einsetzenden Stelle und der einen 
spezifischen Fonds einsetzenden Stelle 

45. Datum des Abschlusses der Ex-ante-Bewertung nach Artikel 58 Absatz 3 

Daten zu Arten der Intervention 

46. Codes für die Dimension „Interventionsbereich“, für die Dimension „Form der Unterstützung“, für die Dimension „Territoriale 
Umsetzungsmechanismen und territoriale Ausrichtung“, für die Dimension „Wirtschaftstätigkeit“, für die Dimension „Gebiet“, für 
die geschlechterspezifische Prägung und gegebenenfalls für makroregionale Strategien und Meeresbeckenstrategien nach Anhang I 
der vorliegenden Verordnung und Anhang VII der EFRE- und KF-Verordnung sowie Anhang VI der AMIF-, ISF- und 
BMVI-Verordnungen 

Nicht zutreffend für EMFAF 

47. Code(s) für die Dimension „Sekundäre ESF+-Themen“ nach Anhang I dieser Verordnung Nicht zutreffend für EFRE, Kohäsionsfonds, JTF, EMFAF, 
AMIF, ISF oder BMVI 

48. Codes für die verschiedenen Maßnahmenarten, für die Durchführung und für bestimmte Themen der Dimensionen nach An­
hang VI der AMIF-, ISF- und BMVI-Verordnungen 

Nicht zutreffend für EFRE, ESF+, Kohäsionsfonds, JTF 
oder EMFAF 

Daten zu Indikatoren für alle Vorhaben (einschließlich Finanzinstrumentvorhaben) 

49. Eindeutige Kennzeichnung und Name des Indikators jedes gemeinsamen und/oder jedes programmspezifischen Outputindikators, 
der für das Vorhaben von Bedeutung ist 

50. Für jeden Outputindikator: 

a) Messeinheit, 

b) gegebenenfalls Zielwert für das Vorhaben, gegebenenfalls nach Geschlechtern aufgeschlüsselt, 

c) gegebenenfalls bislang erreichte kumulative Werte, gegebenenfalls nach Geschlechtern aufgeschlüsselt, 

d) gegebenenfalls Verwirklichungsquote (erreichter Wert/Zielwert) 

Nicht zutreffend für EMFAF 

51. Gegebenenfalls Etappenziel für jeden Outputindikator, gegebenenfalls nach Geschlechtern aufgeschlüsselt Nicht zutreffend für die ESF+-Unterstützung im Rahmen 
des spezifischen Ziels nach Artikel 4 Absatz 1 Buch­
stabe m der ESF+-Verordnung, oder für EMFAF, AMIF, 
ISF oder BMVI
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▼B 

Datenfelder Angabe der Fonds, für die keine Daten erforderlich sind 

52. Eindeutige Kennzeichnung und Name des Indikators jedes gemeinsamen und/oder jedes programmspezifischen Ergebnisindika­
tors, der für das Vorhaben von Bedeutung ist 

53. Aufschlüsselung des Indikators, soweit in den fondsspezifischen Verordnungen ausdrücklich vorgeschrieben Nicht zutreffend für EFRE, ESF+, Kohäsionsfonds, JTF 
oder EMFAF 

54. Gegebenenfalls Messeinheit für jeden Ergebnisindikator Nicht zutreffend für EFRE, Kohäsionsfonds, JTF oder EM­
FAF 

55. Gegebenenfalls Basis- und Zielwert für jeden Ergebnisindikator für das Vorhaben, gegebenenfalls nach Geschlechtern auf­
geschlüsselt, sowie bislang erreichte Werte und Verwirklichungsquote des Ergebnisindikators (erreichter Wert/Zielwert) 

Nicht zutreffend für EMFAF 

Basiswert nicht zutreffend für ESF+, AMIF, ISF oder 
BMVI 

Spezifische Finanzdaten zu Vorhaben (in der für das Vorhaben maßgeblichen Währung) 

56. Betrag der förderfähigen Gesamtkosten des Vorhabens, der in der jüngsten Fassung der Unterlagen gebilligt wird, aus denen die 
Bedingungen für die Unterstützung hervorgehen 

57. Betrag der förderfähigen Gesamtkosten, für die ein öffentlicher Beitrag gewährt wird 

58. Betrag der ausgezahlten oder auszuzahlenden Unterstützung aus den Fonds 

Spezifische Finanzdaten zu Finanzinstrumentvorhaben (in der für das Vorhaben maßgeblichen Währung) 

59. Betrag des Programmbeitrags, der für ein Finanzinstrument gebunden ist und der in den Unterlagen gebilligt wird, aus denen die 
Bedingungen für die Unterstützung hervorgehen (Finanzierungsvereinbarung), davon: 

a) Betrag des öffentlichen Beitrags, 

b) Betrag des Beitrags aus den Fonds, aufgeschlüsselt nach Fonds 

60. Betrag der privaten und öffentlichen Mittel, die zusätzlich zu den Fondsmitteln mobilisiert werden, aufgeschlüsselt nach Pro­
dukten: Darlehen, Bürgschaften, Beteiligungs- oder beteiligungsähnliche Investitionen, Zuschüsse innerhalb eines Finanzinstru­
mentvorhabens 

61. Zinsen und sonstige durch die Unterstützung aus den Fonds für Finanzinstrumente erwirtschaftete Erträge
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▼B 

Datenfelder Angabe der Fonds, für die keine Daten erforderlich sind 

62. Betrag der Zinsen und sonstigen auf die Unterstützung aus den Fonds zurückzuführenden Erträge, die bis zum Ende des 
Förderzeitraums für Kapitalinvestitionen verwendet wurden, sowie Zahlungen von Verwaltungsgebühren und Erstattung von 
Verwaltungskosten 

63. Beträge der Zinsen und sonstigen auf die Unterstützung aus den Fonds zurückzuführenden Erträge, die bis zum Ende des 
Förderzeitraums nicht verwendet wurden 

64. Unterstützung aus den Fonds, die durch eine angemessene Risiko- und Gewinnteilung für die differenzierte Behandlung der 
Investoren verwendet werden, die nach dem Grundsatz der Marktwirtschaft tätig sind 

65. Zurückgezahlte Mittel, die auf die Unterstützung aus den Fonds zurückzuführen sind, davon Kapitalrückzahlungen, Kapitalerträge 
oder andere Erträge oder Renditen 

66. Angaben über die Wiederverwendung von während des Förderzeitraums zurückgezahlten Mitteln, die auf die Unterstützung aus 
den Fonds zurückzuführen sind, mit getrennten Aufzeichnungen über folgende Beträge: 

a) Wiederverwendung in demselben oder in anderen Finanzinstrumenten für weitere Investitionen in Endempfänger, 

b) Deckung von Verlusten beim Nennbetrag des Fondsbeitrags zum Finanzinstrument aufgrund von Negativzinsen und/oder 

c) etwaige Verwaltungskosten und -gebühren im Zusammenhang mit solchen weiteren Investitionen 

67. Wiederverwendung von innerhalb von acht Jahren nach Ablauf des Förderzeitraums zurückgezahlten Mitteln, die auf die Unter­
stützung aus den Fonds zurückzuführen sind 

68. Gesamtwert der Darlehen, Beteiligungsinvestitionen oder beteiligungsähnlichen Investitionen für Endempfänger, die mit Pro­
grammmitteln garantiert waren und tatsächlich an die Endempfänger ausgezahlt wurden 

69. Angabe: 

a) des Endempfängers der Unterstützung aus den Fonds, Name(n) und Ausweisnummer, 

b) des wirtschaftlichen Eigentümers des Endempfängers, falls vorhanden, nach Artikel 3 Absatz 6 der Richtlinie (EU) 2015/849, 
und zwar Vorname(n) und Nachname(n), Geburtsdatum/Geburtsdaten und Umsatzsteuer-Identifikationsnummer(n) oder 
Steuer-Identifikationsnummer(n), 

c) der Höhe der erhaltenen Unterstützung (Zuschuss, Darlehen, verbürgtes Darlehen, Beteiligung) 

Die Mitgliedstaaten können der Anforderung nach Buchstabe b entsprechen, indem sie die Daten verwenden, die in den in 
Artikel 30 der Richtlinie (EU) 2015/849 genannten Registern gespeichert sind, sofern eine individuelle Identifikationsnummer 
darin angegeben ist.
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▼B 

Datenfelder Angabe der Fonds, für die keine Daten erforderlich sind 

Daten zu Zahlungsanträgen des Begünstigten 

70. Eingangsdatum der einzelnen Zahlungsanträge des Begünstigten 

71. Datum der letzten Zahlung an den Begünstigten (für die Zwecke des Beginns des Aufbewahrungszeitraums für Unterlagen) 

72. Betrag der förderfähigen Ausgaben in jedem Zahlungsantrag, gemäß Auszahlung an den Begünstigten, sowie Datum der Zahlung 
an den Begünstigten 

73. Im/in den Rechnungsführungssystem(en) verbuchter Gesamtbetrag der förderfähigen Ausgaben, der im abschließenden Zahlungs­
antrag für das Geschäftsjahr enthalten ist, und Gesamtbetrag des entsprechenden gezahlten oder zu zahlenden öffentlichen Beitrags 

74. Nur für Vorhaben mit Ausgaben im Zusammenhang mit Vorhaben, die mehr als eine Regionenkategorie abdecken: anteilige 
Zuweisung der Ausgaben an die Regionenkategorien 

Nicht zutreffend für ESF+, EMFAF AMIF, ISF oder 
BMVI, 

75. Nur für Vorhaben mit Ausgaben im Zusammenhang mit Vorhaben, die aus einem oder mehreren Fonds oder aus einem oder 
mehreren Programmen und aus anderen Unionsinstrumenten unterstützt werden: anteilige Zuweisung der Ausgaben an die 
einzelnen Fonds und die einzelnen Programme 

76. Datum und kurze Beschreibung der Ergebnisse der Verwaltungsüberprüfungen des Vorhabens 

77. Datum und kurze Beschreibung der Ergebnisse der Vor-Ort-Prüfungen des Vorhabens 

78. Stelle, die die Prüfungstätigkeit bzw. die Überprüfungen durchführt 

Daten zu den Ausgaben im Zahlungsantrag des Begünstigten – nur für Ausgaben auf der Grundlage der tatsächlichen Kosten 

79. Gegenüber der Kommission geltend gemachte förderfähige Ausgaben, die auf der Grundlage tatsächlich entstandener und ge­
zahlter Kosten festgesetzt wurden, gegebenenfalls zusammen mit Sachleistungen und Abschreibungen 

80. Öffentlicher Beitrag, der den gegenüber der Kommission geltend gemachten förderfähigen Ausgaben entspricht, die auf der 
Grundlage tatsächlich erstatteter und gezahlter Kosten festgesetzt wurden, gegebenenfalls zusammen mit Sachleistungen und 
Abschreibungen
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▼B 

Datenfelder Angabe der Fonds, für die keine Daten erforderlich sind 

81. Vertragsart und Vertragswert, falls die Auftragsvergabe den Bestimmungen der Richtlinie 2013/23/EU ( 1 ), 2014/24/EU ( 2 ) oder 
2014/24/EU ( 3 ) des Europäischen Parlaments und des Rates unterliegt 

82. Auf der Grundlage eines Vertrags entstandene und getätigte förderfähige Ausgaben, falls die Auftragsvergabe den Bestimmungen 
der Richtlinie 2014/23/EU, der Richtlinie 2014/24/EU oder der Richtlinie 2014/25/EU unterliegt 

83. Das angewendete Auftragsvergabeverfahren, falls die Auftragsvergabe den Bestimmungen der Richtlinie 2014/23/EU, der Richt­
linie 2014/24/EU oder der Richtlinie 2014/25/EU unterliegt 

84. Name und Umsatzsteuer-Identifikationsnummer oder Steuer-Identifikationsnummer des/der Auftragnehmer(s) und Unterauftrag­
nehmer(s), wenn die Auftragsvergabe den Bestimmungen der Richtlinie 2014/23/EU, der Richtlinie 2014/24/EU, der Richt­
linie 2014/25/EU oder nationalen Bestimmungen für die Vergabe öffentlicher Aufträge unterliegt ( 4 ) 

85. Verwendetes Vergabeverfahren, Vertragswert und auf der Grundlage eines Vertrags entstandene und getätigte förderfähige Aus­
gaben, sofern die Auftragsvergabe den Bestimmungen der Richtlinie 2009/81/EG des Europäischen Parlaments und des Rates ( 5 ) 
unterliegt 

Nicht zutreffend für EFRE, ESF+, Kohäsionsfonds, JTF 
oder EMFAF 

Daten zu den Ausgaben in jedem einzelnen Zahlungsantrag des Begünstigten – nur für Ausgaben auf der Grundlage der Kosten je Einheit 

86. Betrag der gegenüber der Kommission geltend gemachten förderfähigen Ausgaben auf der Grundlage der Kosten je Einheit 

87. Auf der Grundlage der Kosten je Einheit festgesetzter öffentlicher Beitrag, der den gegenüber der Kommission geltend gemachten 
förderfähigen Ausgaben entspricht 

88. Definition einer Einheit, die für die jeweiligen Kosten je Einheit zu verwenden ist 

89. Anzahl der geleisteten Einheiten gemäß den Angaben im Zahlungsantrag für jeden Posten einer Einheit für die jeweiligen Kosten 
je Einheit 

90. Kosten je Einheit für eine einzelne Einheit 

___________ 
( 1 ) Richtlinie 2014/23/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Februar 2014 über die Konzessionsvergabe (ABl. L 94 vom 28.3.2014, S. 1). 
( 2 ) Richtlinie 2014/24/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Februar 2014 über die öffentliche Auftragsvergabe und zur Aufhebung der Richtlinie 2004/18/EG (ABl. L 94 vom 28.3.2014, S. 65). 
( 3 ) Richtlinie 2014/25/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Februar 2014 über die Vergabe von Aufträgen durch Auftraggeber im Bereich der Wasser-, Energie- und Verkehrsversorgung sowie der Postdienste 

und zur Aufhebung der Richtlinie 2004/17/EG (ABl. L 94 vom 28.3.2014, S. 243). 
( 4 ) Angaben in diesem Feld sind nur erforderlich, wenn Angaben in Feld 23 oder 24 gemacht wurden. 
( 5 ) Richtlinie 2009/81/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Juli 2009 über die Koordinierung der Verfahren zur Vergabe bestimmter Bau-, Liefer- und Dienstleistungsaufträge in den Bereichen Verteidigung 

und Sicherheit und zur Änderung der Richtlinien 2004/17/EG und 2004/18/EG (ABl. L 216 vom 20.8.2009, S. 76).
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▼B 

Datenfelder Angabe der Fonds, für die keine Daten erforderlich sind 

Daten zu den Ausgaben in jedem einzelnen Zahlungsantrag des Begünstigten – nur für Ausgaben auf der Grundlage von Pauschalbeträgen 

91. Betrag der gegenüber der Kommission geltend gemachten förderfähigen Ausgaben auf der Grundlage von Pauschalbeträgen 

92. Auf der Grundlage von Pauschalbeträgen festgesetzter öffentlicher Beitrag, der den gegenüber der Kommission geltend gemachten 
förderfähigen Ausgaben entspricht 

93. Für jeden Pauschalbetrag: vereinbarte Leistungen (Outputs oder Ergebnisse) gemäß den Unterlagen, aus denen die Bedingungen 
für die Unterstützung hervorgehen, als Grundlage für die Auszahlung von Pauschalbeträgen 

94. Für jeden Pauschalbetrag: entsprechender Betrag gemäß den Unterlagen, aus denen die Bedingungen für die Unterstützung 
hervorgehen 

Daten zu den Ausgaben im Zahlungsantrag des Begünstigten – nur für Ausgaben auf der Grundlage von Pauschalfinanzierungen 

95. Betrag der bei der Kommission geltend gemachten förderfähigen Ausgaben sowie die Pauschalfinanzierung in den Unterlagen, aus 
denen die Bedingungen für die Unterstützung hervorgehen 

96. Auf der Grundlage von Pauschalfinanzierungen festgesetzter öffentlicher Beitrag, der den gegenüber der Kommission geltend 
gemachten förderfähigen Ausgaben entspricht 

Daten zu den Ausgaben für Finanzinstrumente in Zahlungsanträgen der Begünstigten 

97. Gesamtbetrag des an die Endempfänger gezahlten Programmbeitrags, im Falle von Darlehen, Beteiligungsinvestitionen und 
beteiligungsähnliche Investitionen, aufgeschlüsselt nach Produkten: 

a) davon Gesamtbetrag des Beitrags aus den Fonds, aufgeschlüsselt nach Fonds 

b) davon Gesamtbetrag der nationalen öffentlichen Kofinanzierung 

c) davon Gesamtbetrag der nationalen privaten Kofinanzierung 

98. Gesamtbetrag der für Garantieverträge vorgehaltenen Programmbeiträge nach Artikel 68 Absatz 1 Buchstabe b: 

a) davon Gesamtbetrag des Beitrags aus den Fonds, aufgeschlüsselt nach Fonds 

b) davon Gesamtbetrag der nationalen öffentlichen Kofinanzierung
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▼B 

Datenfelder Angabe der Fonds, für die keine Daten erforderlich sind 

99. Gesamtbetrag des Programmbeitrags, der Zahlungen an Endempfänger oder zu deren Gunsten entspricht, wenn Finanzinstrumente 
mit einem anderen Unionsbeitrag zu einem einzigen Finanzinstrumentvorhaben kombiniert werden: 

a) davon Gesamtbetrag des Beitrags aus den Fonds, aufgeschlüsselt nach Fonds 

b) davon Gesamtbetrag der nationalen öffentlichen Kofinanzierung 

c) davon Gesamtbetrag der nationalen privaten Kofinanzierung 

100. Angaben über den Betrag der Verwaltungskosten und -gebühren, wenn Stellen, die einen Holdingfonds und/oder spezifische 
Fonds einsetzen, über eine Direktvergabe eines Vertrags ausgewählt werden, wobei unterschieden wird zwischen: 

a) in Bezug auf einen Holdingfonds: aufgeschlüsselt nach Finanzprodukt innerhalb der Holdingfondsstruktur 

b) in Bezug auf spezifische Fonds (Einrichtung mit oder ohne Holdingfondsstruktur): aufgeschlüsselt nach Finanzprodukt 

101. Betrag der Verwaltungskosten und -gebühren, wenn Stellen, die einen Holdingfonds und/oder spezifische Fonds einsetzen, im 
Rahmen eines Ausschreibungsverfahrens ausgewählt werden 

Daten zu Abzügen aus der Rechnungslegung 

102. Datum und Grund für jeden nach Artikel 98 Absatz 6 vorgenommenen Abzug sowie Angabe der Art des Abzugs 

103. Beträge der förderfähigen Gesamtausgaben, die von jedem einzelnen Abzug betroffen sind (davon Betrag, der infolge einer 
Prüfung korrigiert wurde) 

104. Beträge des öffentlichen Beitrags, die von jedem einzelnen Abzug betroffen sind (davon Betrag, der infolge einer Prüfung 
korrigiert wurde) 

Daten zu Zahlungsanträgen gegenüber der Kommission (in Euro) 

105. Datum der Einreichung der einzelnen Zahlungsanträge, in denen die förderfähigen Ausgaben aus dem Vorhaben erfasst sind 

106. In den einzelnen Zahlungsanträgen erfasster Gesamtbetrag der förderfähigen Ausgaben, die den Begünstigten entstanden sind und 
für die Durchführung des Vorhabens gezahlt wurden 

107. In den einzelnen Zahlungsanträgen erfasster Gesamtbetrag des öffentlichen Beitrags des Vorhabens
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▼B 

Datenfelder Angabe der Fonds, für die keine Daten erforderlich sind 

108. Nur im Fall von staatlichen Beihilfen, für die Vorschüsse nach Artikel 91 Absatz 5 gezahlt werden: Der dem Begünstigten im 
Rahmen des Vorhabens als Vorschuss gezahlte und in einem Zahlungsantrag erfasste Betrag (Datum und Betrag) 

109. Nur im Fall von staatlichen Beihilfen, für die Vorschüsse nach Artikel 91 Absatz 5 gezahlt werden: Der in einem Zahlungsantrag 
erfasste Betrag des Vorschusses, der durch Ausgaben gedeckt wird, die vom Begünstigten innerhalb von drei Jahren nach der 
Zahlung des Vorschusses gezahlt werden 

110. Nur im Fall von staatlichen Beihilfen, für die Vorschüsse nach Artikel 91 Absatz 5 gezahlt werden: Der dem Begünstigten im 
Rahmen des Vorhabens als Vorschuss gezahlte und in einem Zahlungsantrag erfasste Betrag, der nicht durch Ausgaben des 
Begünstigten gedeckt wird und für den der Dreijahreszeitraum noch nicht abgelaufen ist 

111. Nur im Fall von Beihilferegelungen nach Artikel 107 AEUV: Der Betrag des öffentlichen Beitrags, der dem Begünstigten im 
Falle von Beihilferegelungen nach Artikel 91 Absatz 6 dieser Verordnung gezahlt wird 

Angaben zu den Ausgaben in den einzelnen Zahlungsanträgen des Mitgliedstaats – nur für Ausgaben, für die ein Unionsbeitrag nach Artikel 94 bereitgestellt wird 

112. Für die einzelnen Ausgabenarten in einem Zahlungsantrag: Datum der Zahlung und Art der Erstattung durch den Mitgliedstaat an 
den Begünstigten 

113. Datum und kurze Beschreibung der vom Mitgliedstaat durchgeführten Prüfungen und Verwaltungsüberprüfungen, mit denen 
überprüft werden soll, ob die Bedingungen für die Erstattung durch die Kommission erfüllt sind 

114. Nur für die Erstattung förderfähiger Ausgaben nach Artikel 94: In den einzelnen Zahlungsanträgen erfasster Betrag der förder­
fähigen Ausgaben nach dem in Artikel 94 Absatz 2 genannten Beschluss oder dem in Artikel 94 Absatz 4 genannten delegierten 
Rechtsakt 

Angaben zu den Ausgaben in den einzelnen Zahlungsanträgen des Mitgliedstaats – nur für Ausgaben, für die ein Unionsbeitrag nach Artikel 95 bereitgestellt wird 

115. Angabe der Art der Erstattung durch den Mitgliedstaat an den Begünstigten und der Art der Unterstützung sowie des Datums der 
Erstattung 

116. Datum und kurze Beschreibung der vom Mitgliedstaat durchgeführten Prüfungen und Verwaltungsüberprüfungen, mit denen 
ausschließlich überprüft werden soll, ob die Bedingungen für die Erstattung durch die Kommission erfüllt sind 

117. Nur für die Erstattung förderfähiger Ausgaben nach Artikel 95: In den einzelnen Zahlungsanträgen erfasster Betrag der förder­
fähigen Ausgaben nach dem in Artikel 95 Absatz 2 genannten Beschluss oder dem in Artikel 95 Absatz 4 genannten delegierten 
Rechtsakt
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▼B 

Datenfelder Angabe der Fonds, für die keine Daten erforderlich sind 

Spezifische Daten zu Zahlungsanträgen gegenüber der Kommission (in Euro) für Finanzinstrumente 

118. Gesamtbetrag der Programmbeiträge, die nach Artikel 92 Absatz 1 als förderfähige Ausgaben tatsächlich entrichtet wurden oder 
im Fall von Garantien für Garantieverträge vorgehalten werden 

119. Betrag des öffentlichen Beitrags, der nach Artikel 92 Absatz 1 als förderfähige Ausgabe tatsächlich entrichtet wurde oder im Fall 
von Garantien für Garantieverträge vorgehalten wird 

120. Gesamtbetrag der Programmbeiträge, die an das Finanzinstrument ausbezahlt wurden und im ersten Zahlungsantrag angegeben 
sind 

121. Betrag des öffentlichen Beitrags, der an das Finanzinstrument ausbezahlt wurde und im ersten Zahlungsantrag angegeben ist 

122. Gesamtbetrag der Programmbeiträge, die nach Artikel 92 Absatz 2 Buchstabe b als förderfähige Ausgaben tatsächlich entrichtet 
wurden oder im Fall von Garantien für Garantieverträge vorgehalten werden und in Zahlungsanträgen angegeben sind 

123. Betrag des entsprechenden öffentlichen Beitrags, der nach Artikel 92 Absatz 2 Buchstabe b als förderfähige Ausgaben tatsächlich 
entrichtet wurde oder im Fall von Garantien für Garantieverträge vorgehalten wird und in Zahlungsanträgen angegeben ist 

Daten zu der der Kommission nach Artikel 98 Absatz 1 Buchstabe a vorgelegten Rechnungslegung (in Euro) 

124. Datum, an dem jede einzelne Rechnungslegung, auch über Ausgaben im Zusammenhang mit einem Vorhaben, vorgelegt wurde 

125. In der Rechnungslegung erfasster und im Rechnungsführungssystem der für den Aufgabenbereich „Rechnungsführung“ zustän­
digen Stelle verbuchter Gesamtbetrag der förderfähigen Ausgaben im Rahmen des Vorhabens 

126. In der Rechnungslegung erfasster Gesamtbetrag des für die Durchführung des Vorhabens geleisteten oder zu leistenden öffent­
lichen Beitrags, der dem im Rechnungsführungssystem der für den Aufgabenbereich „Rechnungsführung“ zuständigen Stelle 
verbuchten Gesamtbetrag der förderfähigen Ausgaben entspricht 

127. In der Rechnungslegung erfasster Gesamtbetrag der Zahlungen an den Begünstigten, der dem im Rechnungsführungssystem der 
für den Aufgabenbereich „Rechnungsführung“ zuständigen Stelle verbuchten Gesamtbetrag der förderfähigen Ausgaben entspricht 

128. In der Rechnungslegung erfasster Gesamtbetrag der förderfähigen Ausgaben im Rahmen des Vorhabens, der während des 
Geschäftsjahres herausgenommen wurde
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▼B 

Datenfelder Angabe der Fonds, für die keine Daten erforderlich sind 

129. In der Rechnungslegung erfasster Gesamtbetrag des für die Durchführung des Vorhabens geleisteten oder zu leistenden öffent­
lichen Beitrags, der den während des Geschäftsjahres herausgenommenen förderfähigen Gesamtausgaben des Vorhabens ent­
spricht 

130. Gesamtausgaben des Vorhabens, die nach Artikel 98 Absatz 6 Buchstaben a, b und c während des in der Rechnungslegung 
ausgewiesenen Geschäftsjahres aus der Rechnungslegung abgezogen wurden (davon Beträge, die infolge von Prüfungen korrigiert 
wurden) 

Spezifische Daten für Finanzinstrumente zu der der Kommission nach Artikel 98 Absatz 1 Buchstabe a vorgelegten Rechnungslegung (in Euro) 

131. Gesamtbetrag der Programmbeiträge, die an Finanzinstrumente ausbezahlt und im ersten Zahlungsantrag angegeben sind 

132. Betrag des öffentlichen Beitrags, der an das Finanzinstrument ausbezahlt und im ersten Zahlungsantrag angegeben ist 

133. In der Rechnungslegung erfasster Gesamtbetrag der Programmbeiträge, die als förderfähige Ausgaben tatsächlich entrichtet 
wurden oder im Fall von Garantien für Garantieverträge vorgehalten werden 

134. In der Rechnungslegung erfasster Betrag des entsprechenden öffentlichen Beitrags, der als förderfähige Ausgabe tatsächlich 
entrichtet wurde oder im Fall von Garantien für Garantieverträge vorgehalten wird 

Daten zu spezifischen Arten von Ausgaben 

135. Betrag der gezahlten oder zu zahlenden Ausgaben nach Art des EFRE, die nach Artikel 20 Absatz 2 aus dem ESF+ kofinanziert 
werden 

Nicht zutreffend für EFRE, Kohäsionsfonds, JTF, EMFAF, 
AMIF, ISF oder BMVI 

136. Betrag der gezahlten oder zu zahlenden Ausgaben nach Art des ESF+, die nach Artikel 20 Absatz 2 aus dem EFRE kofinanziert 
werden 

Nicht zutreffend für ESF+, Kohäsionsfonds, JTF, EMFAF, 
AMIF, ISF oder BMVI 

137. Betrag der entstandenen und getätigten Ausgaben für den Erwerb von Grundstücken nach Artikel 64 Absatz 1 Buchstabe b und 
Betrag im Zusammenhang mit dem Erwerb von Grundstücken nach Artikel 64 Absatz 1 und gegebenenfalls die Gründe für die 
Überschreitung der Obergrenzen 

138. Betrag der Sachleistungen für das Vorhaben 

139. Betrag der Abschreibungskosten, für die keine durch Rechnungen belegte Zahlung an das Vorhaben geleistet wurde
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▼B 

Datenfelder Angabe der Fonds, für die keine Daten erforderlich sind 

140. Betrag des Beitrags des EFRE oder gegebenenfalls eines Finanzierungsinstruments für Außenmaßnahmen der Union zu einem 
Kleinprojektfonds im Rahmen eines Interreg-Programms 

Nicht zutreffend für ESF+, Kohäsionsfonds, JTF, EMFAF, 
AMIF, ISF oder BMVI 

141. Betrag der entstandenen und getätigten Ausgaben für die Betriebskostenunterstützung nach Artikel 16 Absatz 1 der 
BMVI-Verordnung (und Artikel 17 Absatz 3 der BMVI-Verordnung nur für LT), Artikel 16 Absatz 1 der ISF-Verordnung 
oder Artikel 21 Absatz 1 der AMIF-Verordnung 

Nicht zutreffend für EFRE, ESF+, Kohäsionsfonds, JTF 
oder EMFAF 

142. Betrag der entstandenen und getätigten Ausgaben für Ausrüstung, Transportmittel oder den Bau sicherheitsrelevanter Einrichtun­
gen nach Artikel 13 Absatz 7 der ISF-Verordnung 

Nicht zutreffend für EFRE, ESF+, Kohäsionsfonds, JTF, 
EMFAF, AMIF oder BMVI



ANHANG XVIII 

Muster für die Verwaltungserklärung – Artikel 74 Absatz 1 Buchstabe f 

Ich/Wir, der/die Unterzeichnete(n) (Name(n), Vorname(n), Titel oder Funk­
tion(en)), Leiter/in/innen der Verwaltungsbehörde für das Programm (Bezeich­
nung des Programms, CCI-Nr.) gebe(n) – 

basierend auf der Durchführung des Programms (Bezeichnung des Programms) 
während des zum 30. Juni (Jahr) endenden Geschäftsjahrs und auf meinem/un­
serem Urteil und allen mir/uns am Tag der Einreichung der Rechnungslegung bei 
der Kommission vorliegenden Informationen, einschließlich der Ergebnisse der 
Verwaltungsüberprüfungen nach Artikel 74 der Verordnung (EU) 2021/1060 des 
Europäischen Parlaments und des Rates ( 1 ) und der Prüfungen in Bezug auf die 
Ausgaben aus den der Kommission für das zum 30. Juni … (Jahr) endende 
Geschäftsjahr vorgelegten Zahlungsanträgen, 

sowie unter Berücksichtigung meiner/unserer Verpflichtungen im Rahmen der 
Verordnung (EU) 2021/1060 

hiermit folgende Erklärung ab: 

a) Im Einklang mit Artikel 98 der Verordnung (EU) 2021/1060 sind die Infor­
mationen in der Rechnungslegung ordnungsgemäß dargestellt, vollständig und 
genau. 

b) Die in der Rechnungslegung verbuchten Ausgaben entsprechen anwendbarem 
Recht und wurden entsprechend ihrem festgelegten Zweck verwendet. 

Ich/Wir bestätige(n), dass die im abschließenden Prüfbericht und im abschließen­
den Kontrollbericht zum Geschäftsjahr festgestellten Unregelmäßigkeiten in der 
Rechnungslegung angemessen behandelt wurden, und so insbesondere Artikel 98 
für die Einreichung der Rechnungslegung entsprechen. Ich/Wir bestätige(n) da­
rüber hinaus, dass die Ausgaben, für die die Bewertung der Recht- und Ord­
nungsmäßigkeit noch nicht abgeschlossen ist, in der Rechnungslegung nicht 
berücksichtigt wurden, solange die Bewertung nicht abgeschlossen ist; sie werden 
möglicherweise in einen Zahlungsantrag in einem nachfolgenden Geschäftsjahr 
aufgenommen. 

Ich/Wir bestätige(n) ferner die Verlässlichkeit der Daten zu Indikatoren, Etap­
penzielen und dem Fortschritt des Programms. 

Ich/Wir bestätige(n) außerdem, dass wirksame und angemessene Betrugsbekämp­
fungsmaßnahmen ergriffen wurden und dass diese die diesbezüglich festgestellten 
Risiken berücksichtigen. 

Ich/Wir bestätige(n) abschließend, dass meines/unseres Wissens keine das Anse­
hen betreffende Informationen im Zusammenhang mit der Durchführung des 
Programms zurückgehalten wurden. 

▼B 
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( 1 ) Verordnung (EU) 2021/1060 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. Juni 
2021 zur Festlegung der gemeinsamen Bestimmungen für den Europäischen Fonds für 
regionale Entwicklung, den Europäischen Sozialfonds Plus, den Kohäsionsfonds, den 
Fonds für einen gerechten Übergang und den Europäischen Meeres-, Fischerei- und 
Aquakulturfonds sowie mit Haushaltsvorschriften für diese Fonds und für den Asyl-, 
Migrations- und Integrationsfonds, den Fonds für die innere Sicherheit und das Instru­
ment für finanzielle Hilfe im Bereich Grenzverwaltung und Visa (ABl. L 231 vom 
30.6.2021, S. 159).



 

ANHANG XIX 

Muster für den jährlichen Bestätigungsvermerk – Artikel 77 Absatz 3 
Buchstabe a 

An die Europäische Kommission, Generaldirektion [Name der betreffenden Ge­
neraldirektion(en)] 

1. EINLEITUNG 

Ich, der/die Unterzeichnete, in Vertretung des/der [Name der Prüfbehörde], un­
abhängig im Sinne des Artikels 71 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2021/1060 des 
Europäischen Parlaments und des Rates ( 1 ), prüfte 

i) die Rechnungslegung für das am 1. Juli … [Jahr] beginnende und am 30. Juni 
… [Jahr+1] endende Geschäftsjahr, datiert auf den … [Datum der bei der 
Kommission eingereichten Rechnungslegung] (im Folgenden „Rechnungs­
legung“), 

ii) die Rechtmäßigkeit und Ordnungsmäßigkeit der Ausgaben, für die bei der 
Kommission betreffend das Geschäftsjahr Erstattungen beantragt wurden 
(und die in der Rechnungslegung erfasst sind), und 

iii) das Funktionieren des Verwaltungs- und Kontrollsystems, und überprüfte die 
Verwaltungserklärung in Bezug auf das Programm [Bezeichnung des Pro­
gramms, CCI-Nr.] (im Folgenden „Programm“), 

um im Einklang mit Artikel 77 Absatz 3 Buchstabe a einen Bestätigungsvermerk 
auszustellen. 

2. ZUSTÄNDIGKEITEN DER VERWALTUNGSBEHÖRDE 

[Name der Verwaltungsbehörde], genannt als Verwaltungsbehörde des Pro­
gramms, ist zuständig für die Gewährleistung des ordnungsgemäßen Funktionie­
rens des Verwaltungs- und Kontrollsystems in Bezug auf die in den Artikeln 72 
bis 75 festgelegten Funktionen und Aufgaben. 

Außerdem ist die [Name der Verwaltungsbehörde oder gegebenenfalls der für 
den Aufgabenbereich „Rechnungsführung“ zuständigen Stelle] dafür zuständig, 
die Vollständigkeit, Genauigkeit und sachliche Richtigkeit der Rechnungslegung 
zu bestätigen, wie in Artikel 76 der Verordnung (EU) 2021/1060 (und Artikel 46 
der Verordnung (EU) 2021/1059 des Europäischen Parlaments und des Ra­
tes ( 2 ) 

, ( 3 ) gefordert. 

Darüber hinaus ist die Verwaltungsbehörde nach Artikel 74 der Verordnung (EU) 
2021/1060 dafür zuständig zu bestätigen, dass die verbuchten Ausgaben recht­
mäßig und ordnungsmäßig sind und dem anwendbaren Recht entsprechen. 

3. ZUSTÄNDIGKEITEN DER PRÜFBEHÖRDE 

Wie in Artikel 77 der Verordnung (EU) 2021/1060 festgelegt, obliegt es mir, in 
diesem Vermerk unabhängig meine Ansicht dazu mitzuteilen, ob die Rechnungs­
legung vollständig, genau und sachlich richtig ist, ob die Ausgaben, für die bei 
der Kommission eine Erstattung beantragt wurde und die in der Rechnungs­
legung erfasst sind, rechtmäßig und ordnungsmäßig sind, und ob das bestehende 
Verwaltungs- und Kontrollsystem ordnungsgemäß funktioniert. 

▼B 
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( 1 ) Verordnung (EU) 2021/1060 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. Juni 
2021 zur Festlegung der gemeinsamen Bestimmungen für den Europäischen Fonds für 
regionale Entwicklung, den Europäischen Sozialfonds Plus, den Kohäsionsfonds, den 
Fonds für einen gerechten Übergang und den Europäischen Meeres-, Fischerei- und 
Aquakulturfonds sowie mit Haushaltsvorschriften für diese Fonds und für den Asyl-, 
Migrations- und Integrationsfonds, den Fonds für die innere Sicherheit und das Instru­
ment für finanzielle Hilfe im Bereich Grenzverwaltung und Visa (ABl. L 231 vom 
30.6.2021, S. 159). 

( 2 ) Verordnung (EU) 2021/1059 vom 24. Juni 2021 über besondere Bestimmungen für das 
aus dem Europäischen Fonds für regionale Entwicklung sowie aus Finanzierungsinstru­
menten für das auswärtige Handeln unterstützte Ziel „Europäische territoriale Zusammen­
arbeit“ (Interreg) (ABl. L 231 vom 30.6.2021, S. 94). 

( 3 ) Bei Interreg-Programmen einzufügen.



 

Darüber hinaus ist es meine Aufgabe, diesem Vermerk eine Erklärung dazu 
hinzuzufügen, ob bei der Prüfungstätigkeit Zweifel an den in der Verwaltungs­
erklärung enthaltenen Feststellungen aufgekommen sind. 

Die Prüfungen in Bezug auf das Programm wurden im Einklang mit der Prüf­
strategie durchgeführt und entsprachen den international anerkannten Prüfungs­
standards. Diesen Standards zufolge hat die Prüfbehörde berufliche Verhaltensan­
forderungen einzuhalten und die Prüfungstätigkeit so zu planen und durchzufüh­
ren, dass für einen Bestätigungsvermerk hinreichende Gewähr erlangt wird. 

Eine Prüfung beinhaltet die Durchführung von Prüfverfahren zur Erlangung aus­
reichender und angemessener Nachweise für die Untermauerung des unten dar­
gelegten Bestätigungsvermerks. Die durchgeführten Prüfverfahren liegen im 
pflichtgemäßen Ermessen des Prüfers; hierzu gehört auch die Bewertung des 
Risikos der wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – Nichteinhal­
tung. Die durchgeführten Prüfverfahren sind meiner Meinung nach für die gege­
benen Umstände angemessen und entsprechen den Anforderungen der 
Verordnung (EU) 2021/1060. 

Ich bin der Auffassung, dass die erlangten Prüfungsnachweise als Grundlage für 
meinen Bestätigungsvermerk ausreichen und angemessen sind, [bei Einschrän­
kungen des Prüfungsumfangs:] mit Ausnahme derer, die im Abschnitt 4 „Ein­
schränkung des Umfangs“ genannt sind. 

Die Zusammenfassungen der wichtigsten Feststellungen aus den Prüfungen in 
Bezug auf das Programm werden im beigefügten jährlichen Kontrollbericht nach 
Artikel 77 Absatz 3 Buchstabe b der Verordnung (EU) 2021/1060 übermittelt. 

4. EINSCHRÄNKUNG DES UMFANGS 

Entweder 

Der Umfang der Prüfung unterlag keinerlei Einschränkungen. 

Oder 

Der Umfang der Prüfung war durch folgende Faktoren eingeschränkt: 

a) … 
b) … 
c) … 

[Hinweis: Angabe jedweder Einschränkung des Umfangs der Prüfung, z. B. et­
waige fehlende Belege oder Fälle, die Gegenstand eines Gerichtsver­
fahrens sind, und Schätzung – nachstehend unter „Eingeschränkter 
Bestätigungsvermerk“ – der Beträge der Ausgaben und des Beitrags 
der Unterstützung aus den Fonds, die betroffen sind, sowie Einschät­
zung der Auswirkungen der Umfangseinschränkung auf den Bestäti­
gungsvermerk. Gegebenenfalls sind weitere Ausführungen in dieser 
Hinsicht in den jährlichen Kontrollbericht aufzunehmen.] 

5. BESTÄTIGUNGSVERMERK 

Entweder 

(Uneingeschränkter Bestätigungsvermerk) 

Meiner Ansicht nach und basierend auf der durchgeführten Prüfungstätigkeit gilt 
Folgendes: 

1. Rechnungslegung 

— Die Rechnungslegung vermittelt ein den tatsächlichen Verhältnis­
sen entsprechendes Bild. 

▼B 
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2. Rechtmäßigkeit und Ordnungsmäßigkeit der in der Rechnungslegung 
erfassten Ausgaben 

— Die verbuchten Ausgaben sind rechtmäßig und ordnungsmäßig. ( 1 ) 

3. Zum Datum dieses Bestätigungsvermerks bestehendes Verwaltungs- 
und Kontrollsystem 

— Das bestehende Verwaltungs- und Kontrollsystem funktioniert ord­
nungsgemäß. 

Bei der durchgeführten Prüfungstätigkeit sind keine Zweifel an den in der Ver­
waltungserklärung enthaltenen Feststellungen aufgekommen. 

Oder 

(Eingeschränkter Bestätigungsvermerk) 

Meiner Ansicht nach und basierend auf der durchgeführten Prüfungstätigkeit gilt 
Folgendes: 

1. Rechnungslegung 

— Die Rechnungslegung vermittelt ein den tatsächlichen Verhältnis­
sen entsprechendes Bild [gilt die Einschränkung für die Rech­
nungslegung, so wird folgender Wortlaut angefügt:]; ausgenommen 
sind folgende wesentliche Punkte: … 

2. Rechtmäßigkeit und Ordnungsmäßigkeit der in der Rechnungslegung 
erfassten Ausgaben 

— Die in der Rechnungslegung bescheinigten Ausgaben sind recht­
mäßig und ordnungsmäßig [gilt die Einschränkung für die Rech­
nungslegung, so wird folgender Wortlaut angefügt:]; ausgenommen 
sind folgende Punkte: … 

Die Auswirkungen der Einschränkung sind gering [bzw. bedeutend] 
und belaufen sich auf …. (Betrag in EUR des Gesamtbetrags der in 
der Rechnungslegung erfassten Ausgaben). 

3. Zum Datum dieses Bestätigungsvermerks bestehendes Verwaltungs- 
und Kontrollsystem 

— Das bestehende Verwaltungs- und Kontrollsystem funktioniert ord­
nungsgemäß [gilt die Einschränkung für das Verwaltungs- und 
Kontrollsystem, so wird folgender Wortlaut angefügt:]; ausgenom­
men sind folgende Punkte ( 2 ): … 

Die Auswirkungen der Einschränkung sind gering [bzw. bedeutend] und belaufen 
sich auf … (Betrag in EUR des Gesamtbetrags der in der Rechnungslegung 
erfassten Ausgaben). 
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( 1 ) Mit Ausnahme der Interreg-Programme, die in die von der Kommission zu ziehende 
jährliche Stichprobe für die Vorhabenprüfung fallen, wie in Artikel 48 der 
Interreg-Verordnung vorgesehen. 

( 2 ) Falls das Verwaltungs- und Kontrollsystem betroffen ist, sind im Bestätigungsvermerk 
die Stelle(n) und der/die Aspekt(e) ihrer Systeme anzugeben, der/die den Anforderungen 
nicht entsprach(en) und/oder nicht ordnungsgemäß funktionierte(n), es sei denn, diese 
Information ist bereits im jährlichen Kontrollbericht enthalten und der Abschnitt des 
Bestätigungsvermerks verweist auf einen oder mehrere spezifische Abschnitte dieses 
Berichts, in dem diese Angaben enthalten sind.



 

Bei der durchgeführten Prüfungstätigkeit sind keine/sind [nicht Zutreffendes bitte 
streichen] Zweifel an den in der Verwaltungserklärung enthaltenen Feststellungen 
aufgekommen. 

[Sind bei der durchgeführten Prüfungstätigkeit Zweifel an den in der Verwal­
tungserklärung enthaltenen Feststellungen aufgekommen, so legt die Prüfbehörde 
in diesem Absatz die Aspekte dar, die zu dieser Schlussfolgerung geführt haben.] 

Oder 

(Negativer Bestätigungsvermerk) 

Meiner Ansicht nach und basierend auf der durchgeführten Prüfungstätigkeit gilt 
Folgendes: 

i) Die Rechnungslegung vermittelt ein/vermittelt kein [nicht Zutreffendes bitte 
streichen] den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild und/oder 

ii) die Ausgaben in der Rechnungslegung, für die eine Erstattung durch die 
Kommission beantragt wurde, sind/sind nicht [nicht Zutreffendes bitte strei­
chen] rechtmäßig und ordnungsmäßig und/oder 

iii) das bestehende Verwaltungs- und Kontrollsystem funktioniert/funktioniert 
nicht [nicht Zutreffendes bitte streichen] ordnungsgemäß. 

Dieser negative Bestätigungsvermerk basiert auf folgenden Punkten: 

— in Bezug auf wesentliche Fragen im Zusammenhang mit der Rechnungs­
legung: 

und/oder [nicht Zutreffendes bitte streichen] 

— in Bezug auf wesentliche Fragen im Zusammenhang mit der Rechtmäßigkeit 
und Ordnungsmäßigkeit der in der Rechnungslegung erfassten Ausgaben, für 
die eine Erstattung durch die Kommission beantragt wurde: 

und/oder [nicht Zutreffendes bitte streichen] 

— in Bezug auf wesentliche Fragen im Zusammenhang mit dem Funktionieren 
des Verwaltungs- und Kontrollsystems ( 1 ): 

Bei der durchgeführten Prüfungstätigkeit sind an den in der Verwaltungserklä­
rung enthaltenen Feststellungen zu den folgenden Aspekten Zweifel 
aufgekommen: 

[Die Prüfbehörde kann wie in den international anerkannten Prüfungsstandards 
auch eine Hervorhebung des Sachverhalts vornehmen, die keine Auswirkung auf 
den Bestätigungsvermerk hat. In Ausnahmefällen kann eine Verweigerung des 
Bestätigungsvermerks vorgesehen werden ( 2 )]. 

Datum: 

Unterschrift: 

______________ 
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( 1 ) Falls das Verwaltungs- und Kontrollsystem betroffen ist, sind im Bestätigungsvermerk 
die Stelle(n) und der/die Aspekt(e) ihrer Systeme anzugeben, der/die den Anforderungen 
nicht entsprach(en) und/oder nicht ordnungsgemäß funktionierte(n), es sei denn, diese 
Information ist bereits im jährlichen Kontrollbericht enthalten und der Abschnitt des 
Bestätigungsvermerks verweist auf einen oder mehrere spezifische Abschnitte dieses 
Berichts, in dem diese Angaben enthalten sind. 

( 2 ) Diese Ausnahmefälle sollten mit nicht vorhersehbaren externen Faktoren außerhalb des 
Aufgabenbereichs der Prüfbehörde zusammenhängen.



 

ANHANG XX 

Muster für den jährlichen Kontrollbericht – Artikel 77 Absatz 3 Buchstabe b 

1. Einleitung 

1.1. Angabe der Prüfbehörde und anderer Stellen, die an der Erstellung des 
Berichts beteiligt sind. 

1.2. Bezugszeitraum (d. h. Geschäftsjahr). 

1.3. Prüfzeitraum (in dem die Prüfungstätigkeit durchgeführt wurde). 

1.4. Angabe des Programms/der Programme, das/die der Bericht abdeckt, 
und seiner/ihrer Verwaltungsbehörde(n). Betrifft der Bericht mehr als 
ein Programm oder mehr als einen Fonds, so sind die Angaben nach 
Programm und Fonds aufzuschlüsseln; dabei sind in jedem Abschnitt 
die Angaben zu kennzeichnen, die für dieses Programm und/oder die­
sen Fonds spezifisch sind. 

1.5. Beschreibung der Schritte, die unternommen wurden, um den Bericht 
zu erstellen und zu dem entsprechenden Bestätigungsvermerk zu 
gelangen. 

Abschnitt 1.5 ist für Interreg-Programme anzupassen, um die Schritte 
zu erläutern, die unternommen wurden, um den Bericht basierend auf 
den für Interreg-Programme geltenden spezifischen Regelungen für die 
Vorhabenprüfung, wie in Artikel 49 der Verordnung (EU) 2021/1059 
des Europäischen Parlaments und des Rates ( 1 ) (im Folgenden „Inter­
reg-Verordnung“) vorgesehen, zu erstellen. 

2. Wesentliche Änderungen in dem/den Verwaltungs- und Kontrollsys­
tem(en) 

2.1. Einzelheiten zu etwaigen größeren Änderungen in den Verwaltungs- 
und Kontrollsystemen in Bezug auf die Zuständigkeiten der Verwal­
tungsbehörde, vor allem hinsichtlich der Übertragung von Aufgaben an 
zwischengeschaltete Stellen, an die für den Aufgabenbereich „Rech­
nungsführung“ zuständige Stelle und – basierend auf der Prüfungs­
tätigkeit der Prüfbehörde – Bestätigung der Übereinstimmung mit 
den Artikeln 72 bis 76 und 81. 

2.2. Angaben zur Anwendung der verbesserten angemessenen Regelungen 
gemäß den Artikeln 83, 84 und 85. 

3. Änderungen an der Prüfstrategie 

3.1. Einzelheiten zu etwaigen Änderungen an der Prüfstrategie und ent­
sprechende Erläuterungen. Insbesondere Angabe etwaiger Änderungen 
am Stichprobenverfahren, das für die Vorhabenprüfung verwendet 
wird (siehe Abschnitt 5), und ob die Strategie aufgrund der Anwen­
dung der verbesserten angemessenen Regelungen gemäß den Arti­
keln 83, 84 und 85 der Verordnung geändert wurde. 

3.2. Abschnitt 1 ist für Interreg-Programme anzupassen, um die Änderun­
gen an der Prüfstrategie basierend auf den für Interreg-Programme 
geltenden spezifischen Regelungen für die Vorhabenprüfung, wie in 
Artikel 49 der Interreg-Verordnung vorgesehen, zu beschreiben. 

4. Systemprüfungen (falls zutreffend ( 2 ) 

4.1. Genaue Angaben zu den Stellen (einschließlich der Prüfbehörde), die 
das wirksame Funktionieren des Verwaltungs- und Kontrollsystems 
des Programms geprüft haben (im Folgenden „Systemprüfungen“). 
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( 1 ) Verordnung (EU) 2021/1059 vom 24. Juni 2021 über besondere Bestimmungen für das 
aus dem Europäischen Fonds für regionale Entwicklung sowie aus Finanzierungsinstru­
menten für das auswärtige Handeln unterstützte Ziel „Europäische territoriale Zusammen­
arbeit“ (Interreg) (ABl. OJ L 231 vom 30.6.2021, S. 94). 

( 2 ) Dieser Abschnitt ist freiwillig für Programme, die für das in Rede stehende Geschäftsjahr 
unter die „verbesserten angemessenen Regelungen“ fallen.



 

4.2. Beschreibung der Grundlage, auf der die Prüfungen durchgeführt wur­
den, einschließlich Verweis auf die geltende Prüfstrategie und vor 
allem auf die Risikobewertungsmethode und die Ergebnisse, die zur 
Erstellung des Prüfplans für Systemprüfungen geführt haben. Falls die 
Risikobewertung aktualisiert wurde, sollte dies in Abschnitt 3 (Ände­
rungen an der Prüfstrategie) beschrieben werden. 

4.3. In Bezug auf die Tabelle aus Abschnitt 9.1, Beschreibung der wichtigs­
ten Feststellungen und Schlussfolgerungen infolge der Systemprüfun­
gen, einschließlich der Prüfungen zu spezifischen Themenbereichen. 

4.4. Angabe, ob etwaige festgestellte Unregelmäßigkeiten als systembe­
dingt eingestuft wurden, sowie Einzelheiten zu den ergriffenen Maß­
nahmen, einschließlich Quantifizierung der unregelmäßigen Ausgaben 
und jedweder damit zusammenhängenden Finanzkorrekturen, im Ein­
klang mit Artikel 77 Absatz 3 Buchstabe b und Artikel 103. 

4.5. Angaben zum Follow-up von Prüfempfehlungen aus Systemprüfungen 
aus früheren Geschäftsjahren. 

4.6. Beschreibung der bei den Systemprüfungen aufgedeckten spezifischen 
Unregelmäßigkeiten oder Mängel in Bezug auf die Finanzinstrumente 
oder andere Ausgaben- oder Kostenarten, für die bestimmte Regelun­
gen gelten (z. B. staatliche Beihilfen, Auftragsvergabe, vereinfachte 
Kostenoptionen, nicht mit Kosten verknüpfte Finanzierungen) und 
des Follow-up durch die Verwaltungsbehörde zur Behebung dieser 
Unregelmäßigkeiten oder Mängel. 

4.7. Konfidenzniveau infolge der Systemprüfungen (niedrig/durchschnitt­
lich/hoch) und Begründung. 

5. Vorhabenprüfungen 

Abschnitte 5.1 bis 5.10 sind für Interreg-Programme anzupassen, um 
die Schritte zu erläutern, die unternommen wurden, um den Bericht 
basierend auf den für Interreg-Programme geltenden spezifischen Re­
gelungen für die Vorhabenprüfung, wie in Artikel 498 der 
Interreg-Verordnung vorgesehen, zu erstellen. 

5.1. Angabe der Stellen (einschließlich der Prüfbehörde), die die Vorhaben­
prüfungen durchgeführt haben (wie in Artikel 79 vorgesehen). 

5.2. Beschreibung des angewandten Stichprobenverfahrens und Angabe, ob 
die Methodik mit der Prüfstrategie in Einklang steht. 

5.3. Angabe der für die statistischen oder nichtstatistischen Stichprobenver­
fahren herangezogenen Stichprobenparameter und sonstigen Informa­
tionen sowie Erläuterung der zugrunde liegenden Berechnungen und 
des angewandten fachkundigen Ermessens. Zu diesen Angaben sollte 
Folgendes gehören: Signifikanzschwelle, Konfidenzniveau, Stichpro­
beneinheit, erwartete Fehlerquote, Stichprobenintervall, Standardabwei­
chung, Wert der Grundgesamtheit, Größe der Grundgesamtheit, Stich­
probengröße und Angabe zur Schichtung. Die zugrunde liegenden Be­
rechnungen für die Auswahl der Stichprobe, die Gesamtfehlerquote 
und die Restfehlerquote werden in Abschnitt 9.3 angegeben, in einem 
Format, das die grundlegenden ergriffenen Schritte verdeutlicht, im 
Einklang mit dem verwendeten spezifischen Stichprobenverfahren. 

5.4. Abstimmung zwischen den in der Rechnungslegung verbuchten Beträ­
gen sowie den während des Geschäftsjahrs in den Zahlungsanträgen 
geltend gemachten Beträgen und der Grundgesamtheit, aus der die 
Zufallsstichprobe gezogen wurde (Spalte A der Tabelle in Ab­
schnitt 9.2). Abgestimmt werden auch negative Stichprobeneinheiten, 
bei denen Finanzkorrekturen vorgenommen wurden. 

5.5. Bei negativen Stichprobeneinheiten Bestätigung, dass sie als separate 
Grundgesamtheit behandelt wurden. Analyse der wichtigsten Ergeb­
nisse der Prüfungen dieser Einheiten; Hauptaugenmerk liegt dabei 
auf der Überprüfung, ob die Beschlüsse (des Mitgliedstaats oder der 
Kommission), Finanzkorrekturen vorzunehmen, in der Rechnungs­
legung als Herausnahmen verbucht werden. 
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5.6. Bei der Nutzung des nichtstatistischen Stichprobenverfahrens Angabe 
der Gründe für die Nutzung der Methode, des Prozentsatzes der in 
Prüfungen abgedeckten Stichprobeneinheiten sowie der Schritte, die 
unternommen wurden, damit die zufällige Auswahl der Stichprobe 
gewährleistet ist, wobei zu berücksichtigen ist, dass die Stichprobe 
repräsentativ sein muss. 

Außerdem Definition der Schritte, die unternommen wurden, damit 
eine ausreichende Stichprobengröße sichergestellt wird, sodass die 
Prüfbehörde einen gültigen Bestätigungsvermerk erstellen kann. 
Auch beim nichtstatistischen Stichprobenverfahren wird eine (pro­
jizierte) Gesamtfehlerquote berechnet. 

5.7. Analyse der wichtigsten Ergebnisse der Vorhabenprüfungen, mit einer 
Beschreibung: 

a) der Anzahl der geprüften Stichprobeneinheiten, des jeweiligen Be­
trags, 

b) der Fehlertypen aufgeschlüsselt nach Stichprobeneinheit ( 1 ), 

c) der Art der entdeckten Fehler ( 2 ), 

d) der Schichtfehlerquote ( 3 ) und der entsprechenden gravierenden 
Mängel oder Unregelmäßigkeiten, der Obergrenze der Fehlerquote, 
der Ursachen, der vorgeschlagenen Korrekturmaßnahmen (diejeni­
gen eingeschlossen, mit denen die Verwaltungs- und Kontrollsys­
teme verbessert werden sollen) sowie der Auswirkungen auf den 
Bestätigungsvermerk. 

Die in den Abschnitten 9.2 und 9.3 vorgelegten Daten müssen – ins­
besondere im Hinblick auf die Gesamtfehlerquote – weiter erläutert 
werden. 

5.8. Erläuterungen zu den Finanzkorrekturen in Bezug auf das Geschäfts­
jahr, die die Verwaltungsbehörde vor Einreichung der Rechnungs­
legung bei der Kommission vorgenommen hat und die sich aus den 
Vorhabenprüfungen ergeben, einschließlich Korrekturen auf der 
Grundlage von Hochrechnungen oder Pauschalansätzen, die zu einer 
Senkung der Restfehlerquote der verbuchten Ausgaben gemäß Arti­
kel 98 auf 2 % führen. 

5.9. Vergleich Gesamtfehlerquote und Restfehlerquote (wie in der Tabelle 
in Abschnitt 9.2 dargestellt) mit der Signifikanzschwelle von 2 %, um 
erhebliche Fehler bei der Angabe der Grundgesamtheit festzustellen, 
und Auswirkungen auf den Bestätigungsvermerk. 

5.10. Genaue Angaben, ob etwaige festgestellte Unregelmäßigkeiten als sys­
tembedingt eingestuft wurden, sowie Benennung der ergriffenen Maß­
nahmen, einschließlich Quantifizierung der unregelmäßigen Ausgaben 
und jedweder damit zusammenhängender Finanzkorrekturen. 

5.11. Angaben zum Follow-up der Vorhabenprüfungen im Hinblick auf die 
gemeinsame Stichprobe für Interreg-Programme, basierend auf den 
spezifischen Regelungen zu Vorhabenprüfungen für Interreg-Pro­
gramme, wie in Artikel 49 der Interreg-Verordnung dargelegt. 
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( 1 ) Zufällig, systembedingt, anomal. 
( 2 ) Z. B.: Förderfähigkeit, Auftragsvergabe, staatliche Beihilfe. 
( 3 ) Anzugeben ist die Schichtfehlerquote bei Schichtungen zu Teilgesamtheiten mit ähn­

lichen Merkmalen wie Vorhaben, die aus finanziellen Beiträgen eines Programms zu 
Finanzinstrumenten, Einheiten mit hohem Wert oder Fonds (bei fondsübergreifenden 
Programmen) bestehen.



 

5.12. Angaben zum Follow-up der Vorhabenprüfungen für frühere Ge­
schäftsjahre, insbesondere zu systembedingten gravierenden Mängeln. 

5.13. Eine Tabelle zur Kategorisierung der Fehler nach Art der Fehler. 

5.14. Schlussfolgerungen aus den wichtigsten Feststellungen der Vorhaben­
prüfungen im Hinblick auf das ordnungsgemäße Funktionieren des 
Verwaltungs- und Kontrollsystems. 

Abschnitt 5.14 ist für Interreg-Programme anzupassen, um die Schritte 
zu erläutern, die unternommen wurden, um die Schlussfolgerungen 
basierend auf den für Interreg-Programme geltenden spezifischen Re­
gelungen für die Vorhabenprüfung, wie in Artikel 49 der 
Interreg-Verordnung vorgesehen, zu ziehen. 

6. Prüfungen der Rechnungslegung 

6.1. Angabe der Behörden/Stellen, die die Prüfungen der Rechnungslegung 
durchgeführt haben. 

6.2. Beschreibung des Prüfansatzes, mit dem überprüft wurde, ob die Rech­
nungslegung vollständig, genau und sachlich richtig ist. Dazu zählt ein 
Verweis auf die durchgeführten Prüfungstätigkeiten vor dem Hinter­
grund der Systemprüfungen, auf die Vorhabenprüfungen mit Relevanz 
für die zur Rechnungslegung erforderte Zuverlässigkeit und auf zu­
sätzliche Überprüfungen des Rechnungslegungsentwurfs, bevor diese 
an die Kommission übermittelt werden. 

6.3. Schlussfolgerungen aus den Prüfungen im Hinblick auf Vollständig­
keit, Genauigkeit und sachliche Richtigkeit der Rechnungslegung, ein­
schließlich Angabe der entsprechenden vorgenommenen Finanzkorrek­
turen, die in der Rechnungslegung als Follow-up zu diesen Schluss­
folgerungen wiedergegeben werden. 

6.4. Angabe, ob die festgestellten Unregelmäßigkeiten als systembedingt 
angesehen werden, sowie Angabe der ergriffenen Maßnahmen. 

7. Sonstige Informationen 

7.1. Bewertung der Prüfbehörde zu in deren Prüfungen aufgedeckten Be­
trugsverdachtsfällen (und zu den Fällen, die andere nationale Stellen 
oder Unionsstellen gemeldet haben und die mit von der Prüfbehörde 
geprüften Vorhaben in Verbindung stehen), zusammen mit den ergrif­
fenen Maßnahmen. Angaben zur Anzahl der Fälle, Schwere und be­
troffene Beträge, falls bekannt. 

7.2. Nachfolgende Ereignisse, die nach Ende des Geschäftsjahres, aber vor 
Übermittlung des jährlichen Kontrollberichts an die Kommission auf­
getreten sind und bei der Feststellung des Konfidenzniveaus und der 
Erstellung des Bestätigungsvermerks durch die Prüfbehörde beachtet 
wurden. 

8. Konfidenzniveau insgesamt 

8.1. Angabe des Konfidenzniveaus insgesamt in Bezug auf das ordnungs­
gemäße Funktionieren des Verwaltungs- und Kontrollsystems und Er­
läuterung, wie sich dieses Niveau aus der Kombination der Ergebnisse 
der Systemprüfungen und der Vorhabenprüfungen ergibt. Falls relevant 
berücksichtigt die Prüfbehörde darüber hinaus die Ergebnisse anderer 
Prüftätigkeiten der Mitgliedstaaten oder der Union. 

8.2. Bewertung etwaiger durchgeführter Abhilfemaßnahmen, die nicht mit 
Finanzkorrekturen in Verbindung stehen, von vorgenommenen Finanz­
korrekturen und Bewertung des Bedarfs an zusätzlichen Korrekturmaß­
nahmen, sowohl in puncto der Verbesserung der Verwaltungs- und 
Kontrollsysteme als auch der Auswirkungen auf den Unionshaushalt. 
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9. ANHÄNGE DES JÄHRLICHEN KONTROLLBERICHTS 

9.1. Ergebnisse der Systemprüfungen. 

Geprüfte Einrichtung 
Fonds (fondsüber­

greifendes Pro­
gramm) 

Bezeichnung der 
Prüfung 

Datum des ab­
schließenden 
Prüfberichts 

Programm: [CCI-Nr. und Bezeichnung des Programms] Allgemeine Bewer­
tung (Kategorie 1, 2, 

3, 4) 

[Definition gemäß 
Tabelle 2 in An­

hang XI der Verord­
nung] 

Bemerkungen Kernanforderungen (sofern zutreffend) 

[Definition gemäß Tabelle 1 in Anhang XI] 

KA 1 KA 2 KA 3 KA 4 KA 5 KA 6 KA 7 KA 8 KA 9 KA 10 

VB 

ZS 

Aufgabenbereich 
„Rechnungsführung“ 
(falls nicht von der VB 
übernommen) 

Hinweis: Die leeren Felder in der vorstehenden Tabelle beziehen sich auf Kernanforderungen, die für die geprüfte Einrichtung nicht gelten.
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9.2. Ergebnisse der Vorhabenprüfungen 

Fonds CCI-Nr. des Pro­
gramms 

Bezeichnung des 
Programms 

A B C D E F G H 

Der Grundgesamtheit, 
aus der die Stichprobe 
gezogen wurde, ent­

sprechender 
Betrag in EUR (*) 

Ausgaben in Bezug auf 
das für die Zufallsstich­

probe geprüfte Geschäfts­
jahr 

Höhe der unregelmäßi­
gen Ausgaben in der 

Zufallsstichprobe 

Gesamtfehler­
quote (**) 

Infolge der Gesamtfeh­
lerquote vorgenommene 

Korrekturen 

Verbleibende 
Gesamtfehler­

quote 

Sonstige ge­
prüfte Aus­
gaben (***) 

Höhe der unregelmäßi­
gen Ausgaben in sons­
tigen geprüften Aus­

gaben 

Höhe (****) % (*****) 

(*) Spalte A bezieht sich auf die positive Grundgesamtheit, aus der die Zufallsstrichprobe gezogen wurde, d. h. den Gesamtbetrag der förderfähigen Ausgaben, die im Rechnungsführungssystem der Verwaltungsbehörde/ 
der für den Aufgabenbereich „Rechnungsführung“ zuständigen Stelle verbucht wurden und in den der Kommission vorgelegten Zahlungsanträgen enthalten sind, gegebenenfalls abzüglich negativer Stichproben­ 
einheiten. Falls zutreffend sind Erläuterungen in Abschnitt 5.4 anzugeben. 

(**) Die Gesamtfehlerquote wird berechnet, bevor etwaige Finanzkorrekturen in Bezug auf die geprüfte Stichprobe oder die Grundgesamtheit, aus der die Zufallsstichprobe gezogen wird, vorgenommen werden. Deckt die 
Zufallsstichprobe mehr als einen Fonds oder mehr als ein Programm ab, so betrifft die Gesamtfehlerquote (berechnet) aus Spalte D die gesamte Grundgesamtheit. Im Fall einer Schichtung sind in Abschnitt 5.7 weitere 
Angaben zur Schicht zu machen. 

(***) Spalte G bezieht sich, falls zutreffend, auf die im Zusammenhang mit einer ergänzenden Stichprobe geprüften Ausgaben. 
(****) Höhe der geprüften Ausgaben (bei Unterstichproben ist in dieser Spalte nur die Höhe der tatsächlich geprüften Ausgabenposten einzutragen. 
(*****) Prozentsatz der geprüften Ausgaben in Bezug auf die Grundgesamtheit. 

9.3. Berechnungen, die der Auswahl der Zufallsstichprobe, der Gesamtfehlerquote und der Gesamtrestfehlerquote zugrunde liegen.



 

ANHANG XXI 

Muster für den jährlichen Prüfbericht – Artikel 81 Absatz 5 

1. Einleitung 

1.1. Angabe der externen Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, die an der Er­
stellung des Berichts beteiligt war. 

1.2. Bezugszeitraum (z. B. 1. Juli N-1 bis 30. Juni N). 

1.3. Angaben zu dem (den) Finanzinstrument(en)/dem (den) Mandat(en) 
und dem (den) Programm(en), das (die) Gegenstand des Prüfberichts 
ist (sind). Angabe der Finanzierungsvereinbarung, auf die sich der 
Bericht bezieht (im Folgenden „Finanzierungsvereinbarung“). 

2. Prüfung der von der EIB/des EIF oder anderen internationalen Finanz­
institutionen eingesetzten internen Kontrollsysteme. 

Ergebnisse der externen Prüfung des internen Kontrollsystems der EIB 
oder anderer internationaler Finanzinstitutionen (im Folgenden „IFI“), 
an denen ein Mitgliedstaat beteiligt ist, bei der Einrichtung und Wirk­
samkeit dieses internen Kontrollsystems bewertet werden und die min­
destens die folgenden Elemente abdeckt: 

2.1. Auftragsannahmeverfahren. 

2.2. Verfahren für die Beurteilung und Auswahl von Finanzmittlern: for­
male und qualitative Bewertung. 

2.3. Verfahren für die Genehmigung von Transaktionen mit Finanzmittlern 
und Unterzeichnung entsprechender Finanzierungsvereinbarungen. 

2.4. Verfahren zur Überwachung von Finanzmittlern im Zusammenhang 
mit: 

2.4.1. Berichterstattung der Finanzmittler; 

2.4.2. Führen von Aufzeichnungen; 

2.4.3. Auszahlungen an Endbegünstigte; 

2.4.4. Förderfähigkeit der Endbegünstigten; 

2.4.5. Verwaltungsgebühren und Kosten, die von den Finanzmittlern 
in Rechnung gestellt werden; 

2.4.6. Anforderungen hinsichtlich der Sichtbarkeit, Transparenz und 
Kommunikation; 

2.4.7. Umsetzung der Vorschriften über staatliche Beihilfen durch die 
Finanzmittler; 

2.4.8. Differenzierte Behandlung von Investoren, sofern relevant; 

2.4.9. Einhaltung des geltenden Unionsrechts in Bezug auf Geld­
wäsche, Terrorismusfinanzierung, Steuervermeidung, Steuer­
betrug oder Steuerhinterziehung. 

2.5. Systeme für die Bearbeitung der von der Verwaltungsbehörde erhalte­
nen Zahlungen. 
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2.6. Systeme für die Berechnung und Zahlung von Beträgen im Zusam­
menhang mit Verwaltungskosten und -gebühren. 

2.7. Systeme für die Bearbeitung der Zahlungen an Finanzmittler. 

2.8. Systeme für die Bearbeitung von Zinsen und anderen dank der Unter­
stützung der Finanzinstrumente aus den Fonds erwirtschafteten Erträ­
gen. 

Zu den Nummern 2.1., 2.2. und 2.3 sind im Anschluss an die Vorlage 
des ersten jährlichen Prüfberichts lediglich Angaben zu Aktualisierun­
gen oder Änderungen der bestehenden Verfahren oder Vorkehrungen 
erforderlich. 

2.9. Zusätzlich zu den unter den Nummern 2.1. bis 2.8. genannten Ele­
menten sind in den jährlichen Prüfbericht in Bezug auf das letzte 
Geschäftsjahr folgende Elemente aufzunehmen: 

2.9.1. Differenzierte Behandlung von Investoren; 

2.9.2. Erreichtes Multiplikatorverhältnis im Vergleich zum in den Ga­
rantievereinbarungen für Finanzinstrumente, die Garantien ent­
halten, vereinbarten Multiplikatorverhältnis; 

2.9.3. Verwendung von Zinsen und anderen dank der Unterstützung 
der Finanzinstrumente aus den Fonds erwirtschafteten Erträgen 
nach Artikel 60; 

2.9.4. Verwendung von zurück an Finanzinstrumente geflossenen Mit­
teln, die auf die Unterstützung aus den Fonds zurückzuführen 
sind, bis zum Ende des Förderzeitraums und Vorkehrungen für 
die Verwendung dieser Mittel nach Ablauf des Förderzeitraums 
nach Artikeln 62. 

3. Prüfungsschlussfolgerungen 

3.1. Schlussfolgerung zu der Frage, ob die externe Wirtschaftsprüfungs­
gesellschaft hinreichende Gewähr für Einrichtung und Wirksamkeit 
des von der EIB oder anderen IFI, an denen ein Mitgliedstaat beteiligt 
ist, eingerichteten internen Kontrollsystems in Übereinstimmung mit 
den geltenden Vorschriften im Sinne der unter Abschnitt 2 genannten 
Elemente bieten kann. 

3.2. Feststellungen und Empfehlungen, die sich aus der durchgeführten 
Prüftätigkeit ergeben. 

Die Nummern 3.1 und 3.2 sollen sich auf die Ergebnisse der in Ab­
schnitt 2 genannten Prüftätigkeit stützen, gegebenenfalls unter Berück­
sichtigung der Ergebnisse anderer Prüftätigkeiten der Mitgliedstaaten 
oder der Union, die im Zusammenhang mit derselben Stelle, die Fi­
nanzinstrumente einsetzt, und/oder demselben Auftrag für Finanz­
instrumente durchgeführt werden. 
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ANHANG XXII 

Muster für die Prüfstrategie – Artikel 78 

1. EINLEITUNG 

a) Angabe des Programms/der Programme (Bezeichnung(en) und 
CCI-Nr(n). ( 1 ), der Fonds und des Zeitraums, auf die sich die Prüf­
strategie erstreckt. 

b) Angabe der für die Erstellung, Überwachung und Aktualisierung 
der Prüfstrategie zuständigen Prüfbehörde sowie jeder sonstigen 
Stelle, die zu diesem Dokument beigetragen hat. 

c) Verweis auf den Status der Prüfbehörde (nationale, regionale oder 
lokale öffentliche Stelle) und Angabe der Stelle, bei der sie ange­
siedelt ist. 

d) Verweis auf Aufgabenbeschreibung, Prüfcharta oder nationale 
Rechtsvorschriften (falls zutreffend), die die Funktionen und Zu­
ständigkeiten der Prüfbehörde und sonstiger Stellen enthalten, wel­
che unter Federführung der Prüfbehörde Prüfungen durchführen. 

e) Bestätigung der Prüfbehörde, dass die die Prüfungen durchführen­
den Stellen über die notwendige funktionale und organisatorische 
Unabhängigkeit verfügen. 

2. RISIKOBEWERTUNG 

a) Erläuterung der zur Risikobewertung angewandten Methode und 

b) interne Verfahren für die Aktualisierung der Risikobewertung. 

3. METHODIK 

3.1. Überblick 

a) Verweis auf die international anerkannten Prüfungsstandards, die 
die Prüfbehörde bei ihrer Prüfungstätigkeit anwenden wird. 

b) Angaben dazu, wie die Prüfbehörde bei Programmen mit standard­
mäßigem Verwaltungs- und Kontrollsystem und bei Programmen 
mit verbesserten angemessenen Regelungen Gewähr erlangt (Be­
schreibung der wichtigsten Elemente – Prüfungsarten und deren 
Umfang). 

c) Verweis auf die bestehenden Verfahren für die Erstellung des jähr­
lichen Kontrollberichts und des Bestätigungsvermerks, die bei der 
Kommission im Einklang mit Artikel 77 Absatz 3 der Verordnung 
einzureichen sind, mit den notwendigen Ausnahmen für 
Interreg-Programme basierend auf den für Interreg-Programme gel­
tenden spezifischen Regelungen für die Vorhabenprüfung, wie in 
Artikel 49 der Interreg-Verordnung festgelegt. 

d) Verweis auf die Prüfhandbücher oder -verfahren mit Beschreibung 
der wichtigsten Schritte der Prüfungstätigkeiten, einschließlich der 
Kategorisierung und Behandlung der Fehler, die bei der Erstellung 
des jährlichen Kontrollberichts, der nach Artikel 77 Absatz 3 Buch­
stabe b der Verordnung bei der Kommission einzureichen ist, fest­
gestellt wurden. 
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( 1 ) Angabe der Programme mit einem gemeinsamem Verwaltungs- und Kontrollsystem, falls 
für mehrere Programme eine einzige Prüfstrategie erstellt wird.



 

e) Für Interreg-Programme Verweis auf spezifische Prüfvorkehrungen 
und Erläuterung, wie die Prüfbehörde die Zusammenarbeit mit der 
Kommission in Bezug auf die Vorhabenprüfungen bei der von der 
Kommission zu ziehenden gemeinsamen Interreg-Stichprobe nach 
Artikel 49 der Interreg-Verordnung sicherstellen möchte. 

f) Für Interreg-Programme können nach Artikel 49 der Interreg-Ver­
ordnung zusätzliche Prüfungstätigkeiten erforderlich sein (Verweis 
auf spezifische diesbezügliche Prüfvorkehrungen und auf das 
Follow-up dieser zusätzlichen Prüfungstätigkeit). 

3.2. Prüfungen zum ordnungsgemäßen Funktionieren der Verwaltungs- und 
Kontrollsysteme (Systemprüfungen) 

Angabe der zu prüfenden Stellen/Strukturen und der relevanten Ker­
nanforderungen im Zusammenhang mit Systemprüfungen. Die Liste 
umfasst alle Stellen, die in den letzten zwölf Monaten benannt wurden. 

Gegebenenfalls Verweis auf die Prüfstelle, die die Prüfbehörde mit der 
Durchführung dieser Prüfungen beauftragt hat. 

Angabe etwaiger Systemprüfungen, die sich auf spezifische Themen­
bereiche oder Stellen konzentrieren, wie: 

a) Qualität und Quantität der administrativen und vor Ort durch­
geführten Verwaltungsüberprüfungen im Hinblick auf anwendbares 
Recht wie Vorschriften über die Vergabe öffentlicher Aufträge und 
staatliche Beihilfen oder auf umweltpolitische Anforderungen; 

b) Qualität der Projektauswahl und der Verwaltungsüberprüfungen auf 
Ebene der Verwaltungsbehörde oder der zwischengeschalteten 
Stelle; 

c) Einrichtung und Einsatz von Finanzinstrumenten auf Ebene der die 
Finanzinstrumente einsetzenden Stellen; 

d) Funktionsweise und Sicherheit der elektronischen Systeme sowie 
deren Anbindung an das elektronische Datenaustauschsystem der 
Kommission; 

e) Zuverlässigkeit der von der Verwaltungsbehörde zur Verfügung 
gestellten Daten zu Sollvorgaben und Etappenzielen und den Fort­
schritten des Programms beim Erreichen seiner Ziele; 

f) Finanzkorrekturen (und Abzüge aus der Rechnungslegung); 

g) Durchführung wirksamer und angemessener Betrugsbekämpfungs­
maßnahmen unter Berücksichtigung einer Betrugsrisikobewertung. 

3.3. Vorhabenprüfungen 

3.3.1. Für alle Programme außer Interreg-Programmen 

a) Beschreibung der im Einklang mit Artikel 79 anzuwendenden 
Stichprobenmethodik (sowie anderer bestehender spezifischer Ver­
fahren bei Vorhabenprüfungen, vor allem in Bezug auf die Klassi­
fizierung und Behandlung der festgestellten Fehler, einschließlich 
Betrugsverdachts) (oder Verweis auf interne Dokumente, die diese 
enthalten). 

b) Für Jahre, in denen der Mitgliedstaat sich für mindestens ein Pro­
gramm für die Anwendung der verbesserten angemessenen Rege­
lungen nach Artikel 83 entscheidet, wird eine eigene Beschreibung 
vorgeschlagen. 
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3.3.2. Für Interreg-Programme 

a) Beschreibung der im Einklang mit Artikel 49 Absatz 1 der 
Interreg-Verordnung anzuwendenden Behandlung der Feststellun­
gen und Fehler sowie anderer bestehender spezifischer Verfahren 
bei Vorhabenprüfungen, vor allem in Bezug auf die von der Kom­
mission jedes Jahr zu ziehende gemeinsame Interreg-Stichprobe 
(oder Verweis auf interne Dokumente, die diese enthalten). 

b) Für Jahre, in denen die gemeinsame Stichprobe für Vorhabenprü­
fungen bei Interreg-Programmen keine Vorhaben oder Stichproben­
einheiten der in Rede stehenden Programme umfasst, und wenn die 
Prüfbehörde ein Stichprobenverfahren gemäß Artikel 49 Absatz 10 
der Interreg-Verordnung durchführt, wird eine eigene Beschreibung 
vorgeschlagen. 

Im Fall des in Buchstabe b genannten Stichprobenverfahrens werden 
die von der Prüfbehörde anzuwendende Stichprobenmethodik sowie 
andere bestehende spezifische Verfahren bei Vorhabenprüfungen be­
schrieben, vor allem in Bezug auf die Klassifizierung und Behandlung 
der festgestellten Fehler usw. 

3.4. Prüfung der Rechnungslegung 

Beschreibung des Prüfansatzes für die Prüfung der Rechnungslegung. 

3.5. Überprüfung der Verwaltungserklärung 

Verweis auf die internen Verfahren zur Darlegung der Tätigkeiten bei 
der Überprüfung der Feststellungen in der von der Verwaltungs­
behörde erstellten Verwaltungserklärung für den Bestätigungsvermerk. 

▼B 
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▼B 

4. GEPLANTE PRÜFUNGSTÄTIGKEIT 

a) Beschreibung und Begründung der Prüfprioritäten und Ziele in Bezug auf das laufende und die beiden nachfolgenden Geschäftsjahre sowie eine Erläuterung, wie die Ergebnisse der 
Risikobewertung mit der geplanten Prüfungstätigkeit zusammenhängen. 

b) Indikativer Zeitplan der Systemprüfungen, einschließlich Prüfungen zu spezifischen Themenbereichen, in Bezug auf das laufende und die beiden nachfolgenden Geschäftsjahre: 

Zu prüfende Behörden/ Stellen oder 
spezifische Themenbereiche CCI-Nr. Bezeichnung des Programms Für die Prüfung zuständige 

Stelle Ergebnis der Risikobewertung 
20xx 

Ziel und Umfang der 
Prüfung 

20xx 
Ziel und Umfang der 

Prüfung 

20xx 
Ziel und Umfang der 

Prüfung



5. RESSOURCEN 

a) Organigramm der Prüfbehörde. 

b) Angabe der geplanten Ressourcenzuweisungen in Bezug auf das 
gegenwärtige und die beiden nachfolgenden Geschäftsjahre (ein­
schließlich Angaben zu jedweder vorgesehenen Auslagerung und 
deren Umfang, falls zutreffend). 
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ANHANG XXIII 

Muster für Zahlungsanträge – Artikel 91 Absatz 3 

ZAHLUNGSANTRAG 

EUROPÄISCHE KOMMISSION 

Betroffener Fonds ( 1 ): <type="S" input="S"> ( 2 ) 

Aktenzeichen der Kommission (CCI-Nr.): <type="S" input="S"> 

Bezeichnung des Programms: <type="S" input="G"> 

Beschluss der Kommission: <type="S" input="G"> 

Datum des Beschlusses der Kommission: <type="D" input="G"> 

Nummer des Zahlungsantrags: <type="N" input="G"> 

Datum der Einreichung des Zahlungsantrags: <type="D" input="G"> 

Nationales Aktenzeichen (optional): <type="S" maxlength="250" 
input="M"> 

Gemäß Artikel 91 bezieht sich dieser Zahlungsantrag auf das Geschäftsjahr: 

vom: ( 3 ) <type="D" input="G"> bis: <type="D" input="G"> 
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( 1 ) Betrifft ein Programm mehr als einen Fonds, so sollte der Zahlungsantrag für jeden Fonds einzeln übermittelt werden. 
( 2 ) Legende: 

Art: N = Zahl, D = Datum, S = Zeichenkette, C = Checkbox, P = Prozentsatz, B = Boole’scher Operator, Cu = Währung 
Eingabe: M = manuell, S = Auswahl, G = systemgeneriert. 

( 3 ) Erster Tag des Geschäftsjahrs, automatisch vom elektronischen System erfasst.
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▼B 

Ausgaben aufgeschlüsselt nach Priorität und gegebenenfalls nach Regionenkategorie wie von der den Aufgabenbereich „Rechnungsführung“ übernehmenden Stelle verbucht 

(einschließlich Programmbeiträgen an Finanzinstrumente (Artikel 92) und im Zusammenhang mit staatlichen Beihilfen gezahlte Vorschüsse (Artikel 91 Absatz 5)) 

Diese Tabelle darf keine Ausgaben im Zusammenhang mit spezifischen Zielen enthalten, für die die grundlegenden Voraussetzungen nicht erfüllt sind, mit Ausnahme von Vorhaben, die zur Erfüllung 
der grundlegenden Voraussetzungen beitragen. 

Priorität 

Berechnungsgrundlage (öffentlich 
oder insgesamt) ( 1 ) 

Gesamtbetrag der von den Begüns­
tigten getätigten und bei der Durch­

führung von Vorhaben gezahlten 
förderfähigen Ausgaben gemäß Arti­
kel 91 Absatz 3 Buchstabe a und 
Artikel 91 Absatz 4 Buchstabe c 

Gesamtbetrag des Unionsbeitrags ge­
mäß Artikel 91 Absatz 4 Buchsta­

ben a und b 

Betrag der technischen Hilfe gemäß 
Artikel 91 Absatz 3 Buchstabe b 

Gesamtbetrag des geleisteten oder zu 
leistenden öffentlichen Beitrags ge­

mäß Artikel 91 Absatz 3 Buchstabe c 

(A) (B) (C) (D) (E) 

Priorität 1 

Weniger entwickelte Re­
gionen 

<type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Übergangsregionen <type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Stärker entwickelte Re­
gionen 

<type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Gebiete in äußerster 
Randlage und nördliche 
Regionen mit geringer 
Bevölkerungsdichte 

<type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Priorität 2 

Weniger entwickelte Re­
gionen 

<type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Übergangsregionen <type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

___________ 
( 1 ) Beim EMFAF gilt die Kofinanzierung nur für die förderfähigen öffentlichen Gesamtausgaben. Daher wird beim EMFAF die Berechnungsgrundlage in diesem Muster automatisch auf „öffentlich“ angepasst.
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▼B 

Priorität 

Berechnungsgrundlage (öffentlich 
oder insgesamt) ( 1 ) 

Gesamtbetrag der von den Begüns­
tigten getätigten und bei der Durch­

führung von Vorhaben gezahlten 
förderfähigen Ausgaben gemäß Arti­
kel 91 Absatz 3 Buchstabe a und 
Artikel 91 Absatz 4 Buchstabe c 

Gesamtbetrag des Unionsbeitrags ge­
mäß Artikel 91 Absatz 4 Buchsta­

ben a und b 

Betrag der technischen Hilfe gemäß 
Artikel 91 Absatz 3 Buchstabe b 

Gesamtbetrag des geleisteten oder zu 
leistenden öffentlichen Beitrags ge­

mäß Artikel 91 Absatz 3 Buchstabe c 

(A) (B) (C) (D) (E) 

Stärker entwickelte Re­
gionen 

<type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Gebiete in äußerster 
Randlage und nördliche 
Regionen mit geringer 
Bevölkerungsdichte 

<type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Priorität 3 

Weniger entwickelte Re­
gionen 

<type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Übergangsregionen <type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Stärker entwickelte Re­
gionen 

<type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Gebiete in äußerster 
Randlage und nördliche 
Regionen mit geringer 
Bevölkerungsdichte 

<type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Endsumme <type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G">
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▼B 

ODER 

Ausgaben aufgeschlüsselt nach spezifischem Ziel wie in der Rechnungslegung der Verwaltungsbehörde verbucht 

Für den AMIF, ISF und das BMVI 

Diese Tabelle soll keine Ausgaben im Zusammenhang mit spezifischen Zielen enthalten, für die die grundlegenden Voraussetzungen nicht erfüllt sind, mit Ausnahme von Vorhaben, die zur Erfüllung 
der grundlegenden Voraussetzungen beitragen. 

Spezifisches Ziel 

Berechnungsgrundlage (öffentlich 
oder insgesamt) 

Gesamtbetrag der von den Begüns­
tigten getätigten und bei der Durch­

führung von Vorhaben gezahlten 
förderfähigen Ausgaben gemäß Ar­
tikel 91 Absatz 3 Buchstabe a und 
Artikel 91 Absatz 4 Buchstabe c 

Gesamtbetrag des Unionsbeitrags 
gemäß Artikel 91 Absatz 4 Buch­

staben a und b 

Gesamtbetrag des geleisteten oder zu 
leistenden öffentlichen Beitrags ge­

mäß Artikel 91 Absatz 3 Buch­
stabe c 

(A) (B) (C) (D) 

Spezifisches Ziel 1 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Artikel 12 Absatz 1 
der ISF-Verordnung oder Artikel 12 Absatz 1 der 
BMVI-Verordnung oder Artikel 15 Absatz 1 der 
AMIF-Verordnung 

<type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Artikel 12 Absatz 2 
der ISF-Verordnung oder Artikel 12 Absatz 2 der 
BMVI-Verordnung oder Artikel 15 Absatz 2 der 
AMIF-Verordnung 

<type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Artikel 12 Absatz 3 
der ISF-Verordnung oder Artikel 12 Absatz 3 der 
BMVI-Verordnung oder Artikel 15 Absatz 3 der 
AMIF-Verordnung 

<type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Artikel 12 Absatz 4 
der ISF-Verordnung oder Artikel 12 Absatz 4 der 
BMVI-Verordnung (außer Transit-Sonderregelung) oder Arti­
kel 15 Absatz 4 der AMIF-Verordnung 

<type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M">
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▼B 

Spezifisches Ziel 

Berechnungsgrundlage (öffentlich 
oder insgesamt) 

Gesamtbetrag der von den Begüns­
tigten getätigten und bei der Durch­

führung von Vorhaben gezahlten 
förderfähigen Ausgaben gemäß Ar­
tikel 91 Absatz 3 Buchstabe a und 
Artikel 91 Absatz 4 Buchstabe c 

Gesamtbetrag des Unionsbeitrags 
gemäß Artikel 91 Absatz 4 Buch­

staben a und b 

Gesamtbetrag des geleisteten oder zu 
leistenden öffentlichen Beitrags ge­

mäß Artikel 91 Absatz 3 Buch­
stabe c 

(A) (B) (C) (D) 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Artikel 12 Absatz 4 
der BMVI-Verordnung (Transit-Sonderregelung) 

<type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Artikel 12 Absatz 5 
der ISF-Verordnung oder Artikel 12 Absatz 5 der 
BMVI-Verordnung oder Artikel 15 Absatz 5 der 
AMIF-Verordnung 

<type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Artikel 12 Absatz 5 
der BMVI-Verordnung 

<type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Spezifisches Ziel 2 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Artikel 12 Absatz 1 
der ISF-Verordnung oder Artikel 12 Absatz 1 der 
BMVI-Verordnung oder Artikel 15 Absatz 1 der 
AMIF-Verordnung 

<type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Artikel 12 Absatz 2 
der ISF-Verordnung oder Artikel 12 Absatz 2 der 
BMVI-Verordnung oder Artikel 15 Absatz 2 der 
AMIF-Verordnung 

<type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Artikel 12 Absatz 3 
der ISF-Verordnung oder Artikel 12 Absatz 3 der 
BMVI-Verordnung oder Artikel 15 Absatz 3 der 
AMIF-Verordnung 

<type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Artikel 12 Absatz 4 
der ISF-Verordnung oder Artikel 12 Absatz 4 der 
BMVI-Verordnung oder Artikel 15 Absatz 4 der 
AMIF-Verordnung 

<type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M">
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▼B 

Spezifisches Ziel 

Berechnungsgrundlage (öffentlich 
oder insgesamt) 

Gesamtbetrag der von den Begüns­
tigten getätigten und bei der Durch­

führung von Vorhaben gezahlten 
förderfähigen Ausgaben gemäß Ar­
tikel 91 Absatz 3 Buchstabe a und 
Artikel 91 Absatz 4 Buchstabe c 

Gesamtbetrag des Unionsbeitrags 
gemäß Artikel 91 Absatz 4 Buch­

staben a und b 

Gesamtbetrag des geleisteten oder zu 
leistenden öffentlichen Beitrags ge­

mäß Artikel 91 Absatz 3 Buch­
stabe c 

(A) (B) (C) (D) 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Artikel 12 Absatz 5 
der ISF-Verordnung oder Artikel 12 Absatz 6 der 
BMVI-Verordnung oder Artikel 15 Absatz 5 der 
AMIF-Verordnung 

<type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Spezifisches Ziel 3 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Artikel 12 Absatz 1 
der ISF-Verordnung oder Artikel 15 Absatz 1 der 
AMIF-Verordnung 

<type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Artikel 12 Absatz 2 
der ISF-Verordnung oder Artikel 15 Absatz 2 der 
AMIF-Verordnung 

<type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Artikel 12 Absatz 3 
der ISF-Verordnung oder Artikel 15 Absatz 3 der 
AMIF-Verordnung 

<type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Artikel 12 Absatz 4 
der ISF-Verordnung oder Artikel 15 Absatz 4 der 
AMIF-Verordnung 

<type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Artikel 12 Absatz 5 
der ISF-Verordnung oder Artikel 15 Absatz 5 der 
AMIF-Verordnung 

<type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Spezifisches Ziel 4 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Artikel 15 Absatz 1 
der AMIF-Verordnung 

<type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M">
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▼B 

Spezifisches Ziel 

Berechnungsgrundlage (öffentlich 
oder insgesamt) 

Gesamtbetrag der von den Begüns­
tigten getätigten und bei der Durch­

führung von Vorhaben gezahlten 
förderfähigen Ausgaben gemäß Ar­
tikel 91 Absatz 3 Buchstabe a und 
Artikel 91 Absatz 4 Buchstabe c 

Gesamtbetrag des Unionsbeitrags 
gemäß Artikel 91 Absatz 4 Buch­

staben a und b 

Gesamtbetrag des geleisteten oder zu 
leistenden öffentlichen Beitrags ge­

mäß Artikel 91 Absatz 3 Buch­
stabe c 

(A) (B) (C) (D) 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Artikel 15 Absatz 2 
der AMIF-Verordnung 

<type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Artikel 15 Absatz 3 
der AMIF-Verordnung 

<type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Artikel 15 Absatz 4 
der AMIF-Verordnung 

<type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Artikel 15 Absatz 5 
der AMIF-Verordnung 

<type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Artikel 19 der 
AMIF-Verordnung 

<type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Artikel 20 der 
AMIF-Verordnung (Zugang) 

<type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Artikel 20 der 
AMIF-Verordnung (Abgang) 

<type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Spezifisches Ziel technische Hilfe 

Technische Hilfe gemäß Artikel 36 Absatz 5 <type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Technische Hilfe gemäß Artikel 37 <type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Endsumme <type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G">
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▼B 

Das Muster wird auf Grundlage der CCI automatisch angepasst. Ein Beispiel: Bei Programmen ohne Regionenkategorien (Kohäsionsfonds, JTF, Ziel „Europäische territoriale Zusammenarbeit“ 
(Interreg), EMFAF, falls zutreffend) oder bei Programmen, bei denen die Kofinanzierungssätze nicht innerhalb einer Priorität (spezifisches Ziel) moduliert werden, muss die Tabelle folgendermaßen 
gestaltet sein: 

Diese Tabelle darf keine Ausgaben im Zusammenhang mit spezifischen Zielen enthalten, für die die grundlegenden Voraussetzungen nicht erfüllt sind, mit Ausnahme von Vorhaben, die zur Erfüllung 
der grundlegenden Voraussetzungen beitragen. 

Priorität Berechnungsgrundlage (öffentlich oder 
insgesamt) (') 

Gesamtbetrag der von den Begünstig­
ten getätigten und bei der Durchfüh­
rung von Vorhaben gezahlten förder­
fähigen Ausgaben gemäß Artikel 91 

Absatz 3 Buchstabe a und Artikel 91 
Absatz 4 Buchstabe c 

Gesamtbetrag des Unionsbeitrags ge­
mäß Artikel 91 Absatz 4 Buchsta­

ben a und b 

Betrag der technischen Hilfe gemäß 
Artikel 91 Absatz 3 Buchstabe b 

Gesamtbetrag des geleisteten oder zu 
leistenden öffentlichen Beitrags gemäß 

Artikel 91 Absatz 3 Buchstabe c 

(A) (B) (C) (D) (E) 

Priorität 1 <type='S' input='C'> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Priorität 2 <type='S' input='C'> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Priorität 3 <type='S' input='C'> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Endsumme <type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G">



ERKLÄRUNG 

Durch die Validierung dieses Zahlungsantrags beantragt die für den Aufgaben­
bereich „Rechnungsführung“ zuständige Stelle/die Verwaltungsbehörde die Zah­
lung der unten genannten Beträge. 

In Vertretung der für den Aufgabenbereich „Rechnungsführung“ zuständigen Stelle: 

Oder 

In Vertretung der für den Aufgabenbereich „Rechnungsführung“ zuständigen Verwal­
tungsbehörde: 

<type="S" input="G"> 

ZAHLUNGSANTRAG 

FONDS 

Weniger entwickelte 
Regionen 

Übergangsregionen Stärker entwickelte 
Regionen 

Gebiete in äußerster 
Randlage und nördliche 
Regionen mit geringer 
Bevölkerungsdichte 

(A) (B) (C) (D) 

<type="S" 
input="G"> 

<type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" 
input="G"> 

BEMERKUNGEN 

Das Muster wird auf Grundlage der CCI automatisch angepasst. Ein Beispiel: Bei Programmen ohne Regionenkatego­
rien (Kohäsionsfonds, JTF, Ziel „Europäische territoriale Zusammenarbeit“ (Interreg), EMFAF, falls zutreffend) oder bei 
Programmen, bei denen die Kofinanzierungssätze nicht innerhalb einer Priorität (spezifisches Ziel) moduliert werden, 
muss die Tabelle folgendermaßen gestaltet sein: 

FONDS BETRAG 

<type="S" input="G"> <type="Cu" input="G"> 

Oder 

Für den AMIF, ISF und das BMVI 

Fonds Beträge 

<type="S" input="G"> Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Artikel 12 Ab­
satz 1 der ISF-Verordnung oder Artikel 12 Absatz 1 
der BMVI-Verordnung oder Artikel 15 Absatz 1 der 
AMIF-Verordnung 

<type="Cu" input="G"> 

<type="S" input="G"> Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Artikel 12 Ab­
satz 2 der ISF-Verordnung oder Artikel 12 Absatz 2 
der BMVI-Verordnung oder Artikel 15 Absatz 2 der 
AMIF-Verordnung 

<type="Cu" input="G"> 

<type="S" input="G"> Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Artikel 12 Ab­
satz 3 der ISF-Verordnung oder Artikel 12 Absatz 3 
der BMVI-Verordnung oder Artikel 15 Absatz 3 der 
AMIF-Verordnung 

<type="Cu" input="G"> 

▼B 
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Fonds Beträge 

<type="S" input="G"> Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Artikel 12 Ab­
satz 4 der ISF-Verordnung oder Artikel 12 Absatz 4 
der BMVI-Verordnung (außer Transit-Sonderregelung) 
oder Artikel 15 Absatz 4 der AMIF-Verordnung 

<type="Cu" input="G"> 

<type="S" input="G"> Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Artikel 12 Ab­
satz 4 der BMVI-Verordnung (Transit-Sonderregelung) 

<type="Cu" input="G"> 

<type="S" input="G"> Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Artikel 12 Ab­
satz 5 der ISF-Verordnung oder Artikel 12 Absatz 6 
der BMVI-Verordnung oder Artikel 15 Absatz 5 der 
AMIF-Verordnung 

<type="Cu" input="G"> 

<type="S" input="G"> Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Artikel 12 Ab­
satz 5 der BMVI-Verordnung 

<type="Cu" input="G"> 

<type="S" input="G"> Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Artikel 19 der 
AMIF-Verordnung 

<type="Cu" input="G"> 

<type="S" input="G"> Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Artikel 20 der 
AMIF-Verordnung 

<type="Cu" input="G"> 

<type="S" input="G"> Technische Hilfe gemäß Artikel 36 Absatz 5 <type="Cu" input="G"> 

<type="S" input="G"> Technische Hilfe gemäß Artikel 37 <type="Cu" input="G"> 

BEMERKUNGEN 

Die Zahlung erfolgt auf folgendes Bankkonto: 

Benannte Stelle <type="S" maxlength="150" input="G"> 

Bankverbindung <type="S" maxlength="150" input="G"> 

BIC <type="S" maxlength="11" input="G"> 

IBAN <type="S" maxlength="34" input="G"> 

Kontoinhaber (falls nicht mit der 
benannten Stelle identisch) 

<type="S" maxlength="150" input="G"> 

▼B 
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▼B 

Anlage 1 

Informationen zu den an Finanzinstrumente gezahlten Programmbeiträgen nach Artikel 92, enthalten im Zahlungsantrag (kumulativ ab Programmbeginn) 

Priorität 

Betrag, der im ersten Zahlungsantrag aufgeführt wurde und an das Finanzinstrument 
ausbezahlt wurde, im Einklang mit Artikel 92 (höchstens 30 % der Programm­

beiträge insgesamt für das [die] Finanzinstrument[e] im Rahmen der entsprechenden 
Finanzierungsvereinbarung) 

Entsprechender verbuchter Betrag nach Artikel 92 Absatz 3 ( 1 ) 

(A) (B) (C) (D) 

Gesamtbetrag der an Finanzinstrumente 
gezahlten Programmbeiträge 

Gesamtbetrag des entsprechenden öf­
fentlichen Beitrags 

Gesamtbetrag der Programmbeiträge ge­
mäß Artikel 92 Absatz 2 Buchstabe b 

Gesamtbetrag des entsprechenden öf­
fentlichen Beitrags 

Priorität 1 

Weniger entwickelte Regionen <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Übergangsregionen <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Stärker entwickelte Regionen <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Gebiete in äußerster Randlage und nördliche 
Regionen mit geringer Bevölkerungsdichte 

<type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Priorität 2 <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Weniger entwickelte Regionen <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Übergangsregionen <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Stärker entwickelte Regionen <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Gebiete in äußerster Randlage und nördliche 
Regionen mit geringer Bevölkerungsdichte 

<type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Priorität 3 <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Weniger entwickelte Regionen <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Übergangsregionen <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Stärker entwickelte Regionen <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Gebiete in äußerster Randlage und nördliche 
Regionen mit geringer Bevölkerungsdichte 

<type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Endsumme <type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G"> 
___________ 
( 1 ) Dieser Betrag fließt nicht in den Zahlungsantrag ein.
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▼B 

Das Muster wird auf Grundlage der CCI automatisch angepasst. Ein Beispiel: Bei Programmen ohne Regionenkategorien (Kohäsionsfonds, JTF, Ziel „Europäische territoriale Zusammenarbeit“ 
(Interreg), EMFAF, falls zutreffend) oder bei Programmen, bei denen die Kofinanzierungssätze nicht innerhalb einer Priorität (spezifisches Ziel) moduliert werden, muss die Tabelle folgendermaßen 
gestaltet sein: 

Priorität 

Betrag, der im ersten Zahlungsantrag aufgeführt wurde und an das Finanzinstrument ausbezahlt 
wurde, im Einklang mit Artikel 92 (höchstens 30 % der Programmbeiträge insgesamt für das 

[die] Finanzinstrument[e] im Rahmen der entsprechenden Finanzierungsvereinbarung) 
Entsprechender verbuchter Betrag nach Artikel 92 Absatz 3 ( 1 ) 

(A) (B) (C) (D) 

Gesamtbetrag der an Finanzinstrumente ge­
zahlten Programmbeiträge 

Gesamtbetrag des entsprechenden öffentlichen 
Beitrags 

Gesamtbetrag der Programmbeiträge gemäß 
Artikel 92 Absatz 2 Buchstabe b 

Gesamtbetrag des entsprechenden öffentlichen 
Beitrags 

Priorität 1 <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Priorität 2 <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Priorität 3 <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Endsumme <type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G"> 

___________ 
( 1 ) Dieser Betrag fließt nicht in den Zahlungsantrag ein.
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▼B 

Oder 

Für den AMIF, ISF und das BMVI 

Spezifisches Ziel 

Betrag, der im ersten Zahlungsantrag aufgeführt wurde und an das Finanzinstru­
ment ausbezahlt wurde, im Einklang mit Artikel 92 (höchstens 30 % der Pro­
grammbeiträge insgesamt für das [die] Finanzinstrument[e] im Rahmen der ent­

sprechenden Finanzierungsvereinbarung) 

Entsprechender verbuchter Betrag nach Artikel 92 Absatz 3 ( 1 ) 

(A) (B) (C) (D) 

Gesamtbetrag der an Finanzinstrumente 
gezahlten Programmbeiträge 

Gesamtbetrag des entsprechenden öf­
fentlichen Beitrags 

Gesamtbetrag der Programmbeiträge 
gemäß Artikel 92 Absatz 2 Buchstabe b 

Gesamtbetrag des entsprechenden öf­
fentlichen Beitrags 

Spezifisches Ziel 1 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Arti­
kel 12 Absatz 1 der ISF-Verordnung oder Arti­
kel 12 Absatz 1 der BMVI-Verordnung oder Ar­
tikel 15 Absatz 1 der AMIF-Verordnung 

<type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Spezifisches Ziel 2 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Arti­
kel 12 Absatz 1 der ISF-Verordnung oder Arti­
kel 12 Absatz 1 der BMVI-Verordnung oder Ar­
tikel 15 Absatz 1 der AMIF-Verordnung 

<type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Spezifisches Ziel 3 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Arti­
kel 12 Absatz 1 der ISF-Verordnung oder Arti­
kel 15 Absatz 1 der AMIF-Verordnung 

<type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Spezifisches Ziel 4 (AMIF) 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Arti­
kel 15 Absatz 1 der AMIF-Verordnung 

<type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Endsumme <type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G"> 

___________ 
( 1 ) Dieser Betrag fließt nicht in den Zahlungsantrag ein.



 

02021R
1060 —

 D
E —

 01.03.2023 —
 002.001 —

 312 

▼B 

Anlage 2 

Angaben zu Ausgaben im Zusammenhang mit spezifischen Zielen enthalten, für die die grundlegenden Voraussetzungen nicht erfüllt sind, mit Ausnahme von Vorhaben, die zur Erfüllung der 
grundlegenden Voraussetzungen beitragen (kumulativ ab Beginn des Programmplanungszeitraums). 

Priorität 

Berechnungsgrundlage (öffentlich 
oder insgesamt) ( 1 ) 

Betrag der von den Begünstigten getätigten und bei der Durchführung von 
Vorhaben gezahlten förderfähigen Ausgaben im Sinne von Artikel 91 

Absatz 3 Buchstabe a oder c oder Unionsbeitrag gemäß Artikel 91 Ab­
satz 4 im Zusammenhang mit nicht erfüllten grundlegenden Vorausset­
zungen im Sinne von Artikel 15 Absatz 5 oder 6, mit Ausnahme von 

Vorhaben, die zur Erfüllung der grundlegenden Voraussetzungen beitragen 

Betrag der von den Begünstigten getätigten und bei der Durchführung von 
Vorhaben gezahlten förderfähigen Ausgaben im Sinne von Artikel 91 

Absatz 3 Buchstabe a oder c oder Unionsbeitrag gemäß Artikel 91 Ab­
satz 4 im Zusammenhang mit erfüllten grundlegenden Voraussetzungen 

im Sinne von Artikel 15 Absatz 5 oder 6 oder als Beitrag zur Erfüllung 
der grundlegenden Voraussetzungen ( 2 ) 

insgesamt öffentlich insgesamt öffentlich 

(A) (B) (C) (D) (E) 

Priorität 1 

Weniger entwickelte Regionen <type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Übergangsregionen <type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Stärker entwickelte Regionen <type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Gebiete in äußerster Randlage 
und nördliche Regionen mit 
geringer Bevölkerungsdichte 

<type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Priorität 2 

Weniger entwickelte Regionen <type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Übergangsregionen <type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Stärker entwickelte Regionen <type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Gebiete in äußerster Randlage 
und nördliche Regionen mit 
geringer Bevölkerungsdichte 

<type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

___________ 
( 1 ) Beim EMFAF gilt die Kofinanzierung nur für die förderfähigen öffentlichen Gesamtausgaben. Daher wird beim EMFAF die Berechnungsgrundlage in diesem Muster automatisch zu „öffentlich“. 
( 2 ) Die Beträge in dieser Spalte sollten mit den Beträgen in der ersten Tabelle in Anhang XXIII übereinstimmen.
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Priorität 

Berechnungsgrundlage (öffentlich 
oder insgesamt) ( 1 ) 

Betrag der von den Begünstigten getätigten und bei der Durchführung von 
Vorhaben gezahlten förderfähigen Ausgaben im Sinne von Artikel 91 

Absatz 3 Buchstabe a oder c oder Unionsbeitrag gemäß Artikel 91 Ab­
satz 4 im Zusammenhang mit nicht erfüllten grundlegenden Vorausset­
zungen im Sinne von Artikel 15 Absatz 5 oder 6, mit Ausnahme von 

Vorhaben, die zur Erfüllung der grundlegenden Voraussetzungen beitragen 

Betrag der von den Begünstigten getätigten und bei der Durchführung von 
Vorhaben gezahlten förderfähigen Ausgaben im Sinne von Artikel 91 

Absatz 3 Buchstabe a oder c oder Unionsbeitrag gemäß Artikel 91 Ab­
satz 4 im Zusammenhang mit erfüllten grundlegenden Voraussetzungen 

im Sinne von Artikel 15 Absatz 5 oder 6 oder als Beitrag zur Erfüllung 
der grundlegenden Voraussetzungen ( 2 ) 

insgesamt öffentlich insgesamt öffentlich 

(A) (B) (C) (D) (E) 

Priorität 3 

Weniger entwickelte Regionen <type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Übergangsregionen <type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Stärker entwickelte Regionen <type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Gebiete in äußerster Randlage 
und nördliche Regionen mit 
geringer Bevölkerungsdichte 

<type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Endsumme <type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G">
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Anlage 3 

Angaben zu Ausgaben im Zusammenhang mit spezifischen Zielen, für die die grundlegenden Voraussetzungen nicht erfüllt sind, mit Ausnahme von Vorhaben, die zur Erfüllung der grundlegenden 
Voraussetzungen beitragen (kumulativ ab Beginn des Programmplanungszeitraums), für den AMIF, den ISF und das BMVI 

Spezifisches Ziel 

Berechnungsgrundlage (öffentlich 
oder insgesamt) 

Betrag der von den Begünstigten getätigten und bei der Durchführung von 
Vorhaben gezahlten förderfähigen Ausgaben im Sinne von Artikel 91 

Absatz 3 Buchstabe a oder c oder Unionsbeitrag gemäß Artikel 91 Ab­
satz 4 im Zusammenhang mit nicht erfüllten grundlegenden Vorausset­
zungen im Sinne von Artikel 15 Absatz 5 oder 6, mit Ausnahme von 

Vorhaben, die zur Erfüllung der grundlegenden Voraussetzungen beitragen 

Betrag der von den Begünstigten getätigten und bei der Durchführung von 
Vorhaben gezahlten förderfähigen Ausgaben im Sinne von Artikel 91 

Absatz 3 Buchstabe a oder c oder Unionsbeitrag gemäß Artikel 91 Ab­
satz 4 im Zusammenhang mit erfüllten grundlegenden Voraussetzungen 

im Sinne von Artikel 15 Absatz 5 oder 6 oder als Beitrag zur Erfüllung 
der grundlegenden Voraussetzungen ( 1 ) 

(A) 
insgesamt 

(B) 

öffentlich 

(C) 

insgesamt 

(D) 

öffentlich 

(E) 

Spezifisches Ziel 1 

Maßnahmen mit Kofinanzie­
rung gemäß Artikel 12 Ab­
satz 1 der ISF-Verordnung 
oder Artikel 12 Absatz 1 der 
BMVI-Verordnung oder Arti­
kel 15 Absatz 1 der 
AMIF-Verordnung 

<type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Maßnahmen mit Kofinanzie­
rung gemäß Artikel 12 Ab­
satz 2 der ISF-Verordnung 
oder Artikel 12 Absatz 2 der 
BMVI-Verordnung oder Arti­
kel 15 Absatz 2 der 
AMIF-Verordnung 

<type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Maßnahmen mit Kofinanzie­
rung gemäß Artikel 12 Ab­
satz 3 der ISF-Verordnung 
oder Artikel 12 Absatz 3 der 
BMVI-Verordnung oder Arti­
kel 15 Absatz 3 der 
AMIF-Verordnung 

<type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

___________ 
( 1 ) Die Beträge in dieser Spalte sollten mit den Beträgen in der ersten Tabelle in Anhang XXIII übereinstimmen.
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Spezifisches Ziel 

Berechnungsgrundlage (öffentlich 
oder insgesamt) 

Betrag der von den Begünstigten getätigten und bei der Durchführung von 
Vorhaben gezahlten förderfähigen Ausgaben im Sinne von Artikel 91 

Absatz 3 Buchstabe a oder c oder Unionsbeitrag gemäß Artikel 91 Ab­
satz 4 im Zusammenhang mit nicht erfüllten grundlegenden Vorausset­
zungen im Sinne von Artikel 15 Absatz 5 oder 6, mit Ausnahme von 

Vorhaben, die zur Erfüllung der grundlegenden Voraussetzungen beitragen 

Betrag der von den Begünstigten getätigten und bei der Durchführung von 
Vorhaben gezahlten förderfähigen Ausgaben im Sinne von Artikel 91 

Absatz 3 Buchstabe a oder c oder Unionsbeitrag gemäß Artikel 91 Ab­
satz 4 im Zusammenhang mit erfüllten grundlegenden Voraussetzungen 

im Sinne von Artikel 15 Absatz 5 oder 6 oder als Beitrag zur Erfüllung 
der grundlegenden Voraussetzungen ( 1 ) 

(A) 
insgesamt 

(B) 

öffentlich 

(C) 

insgesamt 

(D) 

öffentlich 

(E) 

Maßnahmen mit Kofinanzie­
rung gemäß Artikel 12 Ab­
satz 4 der ISF-Verordnung 
oder Artikel 12 Absatz 4 der 
BMVI-Verordnung (außer 
Transit-Sonderregelung) oder 
Artikel 15 Absatz 4 der 
AMIF-Verordnung 

<type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Maßnahmen mit Kofinanzie­
rung gemäß Artikel 12 Ab­
satz 4 der BMVI-Verordnung 
(Transit-Sonderregelung) 

<type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Maßnahmen mit Kofinanzie­
rung gemäß Artikel 12 Ab­
satz 5 der ISF-Verordnung 
oder Artikel 12 Absatz 6 der 
BMVI-Verordnung oder Arti­
kel 15 Absatz 5 der 
AMIF-Verordnung 

<type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Maßnahmen mit Kofinanzie­
rung gemäß Artikel 12 Ab­
satz 5 der BMVI-Verordnung 

<type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M">
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Spezifisches Ziel 

Berechnungsgrundlage (öffentlich 
oder insgesamt) 

Betrag der von den Begünstigten getätigten und bei der Durchführung von 
Vorhaben gezahlten förderfähigen Ausgaben im Sinne von Artikel 91 

Absatz 3 Buchstabe a oder c oder Unionsbeitrag gemäß Artikel 91 Ab­
satz 4 im Zusammenhang mit nicht erfüllten grundlegenden Vorausset­
zungen im Sinne von Artikel 15 Absatz 5 oder 6, mit Ausnahme von 

Vorhaben, die zur Erfüllung der grundlegenden Voraussetzungen beitragen 

Betrag der von den Begünstigten getätigten und bei der Durchführung von 
Vorhaben gezahlten förderfähigen Ausgaben im Sinne von Artikel 91 

Absatz 3 Buchstabe a oder c oder Unionsbeitrag gemäß Artikel 91 Ab­
satz 4 im Zusammenhang mit erfüllten grundlegenden Voraussetzungen 

im Sinne von Artikel 15 Absatz 5 oder 6 oder als Beitrag zur Erfüllung 
der grundlegenden Voraussetzungen ( 1 ) 

(A) 
insgesamt 

(B) 

öffentlich 

(C) 

insgesamt 

(D) 

öffentlich 

(E) 

Spezifisches Ziel 2 

Maßnahmen mit Kofinanzie­
rung gemäß Artikel 12 Ab­
satz 1 der ISF-Verordnung 
oder Artikel 12 Absatz 1 der 
BMVI-Verordnung oder Arti­
kel 15 Absatz 1 der 
AMIF-Verordnung 

<type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Maßnahmen mit Kofinanzie­
rung gemäß Artikel 12 Ab­
satz 2 der ISF-Verordnung 
oder Artikel 12 Absatz 2 der 
BMVI-Verordnung oder Arti­
kel 15 Absatz 2 der 
AMIF-Verordnung 

<type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Maßnahmen mit Kofinanzie­
rung gemäß Artikel 12 Ab­
satz 3 der ISF-Verordnung 
oder Artikel 12 Absatz 3 der 
BMVI-Verordnung oder Arti­
kel 15 Absatz 3 der 
AMIF-Verordnung 

<type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M">
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Spezifisches Ziel 

Berechnungsgrundlage (öffentlich 
oder insgesamt) 

Betrag der von den Begünstigten getätigten und bei der Durchführung von 
Vorhaben gezahlten förderfähigen Ausgaben im Sinne von Artikel 91 

Absatz 3 Buchstabe a oder c oder Unionsbeitrag gemäß Artikel 91 Ab­
satz 4 im Zusammenhang mit nicht erfüllten grundlegenden Vorausset­
zungen im Sinne von Artikel 15 Absatz 5 oder 6, mit Ausnahme von 

Vorhaben, die zur Erfüllung der grundlegenden Voraussetzungen beitragen 

Betrag der von den Begünstigten getätigten und bei der Durchführung von 
Vorhaben gezahlten förderfähigen Ausgaben im Sinne von Artikel 91 

Absatz 3 Buchstabe a oder c oder Unionsbeitrag gemäß Artikel 91 Ab­
satz 4 im Zusammenhang mit erfüllten grundlegenden Voraussetzungen 

im Sinne von Artikel 15 Absatz 5 oder 6 oder als Beitrag zur Erfüllung 
der grundlegenden Voraussetzungen ( 1 ) 

(A) 
insgesamt 

(B) 

öffentlich 

(C) 

insgesamt 

(D) 

öffentlich 

(E) 

Maßnahmen mit Kofinanzie­
rung gemäß Artikel 12 Ab­
satz 4 der ISF-Verordnung 
oder Artikel 12 Absatz 4 der 
BMVI-Verordnung oder Arti­
kel 15 Absatz 4 der 
AMIF-Verordnung 

<type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Maßnahmen mit Kofinanzie­
rung gemäß Artikel 12 Ab­
satz 5 der ISF-Verordnung 
oder Artikel 12 Absatz 6 der 
BMVI-Verordnung oder Arti­
kel 15 Absatz 5 der 
AMIF-Verordnung 

<type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Spezifisches Ziel 3 

Maßnahmen mit Kofinanzie­
rung gemäß Artikel 12 Ab­
satz 1 der ISF-Verordnung 
oder Artikel 15 Absatz 1 der 
AMIF-Verordnung 

<type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Maßnahmen mit Kofinanzie­
rung gemäß Artikel 12 Ab­
satz 2 der ISF-Verordnung 
oder Artikel 15 Absatz 2 der 
AMIF-Verordnung 

<type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M">
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Spezifisches Ziel 

Berechnungsgrundlage (öffentlich 
oder insgesamt) 

Betrag der von den Begünstigten getätigten und bei der Durchführung von 
Vorhaben gezahlten förderfähigen Ausgaben im Sinne von Artikel 91 

Absatz 3 Buchstabe a oder c oder Unionsbeitrag gemäß Artikel 91 Ab­
satz 4 im Zusammenhang mit nicht erfüllten grundlegenden Vorausset­
zungen im Sinne von Artikel 15 Absatz 5 oder 6, mit Ausnahme von 

Vorhaben, die zur Erfüllung der grundlegenden Voraussetzungen beitragen 

Betrag der von den Begünstigten getätigten und bei der Durchführung von 
Vorhaben gezahlten förderfähigen Ausgaben im Sinne von Artikel 91 

Absatz 3 Buchstabe a oder c oder Unionsbeitrag gemäß Artikel 91 Ab­
satz 4 im Zusammenhang mit erfüllten grundlegenden Voraussetzungen 

im Sinne von Artikel 15 Absatz 5 oder 6 oder als Beitrag zur Erfüllung 
der grundlegenden Voraussetzungen ( 1 ) 

(A) 
insgesamt 

(B) 

öffentlich 

(C) 

insgesamt 

(D) 

öffentlich 

(E) 

Maßnahmen mit Kofinanzie­
rung gemäß Artikel 12 Ab­
satz 3 der ISF-Verordnung 
oder Artikel 15 Absatz 3 der 
AMIF-Verordnung 

<type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Maßnahmen mit Kofinanzie­
rung gemäß Artikel 12 Ab­
satz 4 der ISF-Verordnung 
oder Artikel 15 Absatz 4 der 
AMIF-Verordnung 

<type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Maßnahmen mit Kofinanzie­
rung gemäß Artikel 12 Ab­
satz 5 der ISF-Verordnung 
oder Artikel 15 Absatz 5 der 
AMIF-Verordnung 

<type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Spezifisches Ziel 4 (AMIF) 

Maßnahmen mit Kofinanzie­
rung gemäß Artikel 15 Ab­
satz 1 der AMIF-Verordnung 

<type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Maßnahmen mit Kofinanzie­
rung gemäß Artikel 12 Ab­
satz 2 der AMIF-Verordnung 

<type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M">
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Spezifisches Ziel 

Berechnungsgrundlage (öffentlich 
oder insgesamt) 

Betrag der von den Begünstigten getätigten und bei der Durchführung von 
Vorhaben gezahlten förderfähigen Ausgaben im Sinne von Artikel 91 

Absatz 3 Buchstabe a oder c oder Unionsbeitrag gemäß Artikel 91 Ab­
satz 4 im Zusammenhang mit nicht erfüllten grundlegenden Vorausset­
zungen im Sinne von Artikel 15 Absatz 5 oder 6, mit Ausnahme von 

Vorhaben, die zur Erfüllung der grundlegenden Voraussetzungen beitragen 

Betrag der von den Begünstigten getätigten und bei der Durchführung von 
Vorhaben gezahlten förderfähigen Ausgaben im Sinne von Artikel 91 

Absatz 3 Buchstabe a oder c oder Unionsbeitrag gemäß Artikel 91 Ab­
satz 4 im Zusammenhang mit erfüllten grundlegenden Voraussetzungen 

im Sinne von Artikel 15 Absatz 5 oder 6 oder als Beitrag zur Erfüllung 
der grundlegenden Voraussetzungen ( 1 ) 

(A) 
insgesamt 

(B) 

öffentlich 

(C) 

insgesamt 

(D) 

öffentlich 

(E) 

Maßnahmen mit Kofinanzie­
rung gemäß Artikel 12 Ab­
satz 3 der AMIF-Verordnung 

<type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Maßnahmen mit Kofinanzie­
rung gemäß Artikel 12 Ab­
satz 4 der AMIF-Verordnung 

<type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Maßnahmen mit Kofinanzie­
rung gemäß Artikel 12 Ab­
satz 5 der AMIF-Verordnung 

<type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Maßnahmen mit Kofinanzie­
rung gemäß Artikel 19 der 
AMIF-Verordnung 

<type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Maßnahmen mit Kofinanzie­
rung gemäß Artikel 20 der 
AMIF-Verordnung (Zugang) 

<type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Maßnahmen mit Kofinanzie­
rung gemäß Artikel 20 der 
AMIF-Verordnung (Abgang) 

<type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Technische Hilfe gemäß Arti­
kel 36 Absatz 5 

<type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Technische Hilfe gemäß Arti­
kel 37 

<type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Endsumme <type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="M">
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Anlage 4 

Vorschüsse, die im Rahmen staatlicher Beihilfen gezahlt werden (Artikel 91 Absatz 5) und in den Zahlungsanträgen enthalten sind (kumulativ ab Programmbeginn) 

Priorität 
Gesamtbetrag der Vorschusszahlungen ( 1 ) 

Durch Ausgaben der Begünstigten binnen drei Jahren 
nach dem Jahr der Zahlung des Vorschusses gedeckter 

Betrag 

Betrag, der nicht durch Ausgaben der Begünstigten ge­
deckt ist und für den der Dreijahreszeitraum noch nicht 

abgelaufen ist 

(A) (B) (C) 

Priorität 1 

Weniger entwickelte Regionen <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Übergangsregionen <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Stärker entwickelte Regionen <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Gebiete in äußerster Randlage und 
nördliche Regionen mit geringer Bevöl­
kerungsdichte 

<type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Priorität 2 

Weniger entwickelte Regionen <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Übergangsregionen <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Stärker entwickelte Regionen <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Gebiete in äußerster Randlage und 
nördliche Regionen mit geringer Bevöl­
kerungsdichte 

<type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Priorität 3 

Weniger entwickelte Regionen <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

___________ 
( 1 ) Dieser Betrag ist im Gesamtbetrag der von den Begünstigten getätigten und bei der Durchführung der Vorhaben gezahlten förderfähigen Ausgaben wie im Zahlungsantrag angegeben enthalten. Da staatliche Beihilfen 

naturgemäß öffentliche Ausgaben sind, entspricht dieser Gesamtbetrag den öffentlichen Ausgaben.
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Priorität 
Gesamtbetrag der Vorschusszahlungen ( 1 ) 

Durch Ausgaben der Begünstigten binnen drei Jahren 
nach dem Jahr der Zahlung des Vorschusses gedeckter 

Betrag 

Betrag, der nicht durch Ausgaben der Begünstigten ge­
deckt ist und für den der Dreijahreszeitraum noch nicht 

abgelaufen ist 

(A) (B) (C) 

Übergangsregionen <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Stärker entwickelte Regionen <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Gebiete in äußerster Randlage und 
nördliche Regionen mit geringer Bevöl­
kerungsdichte 

<type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Insgesamt 

Weniger entwickelte Regionen <type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G"> 

Übergangsregionen <type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G"> 

Stärker entwickelte Regionen <type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G"> 

Gebiete in äußerster Randlage und 
nördliche Regionen mit geringer Bevöl­
kerungsdichte 

<type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G"> 

Endsumme <type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G">
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Das Modell wird auf Grundlage der CCI automatisch angepasst. Ein Beispiel: Bei Programmen ohne Regionenkategorien (Kohäsionsfonds, JTF, Ziel „Europäische territoriale Zusammenarbeit“ 
(Interreg), EMFAF) muss die Tabelle folgendermaßen gestaltet sein: 

Priorität 
Gesamtbetrag der Vorschusszahlungen ( 1 ) Durch Ausgaben der Begünstigten binnen drei Jahren 

nach Zahlung des Vorschusses gedeckter Betrag 

Betrag, der nicht durch Ausgaben der Begünstigten ge­
deckt ist und für den der Dreijahreszeitraum noch nicht 

abgelaufen ist 

(A) (B) (C) 

Priorität 1 <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Priorität 2 <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Priorität 3 <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Endsumme <type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G"> 

___________ 
( 1 ) Dieser Betrag ist im Gesamtbetrag der von den Begünstigten getätigten und bei der Durchführung der Vorhaben gezahlten förderfähigen Ausgaben wie im Zahlungsantrag angegeben enthalten. Da staatliche Beihilfen 

naturgemäß öffentliche Ausgaben sind, entspricht dieser Gesamtbetrag den öffentlichen Ausgaben.
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▼B 

Oder 

Für den AMIF, ISF und das BMVI 

Spezifisches Ziel 
Gesamtbetrag der Vorschusszahlungen ( 1 ) 

Durch Ausgaben der Begünstigten binnen drei 
Jahren nach Zahlung des Vorschusses gedeckter 

Betrag 

Betrag, der nicht durch Ausgaben der Begünstigten 
gedeckt ist und für den der Dreijahreszeitraum 

noch nicht abgelaufen ist 

(A) (B) (C) 

Spezifisches Ziel 1 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Artikel 12 Ab­
satz 1 der ISF-Verordnung oder Artikel 12 Absatz 1 der 
BMVI-Verordnung oder Artikel 15 Absatz 1 der 
AMIF-Verordnung 

<type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Spezifisches Ziel 2 <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Artikel 12 Ab­
satz 1 der ISF-Verordnung oder Artikel 12 Absatz 1 der 
BMVI-Verordnung oder Artikel 15 Absatz 1 der 
AMIF-Verordnung 

<type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Spezifisches Ziel 3 <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Artikel 12 Ab­
satz 1 der ISF-Verordnung oder Artikel 15 Absatz 1 der 
AMIF-Verordnung 

<type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Spezifisches Ziel 4 (AMIF) 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Artikel 15 Ab­
satz 1 der AMIF-Verordnung 

<type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Endsumme <type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G"> 

___________ 
( 1 ) Dieser Betrag ist im Gesamtbetrag der von den Begünstigten getätigten und bei der Durchführung der Vorhaben gezahlten förderfähigen Ausgaben wie im Zahlungsantrag angegeben enthalten. Da staatliche Beihilfen 

naturgemäß öffentliche Ausgaben sind, entspricht dieser Gesamtbetrag den öffentlichen Ausgaben.



 

ANHANG XXIV 

Muster für die Rechnungslegung – Artikel 98 Absatz 1 Buchstabe a 

RECHNUNGSLEGUNG FÜR DAS GESCHÄFTSJAHR 

<type="D" – type="D" input="S"> 

EUROPÄISCHE KOMMISSION 

Betroffener Fonds ( 1 ): <type="S" input="S" > ( 2 ) 

Aktenzeichen der Kommission (CCI-Nr.): <type="S" input="S"> 

Bezeichnung des Programms: <type="S" input="G"> 

Beschluss der Kommission: <type="S" input="G"> 

Datum des Beschlusses der Kommission: <type="D" input="G"> 

Version der Rechnungslegung: <type="S" input="G"> 

Datum der Einreichung der Rechnungslegung: <type="D" input="G"> 

Nationales Aktenzeichen (optional): <type="S" maxlength="250" 
input="M"> 

ERKLÄRUNGEN 

Die Verwaltungsbehörde / die für den Aufgabenbereich „Rechnungsführung“ 
zuständige Stelle, die für das Programm zuständig ist, bestätigt hiermit Folgen­
des: 

1. Die Rechnungslegung ist vollständig, genau und sachlich richtig. 

2. Die Bestimmungen des Artikels 76 Absatz 1 Buchstaben b und c werden 
beachtet. 

In Vertretung der Verwaltungsbehörde / der 
für den Aufgabenbereich „Rechnungsführung“ 
zuständigen Stelle: 

<type="S" input="G"> 

Die für das Programm zuständige Verwaltungsbehörde bestätigt hiermit Folgen­
des: 

1. Die in der Rechnungslegung verbuchten Ausgaben entsprechen anwendbarem 
Recht und sind rechtmäßig und ordnungsmäßig. 

2. Die Bestimmungen der fondsspezifischen Verordnungen, des Artikels 63 Ab­
satz 5 der Haushaltsordnung und des Artikels 74 Absatz 1 Buchstaben a bis e 
der vorliegenden Verordnung werden beachtet. 

3. Die Bestimmungen des Artikels 82 über die Verfügbarkeit von Unterlagen 
werden beachtet. 

In Vertretung der Verwaltungsbehörde: <type="S" input="G"> 

▼B 
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( 1 ) Betrifft ein Programm mehr als einen Fonds, so sollte die Rechnungslegung für jeden 
Fonds einzeln übermittelt werden. 

( 2 ) Legende: 
Art: N = Zahl, D = Datum, S = Zeichenkette, C = Checkbox, P = Prozentsatz, 
B = Boole’scher Operator, Cu = Währung 
Eingabe: M = manuell, S = Auswahl, G = systemgeneriert.
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▼B 

Anlage 1 

Beträge, die in den Rechnungsführungssystemen des Aufgabenbereichs „Rechnungsführung“ verbucht wurden – Artikel 98 Absatz 3 Buchstabe a 

Diese Tabelle darf keine Ausgaben im Zusammenhang mit spezifischen Zielen enthalten, für die die grundlegenden Voraussetzungen nicht erfüllt sind, mit Ausnahme von Vorhaben, die zur Erfüllung 
der grundlegenden Voraussetzungen beitragen. 

Priorität 

Gesamtbetrag der förderfähigen Ausgaben, die in den 
Rechnungsführungssystemen der den Aufgabenbereich 
„Rechnungsführung“ übernehmenden Stelle verbucht 

wurden und in den Zahlungsanträgen für das Ge­
schäftsjahr gemäß Artikel 98 Absatz 3 Buchstabe a 

enthalten sind 

Betrag der technischen Hilfe gemäß Artikel 91 Ab­
satz 3 Buchstabe b 

Gesamtbetrag des geleisteten oder zu leistenden ent­
sprechenden öffentlichen Beitrags gemäß Artikel 98 

Absatz 3 Buchstabe a 

(A) (B) (C) 

Priorität 1 

Weniger entwickelte Regionen <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Übergangsregionen <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Stärker entwickelte Regionen <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Gebiete in äußerster Randlage und nördliche 
Regionen mit geringer Bevölkerungsdichte 

<type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Priorität 2 

Weniger entwickelte Regionen <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Übergangsregionen <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Stärker entwickelte Regionen <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Gebiete in äußerster Randlage und nördliche 
Regionen mit geringer Bevölkerungsdichte 

<type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M">
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▼B 

Priorität 

Gesamtbetrag der förderfähigen Ausgaben, die in den 
Rechnungsführungssystemen der den Aufgabenbereich 
„Rechnungsführung“ übernehmenden Stelle verbucht 

wurden und in den Zahlungsanträgen für das Ge­
schäftsjahr gemäß Artikel 98 Absatz 3 Buchstabe a 

enthalten sind 

Betrag der technischen Hilfe gemäß Artikel 91 Ab­
satz 3 Buchstabe b 

Gesamtbetrag des geleisteten oder zu leistenden ent­
sprechenden öffentlichen Beitrags gemäß Artikel 98 

Absatz 3 Buchstabe a 

(A) (B) (C) 

Priorität 3 

Weniger entwickelte Regionen <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Übergangsregionen <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Stärker entwickelte Regionen <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Gebiete in äußerster Randlage und nördliche 
Regionen mit geringer Bevölkerungsdichte 

<type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Insgesamt 

Weniger entwickelte Regionen <type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G"> 

Übergangsregionen <type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G"> 

Stärker entwickelte Regionen <type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G"> 

Gebiete in äußerster Randlage und nördliche 
Regionen mit geringer Bevölkerungsdichte 

<type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G"> 

Endsumme <type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G">



Oder 

Für den AMIF, ISF und das BMVI 

Diese Tabelle darf keine Ausgaben im Zusammenhang mit spezifischen Zielen enthalten, für die die grundlegenden 
Voraussetzungen nicht erfüllt sind, mit Ausnahme von Vorhaben, die zur Erfüllung der grundlegenden Voraussetzungen 
beitragen. 

Spezifisches Ziel 

Gesamtbetrag der förderfähigen Ausgaben, 
die in den Rechnungsführungssystemen der 
Verwaltungsbehörde verbucht wurden und 

in den Zahlungen für das Geschäftsjahr 
gemäß Artikel 98 Absatz 3 Buchstabe a 

enthalten sind 

Gesamtbetrag des geleisteten 
oder zu leistenden entsprechen­
den öffentlichen Beitrags gemäß 
Artikel 98 Absatz 3 Buchstabe a 

(A) (B) 

Spezifisches Ziel 1 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Arti­
kel 12 Absatz 1 der ISF-Verordnung oder Ar­
tikel 12 Absatz 1 der BMVI-Verordnung oder 
Artikel 15 Absatz 1 der AMIF-Verordnung 

<type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Arti­
kel 12 Absatz 2 der ISF-Verordnung oder Ar­
tikel 12 Absatz 2 der BMVI-Verordnung oder 
Artikel 15 Absatz 2 der AMIF-Verordnung 

<type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Arti­
kel 12 Absatz 3 der ISF-Verordnung oder Ar­
tikel 12 Absatz 3 der BMVI-Verordnung oder 
Artikel 15 Absatz 3 der AMIF-Verordnung 

<type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Arti­
kel 12 Absatz 4 der ISF-Verordnung oder Ar­
tikel 12 Absatz 4 der BMVI-Verordnung (au­
ßer Transit-Sonderregelung) oder Artikel 15 
Absatz 4 der AMIF-Verordnung 

<type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Arti­
kel 12 Absatz 4 der BMVI-Verordnung (Tran­
sit-Sonderregelung) 

<type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Arti­
kel 12 Absatz 5 der ISF-Verordnung oder Ar­
tikel 12 Absatz 6 der BMVI-Verordnung oder 
Artikel 15 Absatz 5 der AMIF-Verordnung 

<type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Arti­
kel 12 Absatz 5 der BMVI-Verordnung 

<type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Spezifisches Ziel 2 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Arti­
kel 12 Absatz 1 der ISF-Verordnung oder Ar­
tikel 12 Absatz 1 der BMVI-Verordnung oder 
Artikel 15 Absatz 1 der AMIF-Verordnung 

<type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Arti­
kel 12 Absatz 2 der ISF-Verordnung oder Ar­
tikel 12 Absatz 2 der BMVI-Verordnung oder 
Artikel 15 Absatz 2 der AMIF-Verordnung 

<type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Arti­
kel 12 Absatz 3 der ISF-Verordnung oder Ar­
tikel 12 Absatz 3 der BMVI-Verordnung oder 
Artikel 15 Absatz 3 der AMIF-Verordnung 

<type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

▼B 
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Spezifisches Ziel 

Gesamtbetrag der förderfähigen Ausgaben, 
die in den Rechnungsführungssystemen der 
Verwaltungsbehörde verbucht wurden und 

in den Zahlungen für das Geschäftsjahr 
gemäß Artikel 98 Absatz 3 Buchstabe a 

enthalten sind 

Gesamtbetrag des geleisteten 
oder zu leistenden entsprechen­
den öffentlichen Beitrags gemäß 
Artikel 98 Absatz 3 Buchstabe a 

(A) (B) 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Arti­
kel 12 Absatz 4 der ISF-Verordnung oder Ar­
tikel 12 Absatz 4 der BMVI-Verordnung oder 
Artikel 15 Absatz 4 der AMIF-Verordnung 

<type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Arti­
kel 12 Absatz 5 der ISF-Verordnung oder Ar­
tikel 12 Absatz 6 der BMVI-Verordnung oder 
Artikel 15 Absatz 5 der AMIF-Verordnung 

<type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Spezifisches Ziel 3 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Arti­
kel 12 Absatz 1 der ISF-Verordnung oder Ar­
tikel 15 Absatz 1 der AMIF-Verordnung 

<type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Arti­
kel 12 Absatz 2 der ISF-Verordnung oder Ar­
tikel 15 Absatz 2 der AMIF-Verordnung 

<type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Arti­
kel 12 Absatz 3 der ISF-Verordnung oder Ar­
tikel 15 Absatz 3 der AMIF-Verordnung 

<type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Arti­
kel 12 Absatz 4 der ISF-Verordnung oder Ar­
tikel 15 Absatz 4 der AMIF-Verordnung 

<type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Arti­
kel 12 Absatz 5 der ISF-Verordnung oder Ar­
tikel 15 Absatz 5 der AMIF-Verordnung 

<type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Spezifisches Ziel 4 (AMIF) 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Arti­
kel 15 Absatz 1 der AMIF-Verordnung 

<type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Arti­
kel 15 Absatz 2 der AMIF-Verordnung 

<type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Arti­
kel 15 Absatz 3 der AMIF-Verordnung 

<type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Arti­
kel 15 Absatz 4 der AMIF-Verordnung 

<type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Arti­
kel 15 Absatz 5 der AMIF-Verordnung 

<type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Arti­
kel 19 der AMIF-Verordnung 

<type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Arti­
kel 20 der AMIF-Verordnung (Zugang) 

<type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

▼B 
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Spezifisches Ziel 

Gesamtbetrag der förderfähigen Ausgaben, 
die in den Rechnungsführungssystemen der 
Verwaltungsbehörde verbucht wurden und 

in den Zahlungen für das Geschäftsjahr 
gemäß Artikel 98 Absatz 3 Buchstabe a 

enthalten sind 

Gesamtbetrag des geleisteten 
oder zu leistenden entsprechen­
den öffentlichen Beitrags gemäß 
Artikel 98 Absatz 3 Buchstabe a 

(A) (B) 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Arti­
kel 20 der AMIF-Verordnung (Abgang) 

<type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Technische Hilfe gemäß Artikel 36 Absatz 5 <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Technische Hilfe gemäß Artikel 37 <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Insgesamt 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Arti­
kel 12 Absatz 1 der ISF-Verordnung oder Ar­
tikel 12 Absatz 1 der BMVI-Verordnung oder 
Artikel 15 Absatz 1 der AMIF-Verordnung 

<type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G"> 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Arti­
kel 12 Absatz 2 der ISF-Verordnung oder Ar­
tikel 12 Absatz 2 der BMVI-Verordnung oder 
Artikel 15 Absatz 2 der AMIF-Verordnung 

<type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G"> 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Arti­
kel 12 Absatz 3 der ISF-Verordnung oder Ar­
tikel 12 Absatz 3 der BMVI-Verordnung oder 
Artikel 15 Absatz 3 der AMIF-Verordnung 

<type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G"> 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Arti­
kel 12 Absatz 4 der ISF-Verordnung oder Ar­
tikel 12 Absatz 4 der BMVI-Verordnung (au­
ßer Transit-Sonderregelung) oder Artikel 15 
Absatz 4 der AMIF-Verordnung 

<type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G"> 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Arti­
kel 12 Absatz 4 der BMVI-Verordnung (Tran­
sit-Sonderregelung) 

<type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G"> 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Arti­
kel 12 Absatz 5 der ISF-Verordnung oder Ar­
tikel 12 Absatz 6 der BMVI-Verordnung oder 
Artikel 15 Absatz 5 der AMIF-Verordnung 

<type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G"> 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Arti­
kel 12 Absatz 5 der BMVI-Verordnung 

<type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G"> 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Arti­
kel 19 der AMIF-Verordnung 

<type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G"> 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Arti­
kel 20 der AMIF-Verordnung 

<type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G"> 

Technische Hilfe gemäß Artikel 36 Absatz 5 <type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G"> 

Technische Hilfe gemäß Artikel 37 <type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G"> 

Endsumme <type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G"> 

▼B 
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▼B 

Das Muster wird auf Grundlage der CCI automatisch angepasst. Ein Beispiel: Bei Programmen ohne Regionenkategorien (Kohäsionsfonds, JTF, Ziel „Europäische territoriale Zusammenarbeit“ 
(Interreg), EMFAF, falls zutreffend) oder bei Programmen, bei denen die Kofinanzierungssätze nicht innerhalb einer Priorität (spezifisches Ziel) moduliert werden, muss die Tabelle folgendermaßen 
gestaltet sein: 

Diese Tabelle darf keine Ausgaben im Zusammenhang mit spezifischen Zielen enthalten, für die die grundlegenden Voraussetzungen nicht erfüllt sind, mit Ausnahme von Vorhaben, die zur Erfüllung 
der grundlegenden Voraussetzungen beitragen. 

Priorität 

Gesamtbetrag der förderfähigen Ausgaben, die in den 
Rechnungsführungssystemen der den Aufgabenbereich 
„Rechnungsführung“ übernehmenden Stelle verbucht 

wurden und in den Zahlungsanträgen für das Ge­
schäftsjahr gemäß Artikel 98 Absatz 3 Buchstabe a 

enthalten sind 

Betrag der technischen Hilfe gemäß Artikel 91 Ab­
satz 3 Buchstabe b 

Gesamtbetrag des geleisteten oder zu leistenden ent­
sprechenden öffentlichen Beitrags gemäß Artikel 98 

Absatz 3 Buchstabe a 

(A) (B) (C) 

Priorität 1 <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Priorität 2 <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Priorität 3 <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Endsumme <type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G">



Anlage 2 

Während des Geschäftsjahres herausgenommene Beträge – Artikel 98 Absatz 3 Buchstabe b und Artikel 98 Absatz 7 

Priorität 

Herausnahmen 

Gesamtbetrag an Ausgaben in den 
Zahlungsanträgen 

Entsprechender öffentlicher Bei­
trag 

(A) (B) 

Priorität 1 

Weniger entwickelte Regionen <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Übergangsregionen <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Stärker entwickelte Regionen <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Gebiete in äußerster Randlage und nördliche Regio­
nen mit geringer Bevölkerungsdichte 

<type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Priorität 2 

Weniger entwickelte Regionen <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Übergangsregionen <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Stärker entwickelte Regionen <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Gebiete in äußerster Randlage und nördliche Regio­
nen mit geringer Bevölkerungsdichte 

<type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Priorität 3 

Weniger entwickelte Regionen <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Übergangsregionen <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Stärker entwickelte Regionen <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Gebiete in äußerster Randlage und nördliche Regio­
nen mit geringer Bevölkerungsdichte 

<type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Insgesamt 

Weniger entwickelte Regionen <type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G"> 

Übergangsregionen <type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G"> 

Stärker entwickelte Regionen <type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G"> 

Gebiete in äußerster Randlage und nördliche Regio­
nen mit geringer Bevölkerungsdichte 

<type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G"> 

Endsumme <type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G"> 

Aufsplittung der während des Geschäftsjahres herausgenommenen Beträge nach Geschäftsjahr der Erklärung der 
jeweiligen Ausgaben 

In Bezug auf das am 30. Juni … endende Geschäfts­
jahr (insgesamt) 

<type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Insbesondere, davon infolge von Prüfungen korrigiert <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

In Bezug auf das am 30. Juni … endende Geschäfts­
jahr (insgesamt) 

<type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Insbesondere, davon infolge von Prüfungen korrigiert <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

▼B 
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Das Muster wird auf Grundlage der CCI automatisch angepasst. Ein Beispiel: Bei Programmen ohne Regionenkatego­
rien (Kohäsionsfonds, JTF, Ziel „Europäische territoriale Zusammenarbeit“ (Interreg), EMFAF, falls zutreffend) oder bei 
Programmen, bei denen die Kofinanzierungssätze nicht innerhalb einer Priorität (spezifisches Ziel) moduliert werden, 
muss die Tabelle folgendermaßen gestaltet sein: 

Priorität 

Herausnahmen 

Gesamtbetrag an Ausgaben in den 
Zahlungsanträgen 

Entsprechender öffentlicher Bei­
trag 

(A) (B) 

Priorität 1 <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Priorität 2 <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Priorität 3 <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Endsumme <type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G"> 

Aufsplittung der während des Geschäftsjahres herausgenommenen Beträge nach Geschäftsjahr der Erklärung der 
jeweiligen Ausgaben 

In Bezug auf das am 30. Juni … endende Geschäfts­
jahr (insgesamt) 

<type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Insbesondere, davon infolge von Prüfungen korrigiert <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

In Bezug auf das am 30. Juni … endende Geschäfts­
jahr (insgesamt) 

<type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Insbesondere, davon infolge von Prüfungen korrigiert <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Oder 

Für den AMIF, ISF und das BMVI 

Spezifisches Ziel 

Herausnahmen 

Gesamtbetrag an Ausgaben in den 
Zahlungsanträgen 

Entsprechende öffentliche Aus­
gaben 

(A) (B) 

Spezifisches Ziel 1 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Artikel 12 
Absatz 1 der ISF-Verordnung oder Artikel 12 Ab­
satz 1 der BMVI-Verordnung oder Artikel 15 Ab­
satz 1 der AMIF-Verordnung 

<type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Artikel 12 
Absatz 2 der ISF-Verordnung oder Artikel 12 Ab­
satz 2 der BMVI-Verordnung oder Artikel 15 Ab­
satz 2 der AMIF-Verordnung 

<type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Artikel 12 
Absatz 3 der ISF-Verordnung oder Artikel 12 Ab­
satz 3 der BMVI-Verordnung oder Artikel 15 Ab­
satz 3 der AMIF-Verordnung 

<type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

▼B 
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Spezifisches Ziel 

Herausnahmen 

Gesamtbetrag an Ausgaben in den 
Zahlungsanträgen 

Entsprechende öffentliche Aus­
gaben 

(A) (B) 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Artikel 12 
Absatz 4 der ISF-Verordnung oder Artikel 12 Ab­
satz 4 der BMVI-Verordnung (außer Transit-Sonder­
regelung) oder Artikel 15 Absatz 4 der AMIF-Ver­
ordnung 

<type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Artikel 12 
Absatz 4 der BMVI-Verordnung (Transit-Sonder­
regelung) 

<type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Artikel 13 
Absatz 5 der ISF-Verordnung oder Artikel 12 Ab­
satz 6 der BMVI-Verordnung oder Artikel 15 Ab­
satz 5 der AMIF-Verordnung 

<type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Artikel 12 
Absatz 5 der BMVI-Verordnung 

<type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Spezifisches Ziel 2 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Artikel 12 
Absatz 1 der ISF-Verordnung oder Artikel 12 Ab­
satz 1 der BMVI-Verordnung oder Artikel 15 Ab­
satz 1 der AMIF-Verordnung 

<type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Artikel 12 
Absatz 2 der ISF-Verordnung oder Artikel 12 Ab­
satz 2 der BMVI-Verordnung oder Artikel 15 Ab­
satz 2 der AMIF-Verordnung 

<type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Artikel 12 
Absatz 3 der ISF-Verordnung oder Artikel 12 Ab­
satz 3 der BMVI-Verordnung oder Artikel 15 Ab­
satz 3 der AMIF-Verordnung 

<type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Artikel 12 
Absatz 4 der ISF-Verordnung oder Artikel 12 Ab­
satz 4 der BMVI-Verordnung 

<type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Artikel 12 
Absatz 5 der ISF-Verordnung oder Artikel 12 Ab­
satz 6 der BMVI-Verordnung oder Artikel 15 Ab­
satz 5 der AMIF-Verordnung 

<type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Spezifisches Ziel 3 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Artikel 12 
Absatz 1 der ISF-Verordnung oder Artikel 15 Ab­
satz 1 der AMIF-Verordnung 

<type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Artikel 12 
Absatz 2 der ISF-Verordnung oder Artikel 15 Ab­
satz 2 der AMIF-Verordnung 

<type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

▼B 
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Spezifisches Ziel 

Herausnahmen 

Gesamtbetrag an Ausgaben in den 
Zahlungsanträgen 

Entsprechende öffentliche Aus­
gaben 

(A) (B) 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Artikel 12 
Absatz 3 der ISF-Verordnung oder Artikel 15 Ab­
satz 3 der AMIF-Verordnung 

<type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Artikel 12 
Absatz 4 der ISF-Verordnung oder Artikel 15 Ab­
satz 4 der AMIF-Verordnung 

<type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Artikel 12 
Absatz 5 der ISF-Verordnung oder Artikel 15 Ab­
satz 5 der AMIF-Verordnung 

<type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Spezifisches Ziel 4 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Artikel 15 
Absatz 1 der AMIF-Verordnung 

<type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Artikel 15 
Absatz 2 der AMIF-Verordnung 

<type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Artikel 15 
Absatz 3 der AMIF-Verordnung 

<type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Artikel 15 
Absatz 4 der AMIF-Verordnung 

<type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Artikel 15 
Absatz 5 der AMIF-Verordnung 

<type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Artikel 19 
der AMIF-Verordnung 

<type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Artikel 20 
der AMIF-Verordnung (Zugang) 

<type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Artikel 20 
der AMIF-Verordnung (Abgang) 

<type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Technische Hilfe gemäß Artikel 36 Absatz 5 <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Technische Hilfe gemäß Artikel 37 <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Insgesamt 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Artikel 12 
Absatz 1 der ISF-Verordnung oder Artikel 12 Ab­
satz 1 der BMVI-Verordnung oder Artikel 15 Ab­
satz 1 der AMIF-Verordnung 

<type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G"> 

▼B 
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Spezifisches Ziel 

Herausnahmen 

Gesamtbetrag an Ausgaben in den 
Zahlungsanträgen 

Entsprechende öffentliche Aus­
gaben 

(A) (B) 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Artikel 12 
Absatz 2 der ISF-Verordnung oder Artikel 12 Ab­
satz 2 der BMVI-Verordnung oder Artikel 15 Ab­
satz 2 der AMIF-Verordnung 

<type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G"> 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Artikel 12 
Absatz 3 der ISF-Verordnung oder Artikel 12 Ab­
satz 3 der BMVI-Verordnung oder Artikel 15 Ab­
satz 3 der AMIF-Verordnung 

<type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G"> 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Artikel 12 
Absatz 4 der ISF-Verordnung oder Artikel 12 Ab­
satz 4 der BMVI-Verordnung (außer Transit-Sonder­
regelung) oder Artikel 15 Absatz 4 der AMIF-Ver­
ordnung 

<type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G"> 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Artikel 12 
Absatz 4 der BMVI-Verordnung (Transit-Sonder­
regelung) 

<type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G"> 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Artikel 12 
Absatz 5 der ISF-Verordnung oder Artikel 12 Ab­
satz 5 der BMVI-Verordnung oder Artikel 15 Ab­
satz 5 der AMIF-Verordnung 

<type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G"> 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Artikel 12 
Absatz 5 der BMVI-Verordnung 

<type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G"> 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Artikel 19 
der AMIF-Verordnung 

<type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G"> 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Artikel 20 
der AMIF-Verordnung 

<type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G"> 

Technische Hilfe gemäß Artikel 36 Absatz 5 <type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G"> 

Technische Hilfe gemäß Artikel 37 <type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G"> 

Endsumme <type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G"> 

Aufsplittung der während des Geschäftsjahres herausgenommenen Beträge nach Geschäftsjahr der Erklärung der 
jeweiligen Ausgaben 

In Bezug auf das am 30. Juni … endende Geschäfts­
jahr (insgesamt) 

<type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Insbesondere, davon infolge von Prüfungen korrigiert <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

In Bezug auf das am 30. Juni … endende Geschäfts­
jahr (insgesamt) 

<type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Insbesondere, davon infolge von Prüfungen korrigiert <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

▼B 

02021R1060 — DE — 01.03.2023 — 002.001 — 335



 

02021R
1060 —

 D
E —

 01.03.2023 —
 002.001 —

 336 

▼B 

Anlage 3 

Beträge der Programmbeiträge, die an Finanzinstrumente gezahlt wurden 

(kumulativ ab Programmbeginn) – Artikel 98 Absatz 3 Buchstabe c 

Priorität 

Betrag, der im ersten Zahlungsantrag aufgeführt wurde und an das Finanzinstrument aus­
bezahlt wurde, im Einklang mit Artikel 92 (höchstens 30 % der Programmbeiträge insgesamt 
für das [die] Finanzinstrument[e] im Rahmen der entsprechenden Finanzierungsvereinbarung) 

Entsprechender verbuchter Betrag nach Artikel 92 Absatz 3 ( 1 ) 

(A) (B) (C) (D) 

Gesamtbetrag der an Finanzinstrumente ge­
zahlten Programmbeiträge 

Gesamtbetrag des entsprechenden öffent­
lichen Beitrags 

Gesamtbetrag der Programmbeiträge gemäß 
Artikel 92 Absatz 2 Buchstabe b 

Gesamtbetrag des entsprechenden öf­
fentlichen Beitrags 

Priorität 1 

Weniger entwickelte Regionen <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Übergangsregionen <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Stärker entwickelte Regionen <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Gebiete in äußerster Randlage und 
nördliche Regionen mit geringer 
Bevölkerungsdichte 

<type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Priorität 2 

Weniger entwickelte Regionen <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Übergangsregionen <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Stärker entwickelte Regionen <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Gebiete in äußerster Randlage und 
nördliche Regionen mit geringer 
Bevölkerungsdichte 

<type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

___________ 
( 1 ) Dieser Betrag fließt nicht in Zahlungsanträge ein.
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▼B 

Priorität 

Betrag, der im ersten Zahlungsantrag aufgeführt wurde und an das Finanzinstrument aus­
bezahlt wurde, im Einklang mit Artikel 92 (höchstens 30 % der Programmbeiträge insgesamt 
für das [die] Finanzinstrument[e] im Rahmen der entsprechenden Finanzierungsvereinbarung) 

Entsprechender verbuchter Betrag nach Artikel 92 Absatz 3 ( 1 ) 

(A) (B) (C) (D) 

Gesamtbetrag der an Finanzinstrumente ge­
zahlten Programmbeiträge 

Gesamtbetrag des entsprechenden öffent­
lichen Beitrags 

Gesamtbetrag der Programmbeiträge gemäß 
Artikel 92 Absatz 2 Buchstabe b 

Gesamtbetrag des entsprechenden öf­
fentlichen Beitrags 

Priorität 3 

Weniger entwickelte Regionen <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Übergangsregionen <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Stärker entwickelte Regionen <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Gebiete in äußerster Randlage und 
nördliche Regionen mit geringer 
Bevölkerungsdichte 

<type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Insgesamt 

Weniger entwickelte Regionen <type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G"> 

Übergangsregionen <type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G"> 

Stärker entwickelte Regionen <type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G"> 

Gebiete in äußerster Randlage und 
nördliche Regionen mit geringer 
Bevölkerungsdichte 

<type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G"> 

Endsumme <type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G">
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▼B 

Das Muster wird auf Grundlage der CCI automatisch angepasst. Ein Beispiel: Bei Programmen ohne Regionenkategorien (Kohäsionsfonds, JTF, Ziel „Europäische territoriale Zusammenarbeit“ 
(Interreg), EMFAF, falls zutreffend) oder bei Programmen, bei denen die Kofinanzierungssätze nicht innerhalb einer Priorität (spezifisches Ziel) moduliert werden, muss die Tabelle folgendermaßen 
gestaltet sein: 

Priorität 

Betrag, der im ersten Zahlungsantrag aufgeführt wurde und an das Finanzinstrument 
ausbezahlt wurde, im Einklang mit Artikel 92 (höchstens 30 % der Programmbeiträge 
insgesamt für das [die] Finanzinstrument[e] im Rahmen der entsprechenden Finanzie­

rungsvereinbarung) 

Entsprechender verbuchter Betrag nach Artikel 92 Absatz 3 ( 1 ) 

(A) (B) (C) (D) 

Gesamtbetrag der an Finanzinstrumente ge­
zahlten Programmbeiträge 

Gesamtbetrag des entsprechenden öffent­
lichen Beitrags 

Gesamtbetrag der Programmbeiträge gemäß 
Artikel 92 Absatz 2 Buchstabe b 

Gesamtbetrag des entsprechenden öffent­
lichen Beitrags 

Priorität 1 <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Priorität 2 <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Priorität 3 <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Endsumme <type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G"> 

___________ 
( 1 ) Dieser Betrag fließt nicht in Zahlungsanträge ein.
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▼B 

Oder 

Für den AMIF, ISF und das BMVI 

Spezifisches Ziel 

Betrag, der im ersten Zahlungsantrag aufgeführt wurde und an das Finanzinstru­
ment ausbezahlt wurde, im Einklang mit Artikel 92 (höchstens 30 % der Pro­
grammbeiträge insgesamt für das [die] Finanzinstrument[e] im Rahmen der ent­

sprechenden Finanzierungsvereinbarung) 

Entsprechender verbuchter Betrag nach Artikel 92 Absatz 3 ( 1 ) 

(A) (B) (C) (D) 

Gesamtbetrag der an Finanzinstrumente 
gezahlten Programmbeiträge 

Gesamtbetrag des entsprechenden öf­
fentlichen Beitrags 

Gesamtbetrag der Programmbeiträge 
gemäß Artikel 86 Absatz 2 Buchstabe b 

Gesamtbetrag des entsprechenden öf­
fentlichen Beitrags 

Spezifisches Ziel 1 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Arti­
kel 12 Absatz 1 der ISF-Verordnung oder Arti­
kel 12 Absatz 1 der BMVI-Verordnung oder Ar­
tikel 15 Absatz 1 der AMIF-Verordnung 

<type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Spezifisches Ziel 2 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Arti­
kel 12 Absatz 1 der ISF-Verordnung oder Arti­
kel 12 Absatz 1 der BMVI-Verordnung oder Ar­
tikel 15 Absatz 1 der AMIF-Verordnung 

<type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Spezifisches Ziel 3 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Arti­
kel 12 Absatz 1 der ISF-Verordnung oder Arti­
kel 15 Absatz 1 der AMIF-Verordnung 

<type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Spezifisches Ziel 4 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Arti­
kel 15 Absatz 1 der AMIF-Verordnung 

<type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Endsumme <type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G"> 

___________ 
( 1 ) Dieser Betrag fließt nicht in den Zahlungsantrag ein.
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▼B 

Anlage 4 

Abstimmung der Ausgaben – Artikel 98 Absatz 3 Buchstabe d und Artikel 98 Absatz 7 

Priorität 

Förderfähiger Gesamtbetrag an Ausgaben in den an die 
Kommission übermittelten Zahlungsanträgen 

Im Einklang mit Artikel 98 der Verordnung geltend ge­
machte Ausgaben Differenz 

Bemerkungen (bei Differenz 
für jede Art von Abzug gemäß 
Artikel 98 Absatz 6 Pflichtfeld) 

Gesamtbetrag der förder­
fähigen Ausgaben, die den 

Begünstigten entstanden 
sind und für die Durchfüh­
rung von Vorhaben im Zu­
sammenhang mit den spezi­
fischen Zielen, für die die 
grundlegenden Vorausset­

zungen erfüllt sind, oder mit 
Vorhaben, die zur Erfüllung 
der grundlegenden Voraus­
setzungen beitragen, getätigt 
wurden, wie im System der 

für den Aufgabenbereich 
„Rechnungsführung“ zu­
ständigen Stelle verbucht 

Gesamtbetrag des geleisteten 
oder zu leistenden öffent­

lichen Beitrags bei der 
Durchführung von Vor­

haben im Zusammenhang 
mit den spezifischen Zielen, 
für die die grundlegenden 

Voraussetzungen erfüllt 
sind, oder mit Vorhaben, die 

zur Erfüllung der grund­
legenden Voraussetzungen 
beitragen, wie im System 

der für den Aufgabenbereich 
„Rechnungsführung“ zu­
ständigen Stelle verbucht 

Gesamtbetrag der förderfähigen 
Ausgaben, die in den Rechnungs­
führungssystemen des Aufgaben­

bereichs „Rechnungsführung“ ver­
bucht wurden und in den der 
Kommission vorgelegten Zah­

lungsanträgen enthalten sind im 
Zusammenhang mit den spezi­

fischen Zielen, für die die grund­
legenden Voraussetzungen erfüllt 
sind, oder mit Vorhaben, die zur 
Erfüllung der grundlegenden Vo­

raussetzungen beitragen 

Gesamtbetrag des bei 
der Durchführung 

von Vorhaben geleis­
teten oder zu leisten­
den entsprechenden 
öffentlichen Beitrags 
im Zusammenhang 

mit den spezifischen 
Zielen, für die die 
grundlegenden Vo­

raussetzungen erfüllt 
sind, oder mit Vor­

haben, die zur Erfül­
lung der grundlegen­
den Voraussetzungen 

beitragen 

(E = A - C) (F = B - D) 

(A) (B) (C) (D) (E) (F) (G) 

Priorität 1 

Weniger entwickelte Re­
gionen 

<type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" input="G"> <type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" 
input="G"> 

<type="S" 
maxlength="500" 
input="M"> 

Übergangsregionen <type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" input="G"> <type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" 
input="G"> 

<type="S" 
maxlength="500" 
input="M"> 

Stärker entwickelte Regio­
nen 

<type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" input="G"> <type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" 
input="G"> 

<type="S" 
maxlength="500" 
input="M"> 

Gebiete in äußerster Rand­
lage und nördliche Regio­
nen mit geringer Bevölke­
rungsdichte 

<type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" input="G"> <type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" 
input="G"> 

<type="S" 
maxlength="500" 
input="M">
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▼B 

Priorität 

Förderfähiger Gesamtbetrag an Ausgaben in den an die 
Kommission übermittelten Zahlungsanträgen 

Im Einklang mit Artikel 98 der Verordnung geltend ge­
machte Ausgaben Differenz 

Bemerkungen (bei Differenz 
für jede Art von Abzug gemäß 
Artikel 98 Absatz 6 Pflichtfeld) 

Gesamtbetrag der förder­
fähigen Ausgaben, die den 

Begünstigten entstanden 
sind und für die Durchfüh­
rung von Vorhaben im Zu­
sammenhang mit den spezi­
fischen Zielen, für die die 
grundlegenden Vorausset­

zungen erfüllt sind, oder mit 
Vorhaben, die zur Erfüllung 
der grundlegenden Voraus­
setzungen beitragen, getätigt 
wurden, wie im System der 

für den Aufgabenbereich 
„Rechnungsführung“ zu­
ständigen Stelle verbucht 

Gesamtbetrag des geleisteten 
oder zu leistenden öffent­

lichen Beitrags bei der 
Durchführung von Vor­

haben im Zusammenhang 
mit den spezifischen Zielen, 
für die die grundlegenden 

Voraussetzungen erfüllt 
sind, oder mit Vorhaben, die 

zur Erfüllung der grund­
legenden Voraussetzungen 
beitragen, wie im System 

der für den Aufgabenbereich 
„Rechnungsführung“ zu­
ständigen Stelle verbucht 

Gesamtbetrag der förderfähigen 
Ausgaben, die in den Rechnungs­
führungssystemen des Aufgaben­

bereichs „Rechnungsführung“ ver­
bucht wurden und in den der 
Kommission vorgelegten Zah­

lungsanträgen enthalten sind im 
Zusammenhang mit den spezi­

fischen Zielen, für die die grund­
legenden Voraussetzungen erfüllt 
sind, oder mit Vorhaben, die zur 
Erfüllung der grundlegenden Vo­

raussetzungen beitragen 

Gesamtbetrag des bei 
der Durchführung 

von Vorhaben geleis­
teten oder zu leisten­
den entsprechenden 
öffentlichen Beitrags 
im Zusammenhang 

mit den spezifischen 
Zielen, für die die 
grundlegenden Vo­

raussetzungen erfüllt 
sind, oder mit Vor­

haben, die zur Erfül­
lung der grundlegen­
den Voraussetzungen 

beitragen 

(E = A - C) (F = B - D) 

(A) (B) (C) (D) (E) (F) (G) 

Priorität 2 

Weniger entwickelte Re­
gionen 

<type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" input="G"> <type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" 
input="G"> 

<type="S" 
maxlength="500" 
input="M"> 

Übergangsregionen <type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" input="G"> <type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" 
input="G"> 

<type="S" 
maxlength="500" 
input="M"> 

Stärker entwickelte Regio­
nen 

<type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" input="G"> <type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" 
input="G"> 

<type="S" 
maxlength="500" 
input="M"> 

Gebiete in äußerster Rand­
lage und nördliche Regio­
nen mit geringer Bevölke­
rungsdichte 

<type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" input="G"> <type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" 
input="G"> 

<type="S" 
maxlength="500" 
input="M">
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▼B 

Priorität 

Förderfähiger Gesamtbetrag an Ausgaben in den an die 
Kommission übermittelten Zahlungsanträgen 

Im Einklang mit Artikel 98 der Verordnung geltend ge­
machte Ausgaben Differenz 

Bemerkungen (bei Differenz 
für jede Art von Abzug gemäß 
Artikel 98 Absatz 6 Pflichtfeld) 

Gesamtbetrag der förder­
fähigen Ausgaben, die den 

Begünstigten entstanden 
sind und für die Durchfüh­
rung von Vorhaben im Zu­
sammenhang mit den spezi­
fischen Zielen, für die die 
grundlegenden Vorausset­

zungen erfüllt sind, oder mit 
Vorhaben, die zur Erfüllung 
der grundlegenden Voraus­
setzungen beitragen, getätigt 
wurden, wie im System der 

für den Aufgabenbereich 
„Rechnungsführung“ zu­
ständigen Stelle verbucht 

Gesamtbetrag des geleisteten 
oder zu leistenden öffent­

lichen Beitrags bei der 
Durchführung von Vor­

haben im Zusammenhang 
mit den spezifischen Zielen, 
für die die grundlegenden 

Voraussetzungen erfüllt 
sind, oder mit Vorhaben, die 

zur Erfüllung der grund­
legenden Voraussetzungen 
beitragen, wie im System 

der für den Aufgabenbereich 
„Rechnungsführung“ zu­
ständigen Stelle verbucht 

Gesamtbetrag der förderfähigen 
Ausgaben, die in den Rechnungs­
führungssystemen des Aufgaben­

bereichs „Rechnungsführung“ ver­
bucht wurden und in den der 
Kommission vorgelegten Zah­

lungsanträgen enthalten sind im 
Zusammenhang mit den spezi­

fischen Zielen, für die die grund­
legenden Voraussetzungen erfüllt 
sind, oder mit Vorhaben, die zur 
Erfüllung der grundlegenden Vo­

raussetzungen beitragen 

Gesamtbetrag des bei 
der Durchführung 

von Vorhaben geleis­
teten oder zu leisten­
den entsprechenden 
öffentlichen Beitrags 
im Zusammenhang 

mit den spezifischen 
Zielen, für die die 
grundlegenden Vo­

raussetzungen erfüllt 
sind, oder mit Vor­

haben, die zur Erfül­
lung der grundlegen­
den Voraussetzungen 

beitragen 

(E = A - C) (F = B - D) 

(A) (B) (C) (D) (E) (F) (G) 

Priorität 3 

Insgesamt 

Weniger entwickelte Re­
gionen 

<type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" input="G"> <type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" 
input="G"> 

Übergangsregionen <type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" input="G"> <type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" 
input="G"> 

Stärker entwickelte Regio­
nen 

<type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" input="G"> <type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" 
input="G"> 

Gebiete in äußerster Rand­
lage und nördliche Regio­
nen mit geringer Bevölke­
rungsdichte 

<type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" input="G"> <type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" 
input="G"> 

Endsumme <type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" input="G"> <type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" 
input="G"> 

Davon infolge von Prüfungen in der gegenwärtigen Rechnungslegung berichtigte Beträge <type="Cu" 
input="M"> 

<type="Cu" 
input="M">
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▼B 

Oder 

Für den AMIF, ISF und das BMVI 

Spezifisches Ziel 

Förderfähiger Gesamtbetrag an Ausgaben in den an die 
Kommission übermittelten Zahlungsanträgen 

Im Einklang mit Artikel 98 der Verordnung geltend ge­
machte Ausgaben Differenz 

Bemerkungen (bei Diffe­
renz für jede Art von Ab­
zug gemäß Artikel 98 Ab­

satz 6 Pflichtfeld) 

Gesamtbetrag der förderfähi­
gen Ausgaben, die den Be­
günstigten entstanden sind 
und für die Durchführung 
von Vorhaben im Zusam­
menhang mit den spezi­

fischen Zielen, für die die 
grundlegenden Voraussetzun­

gen erfüllt sind, oder mit 
Vorhaben, die zur Erfüllung 
der grundlegenden Voraus­

setzungen beitragen, getätigt 
wurden, wie im System der 

für den Aufgabenbereich 
„Rechnungsführung“ zustän­

digen Stelle verbucht 

Gesamtbetrag des geleis­
teten oder zu leistenden öf­
fentlichen Beitrags bei der 

Durchführung von Vor­
haben im Zusammenhang 

mit den spezifischen Zielen, 
für die die grundlegenden 

Voraussetzungen erfüllt 
sind, oder mit Vorhaben, 

die zur Erfüllung der 
grundlegenden Vorausset­
zungen beitragen, wie im 
System der für den Auf­

gabenbereich „Rechnungs­
führung“ zuständigen Stelle 

verbucht 

Gesamtbetrag der förderfähi­
gen Ausgaben, die in den 

Rechnungsführungssystemen 
des Aufgabenbereichs 

„Rechnungsführung“ ver­
bucht wurden und in den der 

Kommission vorgelegten 
Zahlungsanträgen enthalten 
sind im Zusammenhang mit 
den spezifischen Zielen, für 
die die grundlegenden Vo­
raussetzungen erfüllt sind, 

oder mit Vorhaben, die zur 
Erfüllung der grundlegenden 
Voraussetzungen beitragen 

Gesamtbetrag des bei der 
Durchführung von Vor­

haben geleisteten oder zu 
leistenden entsprechenden 
öffentlichen Beitrags im 
Zusammenhang mit den 

spezifischen Zielen, für die 
die grundlegenden Voraus­
setzungen erfüllt sind, oder 
mit Vorhaben, die zur Er­
füllung der grundlegenden 
Voraussetzungen beitragen 

(E = A - C) (F = B - D) 

(A) (B) (C) (D) (E) (F) (G) 

Spezifisches Ziel 1 

Maßnahmen mit Ko­
finanzierung gemäß 
Artikel 12 Absatz 1 
der ISF-Verordnung 
oder Artikel 12 Ab­
satz 1 der 
BMVI-Verordnung 
oder Artikel 15 Ab­
satz 1 der 
AMIF-Verordnung 

<type="Cu" input="G"> <type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" input="G"> <type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" 
input="G"> 

<type="S" 
maxlength="500" 
input="M">
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▼B 

Spezifisches Ziel 

Förderfähiger Gesamtbetrag an Ausgaben in den an die 
Kommission übermittelten Zahlungsanträgen 

Im Einklang mit Artikel 98 der Verordnung geltend ge­
machte Ausgaben Differenz 

Bemerkungen (bei Diffe­
renz für jede Art von Ab­
zug gemäß Artikel 98 Ab­

satz 6 Pflichtfeld) 

Gesamtbetrag der förderfähi­
gen Ausgaben, die den Be­
günstigten entstanden sind 
und für die Durchführung 
von Vorhaben im Zusam­
menhang mit den spezi­

fischen Zielen, für die die 
grundlegenden Voraussetzun­

gen erfüllt sind, oder mit 
Vorhaben, die zur Erfüllung 
der grundlegenden Voraus­

setzungen beitragen, getätigt 
wurden, wie im System der 

für den Aufgabenbereich 
„Rechnungsführung“ zustän­

digen Stelle verbucht 

Gesamtbetrag des geleis­
teten oder zu leistenden öf­
fentlichen Beitrags bei der 

Durchführung von Vor­
haben im Zusammenhang 

mit den spezifischen Zielen, 
für die die grundlegenden 

Voraussetzungen erfüllt 
sind, oder mit Vorhaben, 

die zur Erfüllung der 
grundlegenden Vorausset­
zungen beitragen, wie im 
System der für den Auf­

gabenbereich „Rechnungs­
führung“ zuständigen Stelle 

verbucht 

Gesamtbetrag der förderfähi­
gen Ausgaben, die in den 

Rechnungsführungssystemen 
des Aufgabenbereichs 

„Rechnungsführung“ ver­
bucht wurden und in den der 

Kommission vorgelegten 
Zahlungsanträgen enthalten 
sind im Zusammenhang mit 
den spezifischen Zielen, für 
die die grundlegenden Vo­
raussetzungen erfüllt sind, 

oder mit Vorhaben, die zur 
Erfüllung der grundlegenden 
Voraussetzungen beitragen 

Gesamtbetrag des bei der 
Durchführung von Vor­

haben geleisteten oder zu 
leistenden entsprechenden 
öffentlichen Beitrags im 
Zusammenhang mit den 

spezifischen Zielen, für die 
die grundlegenden Voraus­
setzungen erfüllt sind, oder 
mit Vorhaben, die zur Er­
füllung der grundlegenden 
Voraussetzungen beitragen 

(E = A - C) (F = B - D) 

(A) (B) (C) (D) (E) (F) (G) 

Maßnahmen mit Ko­
finanzierung gemäß 
Artikel 12 Absatz 2 
der ISF-Verordnung 
oder Artikel 12 Ab­
satz 2 der 
BMVI-Verordnung 
oder Artikel 15 Ab­
satz 2 der 
AMIF-Verordnung 

<type="Cu" input="G"> <type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" input="G"> <type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" 
input="G"> 

<type="S" 
maxlength="500" 
input="M"> 

Maßnahmen mit Ko­
finanzierung gemäß 
Artikel 12 Absatz 3 
der ISF-Verordnung 
oder Artikel 12 Ab­
satz 3 der 
BMVI-Verordnung 
oder Artikel 15 Ab­
satz 3 der 
AMIF-Verordnung 

<type="Cu" input="G"> <type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" input="G"> <type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" 
input="G"> 

<type="S" 
maxlength="500" 
input="M">
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▼B 

Spezifisches Ziel 

Förderfähiger Gesamtbetrag an Ausgaben in den an die 
Kommission übermittelten Zahlungsanträgen 

Im Einklang mit Artikel 98 der Verordnung geltend ge­
machte Ausgaben Differenz 

Bemerkungen (bei Diffe­
renz für jede Art von Ab­
zug gemäß Artikel 98 Ab­

satz 6 Pflichtfeld) 

Gesamtbetrag der förderfähi­
gen Ausgaben, die den Be­
günstigten entstanden sind 
und für die Durchführung 
von Vorhaben im Zusam­
menhang mit den spezi­

fischen Zielen, für die die 
grundlegenden Voraussetzun­

gen erfüllt sind, oder mit 
Vorhaben, die zur Erfüllung 
der grundlegenden Voraus­

setzungen beitragen, getätigt 
wurden, wie im System der 

für den Aufgabenbereich 
„Rechnungsführung“ zustän­

digen Stelle verbucht 

Gesamtbetrag des geleis­
teten oder zu leistenden öf­
fentlichen Beitrags bei der 

Durchführung von Vor­
haben im Zusammenhang 

mit den spezifischen Zielen, 
für die die grundlegenden 

Voraussetzungen erfüllt 
sind, oder mit Vorhaben, 

die zur Erfüllung der 
grundlegenden Vorausset­
zungen beitragen, wie im 
System der für den Auf­

gabenbereich „Rechnungs­
führung“ zuständigen Stelle 

verbucht 

Gesamtbetrag der förderfähi­
gen Ausgaben, die in den 

Rechnungsführungssystemen 
des Aufgabenbereichs 

„Rechnungsführung“ ver­
bucht wurden und in den der 

Kommission vorgelegten 
Zahlungsanträgen enthalten 
sind im Zusammenhang mit 
den spezifischen Zielen, für 
die die grundlegenden Vo­
raussetzungen erfüllt sind, 

oder mit Vorhaben, die zur 
Erfüllung der grundlegenden 
Voraussetzungen beitragen 

Gesamtbetrag des bei der 
Durchführung von Vor­

haben geleisteten oder zu 
leistenden entsprechenden 
öffentlichen Beitrags im 
Zusammenhang mit den 

spezifischen Zielen, für die 
die grundlegenden Voraus­
setzungen erfüllt sind, oder 
mit Vorhaben, die zur Er­
füllung der grundlegenden 
Voraussetzungen beitragen 

(E = A - C) (F = B - D) 

(A) (B) (C) (D) (E) (F) (G) 

Maßnahmen mit Ko­
finanzierung gemäß 
Artikel 12 Absatz 4 
der ISF-Verordnung 
oder Artikel 12 Ab­
satz 4 der 
BMVI-Verordnung 
(außer Transit-Sonder­
regelung) oder Arti­
kel 15 Absatz 4 der 
AMIF-Verordnung 

<type="Cu" input="G"> <type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" input="G"> <type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" 
input="G"> 

<type="S" 
maxlength="500" 
input="M"> 

Maßnahmen mit Ko­
finanzierung gemäß 
Artikel 12Absatz 4 der 
BMVI-Verordnung 
(Transit-Sonderrege­
lung) 

<type="Cu" input="G"> <type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" input="G"> <type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" 
input="G"> 

<type="S" 
maxlength="500" 
input="M">
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▼B 

Spezifisches Ziel 

Förderfähiger Gesamtbetrag an Ausgaben in den an die 
Kommission übermittelten Zahlungsanträgen 

Im Einklang mit Artikel 98 der Verordnung geltend ge­
machte Ausgaben Differenz 

Bemerkungen (bei Diffe­
renz für jede Art von Ab­
zug gemäß Artikel 98 Ab­

satz 6 Pflichtfeld) 

Gesamtbetrag der förderfähi­
gen Ausgaben, die den Be­
günstigten entstanden sind 
und für die Durchführung 
von Vorhaben im Zusam­
menhang mit den spezi­

fischen Zielen, für die die 
grundlegenden Voraussetzun­

gen erfüllt sind, oder mit 
Vorhaben, die zur Erfüllung 
der grundlegenden Voraus­

setzungen beitragen, getätigt 
wurden, wie im System der 

für den Aufgabenbereich 
„Rechnungsführung“ zustän­

digen Stelle verbucht 

Gesamtbetrag des geleis­
teten oder zu leistenden öf­
fentlichen Beitrags bei der 

Durchführung von Vor­
haben im Zusammenhang 

mit den spezifischen Zielen, 
für die die grundlegenden 

Voraussetzungen erfüllt 
sind, oder mit Vorhaben, 

die zur Erfüllung der 
grundlegenden Vorausset­
zungen beitragen, wie im 
System der für den Auf­

gabenbereich „Rechnungs­
führung“ zuständigen Stelle 

verbucht 

Gesamtbetrag der förderfähi­
gen Ausgaben, die in den 

Rechnungsführungssystemen 
des Aufgabenbereichs 

„Rechnungsführung“ ver­
bucht wurden und in den der 

Kommission vorgelegten 
Zahlungsanträgen enthalten 
sind im Zusammenhang mit 
den spezifischen Zielen, für 
die die grundlegenden Vo­
raussetzungen erfüllt sind, 

oder mit Vorhaben, die zur 
Erfüllung der grundlegenden 
Voraussetzungen beitragen 

Gesamtbetrag des bei der 
Durchführung von Vor­

haben geleisteten oder zu 
leistenden entsprechenden 
öffentlichen Beitrags im 
Zusammenhang mit den 

spezifischen Zielen, für die 
die grundlegenden Voraus­
setzungen erfüllt sind, oder 
mit Vorhaben, die zur Er­
füllung der grundlegenden 
Voraussetzungen beitragen 

(E = A - C) (F = B - D) 

(A) (B) (C) (D) (E) (F) (G) 

Maßnahmen mit Ko­
finanzierung gemäß 
Artikel 12 Absatz 5 
der ISF-Verordnung 
oder Artikel 12 Ab­
satz 6 der 
BMVI-Verordnung 
oder Artikel 15 Ab­
satz 5 der 
AMIF-Verordnung 

<type="Cu" input="G"> <type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" input="G"> <type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" 
input="G"> 

<type="S" 
maxlength="500" 
input="M"> 

Maßnahmen mit Ko­
finanzierung gemäß 
Artikel 12 Absatz 5 
der BMVI-Verordnung 

<type="Cu" input="G"> <type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" input="G"> <type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" 
input="G"> 

<type="S" 
maxlength="500" 
input="M">
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▼B 

Spezifisches Ziel 

Förderfähiger Gesamtbetrag an Ausgaben in den an die 
Kommission übermittelten Zahlungsanträgen 

Im Einklang mit Artikel 98 der Verordnung geltend ge­
machte Ausgaben Differenz 

Bemerkungen (bei Diffe­
renz für jede Art von Ab­
zug gemäß Artikel 98 Ab­

satz 6 Pflichtfeld) 

Gesamtbetrag der förderfähi­
gen Ausgaben, die den Be­
günstigten entstanden sind 
und für die Durchführung 
von Vorhaben im Zusam­
menhang mit den spezi­

fischen Zielen, für die die 
grundlegenden Voraussetzun­

gen erfüllt sind, oder mit 
Vorhaben, die zur Erfüllung 
der grundlegenden Voraus­

setzungen beitragen, getätigt 
wurden, wie im System der 

für den Aufgabenbereich 
„Rechnungsführung“ zustän­

digen Stelle verbucht 

Gesamtbetrag des geleis­
teten oder zu leistenden öf­
fentlichen Beitrags bei der 

Durchführung von Vor­
haben im Zusammenhang 

mit den spezifischen Zielen, 
für die die grundlegenden 

Voraussetzungen erfüllt 
sind, oder mit Vorhaben, 

die zur Erfüllung der 
grundlegenden Vorausset­
zungen beitragen, wie im 
System der für den Auf­

gabenbereich „Rechnungs­
führung“ zuständigen Stelle 

verbucht 

Gesamtbetrag der förderfähi­
gen Ausgaben, die in den 

Rechnungsführungssystemen 
des Aufgabenbereichs 

„Rechnungsführung“ ver­
bucht wurden und in den der 

Kommission vorgelegten 
Zahlungsanträgen enthalten 
sind im Zusammenhang mit 
den spezifischen Zielen, für 
die die grundlegenden Vo­
raussetzungen erfüllt sind, 

oder mit Vorhaben, die zur 
Erfüllung der grundlegenden 
Voraussetzungen beitragen 

Gesamtbetrag des bei der 
Durchführung von Vor­

haben geleisteten oder zu 
leistenden entsprechenden 
öffentlichen Beitrags im 
Zusammenhang mit den 

spezifischen Zielen, für die 
die grundlegenden Voraus­
setzungen erfüllt sind, oder 
mit Vorhaben, die zur Er­
füllung der grundlegenden 
Voraussetzungen beitragen 

(E = A - C) (F = B - D) 

(A) (B) (C) (D) (E) (F) (G) 

Spezifisches Ziel 2 

Maßnahmen mit Ko­
finanzierung gemäß 
Artikel 12 Absatz 1 
der ISF-Verordnung 
oder Artikel 12 Ab­
satz 1 der 
BMVI-Verordnung 
oder Artikel 15 Ab­
satz 1 der 
AMIF-Verordnung 
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▼B 

Spezifisches Ziel 

Förderfähiger Gesamtbetrag an Ausgaben in den an die 
Kommission übermittelten Zahlungsanträgen 

Im Einklang mit Artikel 98 der Verordnung geltend ge­
machte Ausgaben Differenz 

Bemerkungen (bei Diffe­
renz für jede Art von Ab­
zug gemäß Artikel 98 Ab­

satz 6 Pflichtfeld) 

Gesamtbetrag der förderfähi­
gen Ausgaben, die den Be­
günstigten entstanden sind 
und für die Durchführung 
von Vorhaben im Zusam­
menhang mit den spezi­

fischen Zielen, für die die 
grundlegenden Voraussetzun­

gen erfüllt sind, oder mit 
Vorhaben, die zur Erfüllung 
der grundlegenden Voraus­

setzungen beitragen, getätigt 
wurden, wie im System der 

für den Aufgabenbereich 
„Rechnungsführung“ zustän­

digen Stelle verbucht 

Gesamtbetrag des geleis­
teten oder zu leistenden öf­
fentlichen Beitrags bei der 

Durchführung von Vor­
haben im Zusammenhang 

mit den spezifischen Zielen, 
für die die grundlegenden 

Voraussetzungen erfüllt 
sind, oder mit Vorhaben, 

die zur Erfüllung der 
grundlegenden Vorausset­
zungen beitragen, wie im 
System der für den Auf­

gabenbereich „Rechnungs­
führung“ zuständigen Stelle 

verbucht 

Gesamtbetrag der förderfähi­
gen Ausgaben, die in den 

Rechnungsführungssystemen 
des Aufgabenbereichs 

„Rechnungsführung“ ver­
bucht wurden und in den der 

Kommission vorgelegten 
Zahlungsanträgen enthalten 
sind im Zusammenhang mit 
den spezifischen Zielen, für 
die die grundlegenden Vo­
raussetzungen erfüllt sind, 

oder mit Vorhaben, die zur 
Erfüllung der grundlegenden 
Voraussetzungen beitragen 

Gesamtbetrag des bei der 
Durchführung von Vor­

haben geleisteten oder zu 
leistenden entsprechenden 
öffentlichen Beitrags im 
Zusammenhang mit den 

spezifischen Zielen, für die 
die grundlegenden Voraus­
setzungen erfüllt sind, oder 
mit Vorhaben, die zur Er­
füllung der grundlegenden 
Voraussetzungen beitragen 

(E = A - C) (F = B - D) 

(A) (B) (C) (D) (E) (F) (G) 

Maßnahmen mit Ko­
finanzierung gemäß 
Artikel 12 Absatz 2 
der ISF-Verordnung 
oder Artikel 12 Ab­
satz 2 der 
BMVI-Verordnung 
oder Artikel 15 Ab­
satz 2 der 
AMIF-Verordnung 
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Maßnahmen mit Ko­
finanzierung gemäß 
Artikel 12 Absatz 3 
der ISF-Verordnung 
oder Artikel 12 Ab­
satz 3 der 
BMVI-Verordnung 
oder Artikel 15 Ab­
satz 3 der 
AMIF-Verordnung 
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▼B 

Spezifisches Ziel 

Förderfähiger Gesamtbetrag an Ausgaben in den an die 
Kommission übermittelten Zahlungsanträgen 

Im Einklang mit Artikel 98 der Verordnung geltend ge­
machte Ausgaben Differenz 

Bemerkungen (bei Diffe­
renz für jede Art von Ab­
zug gemäß Artikel 98 Ab­

satz 6 Pflichtfeld) 

Gesamtbetrag der förderfähi­
gen Ausgaben, die den Be­
günstigten entstanden sind 
und für die Durchführung 
von Vorhaben im Zusam­
menhang mit den spezi­

fischen Zielen, für die die 
grundlegenden Voraussetzun­

gen erfüllt sind, oder mit 
Vorhaben, die zur Erfüllung 
der grundlegenden Voraus­

setzungen beitragen, getätigt 
wurden, wie im System der 

für den Aufgabenbereich 
„Rechnungsführung“ zustän­

digen Stelle verbucht 

Gesamtbetrag des geleis­
teten oder zu leistenden öf­
fentlichen Beitrags bei der 

Durchführung von Vor­
haben im Zusammenhang 

mit den spezifischen Zielen, 
für die die grundlegenden 

Voraussetzungen erfüllt 
sind, oder mit Vorhaben, 

die zur Erfüllung der 
grundlegenden Vorausset­
zungen beitragen, wie im 
System der für den Auf­

gabenbereich „Rechnungs­
führung“ zuständigen Stelle 

verbucht 

Gesamtbetrag der förderfähi­
gen Ausgaben, die in den 

Rechnungsführungssystemen 
des Aufgabenbereichs 

„Rechnungsführung“ ver­
bucht wurden und in den der 

Kommission vorgelegten 
Zahlungsanträgen enthalten 
sind im Zusammenhang mit 
den spezifischen Zielen, für 
die die grundlegenden Vo­
raussetzungen erfüllt sind, 

oder mit Vorhaben, die zur 
Erfüllung der grundlegenden 
Voraussetzungen beitragen 

Gesamtbetrag des bei der 
Durchführung von Vor­

haben geleisteten oder zu 
leistenden entsprechenden 
öffentlichen Beitrags im 
Zusammenhang mit den 

spezifischen Zielen, für die 
die grundlegenden Voraus­
setzungen erfüllt sind, oder 
mit Vorhaben, die zur Er­
füllung der grundlegenden 
Voraussetzungen beitragen 

(E = A - C) (F = B - D) 

(A) (B) (C) (D) (E) (F) (G) 

Maßnahmen mit Ko­
finanzierung gemäß 
Artikel 12 Absatz 4 
der ISF-Verordnung 
oder Artikel 12 Ab­
satz 4 der 
BMVI-Verordnung 
oder Artikel 15 Ab­
satz 4 der 
AMIF-Verordnung 
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Maßnahmen mit Ko­
finanzierung gemäß 
Artikel 12 Absatz 5 
der ISF-Verordnung 
oder Artikel 12 Ab­
satz 6 der 
BMVI-Verordnung 
oder Artikel 15 Ab­
satz 5 der 
AMIF-Verordnung 
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▼B 

Spezifisches Ziel 

Förderfähiger Gesamtbetrag an Ausgaben in den an die 
Kommission übermittelten Zahlungsanträgen 

Im Einklang mit Artikel 98 der Verordnung geltend ge­
machte Ausgaben Differenz 

Bemerkungen (bei Diffe­
renz für jede Art von Ab­
zug gemäß Artikel 98 Ab­

satz 6 Pflichtfeld) 

Gesamtbetrag der förderfähi­
gen Ausgaben, die den Be­
günstigten entstanden sind 
und für die Durchführung 
von Vorhaben im Zusam­
menhang mit den spezi­

fischen Zielen, für die die 
grundlegenden Voraussetzun­

gen erfüllt sind, oder mit 
Vorhaben, die zur Erfüllung 
der grundlegenden Voraus­

setzungen beitragen, getätigt 
wurden, wie im System der 

für den Aufgabenbereich 
„Rechnungsführung“ zustän­

digen Stelle verbucht 

Gesamtbetrag des geleis­
teten oder zu leistenden öf­
fentlichen Beitrags bei der 

Durchführung von Vor­
haben im Zusammenhang 

mit den spezifischen Zielen, 
für die die grundlegenden 

Voraussetzungen erfüllt 
sind, oder mit Vorhaben, 

die zur Erfüllung der 
grundlegenden Vorausset­
zungen beitragen, wie im 
System der für den Auf­

gabenbereich „Rechnungs­
führung“ zuständigen Stelle 

verbucht 

Gesamtbetrag der förderfähi­
gen Ausgaben, die in den 

Rechnungsführungssystemen 
des Aufgabenbereichs 

„Rechnungsführung“ ver­
bucht wurden und in den der 

Kommission vorgelegten 
Zahlungsanträgen enthalten 
sind im Zusammenhang mit 
den spezifischen Zielen, für 
die die grundlegenden Vo­
raussetzungen erfüllt sind, 

oder mit Vorhaben, die zur 
Erfüllung der grundlegenden 
Voraussetzungen beitragen 

Gesamtbetrag des bei der 
Durchführung von Vor­

haben geleisteten oder zu 
leistenden entsprechenden 
öffentlichen Beitrags im 
Zusammenhang mit den 

spezifischen Zielen, für die 
die grundlegenden Voraus­
setzungen erfüllt sind, oder 
mit Vorhaben, die zur Er­
füllung der grundlegenden 
Voraussetzungen beitragen 

(E = A - C) (F = B - D) 

(A) (B) (C) (D) (E) (F) (G) 

Spezifisches Ziel 3 

Maßnahmen mit Ko­
finanzierung gemäß 
Artikel 12 Absatz 1 
der ISF-Verordnung 
oder Artikel 12 Ab­
satz 1 der 
BMVI-Verordnung 
oder Artikel 15 Ab­
satz 1 der 
AMIF-Verordnung 
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▼B 

Spezifisches Ziel 

Förderfähiger Gesamtbetrag an Ausgaben in den an die 
Kommission übermittelten Zahlungsanträgen 

Im Einklang mit Artikel 98 der Verordnung geltend ge­
machte Ausgaben Differenz 

Bemerkungen (bei Diffe­
renz für jede Art von Ab­
zug gemäß Artikel 98 Ab­

satz 6 Pflichtfeld) 

Gesamtbetrag der förderfähi­
gen Ausgaben, die den Be­
günstigten entstanden sind 
und für die Durchführung 
von Vorhaben im Zusam­
menhang mit den spezi­

fischen Zielen, für die die 
grundlegenden Voraussetzun­

gen erfüllt sind, oder mit 
Vorhaben, die zur Erfüllung 
der grundlegenden Voraus­

setzungen beitragen, getätigt 
wurden, wie im System der 

für den Aufgabenbereich 
„Rechnungsführung“ zustän­

digen Stelle verbucht 

Gesamtbetrag des geleis­
teten oder zu leistenden öf­
fentlichen Beitrags bei der 

Durchführung von Vor­
haben im Zusammenhang 

mit den spezifischen Zielen, 
für die die grundlegenden 

Voraussetzungen erfüllt 
sind, oder mit Vorhaben, 

die zur Erfüllung der 
grundlegenden Vorausset­
zungen beitragen, wie im 
System der für den Auf­

gabenbereich „Rechnungs­
führung“ zuständigen Stelle 

verbucht 

Gesamtbetrag der förderfähi­
gen Ausgaben, die in den 

Rechnungsführungssystemen 
des Aufgabenbereichs 

„Rechnungsführung“ ver­
bucht wurden und in den der 

Kommission vorgelegten 
Zahlungsanträgen enthalten 
sind im Zusammenhang mit 
den spezifischen Zielen, für 
die die grundlegenden Vo­
raussetzungen erfüllt sind, 

oder mit Vorhaben, die zur 
Erfüllung der grundlegenden 
Voraussetzungen beitragen 

Gesamtbetrag des bei der 
Durchführung von Vor­

haben geleisteten oder zu 
leistenden entsprechenden 
öffentlichen Beitrags im 
Zusammenhang mit den 

spezifischen Zielen, für die 
die grundlegenden Voraus­
setzungen erfüllt sind, oder 
mit Vorhaben, die zur Er­
füllung der grundlegenden 
Voraussetzungen beitragen 

(E = A - C) (F = B - D) 

(A) (B) (C) (D) (E) (F) (G) 

Maßnahmen mit Ko­
finanzierung gemäß 
Artikel 12 Absatz 2 
der ISF-Verordnung 
oder Artikel 12 Ab­
satz 2 der 
BMVI-Verordnung 
oder Artikel 15 Ab­
satz 2 der 
AMIF-Verordnung 
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Maßnahmen mit Ko­
finanzierung gemäß 
Artikel 12 Absatz 3 
der ISF-Verordnung 
oder Artikel 12 Ab­
satz 3 der 
BMVI-Verordnung 
oder Artikel 15 Ab­
satz 3 der 
AMIF-Verordnung 
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▼B 

Spezifisches Ziel 

Förderfähiger Gesamtbetrag an Ausgaben in den an die 
Kommission übermittelten Zahlungsanträgen 

Im Einklang mit Artikel 98 der Verordnung geltend ge­
machte Ausgaben Differenz 

Bemerkungen (bei Diffe­
renz für jede Art von Ab­
zug gemäß Artikel 98 Ab­

satz 6 Pflichtfeld) 

Gesamtbetrag der förderfähi­
gen Ausgaben, die den Be­
günstigten entstanden sind 
und für die Durchführung 
von Vorhaben im Zusam­
menhang mit den spezi­

fischen Zielen, für die die 
grundlegenden Voraussetzun­

gen erfüllt sind, oder mit 
Vorhaben, die zur Erfüllung 
der grundlegenden Voraus­

setzungen beitragen, getätigt 
wurden, wie im System der 

für den Aufgabenbereich 
„Rechnungsführung“ zustän­

digen Stelle verbucht 

Gesamtbetrag des geleis­
teten oder zu leistenden öf­
fentlichen Beitrags bei der 

Durchführung von Vor­
haben im Zusammenhang 

mit den spezifischen Zielen, 
für die die grundlegenden 

Voraussetzungen erfüllt 
sind, oder mit Vorhaben, 

die zur Erfüllung der 
grundlegenden Vorausset­
zungen beitragen, wie im 
System der für den Auf­

gabenbereich „Rechnungs­
führung“ zuständigen Stelle 

verbucht 

Gesamtbetrag der förderfähi­
gen Ausgaben, die in den 

Rechnungsführungssystemen 
des Aufgabenbereichs 

„Rechnungsführung“ ver­
bucht wurden und in den der 

Kommission vorgelegten 
Zahlungsanträgen enthalten 
sind im Zusammenhang mit 
den spezifischen Zielen, für 
die die grundlegenden Vo­
raussetzungen erfüllt sind, 

oder mit Vorhaben, die zur 
Erfüllung der grundlegenden 
Voraussetzungen beitragen 

Gesamtbetrag des bei der 
Durchführung von Vor­

haben geleisteten oder zu 
leistenden entsprechenden 
öffentlichen Beitrags im 
Zusammenhang mit den 

spezifischen Zielen, für die 
die grundlegenden Voraus­
setzungen erfüllt sind, oder 
mit Vorhaben, die zur Er­
füllung der grundlegenden 
Voraussetzungen beitragen 

(E = A - C) (F = B - D) 

(A) (B) (C) (D) (E) (F) (G) 

Maßnahmen mit Ko­
finanzierung gemäß 
Artikel 12 Absatz 4 
der ISF-Verordnung 
oder Artikel 12 Ab­
satz 4 der 
BMVI-Verordnung 
oder Artikel 15 Ab­
satz 4 der 
AMIF-Verordnung 
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Maßnahmen mit Ko­
finanzierung gemäß 
Artikel 12 Absatz 5 
der ISF-Verordnung 
oder Artikel 12 Ab­
satz 6 der 
BMVI-Verordnung 
oder Artikel 15 Ab­
satz 5 der 
AMIF-Verordnung 
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▼B 

Spezifisches Ziel 

Förderfähiger Gesamtbetrag an Ausgaben in den an die 
Kommission übermittelten Zahlungsanträgen 

Im Einklang mit Artikel 98 der Verordnung geltend ge­
machte Ausgaben Differenz 

Bemerkungen (bei Diffe­
renz für jede Art von Ab­
zug gemäß Artikel 98 Ab­

satz 6 Pflichtfeld) 

Gesamtbetrag der förderfähi­
gen Ausgaben, die den Be­
günstigten entstanden sind 
und für die Durchführung 
von Vorhaben im Zusam­
menhang mit den spezi­

fischen Zielen, für die die 
grundlegenden Voraussetzun­

gen erfüllt sind, oder mit 
Vorhaben, die zur Erfüllung 
der grundlegenden Voraus­

setzungen beitragen, getätigt 
wurden, wie im System der 

für den Aufgabenbereich 
„Rechnungsführung“ zustän­

digen Stelle verbucht 

Gesamtbetrag des geleis­
teten oder zu leistenden öf­
fentlichen Beitrags bei der 

Durchführung von Vor­
haben im Zusammenhang 

mit den spezifischen Zielen, 
für die die grundlegenden 

Voraussetzungen erfüllt 
sind, oder mit Vorhaben, 

die zur Erfüllung der 
grundlegenden Vorausset­
zungen beitragen, wie im 
System der für den Auf­

gabenbereich „Rechnungs­
führung“ zuständigen Stelle 

verbucht 

Gesamtbetrag der förderfähi­
gen Ausgaben, die in den 

Rechnungsführungssystemen 
des Aufgabenbereichs 

„Rechnungsführung“ ver­
bucht wurden und in den der 

Kommission vorgelegten 
Zahlungsanträgen enthalten 
sind im Zusammenhang mit 
den spezifischen Zielen, für 
die die grundlegenden Vo­
raussetzungen erfüllt sind, 

oder mit Vorhaben, die zur 
Erfüllung der grundlegenden 
Voraussetzungen beitragen 

Gesamtbetrag des bei der 
Durchführung von Vor­

haben geleisteten oder zu 
leistenden entsprechenden 
öffentlichen Beitrags im 
Zusammenhang mit den 

spezifischen Zielen, für die 
die grundlegenden Voraus­
setzungen erfüllt sind, oder 
mit Vorhaben, die zur Er­
füllung der grundlegenden 
Voraussetzungen beitragen 

(E = A - C) (F = B - D) 

(A) (B) (C) (D) (E) (F) (G) 

Spezifisches 
Ziel 4 (AMIF) 

Maßnahmen mit Ko­
finanzierung gemäß 
Artikel 15 Absatz 1 
der AMIF-Verordnung 
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Maßnahmen mit Ko­
finanzierung gemäß 
Artikel 15 Absatz 2 
der AMIF-Verordnung 

<type="Cu" input="G"> <type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" input="G"> <type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" 
input="G"> 

<type="S" 
maxlength="500" 
input="M"> 

Maßnahmen mit Ko­
finanzierung gemäß 
Artikel 15 Absatz 3 
der AMIF-Verordnung 
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▼B 

Spezifisches Ziel 

Förderfähiger Gesamtbetrag an Ausgaben in den an die 
Kommission übermittelten Zahlungsanträgen 

Im Einklang mit Artikel 98 der Verordnung geltend ge­
machte Ausgaben Differenz 

Bemerkungen (bei Diffe­
renz für jede Art von Ab­
zug gemäß Artikel 98 Ab­

satz 6 Pflichtfeld) 

Gesamtbetrag der förderfähi­
gen Ausgaben, die den Be­
günstigten entstanden sind 
und für die Durchführung 
von Vorhaben im Zusam­
menhang mit den spezi­

fischen Zielen, für die die 
grundlegenden Voraussetzun­

gen erfüllt sind, oder mit 
Vorhaben, die zur Erfüllung 
der grundlegenden Voraus­

setzungen beitragen, getätigt 
wurden, wie im System der 

für den Aufgabenbereich 
„Rechnungsführung“ zustän­

digen Stelle verbucht 

Gesamtbetrag des geleis­
teten oder zu leistenden öf­
fentlichen Beitrags bei der 

Durchführung von Vor­
haben im Zusammenhang 

mit den spezifischen Zielen, 
für die die grundlegenden 

Voraussetzungen erfüllt 
sind, oder mit Vorhaben, 

die zur Erfüllung der 
grundlegenden Vorausset­
zungen beitragen, wie im 
System der für den Auf­

gabenbereich „Rechnungs­
führung“ zuständigen Stelle 

verbucht 

Gesamtbetrag der förderfähi­
gen Ausgaben, die in den 

Rechnungsführungssystemen 
des Aufgabenbereichs 

„Rechnungsführung“ ver­
bucht wurden und in den der 

Kommission vorgelegten 
Zahlungsanträgen enthalten 
sind im Zusammenhang mit 
den spezifischen Zielen, für 
die die grundlegenden Vo­
raussetzungen erfüllt sind, 

oder mit Vorhaben, die zur 
Erfüllung der grundlegenden 
Voraussetzungen beitragen 

Gesamtbetrag des bei der 
Durchführung von Vor­

haben geleisteten oder zu 
leistenden entsprechenden 
öffentlichen Beitrags im 
Zusammenhang mit den 

spezifischen Zielen, für die 
die grundlegenden Voraus­
setzungen erfüllt sind, oder 
mit Vorhaben, die zur Er­
füllung der grundlegenden 
Voraussetzungen beitragen 

(E = A - C) (F = B - D) 

(A) (B) (C) (D) (E) (F) (G) 

Maßnahmen mit Ko­
finanzierung gemäß 
Artikel 15 Absatz 4 
der AMIF-Verordnung 

<type="Cu" input="G"> <type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" input="G"> <type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" 
input="G"> 

<type="S" 
maxlength="500" 
input="M"> 

Maßnahmen mit Ko­
finanzierung gemäß 
Artikel 15 Absatz 5 
der AMIF-Verordnung 

<type="Cu" input="G"> <type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" input="G"> <type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" 
input="G"> 

<type="S" 
maxlength="500" 
input="M"> 

Maßnahmen mit Ko­
finanzierung gemäß 
Artikel 19 der 
AMIF-Verordnung 

<type="Cu" input="G"> <type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" input="G"> <type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" 
input="G"> 

<type="S" 
maxlength="500" 
input="M"> 

Maßnahmen mit Ko­
finanzierung gemäß 
Artikel 20 der 
AMIF-Verordnung 
(Zugang) 

<type="Cu" input="G"> <type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" input="G"> <type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" 
input="G"> 

<type="S" 
maxlength="500" 
input="M">



 

02021R
1060 —

 D
E —

 01.03.2023 —
 002.001 —

 355 

▼B 

Spezifisches Ziel 

Förderfähiger Gesamtbetrag an Ausgaben in den an die 
Kommission übermittelten Zahlungsanträgen 

Im Einklang mit Artikel 98 der Verordnung geltend ge­
machte Ausgaben Differenz 

Bemerkungen (bei Diffe­
renz für jede Art von Ab­
zug gemäß Artikel 98 Ab­

satz 6 Pflichtfeld) 

Gesamtbetrag der förderfähi­
gen Ausgaben, die den Be­
günstigten entstanden sind 
und für die Durchführung 
von Vorhaben im Zusam­
menhang mit den spezi­

fischen Zielen, für die die 
grundlegenden Voraussetzun­

gen erfüllt sind, oder mit 
Vorhaben, die zur Erfüllung 
der grundlegenden Voraus­

setzungen beitragen, getätigt 
wurden, wie im System der 

für den Aufgabenbereich 
„Rechnungsführung“ zustän­

digen Stelle verbucht 

Gesamtbetrag des geleis­
teten oder zu leistenden öf­
fentlichen Beitrags bei der 

Durchführung von Vor­
haben im Zusammenhang 

mit den spezifischen Zielen, 
für die die grundlegenden 

Voraussetzungen erfüllt 
sind, oder mit Vorhaben, 

die zur Erfüllung der 
grundlegenden Vorausset­
zungen beitragen, wie im 
System der für den Auf­

gabenbereich „Rechnungs­
führung“ zuständigen Stelle 

verbucht 

Gesamtbetrag der förderfähi­
gen Ausgaben, die in den 

Rechnungsführungssystemen 
des Aufgabenbereichs 

„Rechnungsführung“ ver­
bucht wurden und in den der 

Kommission vorgelegten 
Zahlungsanträgen enthalten 
sind im Zusammenhang mit 
den spezifischen Zielen, für 
die die grundlegenden Vo­
raussetzungen erfüllt sind, 

oder mit Vorhaben, die zur 
Erfüllung der grundlegenden 
Voraussetzungen beitragen 

Gesamtbetrag des bei der 
Durchführung von Vor­

haben geleisteten oder zu 
leistenden entsprechenden 
öffentlichen Beitrags im 
Zusammenhang mit den 

spezifischen Zielen, für die 
die grundlegenden Voraus­
setzungen erfüllt sind, oder 
mit Vorhaben, die zur Er­
füllung der grundlegenden 
Voraussetzungen beitragen 

(E = A - C) (F = B - D) 

(A) (B) (C) (D) (E) (F) (G) 

Maßnahmen mit Ko­
finanzierung gemäß 
Artikel 20 der 
AMIF-Verordnung 
(Abgang) 

<type="Cu" input="G"> <type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" input="G"> <type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" 
input="G"> 

<type="S" 
maxlength="500" 
input="M"> 

Technische Hilfe ge­
mäß Artikel 36 Ab­
satz 5 

<type="Cu" input="G"> <type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" input="G"> <type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" 
input="G"> 

<type="S" 
maxlength="500" 
input="M"> 

Technische Hilfe ge­
mäß Artikel 37 

<type="Cu" input="G"> <type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" input="G"> <type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" 
input="G"> 

<type="S" 
maxlength="500" 
input="M"> 

Insgesamt
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▼B 

Spezifisches Ziel 

Förderfähiger Gesamtbetrag an Ausgaben in den an die 
Kommission übermittelten Zahlungsanträgen 

Im Einklang mit Artikel 98 der Verordnung geltend ge­
machte Ausgaben Differenz 

Bemerkungen (bei Diffe­
renz für jede Art von Ab­
zug gemäß Artikel 98 Ab­

satz 6 Pflichtfeld) 

Gesamtbetrag der förderfähi­
gen Ausgaben, die den Be­
günstigten entstanden sind 
und für die Durchführung 
von Vorhaben im Zusam­
menhang mit den spezi­

fischen Zielen, für die die 
grundlegenden Voraussetzun­

gen erfüllt sind, oder mit 
Vorhaben, die zur Erfüllung 
der grundlegenden Voraus­

setzungen beitragen, getätigt 
wurden, wie im System der 

für den Aufgabenbereich 
„Rechnungsführung“ zustän­

digen Stelle verbucht 

Gesamtbetrag des geleis­
teten oder zu leistenden öf­
fentlichen Beitrags bei der 

Durchführung von Vor­
haben im Zusammenhang 

mit den spezifischen Zielen, 
für die die grundlegenden 

Voraussetzungen erfüllt 
sind, oder mit Vorhaben, 

die zur Erfüllung der 
grundlegenden Vorausset­
zungen beitragen, wie im 
System der für den Auf­

gabenbereich „Rechnungs­
führung“ zuständigen Stelle 

verbucht 

Gesamtbetrag der förderfähi­
gen Ausgaben, die in den 

Rechnungsführungssystemen 
des Aufgabenbereichs 

„Rechnungsführung“ ver­
bucht wurden und in den der 

Kommission vorgelegten 
Zahlungsanträgen enthalten 
sind im Zusammenhang mit 
den spezifischen Zielen, für 
die die grundlegenden Vo­
raussetzungen erfüllt sind, 

oder mit Vorhaben, die zur 
Erfüllung der grundlegenden 
Voraussetzungen beitragen 

Gesamtbetrag des bei der 
Durchführung von Vor­

haben geleisteten oder zu 
leistenden entsprechenden 
öffentlichen Beitrags im 
Zusammenhang mit den 

spezifischen Zielen, für die 
die grundlegenden Voraus­
setzungen erfüllt sind, oder 
mit Vorhaben, die zur Er­
füllung der grundlegenden 
Voraussetzungen beitragen 

(E = A - C) (F = B - D) 

(A) (B) (C) (D) (E) (F) (G) 

Maßnahmen mit Ko­
finanzierung gemäß 
Artikel 12 Absatz 1 
der ISF-Verordnung 
oder Artikel 12 Ab­
satz 1 der 
BMVI-Verordnung 
oder Artikel 15 Ab­
satz 1 der 
AMIF-Verordnung 

<type="Cu" input="G"> <type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" input="G"> <type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" 
input="G"> 

Maßnahmen mit Ko­
finanzierung gemäß 
Artikel 12 Absatz 2 
der ISF-Verordnung 
oder Artikel 12 Ab­
satz 2 der 
BMVI-Verordnung 
oder Artikel 15 Ab­
satz 2 der 
AMIF-Verordnung 

<type="Cu" input="G"> <type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" input="G"> <type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" 
input="G">
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▼B 

Spezifisches Ziel 

Förderfähiger Gesamtbetrag an Ausgaben in den an die 
Kommission übermittelten Zahlungsanträgen 

Im Einklang mit Artikel 98 der Verordnung geltend ge­
machte Ausgaben Differenz 

Bemerkungen (bei Diffe­
renz für jede Art von Ab­
zug gemäß Artikel 98 Ab­

satz 6 Pflichtfeld) 

Gesamtbetrag der förderfähi­
gen Ausgaben, die den Be­
günstigten entstanden sind 
und für die Durchführung 
von Vorhaben im Zusam­
menhang mit den spezi­

fischen Zielen, für die die 
grundlegenden Voraussetzun­

gen erfüllt sind, oder mit 
Vorhaben, die zur Erfüllung 
der grundlegenden Voraus­

setzungen beitragen, getätigt 
wurden, wie im System der 

für den Aufgabenbereich 
„Rechnungsführung“ zustän­

digen Stelle verbucht 

Gesamtbetrag des geleis­
teten oder zu leistenden öf­
fentlichen Beitrags bei der 

Durchführung von Vor­
haben im Zusammenhang 

mit den spezifischen Zielen, 
für die die grundlegenden 

Voraussetzungen erfüllt 
sind, oder mit Vorhaben, 

die zur Erfüllung der 
grundlegenden Vorausset­
zungen beitragen, wie im 
System der für den Auf­

gabenbereich „Rechnungs­
führung“ zuständigen Stelle 

verbucht 

Gesamtbetrag der förderfähi­
gen Ausgaben, die in den 

Rechnungsführungssystemen 
des Aufgabenbereichs 

„Rechnungsführung“ ver­
bucht wurden und in den der 

Kommission vorgelegten 
Zahlungsanträgen enthalten 
sind im Zusammenhang mit 
den spezifischen Zielen, für 
die die grundlegenden Vo­
raussetzungen erfüllt sind, 

oder mit Vorhaben, die zur 
Erfüllung der grundlegenden 
Voraussetzungen beitragen 

Gesamtbetrag des bei der 
Durchführung von Vor­

haben geleisteten oder zu 
leistenden entsprechenden 
öffentlichen Beitrags im 
Zusammenhang mit den 

spezifischen Zielen, für die 
die grundlegenden Voraus­
setzungen erfüllt sind, oder 
mit Vorhaben, die zur Er­
füllung der grundlegenden 
Voraussetzungen beitragen 

(E = A - C) (F = B - D) 

(A) (B) (C) (D) (E) (F) (G) 

Maßnahmen mit Ko­
finanzierung gemäß 
Artikel 12 Absatz 3 
der ISF-Verordnung 
oder Artikel 12 Ab­
satz 3 der 
BMVI-Verordnung 
oder Artikel 15 Ab­
satz 3 der 
AMIF-Verordnung 

<type="Cu" input="G"> <type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" input="G"> <type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" 
input="G"> 

Maßnahmen mit Ko­
finanzierung gemäß 
Artikel 12 Absatz 4 
der ISF-Verordnung 
oder Artikel 12 Ab­
satz 4 der 
BMVI-Verordnung 
(außer Transit-Sonder­
regelung) oder Arti­
kel 15 Absatz 4 der 
AMIF-Verordnung 

<type="Cu" input="G"> <type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" input="G"> <type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" 
input="G">
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▼B 

Spezifisches Ziel 

Förderfähiger Gesamtbetrag an Ausgaben in den an die 
Kommission übermittelten Zahlungsanträgen 

Im Einklang mit Artikel 98 der Verordnung geltend ge­
machte Ausgaben Differenz 

Bemerkungen (bei Diffe­
renz für jede Art von Ab­
zug gemäß Artikel 98 Ab­

satz 6 Pflichtfeld) 

Gesamtbetrag der förderfähi­
gen Ausgaben, die den Be­
günstigten entstanden sind 
und für die Durchführung 
von Vorhaben im Zusam­
menhang mit den spezi­

fischen Zielen, für die die 
grundlegenden Voraussetzun­

gen erfüllt sind, oder mit 
Vorhaben, die zur Erfüllung 
der grundlegenden Voraus­

setzungen beitragen, getätigt 
wurden, wie im System der 

für den Aufgabenbereich 
„Rechnungsführung“ zustän­

digen Stelle verbucht 

Gesamtbetrag des geleis­
teten oder zu leistenden öf­
fentlichen Beitrags bei der 

Durchführung von Vor­
haben im Zusammenhang 

mit den spezifischen Zielen, 
für die die grundlegenden 

Voraussetzungen erfüllt 
sind, oder mit Vorhaben, 

die zur Erfüllung der 
grundlegenden Vorausset­
zungen beitragen, wie im 
System der für den Auf­

gabenbereich „Rechnungs­
führung“ zuständigen Stelle 

verbucht 

Gesamtbetrag der förderfähi­
gen Ausgaben, die in den 

Rechnungsführungssystemen 
des Aufgabenbereichs 

„Rechnungsführung“ ver­
bucht wurden und in den der 

Kommission vorgelegten 
Zahlungsanträgen enthalten 
sind im Zusammenhang mit 
den spezifischen Zielen, für 
die die grundlegenden Vo­
raussetzungen erfüllt sind, 

oder mit Vorhaben, die zur 
Erfüllung der grundlegenden 
Voraussetzungen beitragen 

Gesamtbetrag des bei der 
Durchführung von Vor­

haben geleisteten oder zu 
leistenden entsprechenden 
öffentlichen Beitrags im 
Zusammenhang mit den 

spezifischen Zielen, für die 
die grundlegenden Voraus­
setzungen erfüllt sind, oder 
mit Vorhaben, die zur Er­
füllung der grundlegenden 
Voraussetzungen beitragen 

(E = A - C) (F = B - D) 

(A) (B) (C) (D) (E) (F) (G) 

Maßnahmen mit Ko­
finanzierung gemäß 
Artikel 12 Absatz 4 
der BMVI-Verordnung 
(Transit-Sonderrege­
lung) 

<type="Cu" input="G"> <type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" input="G"> <type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" 
input="G"> 

Maßnahmen mit Ko­
finanzierung gemäß 
Artikel 12 Absatz 5 
der ISF-Verordnung 
oder Artikel 12 Ab­
satz 6 der 
BMVI-Verordnung 
oder Artikel 15 Ab­
satz 5 der 
AMIF-Verordnung 

<type="Cu" input="G"> <type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" input="G"> <type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" 
input="G">
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▼B 

Spezifisches Ziel 

Förderfähiger Gesamtbetrag an Ausgaben in den an die 
Kommission übermittelten Zahlungsanträgen 

Im Einklang mit Artikel 98 der Verordnung geltend ge­
machte Ausgaben Differenz 

Bemerkungen (bei Diffe­
renz für jede Art von Ab­
zug gemäß Artikel 98 Ab­

satz 6 Pflichtfeld) 

Gesamtbetrag der förderfähi­
gen Ausgaben, die den Be­
günstigten entstanden sind 
und für die Durchführung 
von Vorhaben im Zusam­
menhang mit den spezi­

fischen Zielen, für die die 
grundlegenden Voraussetzun­

gen erfüllt sind, oder mit 
Vorhaben, die zur Erfüllung 
der grundlegenden Voraus­

setzungen beitragen, getätigt 
wurden, wie im System der 

für den Aufgabenbereich 
„Rechnungsführung“ zustän­

digen Stelle verbucht 

Gesamtbetrag des geleis­
teten oder zu leistenden öf­
fentlichen Beitrags bei der 

Durchführung von Vor­
haben im Zusammenhang 

mit den spezifischen Zielen, 
für die die grundlegenden 

Voraussetzungen erfüllt 
sind, oder mit Vorhaben, 

die zur Erfüllung der 
grundlegenden Vorausset­
zungen beitragen, wie im 
System der für den Auf­

gabenbereich „Rechnungs­
führung“ zuständigen Stelle 

verbucht 

Gesamtbetrag der förderfähi­
gen Ausgaben, die in den 

Rechnungsführungssystemen 
des Aufgabenbereichs 

„Rechnungsführung“ ver­
bucht wurden und in den der 

Kommission vorgelegten 
Zahlungsanträgen enthalten 
sind im Zusammenhang mit 
den spezifischen Zielen, für 
die die grundlegenden Vo­
raussetzungen erfüllt sind, 

oder mit Vorhaben, die zur 
Erfüllung der grundlegenden 
Voraussetzungen beitragen 

Gesamtbetrag des bei der 
Durchführung von Vor­

haben geleisteten oder zu 
leistenden entsprechenden 
öffentlichen Beitrags im 
Zusammenhang mit den 

spezifischen Zielen, für die 
die grundlegenden Voraus­
setzungen erfüllt sind, oder 
mit Vorhaben, die zur Er­
füllung der grundlegenden 
Voraussetzungen beitragen 

(E = A - C) (F = B - D) 

(A) (B) (C) (D) (E) (F) (G) 

Maßnahmen mit Ko­
finanzierung gemäß 
Artikel 19 der 
AMIF-Verordnung 

<type="Cu" input="G"> <type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" input="G"> <type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" 
input="G"> 

Maßnahmen mit Ko­
finanzierung gemäß 
Artikel 20 der 
AMIF-Verordnung 

<type="Cu" input="G"> <type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" input="G"> <type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" 
input="G"> 

Technische Hilfe ge­
mäß Artikel 36 Ab­
satz 5 

<type="Cu" input="G"> <type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" input="G"> <type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" 
input="G"> 

Technische Hilfe ge­
mäß Artikel 37 

<type="Cu" input="G"> <type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" input="G"> <type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" 
input="G">
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▼B 

Spezifisches Ziel 

Förderfähiger Gesamtbetrag an Ausgaben in den an die 
Kommission übermittelten Zahlungsanträgen 

Im Einklang mit Artikel 98 der Verordnung geltend ge­
machte Ausgaben Differenz 

Bemerkungen (bei Diffe­
renz für jede Art von Ab­
zug gemäß Artikel 98 Ab­

satz 6 Pflichtfeld) 

Gesamtbetrag der förderfähi­
gen Ausgaben, die den Be­
günstigten entstanden sind 
und für die Durchführung 
von Vorhaben im Zusam­
menhang mit den spezi­

fischen Zielen, für die die 
grundlegenden Voraussetzun­

gen erfüllt sind, oder mit 
Vorhaben, die zur Erfüllung 
der grundlegenden Voraus­

setzungen beitragen, getätigt 
wurden, wie im System der 

für den Aufgabenbereich 
„Rechnungsführung“ zustän­

digen Stelle verbucht 

Gesamtbetrag des geleis­
teten oder zu leistenden öf­
fentlichen Beitrags bei der 

Durchführung von Vor­
haben im Zusammenhang 

mit den spezifischen Zielen, 
für die die grundlegenden 

Voraussetzungen erfüllt 
sind, oder mit Vorhaben, 

die zur Erfüllung der 
grundlegenden Vorausset­
zungen beitragen, wie im 
System der für den Auf­

gabenbereich „Rechnungs­
führung“ zuständigen Stelle 

verbucht 

Gesamtbetrag der förderfähi­
gen Ausgaben, die in den 

Rechnungsführungssystemen 
des Aufgabenbereichs 

„Rechnungsführung“ ver­
bucht wurden und in den der 

Kommission vorgelegten 
Zahlungsanträgen enthalten 
sind im Zusammenhang mit 
den spezifischen Zielen, für 
die die grundlegenden Vo­
raussetzungen erfüllt sind, 

oder mit Vorhaben, die zur 
Erfüllung der grundlegenden 
Voraussetzungen beitragen 

Gesamtbetrag des bei der 
Durchführung von Vor­

haben geleisteten oder zu 
leistenden entsprechenden 
öffentlichen Beitrags im 
Zusammenhang mit den 

spezifischen Zielen, für die 
die grundlegenden Voraus­
setzungen erfüllt sind, oder 
mit Vorhaben, die zur Er­
füllung der grundlegenden 
Voraussetzungen beitragen 

(E = A - C) (F = B - D) 

(A) (B) (C) (D) (E) (F) (G) 

Endsumme <type="Cu" input="G"> <type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" input="G"> <type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" 
input="G"> 

Davon infolge von Prüfungen in der gegenwärtigen Rechnungslegung berichtigte Beträge <type="Cu" 
input="M"> 

<type="Cu" 
input="M">



 

02021R
1060 —

 D
E —

 01.03.2023 —
 002.001 —

 361 

▼B 

Das Muster wird auf Grundlage der CCI automatisch angepasst. Ein Beispiel: Bei Programmen ohne Regionenkategorien (Kohäsionsfonds, JTF, Ziel „Europäische territoriale Zusammenarbeit“ 
(Interreg), EMFAF, falls zutreffend) oder bei Programmen, bei denen die Kofinanzierungssätze nicht innerhalb einer Priorität (spezifisches Ziel) moduliert werden, muss die Tabelle folgendermaßen 
gestaltet sein: 

Priorität 

Förderfähiger Gesamtbetrag an Ausgaben in den an die 
Kommission übermittelten Zahlungsanträgen 

Im Einklang mit Artikel 98 der Verordnung geltend gemachte 
Ausgaben Differenz Bemerkungen (bei Differenz 

Pflichtfeld) 

Gesamtbetrag der förder­
fähigen Ausgaben, die den 

Begünstigten entstanden 
sind und für die Durch­

führung von Vorhaben im 
Zusammenhang mit den 

spezifischen Zielen, für die 
die grundlegenden Vo­

raussetzungen erfüllt sind, 
oder mit Vorhaben, die zur 
Erfüllung der grundlegen­
den Voraussetzungen bei­
tragen, getätigt wurden, 

wie im System der für den 
Aufgabenbereich „Rech­

nungsführung“ zuständigen 
Stelle verbucht 

Gesamtbetrag des geleis­
teten oder zu leistenden 
öffentlichen Beitrags bei 
der Durchführung von 

Vorhaben im Zusammen­
hang mit den spezifischen 
Zielen, für die die grund­
legenden Voraussetzungen 
erfüllt sind, oder mit Vor­
haben, die zur Erfüllung 
der grundlegenden Vo­
raussetzungen beitragen, 

wie im System der für den 
Aufgabenbereich „Rech­

nungsführung“ zuständigen 
Stelle verbucht 

Gesamtbetrag der förderfähi­
gen Ausgaben, die in den 

Rechnungsführungssystemen 
des Aufgabenbereichs „Rech­
nungsführung“ verbucht wur­
den und in den der Kommis­
sion vorgelegten Zahlungs­
anträgen enthalten sind im 

Zusammenhang mit den spe­
zifischen Zielen, für die die 

grundlegenden Voraussetzun­
gen erfüllt sind, oder mit 

Vorhaben, die zur Erfüllung 
der grundlegenden Vorausset­

zungen beitragen 

Gesamtbetrag des bei der 
Durchführung von Vorhaben 
geleisteten oder zu leistenden 
entsprechenden öffentlichen 
Beitrags im Zusammenhang 
mit den spezifischen Zielen, 
für die die grundlegenden 

Voraussetzungen erfüllt sind, 
oder mit Vorhaben, die zur 
Erfüllung der grundlegenden 
Voraussetzungen beitragen 

(E = A - C) (F = B - D) 

(A) (B) (C) (D) (E) (F) (G) 

Priorität 1 <type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G"> <type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" 
input="G"> 

<type="S" 
maxlength="500" 
input="M"> 

Priorität 2 <type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G"> <type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" 
input="G"> 

<type="S" 
maxlength="500" 
input="M"> 

Endsumme <type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G"> <type="Cu" 
input="G"> 

<type="Cu" 
input="G"> 

Davon infolge von Prüfungen in der gegenwärtigen Rechnungslegung berichtigte Beträge <type="Cu" 
input="M"> 

<type="Cu" 
input="M">
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Anlage 5 

Angaben zu Ausgaben im Zusammenhang mit spezifischen Zielen, für die die grundlegenden Voraussetzungen nicht erfüllt sind 

(kumulativ ab Beginn des Programmplanungszeitraums) 

Priorität 

Berechnungsgrundlage (öf­
fentlich oder insgesamt) ( 1 ) 

Betrag der von den Begünstigten getätigten und bei der 
Durchführung von Vorhaben gezahlten förderfähigen Aus­

gaben gemäß Artikel 91 Absatz 3 Buchstabe a oder c oder 
Unionsbeitrag gemäß Artikel 91 Absatz 4 im Zusammenhang 
mit nicht erfüllten grundlegenden Voraussetzungen im Sinne 
von Artikel 15 Absatz 5 oder 6, mit Ausnahme von Vor­

haben, die zur Erfüllung der grundlegenden Voraussetzungen 
beitragen 

Betrag der von den Begünstigten getätigten und bei der 
Durchführung von Vorhaben gezahlten förderfähigen Aus­

gaben gemäß Artikel 91 Absatz 3 Buchstabe a oder c oder 
Unionsbeitrag gemäß Artikel 91 Absatz 4 im Zusammenhang 
mit erfüllten grundlegenden Voraussetzungen im Sinne von 

Artikel 15 Absatz 5 oder 6 oder als Beitrag zur Erfüllung der 
grundlegenden Voraussetzungen ( 2 ) 

insgesamt öffentlich insgesamt öffentlich 

(A) (B) (C) (D) (E) 

Priorität 1 

Weniger entwickelte Regionen <type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Übergangsregionen <type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Stärker entwickelte Regionen <type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Gebiete in äußerster Randlage und nördliche Regionen mit 
geringer Bevölkerungsdichte 

<type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Priorität 2 

Weniger entwickelte Regionen <type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Übergangsregionen <type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Stärker entwickelte Regionen <type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

___________ 
( 1 ) Beim EMFAF gilt die Kofinanzierung nur für die förderfähigen öffentlichen Gesamtausgaben. Daher wird beim EMFAF die Berechnungsgrundlage in diesem Muster automatisch zu „öffentlich“. 
( 2 ) Die Beträge in dieser Spalte sollten mit den Beträgen in der ersten Tabelle in Anlage 1 zu Anhang XXIV übereinstimmen.
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▼B 

Priorität 

Berechnungsgrundlage (öf­
fentlich oder insgesamt) ( 1 ) 

Betrag der von den Begünstigten getätigten und bei der 
Durchführung von Vorhaben gezahlten förderfähigen Aus­

gaben gemäß Artikel 91 Absatz 3 Buchstabe a oder c oder 
Unionsbeitrag gemäß Artikel 91 Absatz 4 im Zusammenhang 
mit nicht erfüllten grundlegenden Voraussetzungen im Sinne 
von Artikel 15 Absatz 5 oder 6, mit Ausnahme von Vor­

haben, die zur Erfüllung der grundlegenden Voraussetzungen 
beitragen 

Betrag der von den Begünstigten getätigten und bei der 
Durchführung von Vorhaben gezahlten förderfähigen Aus­

gaben gemäß Artikel 91 Absatz 3 Buchstabe a oder c oder 
Unionsbeitrag gemäß Artikel 91 Absatz 4 im Zusammenhang 
mit erfüllten grundlegenden Voraussetzungen im Sinne von 

Artikel 15 Absatz 5 oder 6 oder als Beitrag zur Erfüllung der 
grundlegenden Voraussetzungen ( 1 ) 

insgesamt öffentlich insgesamt öffentlich 

(A) (B) (C) (D) (E) 

Gebiete in äußerster Randlage und nördliche Regionen mit 
geringer Bevölkerungsdichte 

<type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Priorität 3 

Weniger entwickelte Regionen <type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Übergangsregionen <type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Stärker entwickelte Regionen <type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Gebiete in äußerster Randlage und nördliche Regionen mit 
geringer Bevölkerungsdichte 

<type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Endsumme <type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G">
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▼B 

Anlage 6 

Angaben zu Ausgaben im Zusammenhang mit spezifischen Zielen, für die die grundlegenden Voraussetzungen nicht erfüllt sind 

(kumulativ ab Beginn des Programmplanungszeitraums), für den AMIF, den ISF und das BMVI 

Spezifisches Ziel 

Berechnungsgrundlage (öf­
fentlich oder insgesamt) 

Betrag der von den Begünstigten getätigten und bei der 
Durchführung von Vorhaben gezahlten förderfähigen Aus­

gaben gemäß Artikel 91 Absatz 3 Buchstabe a oder c oder 
Unionsbeitrag gemäß Artikel 91 Absatz 4 im Zusammenhang 
mit nicht erfüllten grundlegenden Voraussetzungen im Sinne 
von Artikel 15 Absatz 5 oder 6, mit Ausnahme von Vor­

haben, die zur Erfüllung der grundlegenden Voraussetzungen 
beitragen 

Betrag der von den Begünstigten getätigten und bei der 
Durchführung der Vorhaben gezahlten förderfähigen Aus­

gaben gemäß Artikel 91 Absatz 3 Buchstabe a oder c oder 
Unionsbeitrag gemäß Artikel 91 Absatz 4 im Zusammenhang 
mit erfüllten grundlegenden Voraussetzungen im Sinne von 

Artikel 15 Absatz 5 oder 6 oder als Beitrag zur Erfüllung der 
grundlegenden Voraussetzungen ( 1 ) 

(A) 
insgesamt 

(B) 

öffentlich 

(C) 

insgesamt 

(D) 

öffentlich 

(E) 

Spezifisches Ziel 1 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Artikel 12 Ab­
satz 1 der ISF-Verordnung oder Artikel 12 Absatz 1 der 
BMVI-Verordnung oder Artikel 15 Absatz 1 der 
AMIF-Verordnung 

<type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Artikel 12 Ab­
satz 2 der ISF-Verordnung oder Artikel 12 Absatz 2 der 
BMVI-Verordnung oder Artikel 15 Absatz 2 der 
AMIF-Verordnung 

<type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Artikel 12 Ab­
satz 3 der ISF-Verordnung oder Artikel 12 Absatz 3 der 
BMVI-Verordnung oder Artikel 15 Absatz 3 der 
AMIF-Verordnung 

<type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Artikel 12 Ab­
satz 4 der ISF-Verordnung oder Artikel 12 Absatz 4 der 
BMVI-Verordnung (außer Transit-Sonderregelung) oder 
Artikel 15 Absatz 4 der AMIF-Verordnung 

<type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

___________ 
( 1 ) Die Beträge in dieser Spalte sollten mit den Beträgen in der ersten Tabelle in Anhang XXIV übereinstimmen.
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Spezifisches Ziel 

Berechnungsgrundlage (öf­
fentlich oder insgesamt) 

Betrag der von den Begünstigten getätigten und bei der 
Durchführung von Vorhaben gezahlten förderfähigen Aus­

gaben gemäß Artikel 91 Absatz 3 Buchstabe a oder c oder 
Unionsbeitrag gemäß Artikel 91 Absatz 4 im Zusammenhang 
mit nicht erfüllten grundlegenden Voraussetzungen im Sinne 
von Artikel 15 Absatz 5 oder 6, mit Ausnahme von Vor­

haben, die zur Erfüllung der grundlegenden Voraussetzungen 
beitragen 

Betrag der von den Begünstigten getätigten und bei der 
Durchführung der Vorhaben gezahlten förderfähigen Aus­

gaben gemäß Artikel 91 Absatz 3 Buchstabe a oder c oder 
Unionsbeitrag gemäß Artikel 91 Absatz 4 im Zusammenhang 
mit erfüllten grundlegenden Voraussetzungen im Sinne von 

Artikel 15 Absatz 5 oder 6 oder als Beitrag zur Erfüllung der 
grundlegenden Voraussetzungen ( 1 ) 

(A) 
insgesamt 

(B) 

öffentlich 

(C) 

insgesamt 

(D) 

öffentlich 

(E) 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Artikel 12 Ab­
satz 4 der BMVI-Verordnung (Transit-Sonderregelung) 

<type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Artikel 12 Ab­
satz 5 der ISF-Verordnung oder Artikel 12 Absatz 6 der 
BMVI-Verordnung oder Artikel 15 Absatz 5 der 
AMIF-Verordnung 

<type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Artikel 12 Ab­
satz 5 der BMVI-Verordnung 

<type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Spezifisches Ziel 2 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Artikel 12 Ab­
satz 1 der ISF-Verordnung oder Artikel 12 Absatz 1 der 
BMVI-Verordnung oder Artikel 15 Absatz 1 der 
AMIF-Verordnung 

<type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Artikel 12 Ab­
satz 2 der ISF-Verordnung oder Artikel 12 Absatz 2 der 
BMVI-Verordnung oder Artikel 15 Absatz 2 der 
AMIF-Verordnung 

<type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Artikel 12 Ab­
satz 3 der ISF-Verordnung oder Artikel 12 Absatz 3 der 
BMVI-Verordnung oder Artikel 15 Absatz 3 der 
AMIF-Verordnung 

<type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Artikel 12 Ab­
satz 4 der ISF-Verordnung oder Artikel 12 Absatz 4 der 
BMVI-Verordnung oder Artikel 15 Absatz 4 der 
AMIF-Verordnung 

<type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M">
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Spezifisches Ziel 

Berechnungsgrundlage (öf­
fentlich oder insgesamt) 

Betrag der von den Begünstigten getätigten und bei der 
Durchführung von Vorhaben gezahlten förderfähigen Aus­
gaben gemäß Artikel 91 Absatz 3 Buchstabe a oder c oder 

Unionsbeitrag gemäß Artikel 91 Absatz 4 im Zusammenhang 
mit nicht erfüllten grundlegenden Voraussetzungen im Sinne 
von Artikel 15 Absatz 5 oder 6, mit Ausnahme von Vorhaben, 
die zur Erfüllung der grundlegenden Voraussetzungen beitra­

gen 

Betrag der von den Begünstigten getätigten und bei der 
Durchführung der Vorhaben gezahlten förderfähigen Aus­

gaben gemäß Artikel 91 Absatz 3 Buchstabe a oder c oder 
Unionsbeitrag gemäß Artikel 91 Absatz 4 im Zusammenhang 
mit erfüllten grundlegenden Voraussetzungen im Sinne von 

Artikel 15 Absatz 5 oder 6 oder als Beitrag zur Erfüllung der 
grundlegenden Voraussetzungen ( 1 ) 

(A) 
insgesamt 

(B) 

öffentlich 

(C) 

insgesamt 

(D) 

öffentlich 

(E) 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Artikel 12 Ab­
satz 5 der ISF-Verordnung oder Artikel 12 Absatz 6 der 
BMVI-Verordnung oder Artikel 15 Absatz 5 der 
AMIF-Verordnung 

<type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Spezifisches Ziel 3 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Artikel 12 Ab­
satz 1 der ISF-Verordnung oder Artikel 15 Absatz 1 der 
AMIF-Verordnung 

<type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Artikel 12 Ab­
satz 2 der ISF-Verordnung oder Artikel 15 Absatz 2 der 
AMIF-Verordnung 

<type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Artikel 12 Ab­
satz 3 der ISF-Verordnung oder Artikel 15 Absatz 3 der 
AMIF-Verordnung 

<type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Artikel 12 Ab­
satz 4 der ISF-Verordnung oder Artikel 15 Absatz 4 der 
AMIF-Verordnung 

<type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Artikel 12 Ab­
satz 5 der ISF-Verordnung oder Artikel 15 Absatz 5 der 
AMIF-Verordnung 

<type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Spezifisches Ziel 4 (AMIF)
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Spezifisches Ziel 

Berechnungsgrundlage (öf­
fentlich oder insgesamt) 

Betrag der von den Begünstigten getätigten und bei der 
Durchführung von Vorhaben gezahlten förderfähigen Aus­
gaben gemäß Artikel 91 Absatz 3 Buchstabe a oder c oder 

Unionsbeitrag gemäß Artikel 91 Absatz 4 im Zusammenhang 
mit nicht erfüllten grundlegenden Voraussetzungen im Sinne 
von Artikel 15 Absatz 5 oder 6, mit Ausnahme von Vorhaben, 
die zur Erfüllung der grundlegenden Voraussetzungen beitra­

gen 

Betrag der von den Begünstigten getätigten und bei der 
Durchführung der Vorhaben gezahlten förderfähigen Aus­

gaben gemäß Artikel 91 Absatz 3 Buchstabe a oder c oder 
Unionsbeitrag gemäß Artikel 91 Absatz 4 im Zusammenhang 
mit erfüllten grundlegenden Voraussetzungen im Sinne von 

Artikel 15 Absatz 5 oder 6 oder als Beitrag zur Erfüllung der 
grundlegenden Voraussetzungen ( 1 ) 

(A) 
insgesamt 

(B) 

öffentlich 

(C) 

insgesamt 

(D) 

öffentlich 

(E) 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Artikel 15 Ab­
satz 1 der AMIF-Verordnung 

<type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Artikel 15 Ab­
satz 2 der AMIF-Verordnung 

<type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Artikel 15 Ab­
satz 3 der AMIF-Verordnung 

<type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Artikel 15 Ab­
satz 4 der AMIF-Verordnung 

<type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Artikel 15 Ab­
satz 5 der AMIF-Verordnung 

<type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Maßnahmen mit Finanzierung gemäß Artikel 19 der 
AMIF-Verordnung 

<type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Maßnahmen mit Finanzierung gemäß Artikel 20 der 
AMIF-Verordnung (Zugang) 

<type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Maßnahmen mit Finanzierung gemäß Artikel 20 der 
AMIF-Verordnung (Abgang) 

<type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Technische Hilfe gemäß Artikel 36 Absatz 5 <type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Technische Hilfe gemäß Artikel 37 <type="S" input="G"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Endsumme <type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G">
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Anlage 7 

Im Rahmen staatlicher Beihilfen gezahlte Vorschüsse gemäß Artikel 91 Absatz 5 (kumulativ ab Programmbeginn) 

Priorität 
Gesamtbetrag der Vorschusszahlungen ( 1 ) 

Durch Ausgaben der Begünstigten binnen drei Jahren 
nach dem Jahr der Zahlung des Vorschusses gedeckter 

Betrag 

Betrag, der nicht durch Ausgaben der Begünstigten 
gedeckt ist und für den der Dreijahreszeitraum noch 

nicht abgelaufen ist 

(A) (B) (C) 

Priorität 1 

Weniger entwickelte Regionen <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Übergangsregionen <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Stärker entwickelte Regionen <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Gebiete in äußerster Randlage und nördliche 
Regionen mit geringer Bevölkerungsdichte 

<type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Priorität 2 

Weniger entwickelte Regionen <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Übergangsregionen <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Stärker entwickelte Regionen <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Gebiete in äußerster Randlage und nördliche 
Regionen mit geringer Bevölkerungsdichte 

<type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Priorität 3 

Weniger entwickelte Regionen <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

___________ 
( 1 ) Dieser Betrag ist im Gesamtbetrag der von den Begünstigten getätigten und bei der Durchführung der Vorhaben gezahlten förderfähigen Ausgaben wie im Zahlungsantrag angegeben enthalten. Da staatliche Beihilfen 

naturgemäß öffentliche Ausgaben sind, entspricht dieser Gesamtbetrag den öffentlichen Ausgaben.



 

02021R
1060 —

 D
E —

 01.03.2023 —
 002.001 —

 369 

▼B 

Priorität 
Gesamtbetrag der Vorschusszahlungen ( 1 ) 

Durch Ausgaben der Begünstigten binnen drei Jahren 
nach dem Jahr der Zahlung des Vorschusses gedeckter 

Betrag 

Betrag, der nicht durch Ausgaben der Begünstigten 
gedeckt ist und für den der Dreijahreszeitraum noch 

nicht abgelaufen ist 

(A) (B) (C) 

Übergangsregionen <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Stärker entwickelte Regionen <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Gebiete in äußerster Randlage und nördliche 
Regionen mit geringer Bevölkerungsdichte 

<type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Insgesamt 

Weniger entwickelte Regionen <type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G"> 

Übergangsregionen <type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G"> 

Stärker entwickelte Regionen <type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G"> 

Gebiete in äußerster Randlage und nördliche 
Regionen mit geringer Bevölkerungsdichte 

<type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G"> 

Endsumme <type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G">
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▼B 

Das Modell wird auf Grundlage der CCI automatisch angepasst. Ein Beispiel: Bei Programmen ohne Regionenkategorien (Kohäsionsfonds, JTF, Ziel „Europäische territoriale Zusammenarbeit“ 
(Interreg), EMFAF) muss die Tabelle folgendermaßen gestaltet sein: 

Priorität 

Gesamtbetrag der Vorschusszahlungen im Rahmen 
des Programms ( 1 ) 

Durch Ausgaben der Begünstigten binnen drei Jahren 
nach dem Jahr der Zahlung des Vorschusses ge­

deckter Betrag 

Betrag, der nicht durch Ausgaben der Begünstigten 
gedeckt ist und für den der Dreijahreszeitraum noch 

nicht abgelaufen ist 

(A) (B) (C) 

Priorität 1 <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Priorität 2 <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Priorität 3 <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Endsumme <type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G"> 

___________ 
( 1 ) Dieser Betrag ist im Gesamtbetrag der von den Begünstigten getätigten und bei der Durchführung der Vorhaben gezahlten förderfähigen Ausgaben wie im Zahlungsantrag angegeben enthalten. Da staatliche Beihilfen 

naturgemäß öffentliche Ausgaben sind, entspricht dieser Gesamtbetrag den öffentlichen Ausgaben.
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▼B 

Oder 

Für den AMIF, ISF und das BMVI 

Spezifisches Ziel 

Gesamtbetrag der Vorschusszahlungen im Rahmen 
des Programms ( 1 ) 

Durch Ausgaben der Begünstigten binnen drei Jahren 
nach dem Jahr der Zahlung des Vorschusses ge­

deckter Betrag 

Betrag, der nicht durch Ausgaben der Begünstigten 
gedeckt ist und für den der Dreijahreszeitraum noch 

nicht abgelaufen ist 

(A) (B) (C) 

Spezifisches Ziel 1 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Artikel 12 
Absatz 1 der ISF-Verordnung oder Artikel 12 Ab­
satz 1 der BMVI-Verordnung oder Artikel 15 Ab­
satz 1 der AMIF-Verordnung 

<type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Spezifisches Ziel 2 <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Artikel 12 
Absatz 1 der ISF-Verordnung oder Artikel 12 Ab­
satz 1 der BMVI-Verordnung oder Artikel 15 Ab­
satz 1 der AMIF-Verordnung 

<type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Spezifisches Ziel 3 <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Artikel 12 
Absatz 1 der ISF-Verordnung oder Artikel 15 Ab­
satz 1 der AMIF-Verordnung 

<type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Spezifisches Ziel 4 <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Maßnahmen mit Kofinanzierung gemäß Artikel 15 
Absatz 1 der AMIF-Verordnung 

<type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> <type="Cu" input="M"> 

Endsumme <type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G"> <type="Cu" input="G"> 

___________ 
( 1 ) Dieser Betrag ist im Gesamtbetrag der von den Begünstigten getätigten und bei der Durchführung der Vorhaben gezahlten förderfähigen Ausgaben wie im Zahlungsantrag angegeben enthalten. Da staatliche Beihilfen 

naturgemäß öffentliche Ausgaben sind, entspricht dieser Gesamtbetrag den öffentlichen Ausgaben.



 

ANHANG XXV 

Festsetzung der Höhe der Finanzkorrekturen: Finanzkorrekturen auf der 
Grundlage von Pauschalansätzen und Hochrechnungen – Artikel 104 Absatz 1 

1. Elemente für die Anwendung von Korrekturen auf der Grundlage von 
Hochrechnungen 

Wenn eine Finanzkorrektur auf der Grundlage von Hochrechnungen 
durchgeführt wird, werden die Ergebnisse der Untersuchung der re­
präsentativen Stichprobe auf die übrige Grundgesamtheit extrapoliert, 
aus der die Stichprobe gezogen wurde, um die Höhe der Finanzkor­
rektur festzulegen. 

2. Elemente, die bei der Anwendung einer Finanzkorrektur auf der 
Grundlage von Pauschalansätzen zu berücksichtigen sind 

a) Schweregrad des gravierenden Mangels bzw. der gravierenden 
Mängel in Bezug auf das gesamte Verwaltungs- und Kontrollsys­
tem; 

b) Häufigkeit und Ausmaß des gravierenden Mangels bzw. der gra­
vierenden Mängel; 

c) Ausmaß der finanziellen Nachteile für den Unionshaushalt. 

3. Die Höhe der Finanzkorrektur auf der Grundlage von Pauschalansätzen 
wird wie folgt ermittelt: 

a) Wenn der gravierende Mangel bzw. die gravierenden Mängel so 
grundlegend, häufig oder weit verbreitet ist bzw. sind, dass dies 
einem vollständigen Versagen des Systems gleichkommt, das die 
Recht- und Ordnungsmäßigkeit aller betroffenen Ausgaben gefähr­
det, wird ein Pauschalsatz von 100 % angewendet; 

b) wenn der gravierende Mangel bzw. die gravierenden Mängel so 
grundlegend und weit verbreitet ist bzw. sind, dass dies einem 
sehr schwerwiegenden Versagen des Systems gleichkommt, das 
die Recht- und Ordnungsmäßigkeit eines sehr großen Teils der 
betroffenen Ausgaben gefährdet, wird ein Pauschalsatz von 25 % 
angewendet; 

c) wenn der gravierende Mangel bzw. die gravierenden Mängel darauf 
zurückzuführen ist bzw. sind, dass das System nicht vollständig 
oder so schlecht oder so selten funktioniert, dass die Recht- und 
Ordnungsmäßigkeit eines großen Teils der betroffenen Ausgaben 
gefährdet ist, wird ein Pauschalsatz von 10 % angewendet; 

d) wenn der gravierende Mangel bzw. die gravierenden Mängel darauf 
zurückzuführen ist bzw. sind, dass das System nicht durchgehend 
funktioniert, sodass die Recht- und Ordnungsmäßigkeit eines nicht 
unerheblichen Teils der betroffenen Ausgaben gefährdet ist, wird 
ein Pauschalsatz von 5 % angewendet. 

Wenn die zuständigen Behörden versäumen, nach Anwendung einer 
Finanzkorrektur in einem Geschäftsjahr Korrekturmaßnahmen zu tref­
fen, und derselbe gravierende Mangel bzw. dieselben gravierenden 
Mängel auch im folgenden Geschäftsjahr festgestellt wird bzw. wer­
den, kann der Berichtigungssatz aufgrund des Fortbestehens des gra­
vierenden Mangels bzw. der gravierenden Mängel maximal bis zur 
Höhe des nächsthöheren Berichtigungssatzes heraufgesetzt werden. 

Ist die Höhe des Pauschalsatzes nach Berücksichtigung der in Ab­
schnitt 2 aufgeführten Elemente unverhältnismäßig, so kann der Be­
richtigungssatz herabgesetzt werden. 

▼B 
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ANHANG XXVI 

Methode für die Zuweisung der Gesamtmittel pro Mitgliedstaat – Artikel 109 
Absatz 2 

Methode für die Mittelzuweisung für weniger entwickelte Regionen, die im 
Rahmen des Ziels „Investitionen in Beschäftigung und Wachstum“ förderfähig 
sind – Artikel 108 Absatz 2 Buchstabe a 

1. Die Zuweisung für jeden einzelnen Mitgliedstaat ergibt sich aus der 
Summe der Mittel, die den einzelnen förderfähigen Regionen dieses 
Mitgliedstaats zugewiesen werden, wobei die Berechnung in folgenden 
Schritten erfolgt: 

a) Ermittlung eines absoluten Betrags pro Jahr (in EUR), indem die 
Bevölkerungszahl der betreffenden Region mit der Differenz zwi­
schen dem Pro-Kopf-BIP dieser Region, gemessen in Kaufkraft­
standards (KKS), und dem durchschnittlichen Pro-Kopf-BIP der 
EU-27 (in KKS) multipliziert wird; 

b) Anwendung eines Prozentsatzes auf den oben genannten absoluten 
Betrag, um die Finanzausstattung für diese Region festzulegen; 
dieser Prozentsatz ist abgestuft, um den relativen Wohlstand – ge­
messen in KKS – des Mitgliedstaats, in dem die förderfähige Re­
gion liegt, im Vergleich zum Durchschnitt der EU-27 widerzuspie­
geln, und beträgt: 

i) für Regionen in Mitgliedstaaten, deren Pro-Kopf-BNE unter 
82 % des Durchschnitts der EU-27 liegt: 2,85 %; 

ii) für Regionen in Mitgliedstaaten, deren Pro-Kopf-BNE zwi­
schen 82 % und 99 % des Durchschnitts der EU-27 liegt: 
1,25 %; 

iii) für Regionen in Mitgliedstaaten, deren Pro-Kopf-BNE über 
99 % des Durchschnitts der EU-27 liegt: 0,75 %; 

c) zu dem nach Buchstabe b errechneten Betrag wird gegebenenfalls 
ein Betrag addiert, der sich aus der Zuweisung einer Prämie von 
jährlich 570 EUR pro arbeitsloser Person für die Zahl der Arbeits­
losen in dieser Region ergibt, die über der Zahl liegt, die sich 
ergeben würde, wenn die durchschnittliche Arbeitslosenquote aller 
weniger entwickelten Regionen der EU zugrunde gelegt würde; 

d) zu dem nach Buchstabe c errechneten Betrag wird gegebenenfalls 
ein Betrag addiert, der sich aus der Zuweisung einer Prämie von 
jährlich 570 EUR pro arbeitsloser junger Person (Altersgruppe 15- 
24) für die Zahl der jungen Arbeitslosen in dieser Region ergibt, 
die über der Zahl liegt, die sich ergeben würde, wenn die durch­
schnittliche Quote der Jugendarbeitslosigkeit aller weniger ent­
wickelten Regionen der EU zugrunde gelegt würde; 

e) zu dem nach Buchstabe d errechneten Betrag wird gegebenenfalls 
ein Betrag addiert, der sich aus der Zuweisung einer Prämie von 
jährlich 270 EUR pro Person (Altersgruppe 25-64) für die Zahl der 
Personen in dieser Region ergibt, die abgezogen werden müsste, 
um die durchschnittliche Quote von Personen mit niedrigem Bil­
dungsstand (niedriger als Primarbereich, Primarbereich oder Sekun­
darbereich I) aller weniger entwickelten Regionen der EU zu 
erreichen; 

f) zu dem nach Buchstabe e errechneten Betrag wird gegebenenfalls 
ein Betrag von 1 EUR für jede Tonne von CO 2 -Äquivalenten pro 
Jahr für den Bevölkerungsanteil der Region an den Tonnen von 
CO 2 -Äquivalenten addiert, mit dem der Mitgliedstaat über dem 
Zielwert für Treibhausgasemissionen liegt, der im 2016 von der 
Kommission vorgeschlagenen Emissionshandelssystem für 2030 
festgelegt wurde; 
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g) zu dem nach Buchstabe f errechneten Betrag wird gegebenenfalls 
ein Betrag addiert, der sich aus der Zuweisung einer Prämie von 
jährlich 405 EUR pro Person für den Bevölkerungsanteil an Netto­
zuwanderung von außerhalb der Union in den Mitgliedstaat seit 
1. Januar 2014 in diesen Regionen ergibt. 

Methode für die Mittelzuweisung für Übergangsregionen, die im Rahmen des 
Ziels „Investitionen in Beschäftigung und Wachstum“ förderfähig sind – Arti­
kel 108 Absatz 2 Buchstabe b 

2. Die Zuweisung für jeden einzelnen Mitgliedstaat ergibt sich aus der 
Summe der Mittel, die den einzelnen förderfähigen Regionen dieses 
Mitgliedstaats zugewiesen werden, wobei die Berechnung in folgenden 
Schritten erfolgt: 

a) Ermittlung der minimalen und der maximalen theoretischen Beihilf­
eintensität für jede förderfähige Übergangsregion. Die Mindesthöhe 
der Beihilfemittel wird auf der Grundlage der ursprünglichen 
durchschnittlichen Pro-Kopf-Beihilfeintensität aller stärker ent­
wickelten Regionen, d. h. 15,2 EUR pro Kopf und Jahr, festgelegt. 
Für die Berechnung der Höchstbeihilfe wird eine theoretische Re­
gion mit einem Pro-Kopf-BIP von 75 % des Durchschnitts der 
EU-27 zugrunde gelegt; die Berechnung erfolgt nach der in Num­
mer 1 Buchstaben a und b festgelegten Methode. Von dem auf 
diese Weise errechneten Betrag werden 60 % berücksichtigt; 

b) Berechnung der ursprünglichen Regionalzuweisungen unter Be­
rücksichtigung des regionalen Pro-Kopf-BIP (in KKS) durch li­
neare Interpolation des relativen Pro-Kopf-BIP der Region im Ver­
gleich zur EU-27; 

c) zu dem nach Buchstabe b errechneten Betrag wird gegebenenfalls 
ein Betrag addiert, der sich aus der Zuweisung einer Prämie von 
jährlich 560 EUR pro arbeitsloser Person für die Zahl der Arbeits­
losen in dieser Region ergibt, die über der Zahl liegt, die sich 
ergeben würde, wenn die durchschnittliche Arbeitslosenquote aller 
weniger entwickelten Regionen der EU zugrunde gelegt würde; 

d) zu dem nach Buchstabe c errechneten Betrag wird gegebenenfalls 
ein Betrag addiert, der sich aus der Zuweisung einer Prämie von 
jährlich 560 EUR pro arbeitsloser junger Person (Alter 15 bis 24 
Jahre) für die Zahl der jungen Arbeitslosen in dieser Region ergibt, 
die über der Zahl liegt, die sich ergeben würde, wenn die durch­
schnittliche Quote der Jugendarbeitslosigkeit aller weniger ent­
wickelten Regionen der EU zugrunde gelegt würde; 

e) zu dem nach Buchstabe d errechneten Betrag wird gegebenenfalls 
ein Betrag addiert, der sich aus der Zuweisung einer Prämie von 
jährlich 250 EUR pro Person (Alter 25 bis 64 Jahre) für die Zahl 
der Personen in dieser Region ergibt, die abgezogen werden 
müsste, um die durchschnittliche Quote von Personen mit nied­
rigem Bildungsstand (niedriger als Primarbereich, Primarbereich 
oder Sekundarbereich I) aller weniger entwickelten Regionen der 
EU zu erreichen; 

f) zu dem nach Buchstabe e errechneten Betrag wird gegebenenfalls 
ein Betrag von 1 EUR für jede Tonne von CO 2 -Äquivalenten pro 
Jahr für den Bevölkerungsanteil der Region an den Tonnen von 
CO 2 -Äquivalenten addiert, mit dem der Mitgliedstaat über dem 
Zielwert für Treibhausgasemissionen liegt, der im 2016 von der 
Kommission vorgeschlagenen Emissionshandelssystem für 2030 
festgelegt wurde; 

g) zu dem nach Buchstabe f errechneten Betrag wird ein Betrag ad­
diert, der sich aus der Zuweisung einer Prämie von jährlich 
405 EUR pro Person für den Bevölkerungsanteil an Nettozuwan­
derung von außerhalb der Union in den Mitgliedstaat seit 1. Ja­
nuar 2014 in dieser Region ergibt. 
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Methode für die Mittelzuweisung für weniger entwickelte Regionen, die im 
Rahmen des Ziels „Investitionen in Beschäftigung und Wachstum“ förderfähig 
sind – Artikel 108 Absatz 2 Buchstabe c 

3. Die gesamte ursprüngliche theoretische Finanzausstattung berechnet 
sich durch Multiplikation einer Beihilfeintensität von 15,2 EUR pro 
Kopf und pro Jahr mit der förderfähigen Bevölkerungszahl. 

4. Der Anteil des jeweiligen Mitgliedstaats entspricht der Summe der 
Anteile seiner förderfähigen Regionen, wobei diese Anteile nach fol­
genden Kriterien mit der angegebenen Gewichtung berechnet werden: 

a) Gesamtbevölkerung der Region (Gewichtung: 20 %); 

b) Zahl der Arbeitslosen in Regionen der NUTS-2-Ebene mit einer 
Arbeitslosenquote, die über dem Durchschnitt aller stärker ent­
wickelten Regionen liegt (Gewichtung: 12,5 %); 

c) Zahl der Arbeitsplätze, die zusätzlich benötigt werden, um die 
durchschnittliche Beschäftigungsquote (für die Altersgruppe der 20- 
bis 64-Jährigen) aller stärker entwickelten Regionen zu erreichen 
(Gewichtung: 20 %); 

d) Zahl der Personen im Alter von 30 bis 34 Jahren mit Hochschul­
abschluss, die fehlen, um die durchschnittliche Quote der tertiären 
Bildungsabschlüsse (für die Altersgruppe der 30- bis 34-Jährigen) 
aller stärker entwickelten Regionen zu erreichen (Gewichtung: 
22,5 %); 

e) Zahl, um die die Zahl der frühen Schul- und Ausbildungsabgänger 
(in der Altersgruppe der 18- bis 24-Jährigen) verringert werden 
muss, um die durchschnittliche Quote der frühen Schul- und Aus­
bildungsabgänger (in der Altersgruppe der 18- bis 24-Jährigen) 
aller stärker entwickelten Regionen zu erreichen (Gewichtung: 
15 %); 

f) Differenz zwischen dem festgestellten BIP der Region (gemessen in 
KKS) und ihrem theoretischen BIP, wenn sie dasselbe Pro-Kopf- 
BIP aufweisen würde wie die wohlhabendste Region der NUTS-2- 
Ebene (Gewichtung: 7,5 %); 

g) Bevölkerungszahl der Regionen der NUTS-3-Ebene mit einer Be­
völkerungsdichte von weniger als 12,5 Einwohnern/km 

2 (Gewich­
tung: 2,5 %). 

5. Zu den nach Nummer 4 errechneten Beträgen pro NUTS-2-Region 
wird gegebenenfalls ein Betrag von 1 EUR für jede Tonne von 
CO 2 -Äquivalenten pro Jahr für den Bevölkerungsanteil der Region 
an den Tonnen von CO 2 -Äquivalenten addiert, mit dem der Mitglied­
staat über dem Zielwert für Treibhausgasemissionen liegt, der im 2016 
von der Kommission vorgeschlagenen Emissionshandelssystem 
für 2030 festgelegt wurde. 

6. Zu den nach Nummer 5 errechneten Beträgen pro NUTS-2-Region 
wird ein Betrag addiert, der sich aus der Zuweisung einer Prämie 
von jährlich 405 EUR pro Person für den Bevölkerungsanteil an Net­
tozuwanderung von außerhalb der Union in den Mitgliedstaat seit 
1. Januar 2014 in dieser Region ergibt. 

Methode für die Mittelzuweisung für die im Rahmen des Kohäsionsfonds för­
derfähigen Mitgliedstaaten – Artikel 108 Absatz 3 

7. Die Finanzausstattung berechnet sich durch Multiplikation einer durch­
schnittlichen Beihilfeintensität von 62,9 EUR pro Kopf und pro Jahr 
mit der förderfähigen Bevölkerungszahl. Der Anteil an dieser theoreti­
schen Finanzausstattung, der jedem förderfähigen Mitgliedstaat zuge­
wiesen wird, entspricht einem Prozentsatz, der von der Bevölkerungs­
zahl, der Fläche und dem nationalen Wohlstand des jeweiligen Landes 
abhängt und in folgenden Schritten berechnet wird: 
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a) Berechnung des arithmetischen Mittels des Bevölkerungs- und des 
Flächenanteils eines Mitgliedstaats an der Gesamtbevölkerung und 
an der Gesamtfläche aller förderfähigen Mitgliedstaaten. Übersteigt 
jedoch der Anteil eines Mitgliedstaats an der Gesamtbevölkerung 
seinen Anteil an der Gesamtfläche um einen Faktor von 5 oder 
mehr, was einer extrem hohen Bevölkerungsdichte entspricht, so 
wird für diesen Schritt nur der Anteil an der Gesamtbevölkerung 
herangezogen; 

b) Anpassung der sich daraus ergebenden Prozentsätze durch Anwen­
dung eines Koeffizienten, der einem Drittel des Prozentsatzes ent­
spricht, um den das (in KKS gemessene) Pro-Kopf-BNE des jewei­
ligen Mitgliedstaats für den Zeitraum 2015-2017 das durchschnitt­
liche Pro-Kopf-BNE aller förderfähigen Mitgliedstaaten (Durch­
schnitt entspricht 100 %) über- oder unterschreitet. 

Für jeden förderfähigen Mitgliedsstaat darf der Anteil des Kohäsions­
fonds nicht höher als ein Drittel der Gesamtmittelzuweisung abzüglich 
der Mittelzuweisung für das Ziel „Europäische territoriale Zusammen­
arbeit“ (Interreg) nach Anwendung der Nummern 10 bis 16 sein. Diese 
Anpassung erhöht alle anderen aus den Nummern 1 bis 6 resultieren­
den Übertragungen proportional. 

Methode für die Mittelzuweisung für das Ziel „Europäische territoriale Zusam­
menarbeit“ (Interreg) – Artikel 12 

8. Die Zuweisung von Mitteln an die einzelnen Mitgliedstaaten für grenz­
überschreitende und transnationale Zusammenarbeit und die Zusam­
menarbeit der Gebiete in äußerster Randlage errechnet sich als gewich­
tete Summe der auf Grundlage der folgenden Kriterien berechneten 
Anteile, die wie folgt gewichtet sind: 

a) Gesamtbevölkerung aller Grenzregionen der NUTS-3-Ebene und 
anderer Regionen der NUTS-3-Ebene, von denen mindestens die 
Hälfte der regionalen Bevölkerung höchstens 25 Kilometer von 
einer Grenze entfernt lebt (Gewichtung: 45,8 %); 

b) Bevölkerung, die höchstens 25 Kilometer von einer Grenze entfernt 
lebt (Gewichtung: 30,5 %); 

c) Gesamtbevölkerung der Mitgliedstaaten (Gewichtung: 20 %); 

d) Gesamtbevölkerung der Gebiete in äußerster Randlage (Gewich­
tung: 3,7 %). 

Der Anteil des grenzüberschreitenden Bestandteils entspricht der 
Summe der Gewichtung der Kriterien a und b. Der Anteil des trans­
nationalen Bestandteils entspricht der Gewichtung des Kriteriums c. 
Der Anteil der Zusammenarbeit der Gebiete in äußerster Randlage 
entspricht der Gewichtung des Kriteriums d. 

Methode für die Mittelzuweisung für zusätzliche Förderungen für die in Arti­
kel 349 AEUV genannten Gebiete in äußerster Randlage und die NUTS-2-Re­
gionen, die die Kriterien des Artikels 2 des Protokolls Nr. 6 zur Beitrittsakte von 
1994 erfüllen – Artikel 110 Absatz 1 Buchstabe e 

9. Eine zusätzliche Sonderzuweisung, die einer Beihilfeintensität von 
jährlich 40 EUR pro Einwohner entspricht, erfolgt an die NUTS-2- 
Regionen in äußerster Randlage und die nördlichen NUTS-2-Regionen 
mit geringer Bevölkerungsdichte. Diese Zuweisung wird nach Region 
und Mitgliedstaat zugeteilt, und zwar im Verhältnis zur Gesamtbevöl­
kerung dieser Regionen. 

Höchst- und Mindestbeträge der Übertragung aus den Fonds, die wirt­
schaftliche, soziale und territoriale Kohäsion fördern 
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10. Um dazu beizutragen, dass die Mittelzuweisungen aus dem Kohäsions­
fonds angemessen auf die am wenigsten entwickelten Regionen und 
Mitgliedstaaten konzentriert und die Unterschiede bei den durch­
schnittlichen Pro-Kopf-Beihilfeintensitäten verringert werden, wird 
die Obergrenze für die Übertragungen (Deckelung) aus den Fonds 
an jeden einzelnen Mitgliedstaat auf einen Prozentsatz des BIP des 
jeweiligen Mitgliedstaats festgelegt, der sich wie folgt errechnet: 

a) für Mitgliedstaaten, deren durchschnittliches Pro-Kopf-BNE (in 
KKS) im Zeitraum 2015-2017 unter 55 % des Pro-Kopf-Durch­
schnitts der EU-27 liegt: 2,3 % des BIP; 

b) für Mitgliedstaaten, deren durchschnittliches Pro-Kopf-BNE (in 
KKS) im Zeitraum 2015-2017 bei oder über 68 % des Pro-Kopf- 
Durchschnitts der EU-27 liegt: 1,5 % des BIP; 

c) für Mitgliedstaaten, deren durchschnittliches Pro-Kopf-BNE (in 
KKS) im Zeitraum 2015-2017 bei oder über 55 % und unter 
68 % des Pro-Kopf-Durchschnitts der EU-27 liegt: Der Prozentsatz 
wird durch lineare Interpolation zwischen 2,3 % und 1,5 % ihres 
BIP ermittelt, was zu einer proportionalen Verringerung des De­
ckelungsprozentsatzes führt, die dem Anstieg des Wohlstands 
entspricht. 

Die Deckelung gilt jeweils für ein Jahr für die BIP-Projektionen der 
Kommission und bewirkt, sofern sie anwendbar ist, dass alle Über­
tragungen (mit Ausnahme der Übertragungen an die stärker entwickel­
ten Regionen und für das Ziel „Europäische territoriale Zusammen­
arbeit“ (Interreg)) an den betreffenden Mitgliedstaat proportional ge­
kürzt werden, damit die Obergrenze für Übertragungen nicht über­
schritten wird. 

11. Die unter Nummer 10 beschriebenen Regelungen lassen nicht zu, dass 
die Mittelzuweisungen je Mitgliedstaat 107 % des realen Betrags für 
den Programmplanungszeitraum 2014-2020 übersteigen. Die Anpas­
sung wird proportional auf alle Übertragungen (mit Ausnahme der 
Übertragungen für das Ziel „Europäische territoriale Zusammenarbeit“ 
(Interreg)) an den betreffenden Mitgliedstaat angewendet, damit die 
Obergrenze für Übertragungen nicht überschritten wird. 

12. Die Mindestgesamtzuweisung aus den Fonds an einen Mitgliedstaat 
entspricht 76 % seiner gesamten Mittelzuweisung im Zeitraum 2014- 
2020. Die Mindestgesamtzuweisung aus den Fonds an einen Mitglied­
staat, in dem mindestens ein Drittel der Bevölkerung in Regionen der 
NUTS-2-Ebene mit einem Pro-Kopf-BIP von weniger als 50 % des 
Durchschnitts der EU-27 lebt, entspricht 85 % seiner gesamten Mittel­
zuweisung im Zeitraum 2014-2020. Die zur Einhaltung dieser Anfor­
derung erforderlichen Berichtigungen werden proportional bei den 
Mittelzuweisungen aus den Fonds vorgenommen, wobei die Zuwei­
sungen im Rahmen des Ziels „Europäische territoriale Zusammen­
arbeit“ (Interreg) ausgeklammert werden. 

13. Die Höchstgesamtzuweisung aus den Fonds an einen Mitgliedstaat, 
dessen Pro-Kopf-BNE (in KKS) bei mindestens 120 % des Durch­
schnitts der EU-27 liegt, entspricht 80 % seiner gesamten Mittelzuwei­
sung im Zeitraum 2014-2020. Die Höchstgesamtzuweisung aus den 
Fonds an einen Mitgliedstaat, dessen Pro-Kopf-BNE (in KKS) bei 
oder über 110 % und unter 120 % des Durchschnitts der EU-27 liegt, 
entspricht 90 % seiner gesamten Mittelzuweisung im Zeitraum 2014- 
2020. Die zur Einhaltung dieser Anforderung erforderlichen Berichti­
gungen werden proportional bei den Mittelzuweisungen aus den Fonds 
vorgenommen, wobei die Zuweisung im Rahmen des Ziels „Europäi­
sche territoriale Zusammenarbeit“ (Interreg) ausgeklammert wird. Ver­
fügt ein Mitgliedstaat über Übergangsregionen, für die Nummer 16 gilt, 
so werden 25 % der dem betreffenden Mitgliedstaat zugewiesenen 
Mittel für die stärker entwickelten Regionen auf die Zuweisung für 
die Übergangsregionen dieses Mitgliedstaats übertragen. 
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Zusätzliche Bestimmungen 

14. Für alle Regionen, die für den Zeitraum 2014-2020 als weniger ent­
wickelte Regionen definiert wurden, aber deren Pro-Kopf-BIP über 
75 % des Pro-Kopf-Durchschnitts der EU-27 liegt, entspricht die Min­
desthöhe der jährlichen Förderung im Rahmen des Ziels „Investitionen 
in Beschäftigung und Wachstum“ 60 % ihrer vorherigen durchschnitt­
lichen indikativen jährlichen Mittelzuweisung im Rahmen des Ziels 
„Investitionen in Beschäftigung und Wachstum“, wie dies von der 
Kommission im Rahmen des mehrjährigen Finanzrahmens 2014- 
2020 berechnet wurde. 

15. Keine Übergangsregion erhält weniger als das, was sie als stärker 
entwickelte Region erhalten hätte. 

16. Die Mindestgesamtzuweisung an einen Mitgliedstaat für seine Über­
gangsregionen, die bereits 2014-2020 Übergangsregionen waren, ent­
spricht mindestens 65 % der gesamten Mittelzuweisung für diese Re­
gionen im Zeitraum 2014-2020 in diesem Mitgliedstaat. 

17. Ungeachtet der Nummern 10 bis 13 kommen zusätzliche Zuweisungen 
gemäß den Nummern 18 bis 23 zur Anwendung. 

18. Ein Gesamtbetrag in Höhe von 120 000 000 EUR wird dem 
PEACE-PLUS-Programm zugewiesen, wenn es Frieden und Versöh­
nung sowie die Fortsetzung der grenzüberschreitenden Zusammen­
arbeit zwischen Norden und Süden unterstützt. Außerdem wird dem 
PEACE-PLUS-Programm ein Betrag von mindestens 60 000 000 EUR 
aus der Zuweisung an Irland im Rahmen des Ziels „Europäische ter­
ritoriale Zusammenarbeit“ (Interreg) zugewiesen. 

19. Ist die Bevölkerung eines Mitgliedstaats zwischen den Zeiträu­
men 2007-2009 und 2016-2018 um mehr als 1 % pro Jahr im Durch­
schnitt zurückgegangen, so erhält dieser Mitgliedstaat eine zusätzliche 
Mittelzuweisung, die dem Gesamtrückgang seiner Bevölkerung zwi­
schen diesen beiden Zeiträumen, multipliziert mit 500 EUR, entspricht. 
Diese zusätzliche Mittelzuweisung wird gegebenenfalls weniger ent­
wickelten Regionen in dem betreffenden Mitgliedstaat zugewiesen. 

20. Die weniger entwickelten Regionen der Mitgliedstaaten, die erstmals 
im Programmplanungszeitraum 2014-2020 Unterstützung aus den 
Fonds erhalten haben, erhalten eine zusätzliche Mittelzuweisung in 
Höhe von 400 000 000 EUR. 

21. Um den Herausforderungen gerecht zu werden, die sich aus der Lage 
der Inselmitgliedstaaten und der Abgelegenheit bestimmter Teile der 
Union ergeben, erhalten Malta und Zypern für die Strukturfonds im 
Rahmen des Ziels „Investitionen in Beschäftigung und Wachstum“ 
eine zusätzliche Mittelzuweisung in Höhe von jeweils 
100 000 000 EUR. Die nördlichen Gebiete Finnlands mit geringer Be­
völkerungsdichte erhalten zusätzlich zu dem in Nummer 9 genannten 
Betrag eine Mittelzuweisung in Höhe von 100 000 000 EUR. 

22. Zur Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit, des Wachstums und der 
Schaffung von Arbeitsplätzen in einigen Mitgliedstaaten werden aus 
den Fonds die folgenden zusätzlichen Mittelzuweisungen im Rahmen 
des Ziels „Investitionen in Beschäftigung und Wachstum“ bereit­
gestellt: 

a) 200 000 000 EUR für Belgien für die Übergangsregionen, 

b) 200 000 000 EUR für Bulgarien für die weniger entwickelten Re­
gionen, 

c) 1 550 000 000 EUR für Tschechien im Rahmen des Kohäsions­
fonds, 

▼B 

02021R1060 — DE — 01.03.2023 — 002.001 — 378



 

d) 100 000 000 EUR für Zypern im Rahmen der Strukturfonds, 

e) 50 000 000 EUR für Estland im Rahmen der Strukturfonds, 

f) 650 000 000 EUR für Deutschland für die Übergangsregionen, die 
unter Nummer 61 fallen, 

g) 50 000 000 EUR für Malta im Rahmen der Strukturfonds, 

h) 600 000 000 EUR für Polen für die weniger entwickelten Regio­
nen, 

i) 300 000 000 EUR für Portugal für die Übergangsregionen, 

j) 350 000 000 EUR für Slowenien für die stärker entwickelten Re­
gionen. 

23. Weitere 100 Mio. EUR dienen der Unterstützung der grenzüberschrei­
tenden Zusammenarbeit. Sie vervollständigen die Zuweisungen von 
Mitteln durch die Mitgliedstaaten nach den in Nummer 8 Buchstaben a 
und b genannten gewichteten Kriterien. 
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